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un MWiderſpruch und in der Verneinung, entjchloffen zu „unentwegtem“ 
Seltyulten an dem Princip ohne Nüdficht auf das wahre Intereſſe des 
Lanbes und Die Ehre der preufifchen Krone. 

Tie Eröffnung des Landtags erfolgte im Auftrage des Königs 
Burd; Den Wlinifterpräfidenten Grafen Bismard mit folgender 
Hepe *y: 

Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häujern des 
Yandtags! 

Ze Maheſtät der Nönig haben mir den Auftrag zu ertheilen 
deruhl, Den vandtag dev Monarchie in Allerhöhft Ihrem Namen 
zu enſſnen. 

‚hi mer leßten Sitzungoperiode iſt, wie in den Vorjahren, in 
Grmangelung ber notbwendigen Webereinftinmung**) der Häufer 
wa Vanblana untereinander und mit Der Krone, das in Art. 99 


mefonmmen Wo Dat Daber auch im abgelaufenen Jahre die Staats- 
nermaltung ohne ein ſolches Geſetz geführt werden müſſen. 

Sie Nachweiſung der Einnahmen und Ausgaben, welche der 
Finäanznerwältung Des verfloffenen Jahres als Richtſchnur gedient 
hat, ift amtlihh zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden. 

Fer Ztuntabnmahaltsetat für Das laufende Jahr wird dem 
Yantolage unverweilt vorgelegt werden. Mus demſelben werden Sie 
pie eherzeugung gewinnen, Daß unſere Finanzen ſich fortdauernd 
In giftigen vVäge heſinden. 

Dei hen meiſten Verwaltungszweigen iſt nach den bisherigen 
Erſfahrungen eine Grbobung der Einnahmeſätze zuläſſig geweſen, 
welche le Mittel geboten bat, im Etat die Befriedigung zahlreicher 
Mehrhedürfniſſe vorgeben und zur weiteren Verbeſſerung des 
Diemteinkommens Dev geringer beſoldeten Beamtenklaſſen eine an— 
eimellene Summe gu beſtimmen, ohne das Gleichgewicht zwiſchen 
Einnahme und Mudgabe zu ſtören. 

Ten Häuſern Deo vandtago wird, dem Vorbehalt im $ 8 des 
Grundſteuergeſeßhes vom 21. Mai 18617) gemäß, der Entwurf 
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eines das Werk der Veranlagung abichliegenden Geſetzes wegen 15.1. 1866. 
definitiver Untervertheilung und Erhebung der Grundfteuer in den 

ſechs öftlihen Provinzen zur verfaflungsmäßigen Beichlußnahme 

vorgelegt werden. Die Arbeiten zur Ausführung*) des Grund: 
jteuerentjchädigungsgejeges find im eifrigiten Betriebe, und fteht 

zu erwarten, daß die Auszahlung der Entichädigumgscapitalien noch 

im Laufe diefes Jahres wird erfolgen fünnen.' 

Tie Lage der Finanzen gejtattet es, den Gerichtsfoftenzujchlag 
allmählich zu ermäßigen, um ihn nach Verlauf weniger Jahre ganz 
wegfallen zu lafjen. Ein die Durchführung diefer Maßregel be- 
zwedender Gejegentwurf wird Ihnen zugehen. 

Die wirthichaftlichen Zuitände des Landes find im Allgemeinen 
als befriedigend zu bezeichnen. Allerdings ift die legte Ernte theil: 
weile ungenügend ausgefallen, wenn aber einzelne Lebensbedürf: 
niſſe im Preiſe geitiegen find, jo genügt doch die freie Thätigfeit 
des Handels, mit Hilfe der erweiterten Communicationsmittel den 
in einigen Gegenden fehlenden Getreidebedarf zu ergänzen. Auch 
zeugt die Frequenz der Eifenbahnen, die Thätigfeit des Bergbaues, 
die Regſamkeit in den Gemwerben und die durchweg den arbeitenden 
Klafien fich bietende Gelegenheit zur Beihäftigung für eine rüftig 
fortjchreitende Entwidelung. Im Intereſſe derjelben wird Ihre 
Mitwirfung in Anſpruch genommen werden. Es werden Ihnen 
Borlagen zugehen, welche den Zwed haben, die Leiltungsfähigfeit 
einiger Staatsbahnen durch außerordentliche Verwendungen ficher: 
zuftellen, den Wirfungsfreis der Preußiſchen Bank zu erweitern 
und Beichränfungen aufzuheben, welche der freien Berwerthung 
der Arbeitskraft noh im Wege Stehen. 

Die Handels: und Zollverträge, welche in der verfloffenen 
Sigung einen Gegenftand Ihrer Berathungen bildeten, find feit 
dem durch Erneuerung der Verträge mit Luxemburg, Anhalt und 
Bremen ergänzt worden. 

Mit Großbritannien iſt ein Echifffahrtsvertrag, mit Italien 
ein Handelsvertrag abgeſchloſſen, auf deflen Natificirung von Eeiten 
aller Zollvereinsitaaten die Regierung mit Zuverficht hofft. Die 
genannten Verträge werden Ihnen vorgelegt werden. 


*) &t8. 59. 2a. 


I \ 


LIOIATE 


In  Wivanlikr amt Ui. \zzmar bei 33 Februarx 1866. 


Sud dx Wemitum om 10. November v. 3. ift die 
Wölbetstiin Rtotdttutet Mod weiie Die Bildung der Eriten Rammer 
orten Mutter ACKER achradit und iind dem Herren: 
Maid Were edlem 228 Ztaatsorganismus entiprecdhenden 
ra ad nd Art dar Far Beleg abzuändernden Grundlagen 
Ay UN 

Xu io weiten, muchtlos gebliebenen Verhandlungen 
AN Nkiryemantsßßdiine welce eine Crleidhterung und Abfürzung 
Si Designs u Ne vandwebr, ſowie eine gerechtere PVertheilung 
SXtasisgsklhittun derdaupt besmedten, Tann die Regierung Sr. 
Run iu Kouigv von der Wiederholung folcher Vorſchläge für 
yes Narr Reiultat nicht erwarten. Sie wird es daher 
Na ayetadntt geioälichen Beſtimmungen über die Verpflichtung 
wo Ktayeihrsiite > suntweilen belaſſen müjlen. Indem die Re: 
Nr adgedrungene Entſchließung bedauert, bleibt fie 
x. Keserudigkeit durchdrungen, die jeßige, unter Mitwirkung 
A tapisa Lundvppertretung ins Xeben gerufene, ſeitdem praktiſch 
an sed Hd den beitebenden Geſetzen zuläflige Einrichtung 
\hrirste äntecht zu erbalten und die dazu nöthigen Geld: 
ta ud ER A fordern. 

roh Nuniadiie. ſo hält auch jegt Die Regierung Sr. Majeſtät 
on. aaa it Die ſehnelle und Fräftige Entwidelung der 
ren yilalidi at ſfordern. Für Die Gründung angemeljener 
wer wunkean NE Die Reichaffung von Schiffen und deren 
Abe on ala wie Worwendung außerordentliher Mittel un: 
ia A ah Dher Weſedentwurf wird daher dem Landtage 
ra ern vergisst pipe. zumal Durch die inzwilchen erfolgte 
aitenn Ay rpesaäuttnedg von Kiel die weſentlichſten der im 
ram hin or Asa entgegengeſtellten Bedenken ihre Er: 


ii. ua» 


P 


unt INT) 

ur &tyunbunuyn Peruſens au allen auswärtigen Staaten find 
TO TSTRITTTTWIILTG BETLLL, Nendbuniider Natur. 

Nadhemn Ad den dt Malente und Salzburg abgeſchloſſenen 
Stertin du Wit der Nat don Ocfterreih Seinen Theil an 


de Tr Tue Te ie 
din ad Ph. 


Rede zur Eröffnung des- Landtags. 7 


den Souveränitätsrechten über das Herzogthum Lauenburg an Se. 15. 1. 1866. 
Majeftät den König abgetreten hat, ift dafjelbe mit der Krone 
Preußen vereinigt worden, und es ift der Wille Sr. Majeſtät, 
diefes Herzogthbum alle Vortheile des Schuges und der Pflege, 
welche dieje Vereinigung ihm bietet, unter Schonung feiner Eigen: 
thümlichkeit genießen zu laſſen. 

Die ſchließliche Entſcheidung über die Zukunft der anderen 
beiden Elbherzogthümer ift in demfelben Vertrage einer weiteren 
Berftändigung vorbehalten; Preußen aber hat in dem Befit Schles- 
wigs und der in Holftein gewonnenen Stellung ein ausreichendes 
Pfand dafür erhalten, daß dieſe Entjcheidung nur in einer den 
deutichen Nationalintereffen und den beredhtigten*) Anfprüchen 
Preußens entiprechenden Weije erfolgen werde. 

Geftüßt auf die eigene, durch das Gutachten der Kronfyndic 
beftärkte rechtliche Weberzeugung, ift Se. Majeftät der König ent- 
Ihlofjen, diejes Pfand bis zur Erreihung des angedeuteten Zieles 
unter allen Umjtänden feitzubalten, und weiß Sich in diefem Ent: 
fchluffe von der Zuftimmung Seines Volkes getragen. 

Um die Ausführung des Canals vorzubereiten, welcher bie 
Oſtſee mit der Nordfee verbinden fol, beabfichtigt die Staats: 
regierung durch eine bejondere Vorlage die Mitwirfung der Landes: 
vertretung in Anſpruch zu nehmen. Die Bedeutung, welche diejes**) 
Werk und mit ihm die Entwidelung der vaterländifchen Seemadt 
für die Stellung Preußens und für |deren Verwerthung im Ge: 
fammtintereffe Deutſchlands hat, verleiht der Regierung St. Majeftät 
des Königs von Neuem die Zuverficht, daß bei Erwägung der be= 
treffenden Vorlagen die Meinungsverjchiedenheiten über innere 
Fragen und die Parteiftellungen ſich der Pflicht gegen das gemein: 
ſame Vaterland unterordnen, und daß beide Häufer des Landtags 
der Krone einmüthig und rechtzeitig die Hand bieten werden, um 
die Löſung der nationalen Aufgaben fördern zu helfen, welche dem 
preußiihen Staate vermöge feiner Beziehungen zu den Elbherzog: 
thümern in verftärttem Maße obliegen. 

Nachdem durch die den Hafen von Kiel betreffenden Beftim: 


*) StB. AH. 3a. 
**) StB, 99. 3a. 
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15. 1.1866. mungen des Gaſteiner Vertrags der fünftigen deutichen Flotte der 
bisher mangelnde Hafen gelihert it, wird es die Aufgabe der 
preußilchen Landesvertretung fein, die Staatsregierung in die Lage 
zu verjegen, Verhandlungen mit ihren Bundesgenofjen auf einer 
Preußens würdigen Unterlage eröffnen zu können. 

Im Laufe des verfloffenen Jahres haben Se. Majeſtät der 
König in vier Provinzen die erneute Huldigung der Bewohner 
folder Landestheile entgegengenonmen, welche vor einem halben 
Sahrhundert mit der*) preußiihen Monarchie vereinigt oder ihr 
wiedergewonnen wurden. 

Der Geift, in weldyem überall dieſe Jubelfeier begangen worden 
ift, hat Zeugniß gegeben von dem erhebenden Bewußtſein unjeres 
Volkes, wie Großes Gott an dem preußiſchen Staate gethan, wie 
viel fortfchreitende Entwidelung, wie viel Segen und Gedeihen **) 
auf allen Gebieten der öffentlichen Wohlfahrt unjerem VBaterlande 
in jenem Zeitraume beſchieden war. Mit Begeifterung bat die 
Bevölkerung jener Provinzen ihre Dankbarkeit für das treue, landes— 
väterlihe Walten unjerer Syürften befundet und von Neuem gelobt, 
auch ihrerfeits die Treue zu halten. In Dank gegen Gott und 
mit dem Gelöbniß, die glücklichen Zuftände aller Landestheile auch 
fernerhin fördern zu wollen, haben Se. Majeftät die erneute volle 
Buverficht ausgefproden, daß ein Band des Vertrauens Fürft und 
Volk für jegt umd für alle Zukunft umjchließen, und daß über 
Preußen Gottes jegnende Hand aud ferner walten werde. 

Die Regierung St. Majeſtät trägt das Bewußtjein in ich, 
daß ihr der Wille nicht fehlt, ihrem Königlihen Herrn nach diefem 
Seinem Sinne zu dienen. ie lebt der Ueberzeugung, daß bei 
einer unbefangenen, leidenjchaftslofen und rein ſachlichen Prüfung 
defien, was ihr zu erreichen vergönnt gemejen, wie defien, was 
fie mit Hilfe der Landesvertretung noch erjtrebt, genug der Zwecke 
und Ziele gefunden werden müßten, in denen alle PBarteien fich 
eins wiffen. 

Werden Sie, meine Herren, von dem Wunjche getragen, dieſe 
Einigungspunkte zu juchen und feitzuhalten, jo wird Ihren Be: 
rathungen Segen und Erfolg nicht fehlen. 





*) StB. AH. Ib, 
**) StB. HO. 36. 
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alle Auslegungsfünfte ununterbrochen und ftandhaft vertheidigt, niemals 
aber feine Hand nah ihm nicht zuftehenden Rechten auögeitredt hat. 
(Bravo!) 

Ungeachtet in der Allerhöchſten Verordnung an das Staatsminifte: 
rium vom 19. Mai 1862, betreffend die Ausführung der Wahlen zum 
Abgeordnetenhaufe, verheißen war: 

„In weiterer Ausführung der beftehenden Verfaffung foll bie 
Gejeggebung und Verwaltung von freifinnigen Grundfäßen aus: 
geh 4 ___ 

ift der politifche Theil der Gejeggebung zum Stillftand gebradt. Nur 
das Herrenhaus hat eine „endgültige” Vermehrung feiner Mitglieder 
im Verordnungswege erfahren. (Sehr gut! line.) 

Vergeblich aber hofft dad Land noch immer auf die Gefege, betreffend 
die Minifterverantwortlichkeit (Hört! Hört! links.) und die Einrichtung 
und die Befugniffe der Oberrehnungsfammer, ohne welche die Ver: 
faffung feine Wahrheit ift, vergeblich auf eine von freifinnigen Grund: 
fägen ausgehende Unterrichtd:, Gewerbe-, Gemeinde:, Kreis: und Pro: 
vinzialordnung. 

Die Verwaltung des Staats ift von freifinnigen Grundjägen 
gänzlich entlleivet. Deſſen find lebendige Zeugen die Mafregeln gegen 
die freifinnigen Blätter, Vereine, Berfammlungen, Staats: und Ge: 
meindebeamten und Staatöbürger. 

Yun und nimmermehr werden aber troß der bisherigen Nicht: 
erfüllung jener Verheißungen das preußifche Volt und feine Vertreter 
die unleugbare Wahrheit verleugnen, der zufolge das materielle und 
neiftige Wohl des Staates und feine äußere Sicherheit zunächft und 
vor Allem die rüdhaltlofe Anerkennung und gewiſſenhafte Ausübung 
feines beſchworenen öffentlihen Rechtes fordert, jede nicht von dieſem 
echt getragene Macht aber ein Unrecht und unfittlih if. (Bravo! 
line.) 

Nur eine auf diefe Wahrheit gegründete Freiheit wird unter 
Achtung des allein durch die höheren deutſchen Intereſſen befchränften 
Selbftbeftimmungsrechtö der Bruderftämme in Deutfchland zu moralifchen 
Eroberungen, zu einer befriedigenden Löfung der troß der glorreichen 
Waffenerfolge durch die Gaſteiner Uebereinkunft immer verwidelter und 
ſchwieriger gewordenen fchleswig:holfteinifchen Frage (Sehr gut!) und 
Ian ihr zur bundesftaatlihen Einigung Deutfchlands führen. (Sehr gut! 

inte.) 

Möge Preußen in Erfüllung feines deutſchen Berufes einen 
folhen freifinnigen Entwickelungsgang unverweilt einfchlagen, ehe es 
durch einen möglicher Weife der Ysreiheit günftigen Verlauf der gegen: 
wärtig fchwebenden öfterreihiichen Verfaſſungskriſis überholt, und che 
es überhaupt zu Spät wird. 

Dann wird Deutichlands bereinftige verfajlungsmäßige Vertretung 
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miffion neue binzufügen würden. Da ich bisher nicht gehört 
babe, daß ſolche zur Nednerlifte eingejchrieben find, jo nehme ich 
fhon jet das Wort, um zu fagen, was ich zu jagen die Ab: 
fiht Habe. 

Bei Lefung des Commiſſionsberichts habe ih mich zunädjit 
gefragt, warum eigentlich die Herren Antragfteller denjelben Anz 
trag nicht im vorigen Jahre ſchon und mit Rüdficht auf den Wiener 
Friedensvertrag geftellt haben, der von der Kategorie der diplo= 
matifhen und militäriſchen Verpflichtungen, wie fie erwähnt find 
in dem Commijfionsberichte *), ganz andere Laſten auf den preußi- 
Ihen Staat legt, als die Erwerbung des öſterreichiſchen Antheils 
an Lauenburg. Wir haben mit den Rechten des Königs Chriſtian 
an Schleswig zugleich die landesherrlihen Pflichten in Bezug auf 
Schleswig übernommen. 

Menn es Ahnen gelänge, die Erwerbung Lauenburgs rüd- 
gängig zu maden, 

(Murren links.) 

jo würden Sie dadurch den preußifchen Staat von feiner einzigen 
Laft befreien. Die Pflicht, Lauenburg zu ſchützen, bliebe uns als 
Bundespflicht ebenfo obliegend, mie es vor diefem Arrangement 
der Fall geweſen ift. Dagegen würde fich Ihnen in dein Beftreben, 
den preußiichen Staat von Raften zu befreien, ein viel weiteres 
und fruchtbareres Feld eröffnen, wenn der Wiener Friede von 
Ahnen in Frage geftellt würde. Dann würden Sie in der That 
unjere Diplomatie von erheblichen Leiſtungen befreien, Sie würden 
eine ernite und jchwierige Frage einer leichten Löſung entgegen 
führen. | 

Sobald Dänemark fih wieder im Befiß des preußifchen An: 
theils an den Herzogthüimern befände, würde es fid) wohl ohne 
Schwierigkeit mit Defterreich verftändigen, und ung blieben ja noch 
die Lorbeeren der Armee, vielleiht auch die Kriegsfoften, aber 
aller Laften wären wir ledig. Ich will damit nicht jagen, daß 
dieſe durch den Wiener Frieden bedingten Laften der Regierung 
die Verpflichtung auferlegt hätten, den damaligen Xertrag den 
Landtage zur Genehmigung vorzulegen. Ich bin der Anficht, daß 


*) ©. 64a. 
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die Laſten, deren Art. 48 der Verfaſſung gedenkt, nicht ſolche find, 
die vielleicht einmal mittelbar aus den durch einen Vertrag ge: 
Ihaffenen Berhältniffen entftehen Eünnten, deren Uebernahme aber 
im concreten Falle jtets noch von der freien Entſchließung der Re: 
gierung abhängen würde, jondern jolche, welche durch einen Ber: 
trag unmittelbar und expressis verbis dem preußifchen Staate 
auferlegt würden. Solche Laſten hat meines Erachtens der Art. 48 
im Sinn, in den Worten: „wenn dadurh” — alfo dur den 
Vertrag — „dem Staate Laſten auferlegt werden”. Sch erkläre 
hiermit, daß dem preußifhen Staate Laſten durch diefen Vertrag 
nicht auferlegt worden find. Sollte die Regierung dem Staate 
zumuthen, auf Grund dieſes Vertrages Laften zu übernehmen, etwa 
die zwei Millionen zu zahlen, dann, meine Herren! feien Sie ver: 
fichert, daß die Regierung es für ihre Pflicht halten wird, Ahnen 
in genauer MWebereinftimmung mit dem Art. 48 der Berfaflung 
den Vertrag vorzulegen und Ihre Zuftimmung nachzuſuchen, bis 
dahin aber wird es fich praftiich mwenigftens nur darum handeln, 
ob der Vertrag für die Contrahenten, für Ce. Majeftät den König 
und den Saifer von Dejterreih, und für das Herzogthum Lauen— 
burg in voller Rechtsgültigkeit befteht. 

Darüber ift bisher feinem der drei Factoren ein Zweifel bei- 
gefommen. Defterreih hat die ftipulirte Zahlung erhalten, wir 
find im Befiße der öfterreihifchen Quittung, das Herzogthum Lauen— 
burg hat Sr. Majeftät dem Könige gehuldigt und wird im Namen 
des Königs regiert; Laften find dabei für Preußen nicht er- 
wachien. 

Nehmen wir einmal an, Zeit und Umftände hätten es ge= 
ſtattet, Ihnen den in Gaftein gejchloffenen Vertrag vor feiner Aus 
führung in Betreff Lauenburgs vor der Zahlung vorzulegen, Sie 
hätten die Uebernahme der zwei Millionen entweder, wie wir das 
bei Regierungsvorlagen gewöhnt find, abgelehnt, 

(Heiterfett.) 


oder Sie hätten fie an Bedingungen gefnüpft, die Se. Majeftät 
der König Anftand genommen hätte, den Lauenburgern wider ihren 
Willen aufzuzwingen. In diefer Lage hätte Se. Majeftät der 
König ſich entichloffen, un den Vertrag nicht rüdgängig werden 
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gu laſſen, Lieber dieſe zwei Millionen*) aus eigenen Mitteln zu 
bien, uiirde dadurch Der Vertrag ungültig geworden jein? 
Fine Stimme links: Sal) 

Ich glaube keinebdwego, und das voreilige Ja, was ich höre, 
wird ich ſpater auf der Tribüne motiviren können! Oeſterreich 
gegenuber a der preußkiſche Staat durch Ze. Majeſtät den König 
WDR und vertreten, und Die Kaiſerlich öſterreichiſche Regierung 
Dat weder ein ſaetiſcheb noch ein rechtliches Intereſſe, ſich danach 
u ertundigen wo Ze Majeſtät der König die Zahlungsmittel, 
nt denen der oſterreichiſche Anſpruch befriedigt worden, hergenom— 
men Bat Diedeb Rechtoverhaltniß iſt aber ganz daſſelbe, ob die 
Atudnioniitiel um deohalb außer Spiel geblieben ſind, weil ihre 
Reunlliaung vom Vandtage abgelehnt worden iſt, oder um deshalb, 
ie Re«adkterung NMeottäbt in Anuſpruch genonmmen hat. Es bleibt 
wit Me Thatvahe beſtehen, daß Dem Ztaate feine Laſten auf: 
si Und und der All Des N IS nicht zutrifft. 

vinen zwellen Einwand, ſchon nicht gegen Die Nechtonültigfeit 
Nestle Kertrages denn er iſt in ſeinem ganzen Umfange 
dit Dein Conmmiſſſondogutachten — ſondern gegen Die 
Sordennieit teehbe Je Maieſtat auf Der Baſis Diefes Ver: 
ae gwabetliit Dit entnehmen Zie ano Dem Art. 95 der Ver: 
<a nd fe bebaupten, Yatenbura ſei ein fremdes Reich. 

N. vedtiortblen meine Merten, Daß, um Diele Behaup: 


F 
| len Var bo genen Den allgemeinen und gegen Ihren 
oosNadaa zatiibnentonulen, Niemand von bien wird je: 


=. ne Vpirhben oder Waldeck'ſchen Reich geiprocen 
NN oa per [dent von uns Der Ausdruck ſein: Das 
NS. No ditinbe Reich, Das Franzöſiſche Neich, Togar 
X Das Ne Frese Reich, kurz, wir wiſſen ganz genau, 
“N own Dielen Ausdrucks geben. Es ilt 
x 2 rm Joy erlauben Zie mir eine Iprachliche 
Sao. 2 Ze anerlennen werden: Schlegel, 
Seas as N JAhbsaie war gewiß ein genauer Nenner 


“nn Nun: N ernzehnen Worte, ich made Sie 
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auf eine Stelle aufmerfjam in Heinrih VL, IH. Theil, 2. Act, 
1. Scene, 
(Heiterfeit.) 


wo in dem Geſpräch der beiden Brüder Edward und Richard die 
Begriffe Reich und Herzogthum ala ganz entichiedene Gegenſätze 
und einander ausſchließend gegenübergeitellt werden ). 

( Bewegung.) 

Wenn Sie die Autorität von Schlegel verwerfen, jo will ich 
Ihnen nachher noch eine amtlichere anführen. 

Es ift nun die Behauptung aufgeworfen, es fei gar nicht zu 
ermeflen, wo der Begriff „Reich“ anfängt, wie groß ein Staat 
fein müſſe, ehe man ihn „Reich“ nennen fünne. Ich glaube, es 
it Ihon in der Gommilfionsfigung erwähnt worden, daß dies an 
gewille Spipfindigfeiten erinnert, die fi an die Frage knüpfen, 
wie viel dazu gehört, um einen Haufen zu bilden, Spißfindigfeiten, 
die älter find als die Scholaitifer. Es gab Schon im clafjifchen 
Altertum eine philofophiiche Schule der Soriten ?), Cicero nannte 
ihren Standpunft einen lubricum et periculosum locum. 


I) Die Stelle lautet: 
Eduard: Dir ließ der tapfere Herzog feinen Namen, 
Sein. Herzogthum und Stuhl blieb mir zurüd, 
Richard: Nein, ftammft Du von dem königlichen Adler, 
So zeig’ e8 auch durch Schauen in die Sonne; 
Statt HerzogtHum und Stuhl fag’ Thron und Reich; 
Dein muß dies fein, fonft bift Du nicht der Seine. 

2) Sorites (swpattns) vom griech. swpös, tft ein durch Anhäufung der 
Gründe gebildeter Trugſchluß oder Kettenfhluß, der Art, daß der Schlußſatz 
des einen auch wieder Prämiſſe des andern tft, jo daß die Urtheile, welche die 
einzelnen Schlüffe bilden, in einen verfettet find. Die Stelle Cicerod, auf 
melde Graf Bismard bier Bezug nimmt, findet ſich Acad. priora II c. 16 
8 49 (Orelli, Ciceronis opera IV 19): Et primum quidem hoc reprehen- 
dendum, quod captiosissimo genere interrogationis utuntur, quod genus 
minime in philosophia probari solet, cum aliquid minutatim et gradatim 
additur aut demitur. Soritas hoc vocant, quia acervum efficiunt uno 
addito grano. Vitiosum sane et captiosum genus! und 8 92 (a. a. O. 
S. 34): Sed quoniam tantum in ea parte ponitis, videte, ne contra vos 
tota nata sit: quae primo progressu festive tradit elementa loquendi et 
ambiguorum intellegentiam concludendique rationem, tum paucis additis 
venit ad soritas, lubricum sane et periculosum locum, quod tu 
modo dicebas esse vitiosum interrogandi genus. Eine Schule der Soriten 
gab es nicht, der Irrthum erklärt fi) vermuthlih aus der in den früheren 
Ciceroausgaben ftehenden Lesart: Soritas hos vocant. 

Bismards politiihe Reden. III. 2 
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Ich kann dies auch noch heute als zutreffend zugeben. Durch 
ſolche ſprachliche Spielereien wird zulegt bewiefen, daß ein Greis 
ein Kind, und ein Kind ein Greis jei, weil die Grenze der ver: 
ſchiedenen Lebensalter fih nicht feititellen läßt. | 

Ich will Ihnen nun noch eine ernithaftere Autorität anführen ; 
ich meine die deutiche Reichsverfafjung. Dieſes Actenſtück ift revidirt 
von Leuten, die fich gewiß des Werthes eines*) jeden deutſchen Wortes 
vollfommen bewußt gemwejen fein werden. Es it in der deutjchen 
Reichsverfaſſung der Unterfchied zwiſchen Neih und Etaat und 
zwiſchen Reich und Land jehr genau und prägnant durchgeführt, 
ohne daß man geglaubt hat, daß Jemand über die ſprachliche Be- 
deutung eines jedem diejer Begriffe in Zweifel fein könnte, daß fie 
einer Erklärung bedürften. Vergegenwärtigen wir uns die Epoche, 
in welcher der heutige Wortlaut des Art. 55 entitanden ift. Es 
war die Zeit, wo die lebendigite deutjche Bewegung hier, wie in 
allen deutfchen Ländern herrichte, wo ein gemeinfames deutjches 
Parlament in Frankfurt tagte, wo Alles, was deutſch war, To 
wenig fremd erfchien, daß preußiſche Militärpflichtige ihre Dienft- 
pflicht auf der deutſchen Flotte abfolviren fonnten. In diefer Zeit 
der allgemeinen Begeifterung für das in der Bildung begriffene 
Deutſche Reich wollen Sie nun behaupten, daß die preußischen 
Gejeßgeber das Wort „fremd“ als identiih mit „Deutſch“ be= 
handelt hätten, das Wort „Reich“ als identifch mit einem Ländchen 
wie Lauenburg. Meine Herren! Einem anderen Minifteriun gegen: 
über würden Sie das Jelbft nicht glauben! 

(Heiterfeit.) 

Noh jet in dem amtlichen Kirchengebete wird für unſer 
deutſches Baterland gebetet. Solchen Thatſachen gegenüber 
fünnen Sie mir ein deutiches Land nicht als ein fremdes Hinftellen. 
Mit diefer Auslegung verfündigen Sie fih an der deutfchen Sprache, 
an unferer eigenen deutſchen Nationalität, und die Regierung will 
ih der Mitihuld an dieſer Simde nicht theilhaftig machen. 

(Bravo! und SHeiterfeit.) 

Im Uebrigen herrſcht Ce. Majeftät in diefem „fremden Reiche“ 

Zauenhura bereits jeit dem Wiener Frieden. König Chriftian, 
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Die Rechte des Königs von Preußen auf Lauenburg. 19 


deſſen Dispofitionsbefugniffe über Lauenburg Sie jeßt ſelbſt nicht 
mehr anfechten, hat feine Rechte an Yauenburg damals Sr. Majeftät 
abgetreten; es ijt jegt nur die Erwerbung der öfterreichifchen ideellen 
Hälfte dieſer Nechte Hinzugetreten — die andere bejaßen wir 
Thon. Freilich beitreiten Sie Sr. Majeftät dem Könige auch den 
Befig diefer Jogenannten preußiſchen Hälfte, indem Sie die Be— 
bauptung aufitellen, fie gehöre nicht dem Könige, ſondern dem Staate. 
(Sehr ridtig!) 

Der Fehler diefer Behauptung liegt eben in der Trennung 
von König und Staat, die in Preußen rechtlich, factiſch und poli- 
tisch fin feiner Weife durchführbar if. Sie verwechjeln aud in 
diefem Falle, wie Ihnen das leider fo häufig pajfirt, die belgische 
mit der preußifhen VBerfaffung. Die preußiihe Verfaſſung hat 
ziemlich jorgfältig die belgiſche nachgedrudt, au in dem Artikel 
mit den „anderen Staaten”; aber fie hat den Art. 78 nicht auf: 
genommen. Der Art. 78 der belgiſchen Verfafjung lautet: 

„Der König hat feine Gewalt als diejenige, welche ihm dieſe 

Verfaſſung oder ein auf Grund diefer Verfaſſung zu Stande 

gefommenes Geſetz fürmlich beilegt.” 

Diefer Artikel fehlt in der preußifchen Verfaſſung, und des- 
halb hat Se. Majeftät der König bei uns alle diejenigen früheren 
Rechte der Krone, welche nicht durch den ausdrücklichen Inhalt der 
Verfaſſung oder durch ein auf Grund der Verfaſſung zu Stande 
gefommenes Geſetz auf andere Factoren übertragen worden find. 
Zu diefen Rechten gehört zweifellos dasjenige, über Eroberungen 
der Königlichen Kriegsmacht zu verfügen. 

(Bemegung.) 

Bon diefem Rechte hat Se. Majeftät der König in Betreff 
Lauenburgs Gebrauch gemadt. Die Art, wie dies gejchehen it, 
bat Ihren Beifall nit. Sie verwerfen die Berfonalunion*); Sie 
würden nad) einigen Andeutungen des Berichtes ſich mit einer 
Realunion einverftanden erklären. Nun liegt das Verhältniß in 
Zauenburg genau umgekehrt. Sollen wir deshalb die Bewohner 
diejes Landes, die zuerjt die Initiative ergriffen haben, ſich unferen 
König als Landesherrn zu erbitten, vergewaltigen? Meine Herren! 


*) ©. 65b. 
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Das kann Ihren eigenen Principien nicht entſprechen, und id 
weiß nicht, wie Sie aus der Löſung des Conflicts herausfommen 
wollen; ich gebe Ihnen amtlich die Verfiherung, daß die Lauen⸗ 
burger conpetenten Yandesvertreter nicht nur, fordern daß fämmt- 
lihe Zauenburger, die mit mir Darüber geredet haben, ohne Aus— 
nahme, mit Sorge einer Sncorporation in Preußen entgegen: 
geblicdt haben. Aha) 


Es widerſpricht ohne Zweifel Ihren eigenen Brincipien, diefen 
Gefühlen, dieſen vielleicht berechtigten Gefühlen, Gewalt anzuthun; 
ih wenigſtens würde meinen Rath und meine Hand nicht dazu 
bieten. Wenn es fih um das „Ob“ noch handelte, dann viel: 
leicht; in Betreff des „Wie“ aber glaube ichl, ift es billig, den 
Zauenburgern freie Hand zu lafjen. Vielleicht befinnen fich die 
Zauenburger fpäter einmal eines Anderen — vielleicht wenn ein 
mal in Preußen ein jehr gutes Minifterium am Ruder ift, 

(Sehr ridtig! und Heiterkeit.) 
vielleicht werden fie dann dem Drange ihres Herzens nicht wider: 
ftehen, und dann läßt fich ja mit ihnen davon reden. 

Was über den Privatbefi und die Privatdomaine im Berichte 
gejagt ift, die Se. Majeftät der König in Lauenburg erworben 
hätte, iſt mir ebenſo unverftändlich geblieben, als wenn mir ein 
Lauenburger davon ſprechen wollte, daß jein Herzog noch nebenher 
einen Privatbefig in Preußen als König babe. Eins trifft jo 
wenig zu wie das Andere, Se. Majeftät der König ift nicht Privat: 
bejiger, jondern voller Souverän und Landesherr dieſes deutjichen 
Herzogthums. 

Daß die Perſonalunion dem preußiſchen Staate Nachtheil 
bringe, habe ich nicht behaupten hören; ich glaube im Gegentheil, 
ſie bringt ihm mehr Vortheile, als ihm die Anwendung des Pro— 
gramms der Februarbedingungen beiſpielsweiſe in Lauenburg ge 
bracht haben würde, und ich glaube, Sie zollten dieſem Programm 
theilweiſe Ihre Anerkennung; wäre es nicht, wenn es gelänge, 
Schleswig-Holſtein zu einer Perſonalunion mit Preußen zu bringen, 
ein ſehr viel erheblicherer Vortheil, als wenn wir bloß die Februar: 
bedingungen dort durchführten? Wäre es nidht ein Vortheil, der 
einiger Staatslaſten jogar wert wäre? 
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Wenn Jhnen aber, meine Herren, das Syitem der PBerfonal: 
union nicht gefällt, warum haben Sie es nicht früher gejagt? Ich 
habe ja im vorigen Jahre von dieſer Stelle die dringendite Frage, 
ih kann wohl jagen, die Bitte an Sie gerichtet): Aeußern Sie 
doch Ihre Anficht über die Zukunft der Herzogthümer! Ich habe 
Sie gefragt: Sind Sie mit dem Brogramın der Februarbedingungen 
einverstanden? Wünſchen Eie, dab es abgemindert, daß etwas 
binzugejegt werde, Streben Sie 3. B. nah der Perjonalunion? 
Meine Herren! Ihre Antwort war ein Schweigen, welches ich kaum 
beredt nennen Tann. Sie konnten fi nicht einmal entichließen, 
darauf zu fagen: Wir beharren bei unjerem Ausspruch von vor 
zwei Jahren, wir wünſchen noch heut, daß der Brinz von Auguſten— 
burg in die Souveränität von Schleswig-Holitein eingejegt wird. 

Meine Herren! Ich wiederhole diefelbe Frage heut und in 
diefem Jahre an Sie. Noch ift es Zeit, zwar nicht über Lauen— 
burg, da iſt e& zu ſpät, 

(Heiterfeit.) 

wohl aber in Betreff Schleswig-Holiteins, da find Sie noch heut 
in der Lage, Ihrer Meinung und der des Volfes, welches Sie 
vertreten, Geltung zu verichaffen: jo jprehen Sie*) im Namen 
des Volkes, was Ihre Anfiht über Schleswig.Holiteins Zukunft 
ift! Intereſſirt Sie dieje Frage gar nicht? Sie interpelliren uns 
darüber, Sie legen uns bei jeder Gelegenheit, bei jedem Schritte, 
den wir thun, Schwierigkeiten in den Weg: aber Sie verheim: 
lihen Ihre eigene Meinung über die Frage jorgfältig. 

Nun, meine Herren, wenn Eie aud) in diejen Jahre darüber 
ſchweigen, dann beflagen Sie fih auch nachher nicht, wenn wir auf 
die von Ihnen verjchwiegene Meinung feine Rüdfiht nehmen 
fönnen. Im Drange der Verhandlungen, im Trange der Ereig— 
niſſe ift nicht immer Zeit, den Landtag zu berufen und responsa 
prudentum von Jhnen einzuholen: und wenn der preußiſche Monarch, 
auf den Sie fich berufen, der Große Kurfürjt?), bei den Tractaten 


*) 6. 66a. 
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2) Commiſſionsbericht: „Seit den Zeiten des Großen Kurfürften iſt 
das patrimoniale Princip, daß die Landeshoheit ein Beſtandtheil des fürftlichen 
Vermögens, in Preußen aufgegeben. Seitdem haben die preußifchen Negenten 
ftet3 dem Staate erworben.” 
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von Wehlau, Labiau!) und anderen, jedesmal vorher, ehe er eine 
Clauſel unterjchrieb, feine Stände hätte berufen wollen, dann weiß 
ih nicht, unter welcher Herrichaft vielleicht Heute die Provinz ftände, 
von der unjer Vaterland den Namen trägt, 

(Bravo! rechts.) 


Die Rede erwedte den Zorn der liberalen Partei. Der Abg. 
Dr. Freſe gab demjelben in gereizten Worten Ausdrud: „Der Ber: 
faffungsconflict ijt der Lebensodem dieſes Syſtems — — Schleswig: 
Holftein führt in feinem Wappen ein Nejjelblatt. Die Politik, die der 
Herr madt, die nad) ihm benannt wird, die hat fi in die Neſſeln 
Gottlob! gründlich hineingeſetzt.“ Den Wiener Frieden und den Gajteiner 
Vertrag nannte er die beiden ſchwerſten und ſchlimmſten Attentate auf den 
öffentlihen Rechtszuftand Deutichlands ; aus dem Lorbeer von Düppel 
und Alfen fei unter den Händen Bismarda und Roons eine Dornhede 
geworden, die Preußen vom übrigen Dentichland ſcheide. In feine 
politifirenden Ausführungen hinein ftreute er eine Bemerkung, die den 
Minifterpräfidenten wegen feines Citat3 aus Shakeſpeare rectificiren 
follte: „Wenn man Shafefpeare citirt und daraus einen Unterfchieb 
von Staat, Reich, Herzogthum herleiten will, jo pflegt man das ge: 
wöhnlih engliih im Original zu thun, und dann würden die Herren 
Collegen Faucher und vielleicht auf der andern Seite Herr v. Bunfen 
einen ſprachlichen Gerichtshof bilden, der den Herrn Minifterpräjidenten 
auf diefem Punfte rectificirte.” „Difteln und Dornen“ der Rede un: 
beantwortet laffend, ermwiderte auf den legten Vorwurf der Minifter: 
präfident Graf Bismard*): 


Ich wollte mir nur erlauben, fofort ‘einen Irrthum meines 
Herrn Vorredners zu berichtigen, der mid) nicht genau angehört 
zu haben fcheint. Ich Habe nicht Shakeſpeare, Jondern Schlegel 
citirt, und es wäre mir in der That jchwierig geweſen, Schlegel 
engliich zu citiren, um aus feinem Terte feinen Streit über bie 
Bedeutung eines Wortes aus der deutſchen Sprade zu Tchlichten. 
Ob der Herr Vorredner diefes Kunftjtüd leiten fann, jo geläufig 
ihm auch die engliiche Sprade jein ınag, muß ich ihm überlaffen. 
Sm Uebrigen, meine Herren, it Redenhalten nicht meine Beſchäf— 


*) StB. 67a. 

I) Der Vertrag von Wehlau, 19. September 1657, bradte dem Großen 
Kurfürften gegen Rüdgabe aller in Weftpreußen und Ermland gemadten Er: 
oberungen an Johann Cafimir von Polen die Anerkennung der Unabhängigkeit 
des Herzogthums Preußen von Polen; der Vertrag von Labiau, 10. November 
1656, hatte Preußen aus der ſchwediſchen Lehnshoheit losgelöſt. 
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tigung, und ich laffe Dilteln und Dornen des Herrn Vorredners 
unbeantwortet. 


Der Abg. Dr. Gneiſt fand die Grundlage des zmwifhen dem 
Abgeorbnetenhaufe und dem Minijterpräfiventen bejtehenden Mißver: 
ftändnifjes in der Theorie von einem abfoluten preußifchen König, 
welcher zwiſchen dem König ala verfaſſungsmäßigem Oberhaupte des 
Staates und dem Könige ala Inhaber eines Hausbefiges und Haupt 
der Familie ftehe. Diefe Mittelaperfon, „die Krone”, fei dem Ab: 
geordnetenhaus unbefannt; jede Staatderwerbung unterliege alfo der 
Zuftimmung der Landesvertretung. Wenn der Minifterpräfident inter: 
pretire, daß ein Reich etwas Anderes fei als ein Staat, ein fremdes 
Reich Fein deutfches Reich fei, und leugnen wolle, daß Lauenburg ein 
fremdes Land fei, dann müſſe er in feinem Kopf ſchon 32 fouveräne 
Staaten Deutfchlands annectirt haben. Lauenburg fönne nur preußi: 
her Erwerb oder Hauserwerb fein, ein Drittes ſei ausgeſchloſſen; 
für den preußifhen Erwerb fprede, daß e3 durch einen Krieg ge: 
wonnen fei, der mit Geld und Blut des preußifchen Volkes geführt 
wurde in der Hoffnung auf eine Beljerung der deutjchen Zuftände und 
nicht mit der Abfiht, ein befeitigtes Medlenburg zu machen. Die 
Zahlung des Geldes aus der Chatoulle des Königs habe nur ein 
Minifter rathen fünnen, der gleih dem Minifter Schwarzenberg nicht 
die Intereſſen feines Kurfürften, fondern die des Haufes Dejterrreich 
wahrnehmen wollte. Der Minifterpräfident wolle „mit diefem Krons 
erwerb und mit Chatoullezahlungen“ die Kleine Unannehmlichteit einer 
Vorlage an das Haus umgehen; da3 Eindrängen der diplomatiſchen 
Anſchauung aber in den Verfafjungsconflict, für den fie feinen Sinn 
habe, wenigſtens nicht den jehsten Sinn, den Rechtsſinn, merbe 
Mapregeln hervorrufen, die eine große Gefahr in fih trügen und felbft 
die Dynaftie gefährden fönnten. Der Minifterpräfident Graf Bis: 
mard antwortete*): 

Meine Herren! Sie willen, ich habe ſchon vorher darauf 
Hingedeutet, ich bin fein Redner — 

(Widerſpruch von allen Seiten.) 
ein Vorzug, den ich dem Herrn Vorredner bereitwillig einräume, 
Sch vermag nicht, mit Worten jpielend, auf Ihr Gefühl zu wirken, 
um damit Thatfachen zu verdunfeln. Meine Rede ift einfach und 
Har: und ich will mich darauf beichränfen, zwei Momente, die mir 
aufgefallen find, als unrichtig hervorzuheben. Der Herr Vorredner 
bat gejagt, wir hätten diejen Krieg mit dem Aufwande des Blutes 


*) StB. 71a. 


3. 2. 1866. 
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toullezahlungen, über Kleine Fürften; er hat gejagt, wir wären am 
MWendepunfte der deutihen Sache). Wie weit wir damit find, 
weiß ich beſſer, als der Herr Vorredner, 

(Heiterfeit.) 
aber was die Chatoullezahlung damit zu thun hat, ift mir voll: 
ftändig unflar. 

Der Herr Borredner hat gelagt, es hätte im Intereſſe der 
Regierung gelegen, die Vorlage zu maden. Ja, meine Herren, 
wenn wir gemwärtigen fünnten, daß, falls wir Ihnen eine Vorlage 
machen, Sie fie mit bejonnener Würdigung der Intereſſen des 
Landes, ohne Nebenrückſichten beurtheilen und erwägen, mit anderen 
Worten, wenn wir mit Ihnen eine glüdlichere Ehe in diefen drei 
Sahren geführt hätten, dann würden wir Ihnen auch diefe Vor: 
lage gemacht haben — 

(Aha! links.) 
ohne dazu verpflichtet zu jein —; 

(Heiterfeit.) 
aber wir würden dann aud) unfererjeits diejenigen Rüdjichten ge: 
nommen haben, die wir bei Ihnen vermiffen. Wenn Sie jede 
Vorlage nur dazu benugen, um neue Elemente zu einer Schei- 
dungsflage diefer Ehe zu juchen, warum follen wir Ihnen Dinge 
vorlegen, zu deren Vorlegung wir nad) dem Buchſtaben der Ver— 
fafjung nicht verpflichtet find? Zu dieſer find wir nicht verpflichtet, 
und deshalb machen wir fie nicht. Gefälligfeiten haben Sie von 
uns nit zu erwarten — und wir aud) von Ahnen nicht; aljo 
wie können Sie verlangen, daß mir über unjere ftricten Verpflich- 
tungen hinausgehen? Wozu der Lärm? möchte ich fragen. Wenn 
wir von Ihnen eine unparteiiihe, nur das Intereſſe des Landes 
erwägende Würdigung zu erwarten hätten, jo würde ich aud) fein 
Bedenken gehabt haben, die Sache in den Commiſſionen zu ver: 
treten. Was Hilft e8 aber, daß ich in die Commiſſionen komme? 
Sch habe fein anderes Rejultat davon, als daß nachher auf der 


1) Abg. Gneiſt: „Wenn mir angelangt find an einem Wendepuntte 
beutfcher nationaler Entwidelung, an einem der empfindlichiten Punkte des 
Nationalgefühls, dann lafjen Sie und anfangen von der Chatoulle Sr. Maje- 
ftät, von FYamilienerwerb, von perfünlidem Erwerb der Krone zu reden!” 
(StB. 70b). | 


3. 2. 1866. 


36 - I Preußiſcher Landtag. 15. Januar bis 23. Februar 1866. 


8.2.1866. Tribüne hier jeder Sat damit anfängt: Der Herr Minifterpräfident 
bat gejagt — und dann kommt etwas, was ich nicht immer glaube 
gejagt zu haben, oder wenigftens iſt es jo aus dem Zuſammen⸗ 
hange herausgeriffen und entitellt, daß ſtundenlange Reden dazu 
nöthig wären, wenn ich Alles durchgehen und berichtigen wollte, 
und dazu, meine Herren, ift mir meine Zeit und meine Zunge 


zu lieb. 
(Bravo! rechts.) 


In langer Rebe begründete der Abg. Virhom feinen Antrag, 
ohne indes neue Momente vorzubringen, die nicht fhon im Commiffions: 
berichte oder in den Reden feiner Parteigenofjen Erwähnung gefunden 
hätten. Auf zwei Punkte antwortete der Minifterpräjident Graf Bis: 
mard*): 

Der Herr Vorredpner hat darauf aufmerkffam gemadht, daß 
man Unreht thut, Stimmen einzelner Redner für die des Haufes 
zu nehmen, ebenjo die einzelner Minifter für die der Negierung?). 
Aus dem Bedürfniß, diefes hervorzuheben, ergibt fih ſchon, wie 
häufig es der Fall it, daß es geſchieht, und eben weil die Stimme 
eines einzelnen Nedners für die des Hauſes, und die des Hauſes 
für die des Landes mit Einſchluß der Regierung genommen wird, 
halte id es für nöthig, eine abweichende Anficht der Regierung 
in diefer Beziehung zu conftatiren. Der Herr Vorredner war der 
Anficht, es ſei — id) weiß nicht, ob für die Preußijche Krone 
oder für das Land Preußen — nit nützlich, mit Schleswig 
Holitein in eine Perjonalunion zu treten”). Ich conftatire nur, 


*) StB. 76a. 

) Abg. Virchow: „Wenn der Herr Minifterpräfivent in der heutigen 
Sigung auf allerlei ‘ragen hingemwiefen hat, die er perfönlich im Laufe diefer 
oder jener Debatte hier im Haufe gejtellt hat, — — fo muß ich fagen: ich 
halte das nicht für eine zuläffige parlamentariihe Taktik des Herrn Minijter- 
präfidenten. — — Auf ſolche Fragen kann ein einzelner Nebner im Laufe der 
Debatte antworten. Er wird feine Meinung, die Meinung feiner Freunde aus⸗ 
ſprechen können, aber niemals wird die Regierung berechtigt fein, aus diejen 
einzelnen Yeußerungen irgend welche Gonclufionen zu ziehen, welche fie nachher 
verwerthen dürfte, um daraus zu deduciren, was diefed Haus geurtheilt habe“ 
(StB. 72a). 

2) Abg. Virchow: „Meine Herren! Wenn Sie glauben, daß etwa der 
Weg der Perfonalunion fürderlicher fein würde, um auf diefem Wege die Ge⸗ 
mütber der Schledwig-Holfteiner zu gewinnen, fo glaube ih, künnte man jagen, 
dab felten ein Gedanke in dem Kopfe eines Staatömannes aufgelonmen ift, 
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daß die Regierung dieje Auffafjung in dieſem Jahre To wenig, 
wie im vorigen, theilt. Die Königliche Regierung ilt vielmehr der 
Meinung, daß die Berjonalunion nicht nur für Schleswig:Holftein, 
fondern auch für Preußens Krone oder Land nüglicher jein würden, 
als die Februarbedingungen. 


Das Schlußmwort des Berichterftatterd, Abg. Tweſten, gab dem 
ag präfibenten noh zu folgenden perfönlihen Bemerkungen An: 
aß”): 

Der Herr Vorredner hat mir einen Vorwurf gemaht, von 
dem ich glaubte, daß er ſelbſt aus feinem früheren perjönlichen 
Verfehre mit mir willen würde, daß er ein ungerechter ſei. Er 
hat die VBermuthung ausgeſprochen, daß ich in meinem politijchen 
Verhalten die äußere Bolitif nur als Mittel für die innere und 
für die Förderung des Kampfes der Regierung gegen parlamenta- 
riſche Ansprüche benugte!). Ich muß dieſen Vorwurf als einen 
vollftändig unverdienten und ungeredhtfertigten zurückweiſen. Mir 
find die auswärtigen Dinge an ſſich Zwed und ftehen mir höher, 
als die übrigen. Und Sie, meine Herren, Jollten auch jo denken, 
denn Sie fünnten ja, was Gie im Innern etwa an Terrain ver- 
lieren möchten, unter einem etwaigen liberalen Minifterium, was 
vieleicht auch nicht ausbleiben wird, jehr raſch wiedergemwinnen. 

(Heiterfeit.) 


Es iſt dies feine Einbuße auf ewig. In der auswärtigen 
Politik aber gibt es Momente, die nicht wiederfommen. 

Ich wollte noch Hinzufügen, daß der Herr Vorredner mich 
mißverftanden hat, wenn er glaubt, ich hätte gejagt, mir fehle es 


der weniger Augfiht auf Vermwirklihung bat. Denn gerade diefer Weg der 
Berfonalunion ift meiner Auffafjung nad derjenige, der am ſchwerſten zum 
Biele führt und der den größten Schaden mit fih bringt. Es ift ganz unver: 
ftändlih, mas Se. Majeftät der König, was das Königthum ala ſolches für ein 
Interefie daran haben könnte, diefe Leinen Staatseigenthümlichkeiten zu con= 
ferviren” (StB. 73a). 

*) StB. 80a. 

1) Abg. Tweften: „Sn der auswärtigen Bolitit können verfchiedene Par- 
teien einig fein, biefelben Ziele im Intereſſe des Staates verfolgen, aber die 
erite Bedingung ift, daß nicht eine Tendenzpolitif von einer Partei geübt werde, 
in welcher die auswärtigen Verhältniſſe nur zu einem Object um des inneren 
Sonflictes willen gemadt werden" (StB. 79a). 


9. 2. 1866. 
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fieiren, die der Herr Vorredner über die Dauer der PBerfonalunion 
ausiprah!), weil ih wünſche, über die politifch wichtigen Gegen: 
ftände feinen Zweifel zuzulaflen. Die Regierung glaubt, daß eine 
Berfonalunion, wie die vorliegende, jo lange zu dauern habe, bis 
ein beiderjeitiges Einverftändniß vorhanden ift, fie in eine 
Realunion zu verwandeln, und daß es nicht nüglich fei, das Bei: 
fpiel Hinzuitellen, ein deutiches Land habe Preußen nur einen 
Finger zu reihen, um gegen feinen Willen aller feiner Eigen: 
tbümlichfeiten entkleidet und bis auf die Haut preußiſch uniformirt 
zu werden. 


Der Antrag der Commifjion, die Vereinigung Lauenburgs 
mit der Krone Preußen für rehtsungültig zu erklären, 
wurde mit 251 gegen 44 Stimmen angenommen. 


7. Sißung des Haufes der Abgeordneten 
Sreitag 9. Februar 1866. 


Die Abg. Tweſten und Frentel waren wegen Reden, welche 
fie im Abgeordnnetenhaufe gehalten hatten — Tweſten am 20. Mai 
1865, $rentel am 2. Juni 1865 —, auf den Antrag der Staats: 
anmwaltihaft unter Anklage geftellt worden. Die Gerichte erſter und 
zweiter Inſtanz hatten zwar die gerichtliche Verfolgung abgelehnt, doch 
hatte ein Beihluß des Obertribunald vom 29. Januar 1866, im 
Widerfprud mit der Entfcheidung des Vorjahr? und einem Bejchluffe 
von 1853, diefelbe für zuläffig erflärt. Gegen dieſes Verfahren, in 
weldhem ein Angriff auf die verfafjungsmäßige Nedefreiheit der Mit: 
glieder des Landtags gefunden werden fonnte, forderte der Abg. v. Hover: 
bed einen Proteft des Haufes der Abgeorbneten, indem er am 
1. Februar 1866 folgenden Antrag ftellte: 

In Erwägung, daß der Art. 84 der Verfaſſung anordnet: 

Sie (die Mitglieder beider Kammern) fünnen für ihre Ab: 


1) Abg. Tweften: „Der Herr Minijterpräfident hat allerdings nod nicht 
ganz ausdrüdlich gejagt, daß er ſich diefe Perfonalunion als für immer auf: 
recht zu erhalten denke; es Fönnte ein vorläufiges Berhältniß fein, aber doc 
immer ein Berhältniß, weit binausgehend über eine bloße proviſoriſche Oceu— 
pation, ein Verhältniß, defien Fünftige Löſung wir nicht abjehen können — —“ 
(StB. 78a). 


B. 2. 1866. 


9. 2. 1866. 


30 1. Preußiſcher Landtag. 15. Januar bis 23. Februar 1866. 


9.2.1806 ſtimmungen in der Kammer niemals, für ihre darin ausgeſproche- 


nen Meinungen nur innerhalb der Kammer auf den Grund 

der Gejchäftsordnung (Art. 78) zur Rechenschaft gezogen werden; 

In Erwägung, daß hierdurd; zum Schutze der für die Wirffam- 

feit des Landtags unentbehelichen Nebefreiheit jeder Behörde außer: 

halb des Landtags irgend eine Befugniß, wegen Neden der Land: 
tagsmitglieder gegen diefelben einzufchreiten, unzweibeutig abgeſchnitten 
wi daß folglich der Staatsanwaltfhaft und den Gerihten feine 

Ausdeutung, feine Cenſur des Inhalts der Reden der Volfsver- 

treter zufteht; 

In ‚Erwägung, daß jeder Angriff dieſer Art das Verfaffungs- 

leben in feinen Wurzeln untergräbt; 

erflärt das Haus der Abgeordneten: 

1. Der Antrag der Staatsanwaltſchaft auf gerichtliche Verfolgung 
der Ag. Tweſten und Frengel wegen ihrer Reben im Ab— 
georbnetenhaufe, jowie die Zulajjung diefes Antrags von Seiten 
des Straffenates des höchſten Gerichtshofes enthalten eine Weber: 
ſchreitung ber amtlichen Befugnifje der Staatsanwaltihaft und 
der Gerichte und einen, den Art. 84 der Verfaſſung verlegenden 
Eingriff in die Nechte des Abgeordnetenhaufes; 

2. Das Haus der Abgeordneten erhebt zur Wahrung feiner Rechte 
und der Nechte des nach Art. 83 der Verfafjung von ihm ver: 
tretenen ganzen Volfes Proteft gegen dieſen Eingriff und gegen 
die Nechtögültigfeit eines jeden Verfahrens, und jeder Verur— 
theilung, welde in Folge diejes Antrages und ähnlicher Ans 
träge der Staatsanwaltichaft gegen feine Mitglieder ergehen 
mödten. 

In Betreff der geihäftlihen Behandlung beſchloß das Abgeord: 
netenhaus am 3. Februar 1866, von der Mahl einer befonderen Coms 
miffion zur Vorberathung des Antrags abzufehen und die Schluß: 
berathung im Plenum vorzunehmen, zu diefer Schlußberathung aber 
das Erſcheinen des Auftizminifters auf Grund von Art. 60 der Ver: 
faffungsurfunde zu fordern, 

In der 7. Sitzung des Haufes der Abgeordneten am 9. Februar 1866 
hielt der Abg. v. Kordenbed als Neferent feinen Vortrag über den 
Antrag v. Hoverbed‘, deſſen Annahme er dem Haufe dringend empfahl. 
Nachdem er geendet, ertheilte der Präfident Grabom dem Abg. Aß— 
mann als Correferenten das Wort. In diefem Augenblide meldete 
fi der Juftizminifter Graf zur Lippe zum Wort. Der Präfident 
aber erklärte, dem Suftizminifter nicht eher das Wort geben zu können, 
als bis beide Neferenten gehört worden jeien. Darauf Minifterpräfident 
Graf Bismard*); 


*) &tB, 1184. 
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Ich lege dagegen Verwahrung ein. Nach der Verfaſſung darf 9.2. 1866. 


ein Minifter das Wort jederzeit ergreifen, und e8 muß ihm er- 
theilt werden, 


Präſident: Ich erkläre hiermit, daß wir erft einen vollftändigen 
Bericht haben müfjen, ehe ich die Discuffion als eröffnet anfehen Tann; 
zu einem vollitändigen Bericht gehört aber, daß beide Herren Refe: 
renten ihren Vortrag gehalten haben; dann werde ich die Discuffion 
eröffnen und dem Herrn Minifter das Wort ertheilen. 


Minifterpräfident Graf Bismard*): 

Ich berufe mih auf den Wortlaut der Verfaffung, worin 
fteht, daß die Minifter auf ihr Verlangen zu jeder Zeit 
gehört werden müſſen. Der Herr AYuftizminifter hat das Wort 
verlangt, „jede Zeit” ift jeßt, er muß alfo gehört werden. 


Der Präfident weigerte fi) nun nicht länger, dem Juſtizminiſter 
das Wort zu ertheilen; diefer kritifirte, oft von der rohen Heiterfeit 
der Linken unterbrochen, die Anträge, in denen er einen Angriff auf 
die Freiheit der Gerihte und eine Untergrabung der Autorität des 
Geſetzes ſah. Die Debatte, zu der fich eine große Anzahl von Red— 
nern eingefchrieben hatte, konnte an diefem Tage nicht zu Ende ge: 
führt werden und wurde deshalb in der 


8. Sibung des Hauſes der Abgeordneten 


Sonnabend 10. Februar 1866 


fortgeführt. Der erfte Redner dieſes Tages war der Abg. Tmweften; 
da er felbit. einer der Beklagten war, hielt er fich für berechtigt, ſich 
„von den gewöhnlichen und üblichen Rüdfichten einigermaßen freizuhalten“, 
und unterzog dad Verfahren der Regierung und des oberiten Gerichts: 
hofes einer fhonungslofen Kritik. „Die Herren Minifter” — fagteer u. N. 
— „können in der That triumphiren über ihre Erfolge, aber mögen Sie 
(zu den Miniftern gewendet) Ihre Richter mit allen Orden des preußi: 
fhen Staates behängen, Ihre Sterne deden die Wunden nicht, welche 
diefe Männer ihrer Ehre vor der Mit: und Nachwelt gejchlagen haben, 
leider aber nicht bloß ihrer Ehre, fondern aud der Ehre ihres Vater: 
landes.” Den Schluß feiner Rede bildete eine Drohung mit revolutio: 
närer Gewalt: „Meine Herren! Wenn die Regierung felbft nicht bloß 
den gegenwärtigen Augenblid ins Auge faßte, wenn ſie ein wenig 
binausdächte über die Gegenwart an die Zukunft unferes Staates, 








*) StB. a. a. O. 


10. 2. 1866. 


32 1. Preußiſcher Sandtag. 15. Januar bis 28. Februar 1866. 


| 10:2, 1860, — hi Konnte ihr ſelbſt bei dieſem ihrem letten Erfolge bange 
ſachen, wie fie hier vorliegen, die rufen die Op- 
Be in ehrlichen Leute hervor, und eine ſolche re a 
ält = en Länge immer Recht. Solche Thatfahen rufen 
— Peſſimismus hervor, fie treiben = 
—— en hinein, daß es uns vielleicht nicht 
mehr beſchieden ſei, Tage des Friedens zu erleben, fondern noch hödhe 
ſtens Tage der Nahe. — — Die Tage, in denen Karl I. die Par: 
Iamentsmitgliever verhaften wollte, waren die legten feiner Autorität 
in London, und Manuel wurde durch Gensdarmen aus der Kammer 
geführt, aber nicht die Tribüne brach zufammen, fondern der Thron. 
Mag unfere Verfaſſung nun feinen Halt gewähren gegen bie juriftis 
ſchen und moralifchen Ungeheuerlihfeiten, mit denen man jetzt den 
conftitutionellen Staat in den Abjolutismus zurüdzudrängen fucht, wir 
Tönnen ſicher fein, ein verfafjungsmäßiges Stantöleben wird ung wieber- 
Tehren und mit ihm auch die Freiheit und die Würde dieſer Tribüne.“ 
Die Antwort ertheilte dem Abg. Tweſten der Yuftizminifter Graf 
zur Lippe, von der Rechten erwiderte der Abg. v. Gottberg, dam 
ergriff der Minifterpräfident Graf Bismard das Wort*): 

Meine Herren! Ich bin leider durch anderweite Gefchäfte 
verhindert, der heutigen Situng ebenſo beizumohnen, wie der 
geftrigen, und ich ergreife deshalb ſchon in diefent Augenblid das 
Wort, um einige Bemerkungen über die Stellung der Regierung 
im Allgemeinen zu diefer Frage, abgejehen von dem juriftifchen 
Theile derfelben, zu maden. Ich fühle mid um jo mehr dazu 
verpflichtet, "als wiederholt!) Bezug genommen worden ift auf die 
Aeußerungen, die ich im vorigen Jahre an irgend einem Tage des 
Yun?) im Herrenhaufe gethan habe, und auf welde man dieſe 
ganze Frage als auf einen Ausgangspunkt zurüdgeführt hat. 

Der Herr Abg. Gneift hat geftern, und wie ich voraus: 
jege, vollftändig, diefe Aeußerung verlefen. Ich bin damit der 
Aufgabe überhoben, dies meinerfeits zu thun. Sie werden daraus 
erſehen haben, wie mit der Stellung, die damals die Königliche 
Negierung einnahm, der Brief, der vor etwa zwei Jahren von 
Seiten des Minifteriums an diejes Haus gerichtet wurde?), feinem, 
Inhalte nach jehr wohl verträglich war: wir haben eben die Staats— 

*) StB. 15la. 

1) €8 hatte dies am 9. Februar befonders der Abg. Gneiſt gethan. 


®) Am 14. Juni 1865, f. o. Vd. U ©. 410. 
) Am 11. Mai 1863, j. 8b. II S. 175. 
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anwaltichaft veranlaßt, ein Erfenntniß über die ftreitige Rechts: 
frage, über die fih im Herrenhaufe Zweifel erhoben, herbeizu- 
führen. Diejes Erfenntniß fechten Sie im Princip an, mit ihm 
zugleich aber nothwendig auch einige Artikel der Verfaffung. 

Es iſt ſchon vom Herrn AYuftizminifter darauf hingewieſen, 
daß nad Art. 86 die Nichter unabhängig und feiner anderen 
Autorität, als der des Geſetzes unterworfen fein*) ſollen. Was 
aber, meine Herren, ift diefer Antrag, den wir discutiren, als der 
Verfuh, das höchſte Gericht des Landes der Autorität diejes 
Haufes zu unterwerfen, in vollem, directem Widerfprud mit diefem 
Artikel der Verfaffung? Hat diefer Antrag ein Ziel, fo fann es nur 
dasjenige fein, daß das Gericht ſich Ihrer Meinung, Ihrem Ausſpruch 
demnädft fügen, daB es ſich danach reformiren ſolle. Wenn es 
Ihnen gelänge, diefen Weg mit Erfolg zu betreten, fo ift gar fein 
Grund abzujfehen, warum Sie an irgend einem Punkte deffelben 
Halt maden ſollten. Ebenfogut, wie dieſes Erfenntniß des Ober: 
tribunald, wo Sie in eigener Sade urtheilen, find Sie berech— 
tigt, jedes andere preußifche gerichtliche Erfenntniß vor Jhr Forum 
zu ziehen, durch Ihre Protefte anzufechten. Sie würden auf diefe 
Weiſe factiih das Haus der Abgeordneten als ein Gericht vierter 
Suftanz einjegen, und wir hätten zwar feine Cabinets-, aber doch 
eine Kammerjuftiz. 

(Unrube.) 

Wenn Ihr Antrag eine rechtliche Begründung hätte, jo wären 
die Mitglieder beider Häufer des Landtages im Befig eines Vor: 
rechts vor ihren Mitbürgern, wie es die junferhaftefte Phantafie 
eines anmaßenden Batriciers in feinem civilifirten Lande jemals **) 
fih hat träumen laffen. 

(Widerſpruch und Unruhe.) 
Es müßte dann der Art. 2 der Berfaffung einfach lauten: 
„Alle Preußen find vor dem Gerichte gleich, Doch haben 

Mitglieder beider Häuſer des Landtages das Necht, ihre Mit- 

bürger zu beleidigen und zu verleumden, aud diejenigen 

Verbrechen zu begehen, die mit Worten begangen werden 


*) ©. 151b. 
***) Der StB. hat nad jemals noch einmal es. 
Biämards politiihe Reden. II. g 


10. 2. 1866. 


10. 2. 1866: 
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fönnen, ohne daß fie dafür anders, als im Wege der Kammer: 
disciplin zur Verantwortung gezogen werden fünnen.” | 
(Unrube.) : . 

Im Wege der Disciplin wird die rohefte Beleidigung, hier 
öffentlich ausgeſprochen, höchſtens für einen unparlamentarifchen *) 
Ausdruck erklärt. | 
(Unruhe.) 

Vergleichen Sie damit die Strafen, die auf ähnliche Roh— 
heiten, öffentlich begangen, das Strafgejegbuch jeßt, und Sie werden 
das Mißverhältniß finden, in dem fi) Ihre Mitbürger Ihnen 
gegenüber befinden. Ich habe vergeblich in allen Gejeggebungen 
nad) einer Analogie einer ſolchen Beſtimmung geſucht, wie Sie fie hier 
praftiich in’ Anipruh nehmen — in den deutſchen Verfafjungen 
jedenfalls — ich habe fie nicht ſchöpfen können. Mir ift nur eine 
eingefallen, die Sie hoffentlich nicht werden anziehen wollen, die 
preußifche Gefindeordnung, wenigſtens wie fie früher lautete. Ich 
weiß nicht, ob fie gegenwärtig anders lautet. Da beißt es: „Reizt 
das Gefinde durch ungebührliches Betragen feine Herrſchaft zum 
Borne, jo Tann es wegen Injurien, die es von der Herrichaft 
erfährt, nicht Flagen.” 

(Rufe links: Pur! Pur!) 

Präfident (die Glode gebraudend): Meine Herren, laſſen Eie 
den Minifterpräfidenten doch vollftändig ausfprechen und Tehren Eie 
fih nit an den Vergleich, der wahrjcheinlich bevorfteht. 

Minifterpräfident Graf Bismard (fortfahrend): 

Der Vergleih liegt mir ganz außerordentlih fern, denn 
Niemand ift weniger geneigt ala ich, diefem Haufe ein ſolches 
Herrenredht einzuräumen. Ich habe mid) nur auf die Thatſache 
berufen, daß ich feine andere parallele Beitimmung habe finden 
fünnen, und ganz gewiß find meine Mitbürger **) ebenfo wenig wie 
ich bereit, Ihnen diejes Herrenrecht zuzugeftehen, und noch weniger 
werden fie in ihrer großen Mehrheit der Meinung fein, daß die 
Verfaffung es Ihnen beilegt. Beltände ein folches Necht in der 
Geſetzgebung, dann, meine Herren, wäre es eine Schmach für die 


*) StB.: ein unparlamentarifcher. 
x**) ©. 152a. 
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Gejeßgebung eines civilifirten Landes. Diefe Schmach kann nur 
dadurch vergrößert werden, wenn ein jolches Recht ausgebeutet 
wird, wenn man daraus jih einen Wall jchafft, um ungeftraft 
Verleumdungen und Beleidigungen in die Welt zu jchleudern gegen 
Leute, die fi) bier zum Theil nicht vertheidigen fünnen. Solde 
Schäden der Gefeßgebung können vergefjen bleiben, jo lange gute 
Sitte fie dedt. Hier aber, meine Herren, liegt die für Diejes 
Haus — ih darf wohl einen Ausdrud gebrauchen, dem der 
Abg. Yung am vorigen Sonnabend !) das parlamentarijche 
Bürgerrecht verliehen hat — jo wenig chrenvolle Thatfadye vor, 
daß, wenn die Beleidigungen von Barteigenoffen ausgingen, fie 
Beifall fanden, der Beleidigte aber jchußlos blieb. Ein Ton, wie 
er im vorigen Jahre hier geherricht hat, wie er geftern und heute 
geberriht hat — mir ift es nicht befannt, daß in irgend einer 
europäifhen parlamentariichen Verſammlung irgend etwas Aehn— 
liches dagemejen it. Der Art. 27 der Verfaffung gibt daſſelbe 
Recht, was Sie hier in Anſpruch nehmen, Ihre Meinung frei zu 
äußern, jedem Preußen. Iſt das Recht eines jeden Preußen 
weniger heilig, als das Recht der Herren Abgeordneten hier? Sie 
werden das vielleicht bejahen, ich verneine es! Wenn nun von 
einem Mann ohne Bildung in jeder Lage des Lebens, in jedem 
Affect verlangt wird, daß er fih die Schranken gegenwärtig halte, 
die die Ehre ſeines Nächten jchüßen, daß er feine Zunge im 
Baume halte und wohl überlege, auch das, was er im Zorn fage: 
dann wollen Eie behaupten, daß der hochgebildete Gejeßgeber, der 
Beherrſcher des Wortes und feiner Gedanken, der kühne Edjiffer 
auf den Gewäſſern der Nede, wie wir fie hier haben, außer Stande 
fei, die Klippen zu vermeiden, die das Strafgeſetzbuch bietet? 
Menn man dem Gebildeten zumuthet, diefe Klippen zu vermeiden, 
jo wollen Eie glauben machen, daß er dann unfähig fei, feine 
Meinung zu jagen, daß die Freiheit des Landes untergraben ſei, 
wenn er nicht ſchimpfen und beleidigen Tann? Slauben Sie das 
jelbft, wollen Eie das dem Rublicum weismachen? Herrſcht der 


) In der Sigung vom 3. Februar 1866 hatte der Abg. Yung es als 
eine für die Regierung wenig ehrenvolle Thatſache erflärt, daß fie jungen 
Leuten die moraliihe Dualification zum einjährigen Dienfte genommen habe, 
weil fie ihren Stammesbrüdern nad) Rußland zu Hilfe geeilt wären. 


10. 2. 1866. 


10. 2. 1866. 
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Zuſtand, wie Sie wollen, in Deutſchland, in einem feiner Länder, 
auf deren Verfafjungen Sie ſich berufen, in denen aber gejagt ift, 
daß die Abgeordneten jenes Recht nicht haben, fondern daß fie 
belangt werden fönnen, wenn fie beleidigen, verleumden, Ver: 
brechen begehen, die mit Worten begangen werden fünnen? Eine 
Injurie, die unter vier Augen gejagt wird, wenn fie bemiefen 
werden fann, ift ftrafbar, und hier follen VBerleumdungen, wie wir 
fie geftern noch gehört haben, von der Tribüne in die Deffentlich- 
feit gejchleudert, durch den Drud in Hunderttaufenden von Erem: 
plaren vervielfältigt werden fünnen, ohne daß fie*) ftraffällig find? 
Und bemerken Sie wohl: das ift eine Eigenthümlichkeit, die uns 
von England unterjcheidet und die der Herr Profeffor Gneift 
geftern nicht hervorhob: in England befteht nicht die Erlaubniß 
ftraflos zu druden, was in dem Parlament gefprodhen worden ift, 
jobald es nur wörtlich” übereinftimmt; im Gegentheil, es befteht 
im Grunde das Verbot, die Verhandlungen zu druden; werden 
fie aber dennoch gedrudt, fo kann man dort jede gedrudte Parla— 
mentörede wie jedes Druckwerk behandeln, und fann der Beleidigte 
vor dem Richter feiner Ehre Geltung verjchaffen. Das kann man 
bei uns nidht, und darum gerade ift das Necht, was Sie in An: 
ſpruch nehmen, bei uns um fo viel gehäfliger, als in England, 
wo der Mißbrauch der Nedefreiheit an fih durd die Sitte im 
Baume gehalten wird. Ich möchte Sie auffordern: Danfen Sie 
mit mir dem Obertribunal, daß es uns von der Fiction befreit 
bat, ala ob unsere preußifche Geſetzgebung mit einem fo erniedrigen- 
den Makel behaftet wäre. Die Frage, ob fie wirflid damit **) 
behaftet war, will id) den Herren Suriften überlaffen zu unter: 
ſuchen; ich feße voraus, der Herr Yuftizminifter hat jchon darauf 
aufmerkſam gemacht, daß das Geſetz vom Juni 1848, defjen Stelle 
der $ 84 eingenommen hat, urſprünglich anders lautete. Es heißt 
dort, daß Feine Berfolgung ftattfinden könne für Die von den 
Abgeordneten geſprochenen Worte und Meinungen!). Dieſe 
*) StB.: Sie. 
**) S. 152b. 

) 8 1 des Geſetzes vom 23. Juni 1848 lautete: Kein Mitglied der Ver: 
fammlung kann für feine Abftimmungen oder für die von ihm in feiner Eigen 
ſchaft als Abgeordneter ausgeſprochenen Worte und Meinungen in irgend einer 
Meife zur Rechenfchaft gezogen werden. 
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Faflung dedte Sie vollitändig, jie dedte gegen die Beitrafung eines 10. 2. 1866. 
jeden der zahlreichen Verbrechen, die zum Theile mit harten Strafen 
bedroht find im EStrafgeiegbud, und die mit Morten überhaupt 
begangen werden konnten, von Perrath und Majeitätsbeleidigung 
herunter bis zu den gewöhnlichen Injurien. Dieſe Faſſung ift 
geändert; bei der Nenderung muß man doch eine Abjicht gehabt 
haben: „die ausgeijprodhenen Worte” jind fortgelaifen, die 
Deckung gegen alle die ftrafbaren Handlungen, die durch Worte 
begangen werden können, ijt damit fortgefallen. Ihre Meinung 
können Sie auch heut zu Tage noch mit volljtändiger Freiheit aus: 
ſprechen, auch wenn es volle Redtspraris in Preußen werden 
follte, was das Obertribunal erfannt haben mag?), und, was Sie 
und ih noch nicht fennen, was wir Alle aber gleihmäßig ver: 
muthen. Ihre Meinungen können Sie ausipredhen, aber Ver: 
leumdungen, Beleidigungen und Verbrechen find feine Meinungen, 
find Handlungen, und zwar ſolche Handlungen, die im Straf: 
gejeg mit Strafen vorgelehen find, Handlungen von allen den 
drei Kategorien, in welche die mit Strafe bedrohten Handlungen 
eingetheilt find: Verbrechen, Bergehen und lebertretungen, und 
gegen die Folgen diefer Handlungen jchüßt Sie das preußijche 
Geſetz meines Erachtens nicht, oder jollte Sie nicht jchügen. 

Noh eine Frage nach dem Erfolg, den Sie ji) von dieſem 
Antrage überhaupt verfpredhen: einen rehtlichen*) Fünnen Sie 
unmöglich davon erwarten; jollte aber bei dem Einem oder dem 
Anderen die Abjicht zu Grunde liegen, mit Hilfe der gewaltigen 
Agitationen in der Preſſe die preußifchen Gerichte einzujchüch- 
tern, dann bin ich ficher, daß diefer Verſuch an dem Muthe und 
dem ehrlichen Rechtsſinn unjerer Richter fcheitern wird! 

Nachdem noch mehrere Redner für bezw. gegen den Antrag 


v. Hoverbed gefproden Hatten, wurde derjelbe mit 263 gegen 
35 Stimmen angenommen. 


*, StB.: eine rechtliche. 
!) Der Beihluß und jeine Motive waren noch nicht veröffentlicht, mie 
auch der Zuftizminifter ausdrücklich hervorhob. 


NEU 
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Dr kenn ze’ ven Antrag Nirboms vom 3. Februar und 
ur Nu Veswaa r Borcrdekt vom 10, Februar, ſowie eine dritte vom 
> via Naher das Verrummlungsredt, welche die Beftrafung 
wg Nument zwar Mißdrauchs der Amtögewalt, begangen durch 
Neuguinea RS Nm Adgeordnetenfeſtes, forderte, wurden vom 
Wunduer Re Nano der Abgeordneten dem Staatsminifterium mit: 
wur Nr AN Fedruar erging Darauf folgender Beſcheid: 

Nager dad Konigliche Staatsminifterium von Ew. Hoch— 
anderrt Bellingen Schreiben vom 3., dem 10. und dem 

DR Nenb mich Renntniß erhalten bat, hat dafjelbe 

N» die Annahme dieſer Schriftftüde abzulehnen, weil 

NN osersetbeilten Beichlüffe in der dem Haufe der Ab: 

audio Band die Verfaſſung Deigelegten Competenz nicht 

a New Werundung Anden, jondern verjdiedene Artikel 
N Reetiaa auodruücklich verlegen. Das Haus der Ab: 
dee OE weder berechtigt, einen von Er. Majeftät dem 
wen ahdenen Staatsvertrag für rechtsungültig zu er: 
wien And Yußtertibe Urtheilsſprüche anzufechten, noch den 
Nuanın Ni GxWutivgewalt Vorſchriften zu ertheilen. Der 
Syn Ne Maus vom 3. d. M. verlegt den Art. 48, 
Som IM den Art. 86, der vom 16. d. M. den 
GN Arsen. 
N ige Neuerung vermag über rechtswidrig ge: 
se Nils Svine amtlide Mittheilung von dem Prä— 
So Ne Niere entuegenzunebimen, und beehre id) mid) 
Na. Se Mieoiitdonn Die überreichten Ausfertigungen 
Serie Asiv$end das Herzogthum Lauenburg, den Anz 
\s Seas 2 Dopderbed und Die ‘Betition des Herrn 
"een. gr in den Anlagen wieder zuzuftellen. 
NL NEN WDR 1866. 
N werinst des Staatsminiſteriums 
ro Nisnard. 
aan Ne Muules der Abgeordneten 
Niere GVradow 
Hochwohlgeboren. 


vs.‘ 
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Sn der 


11. Sißung des Hauſes der Abgeordneten 


Donneritag 22. Februar 1866 


fam diefes Schreiben zur Verlefung und erregte die größte Aufregung 
unter den Mitgliedern der liberalen Partei. Nach einer längeren, mit 
Leidenfchaft geführten Debatte faßte das Haus auf den Antrag des 
Abg. v. Hoverbed den Beſchluß, in Bezug auf die geichäftliche Be: 
handlung des Echreibens und jomit über das Schreiben felbjt zur ein: 
fahen Tagesordnung überzugehen, um damit auszudrüden, mie der Abe. 
Virhom fagte, „daß diefer Gegenjtand überhaupt nicht würdig iſt, von 
ihm behandelt zu werden“. Nah Annahme des Antrags verhandelte 
das Haus über den Antrag des Abg. Reichenſperger auf Erlaß einer 
Adreſſe an den König, in welcher 
1. das verfafjungsmäßige Ausgabebewilligunggreht der Landesver⸗ 
tretung — — dargelegt, jodann 
2. Se. Majeſtät der König ehrfurchtsvoll gebeten werde, die in 
Folge der budgetlofen Vermaltung feit vier Jahren im Lande 
bervorgetretene Befürchtung, daß jenes verfallungsmäßige Recht 
grundfäglich verfannt werde, durch ein Königlihes Wort zu zer: 
ftreuen und zugleich der Staatsregierung zu befehlen, der Landes— 
vertretung mit Anträgen entgegen zu kommen, welche die mit 
der neuen Heereseinrichtung verbundene Mehrbelaftung des Landes 
auf das von der Staatsregierung als zuläſſig erfannte, jedoch 
bisher von derjelben nicht angegebene Minimum zu ermäßigen 
geeignet feien, endlich 
3. die Verſicherung ausgeſprochen werde, daß nad Sicherftellung 
des Nechtes des Abgeordnetenhaufes das lettere an die Budget: 
berathung mit dem Entſchluſſe herantreten werde, die endliche 
Bejeitigung des den wahren nterefien der Krone und des 
Landes zumiderlaufenden GConflictes durch möglichſte Berüdfidti: 
gung der obwaltenden thatſächlichen Verhältniſſe herbeiführen zu 
helfen. 
Die Abjtimmung ergab ein negatives Reſultat, der Erlaß einer 
Adreſſe ward abgelehnt. 


In diefem Augenblide erſchien der Minifterpräfident Graf Bis— 
mard und bat ums Wort”): 


Ich habe dem Haufe Mittheilung zweier Königlicher Ver: 
ordnungen zu machen. Die erite lautet: 


*) StB. 2908. 


22. 2. 1866. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
u. ſ. w., haben auf Grund des Art. 77 der Verfaſſungs— 
urkunde den Präſidenten Unſeres Staatsminijteriums, Grafen 
v. Biomarck Schönhaufen, beauftragt, die gegenwärtige Sigung 
der beiden Häuſer des Yandtages Unſerer Monardie am 
23. d. M. in Unſerem Namen zu Schließen. Wir fordern dem: 
nach beide Häuſer des Landtages hierdurch auf, zu dieſem 
Zwecke an dem gedadıten Tage um 1 Uhr Nachmittags in 
Unferem Königlichen Sclofe zu Berlin zuſammenzutreten. 

Gegeben Berlin, den 22. Februar 1866. 

Wilhelm. 
v. Bismard. 


(Große Bewegung. Zeichen der Ueberraſchung.) 
(Bravo! in der confervativen Fraction.) 


Die zweite Verordnung lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
1. |. w., verordnen auf Grund des Art. 52 der Verfaffungs- 
urfunde was folgt: 

sl. 

Weide Häufer des Landtags werden hierdurd) bis zum 

Schluſſe der gegenwärtigen Seſſion vertagt. 
8 2, 

Unſer Etantominifterium it mit Ausführung diefer Ver: 
ardnung beauftragt. Urkundli unter Unferer Höchiteigen- 
handigen Anterjchrift und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Wrneden Berlin, den 22. Februar 1866. 

Wilhelm. 
a. Ripmard. v. Bodelihwingh. v. Roon. 
Naenptia v. Mühler. Graf zur Xippe. 
v Selchow. Graf Eulenburg. 


Schließung des Landtags dur Graf Bismard. 41 
Der Schluß erfolgte in der 
Schlußfißung beider Häuſer des Landtags 


Freitag 283. Februar 1866 


im Weißen Saale des Königlihen Schloffes mit folgender Rede des 
Minifterpräfidenten Grafen Bismard*): 
Erlaudte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des Landtags! 

Die Regierung St. Majeität des Königs Hatte den bies- 
jährigen Landtag nit in der Erwartung einer unmittelbaren 
Löſung des ſchwebenden Verfafjungsftreites, aber doch in der Hoff: 
nung eröffnet, daß das im preußifchen Volfe lebende Verlangen 
nach einer Ausgleihung auch in der Landesvertretung hinreichenden 
Widerhall finden werde, um das Zufammenwirfen der Staats- 
gewalten zur Herftellung nüglicher Gefege zu ermöglichen und durch 
gemeinjame Thätigfeit im Dienfte des Vaterlandes die Schroffheit 
des Gegenſatzes zu mildern, in melden das Haus der Abgeord- 
neten zur Krone und zum Herrenhauſe gerathen war. 

In diefer Hoffnung hat die Staatsregierung den Landtag 
nah dem Willen St. Majeität des Königs eröffnet**), ohne ihrer: 
jeit3 dem Zerwürfniß neue Nahrung zu***) geben oder die Grund: 
lagen fünftiger Verftändigung zu beeinträdhtigen. 

Die erite Kundgebung, melde darauf aus dem Haufe der 
Abgeordneten erfolgte, war eine Rede feines Präfidenten‘), in 
welcher derjelbe der feindfeligen Stimmung der Mehrheit des 
Haufes durch grundlofe und herausfordernde Vorwürfe gegen die 
Regierung St. Majeftät des Königs Ausdrud gab. 

Diefem Borgange entſprach die fernere Thätigfeit des Hauſes; 
fie war nicht dem Frieden, fondern dem Streite zugewandt, nicht 
den Gefeßesvorlagen, jondern dem Beitreben gewidmet, zu Ans 
griffen auf die Regierung den Anlaß auf ſolchen Gebieten zu juchen, 
welche die Landesverfaſſung dem Mirkungsfreife der Volfsvertretung 
nicht übermwiejen hat und auf welchen die Thätigfeit der Abgeord- 
neten deshalb eine unfruchtbare bleiben mußte. In diefem Sinne 


*) StB. AH. 291a, HH. 29a. 
+) StB. HH. 29b. 
“*s) StB. AH. 291b. 
80.689 f. 
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et Ne REG VLande mit Freuden begrüßte Vereinigung 
ei engsältsiie enurnz NUT Det vreußiſchen Krone und Das 
wo ni hhitingstllaßite Recht Deo Monias angefochten, Staats: 
ass een tb vonii ende dem Staate feine Yalten auferlegen. 

re ben dletie durch den Beichlun vom 10. Februar, 
ar liangenaetagib Mirror auf Die Durch rt. 86 der Ber: 
noeh tesititie Uugabbangigkeit der Gerichte, in Der: 
re ne eh lin das wohlbegründete Anſehen preußi— 
erst hes In Kuite zu erſchüttern amd Die Ehre eines 
ae Mita irzutaſten, deſſen Unparteilichfeit noch heute, 
aatsstiit sdereim Vaterlande zum Nubme gereicht. 

©. 0... ehiadb Nehliur Di Das Baus der Abgeordneten 


. eriitigelirkunde verletzt und ſich die Er. Ma: 
on eais hie lebenden Befugniſſe Der vollziehenden 
“ame dein ae en VReamten derſelben Borjchriften in 

x. tab Pläbtent zu ertbetlen unternahm. 


se tot edergrine mußte Die Staatsregierung ſich 
oe oil der Fortſetzung der Verhandlungen 
ash Vrgeduole für Die Wohlfahrt und Den 
he Yaiee uberhaupt zu erwarten ſtänden. Ze. 
“rn are ei si Keantwortung Diefer ‚Frage ausgejegt 
. Neunbingen des Hauſes der Abgeordneten 


rm. win wurden, in weldem Die vermitteln: 

Von os Benontdeit ihren Ausdrud gefunden hatten. 

"X Lierurzhungen bat bei der Staatsregierung 

u un wei wine), Daß auf Dem vom Haufe 

u exe nsserltritih Wege Das Yand ermiteren 

“_ aamyenshsii td Die Ausgleichung der beſtehen— 

yes ds SE werden würde. 

„' onen RENTEN Maieſtät der König befohlen, 

own Near eroffneten***) Yandtags zu 
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VBreukiſcher Landtag. 


5. Anguſt 1866 bis 9. Februar 1861. 


23. 2. 1866. 
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wurde die vom ganzen Lande mit Freuden begrüßte Vereinigung 
des Herzogthums Lauenburg mit der preußifchen Krone und da= 
durch das verfaflungsmäßige Necht des Königs angefochten, Staats: 
verträge zu jchließen, welche dem Staate feine Laſten auferlegen. 
Sn diefen Sinne erfolgte, durch den Beichluß vom 10. Februar, 
ein verfaflungswidriger Angriff auf die durch Art. 86 der Ver: 
faffungsurfunde verbürgte Unabhängigkeit der Gerichte, in Ver: 
bindung mit dem Verſuche, das wohlbegründete Anjehen preußi- 
ſcher Rechtspflege im Volke zu erfchüttern und die Ehre eines 
Richterftandes öffentlich anzutaften, deſſen Unparteilichkeit noch heute, 
wie feit Jahrhunderten, unferem Vaterlande zum ARuhme gereicht. 
Durh einen weiteren Beihluß hat das Haus der Abgeordneten 
den Art. 45 der Verfaſſungsurkunde verlegt und fi die Sr. Ma— 
jeität dem Könige allein zuſtehenden Befugnijfe der vollziehenden 
Gewalt beigelegt, indem es den Beamten derjelben Vorfchriften in 
Betreff ihrer dienitlihen Bflichten zu ertheilen unternahm. 

Angelichts dieſer Uebergriffe mußte die Staatsregierung ſich 
die Frage vorlegen, ob von der Fortſetzung der Verhandlungen 
des Landtags gedeihliche Ergebnilfe für die Wohlfahrt und den 
inneren Frieden des Landes überhaupt zu erwarten ftänden. Ge. 
Majeſtät der König hat die Beantwortung dieſer Frage ausgefegt 
willen wollen, bis die Berathungen des Haujes der Abgeordneten 
über einen Antrag erfolgt fein würden, in welchem die vermitteln: 
den Beitrebungen einer Minderheit ihren Ausdrud gefunden hatten. 

Der Verlauf diefer Berathungen hat bei der Staatsregierung 
die Beforgnig nicht zu heben vermocdht*), daß auf dem vom Haufe 
der Abgeordneten eingeſchlagenen**) Wege das Land erniteren 
Berwürfniffen entgegengeführt und die Ausgleichung der beitehen- 
den au für die Zukunft erfchmwert werden würde. 

Um dies zu verhüten, haben Se. Majejtät der König befohlen, 
die Situngen des am 15. Januar eröffneten***) Landtags zu 
Schließen. Im Allerhöchſten Auftrager) erkläre ich den Landtag der 
Monardie für geichlojjen. 

*) StB. 9. 30a. 

**) StB. Ad. 292. 


*) StB, 69. 30b. 
+) StB. AH. 292b. 


1. 


Vreußiſcher Landtag. 


5. Auguſt 1866 bis 9, Februar 1867. 


Die Gafteiner Convention erwies ſich bald genug als eine bloße 
„Berklebung der Riſſe im Bau“. Deſterreich gewährte nach mie vor 
allen Beftrebungen, die fich gegen die Begründung einer preußifchen 
Machtftelung in Norddeutſchland richteten, Schu und Vorſchub; es 
duldete eine Maflenverfammlung der Auguftenburgifchen Partei in Altona, 
auf der man fich in heftigen Declamationen gegen das in Schleswig 
geübte preußifche Regiment erging, ohne daß die öfterreichifchen Be: 
hörden Beranlafjung nahmen, dem Treiben Einhalt zu gebieten. Mit 
ernjten Worten forderte Graf Bismard, im Namen der beiverfeitigen 
Sinterefien, ven Schädigungen, welche die monardifchen Grundfäße, ber 
Sinn für öffentliche Ordnung und die Einigfeit beiver Mächte durch das 
jest in Holftein gehandhabte Verfahren erlitten, ein Biel zu ſetzen, 
damit nicht in Preußen die Ueberzeugung gewedt werde, daß der, wie man 
gehofft habe, überwundene traditionelle Antagonismus gegen Preußen in 
der Kaiferlihen Regierung mächtiger ſei, ala dag Gefühl der Zufammen: 
gehörigfeit und der gemeinfamen Intereſſen1). Defterreich lehnte jedoch 
ein Eingehen auf die preußifhen Wünfche ab und trat Dadurch aus dem 
Bunde mit Preußen heraus, der im Jahre 1864 zu gemeinfamer Rege— 
lung der Herzogthümerfrage geſchloſſen worden war. So faßte aud 
Graf Bismard die öfterreichifche Antwort auf, indem er die Mittheilung 
derfelben durch den öfterreichifchen Gefandten Grafen Karolyi mit der 
Bemerkung aufnahm, daß Preußens Beziehungen zu Dejterreih nun: 
mehr anſtatt des intimen Charakters, den fie während der legten Jahre 
angenommen, auf benjelben Standpunkt zurüdgeführt feien, auf dem 
fie vor dem bänifchen Kriege geweſen, nicht befjer, aber auch nicht 
ſchlimmer, als zu jeder fremden Macht. immer gereizter wurde nun 
auf beiden Seiten der Ton der gewechſelten Depefchen, näher und näher 
rüdte der Krieg zwiſchen den deutfchen Großmächten als letztes Aus: 
funftsmittel, und [don im Monat März 1866 begannen die Rüftungen in 
Defterreih, die auch Preußen zu einer theilmeifen Mobilmachung feiner 
Truppen zwangen. Seit dem Abſchluß des preußifch:italienifchen Bünd— 
nifjes (8. April) war der Ausbruch des Krieges nur eine frage ber 


1) Depeihe an den Gefandten in Wien vom 26. Januar 1866. 


9. 5. 1866. 
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Beit, ihn zu befchleunigen dienten die Anträge Preußens am Bundestag 
auf eine Reform der Verfafiung, welche mit einem Echlage alle Wünfche 
des deutſchen Volkes nach einer bundesftaatlichen Einigung mit jelbft- 
thätiger Theilnahme der Bevölkerung an der Gejebgebung des Bundes 
zu erfüllen verſprach. Angeſichts der Berwegung, melde in Folge der 
Geftaltung der Beziehungen Preußens zu Defterreih und der Mehrzahl 
jeiner deutſchen Bundesgenofjen durch das preußifche Volf ging, konnte 
die Regierung die bisherige Vertretung defjelben im Abgeorbnetenhaufe 
nicht mehr ala das geeignete Organ anerfennen und beantragte deshalb 
beim Könige die Auflöfung des Abgeorbnetenhaufes und die Anordnung 
von Neumahlen in folgendem 


Bericht des Staatsminiſteriums an He. Wajeftät 
den König. 


Sn den auswärtigen Beziehungen des Landes iſt in Folge der 
bedrohlihden Haltung, melde mehrere Nachbarregierungen gegen 
Preußen angenommen haben, eine Spannung eingetreten, welche 
Em. Königlide Majeftät, nach den forgfältigften und ausdauernd- 
ten Bemühungen zu ihrer Befeitigung, in die Nothwendigfeit ver: 
jegt hat, umfaſſende Vorkehrungen zur Sicherheit bes Landes an: 
zuordnen. Das ehrfurchtsvoll unterzeichnete Staatsminijterium 
glaubt unter diefen Umftänden, daß Ew. Königliche Majeftät den 
Augenblid für gefommen halten werden, die Volksvertretung in Ge— 
ftalt des Allgemeinen Landtags der Monarchie um den Thron zu 
verjammeln, um die der Lage des Landes entſprechenden Befchlüffe 
zu faſſen und der Einmüthigfeit, welche das preußifche Wolf be- 
jeelt, wenn es der Erhaltung der Unabhängigkeit und der Ehre 
des Landes gilt, den legalen Ausdruck zu geben. 

Das jebige Haus der Abgeordneten, wenn auch jeine Mehr: 
beit Angefichts der Gefahren, welche das Vaterland bedrohen, ihre 
Hingebung für dafjelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, ift 
doch unter dem Einfluffe anderer Verhältniſſe gewählt mworden, 
als diejenigen find, welche heute beftimmend auf die Mähler wirken 
müſſen. 

Ew. Königliche Majeſtät werden das Bedürfniß fühlen, die 
Stimmung zu kennen und zum Ausdruck gebracht zu ſehen, welche 
das preußiſche Volk im jetzigen Augenblick und mit Rückſicht auf 
die gegenwärtige Lage der Dinge beſeelt. 
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Wir glauben deshalb Ew. Königlichen Majeftät ehrfurchtsvoll 9. 5. 1866. 
rathen zu jollen, auf Grund des Art. 51 der Verfaffungsurfunde 
vom 31. Januar 1850 das Abgeordnetenhaus aufzulöjfen, damit 
unverzüglid Neumahlen angeordnet werden fünnen. 

Ew. Königlihe Majeſtät bitten wir daher, die im Entwurfe 
beigefügte Verordnung wegen Auflöfung des Haufes der Abgeord- 
neten Allergnädigit vollzieben zu wollen. 

Berlin, den 9. Mai 1866. 

Das Staatsminiſterium. 


Bevor die Neumahlen ftattfanden, fielen auf dem Felde des Krieges 
die Würfel der Entſcheidung. Die Verweifung der ſchleswig-holſteiniſchen 
Angelegenheit an den Bund , die im Miderfprud mit den preußiſch— 
öfterreichifchen Verabredungen und Verträgen ftand, gab Preußen den 
Anlaß, die Gafteiner Convention ala von Defterreih gebrochen zu er: 
Hären, und führte zum Einrüden preußiiher Truppen in Holftein kraft 
des vorbehaltenen preußiihen Condominatsrechts. In Schneller Yolge 
entwidelten ſich nun die Ereigniſſe bis zum vollen Bruche. Den Antrag 
Deiterreib3 am Bunde auf Mobilmadjung der Bundescontingente mit 
Ausnahme des preußifchen beantwortete Preußen mit dem Austritt 
aus dem Bunde, und nach diejer Erklärung war der Krieg unvermeid: 
lich. In überrafchend kurzer Zeit wurde jegt die Streitfrage, die ſchon 
zwei Sahrhunderte hindurch die deutiche Entwidelung gehemnt hatte, 
auf den Schladhtfeldern Böhmens entſchieden, und jchon am 26. Juli 
beendeten die Nikolsburger Präliminarien einen Krieg, deſſen geſchicht— 
liche Nothmwendigfeit heute Niemand mehr leugnen wird. Der Krieg war 
bei feinem Ausbruche unpopulär in Deutfchland, unpopulär in Preußen; 
die große Mafle des Volkes ftand dem Waffengange zweier deutſcher 
Staaten fremd gegenüber und befchuldigte den Grafen Bismard, den 
„Bruderkrieg“ willlürlih vom Zaune gebrochen zu haben. Allein unter 
dem Eindrude der Siege, die die preußiichen Waffen davontrugen, wo 
fie mit dem Feinde zufammentrafen, vollzog ih ein Umſchwung der 
Stimmungen, der bei den Mahlen zum Abaeordnetenhaufe, die am 
3. Juli, dem NRuhmestage von Stöniagräß, ftattfanden, zum Ausdrud 
gelangte. Ties Mal fandte das preußische Volt in großer Zahl Ber: 
treter, die bereit waren, mit einer Negierung Frieden zu fchließen, die 
jo glänzend fich bewährt hatte. Aber noh mehr wuchs die Achtung 
vor dem verantwortlihen Haupte dieſer Negierung, als der Nifolsburger 
Vorfriede die Erfolge überfhauen ließ, welche Bismards Tiplomatie in 
Verbindung mit Roons Organijationstalent und Moltkes ſtrategiſcher 
Meijterichaft davon getragen hatte: Preußen felbit verarößert durch 
Schleswig: Holitein, Hannover, Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt a. M., 
an der Spitze eines Norddeutſchen Bundesſtaates und, als Huupt des 
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gierung und Volfsvertretung die Früchte zur*) Reife zu bringen 
haben, die aus der blutigen Saat, joll fie nicht umſonſt geitreut 
fein, erwachſen müfjen. 

Liebe Herren von beiden Häufern des Landtags! 

Auf die Finanzlage des Staates kann Peine Regierung den 
Blick mit Befriedigung wenden. Sorgliche Vorſicht und gewiſſen— 
hafte Sparjamkeit haben fie in den Stand gejeßt, Die großen 
finanziellen Schwierigkeiten zu überwinden, welche die gegenmwärti- 
gen Zeitverhältniffe in naturgemäßem Gefolge haben. 

Obwohl ſchon in den legten Jahren, durch den Krieg mit 
Dänemark, der Staatscafje beträdhtlihe Opfer auferlegt worden 
find, ift es doch gelungen, die bisher erwadjjenen Koſten des gegen: 
wärtigen Strieges aus den Staatseinnahmen und vorhandenen 
- Beftänden, ohne andere Belajtung des Landes, als die durch die 
gejeglichen Naturalleiftungen für Kriegszwecke erwachſenden, bereit 
zu Stellen. Um fo zuverjichtlidher hoffe Ich, daß die Mittel, welche 
zur erfolgreichen Beendigung des Krieges und zur Bezahlung der 
Naturalleiftungen, bei Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicher: 
beit in den finanzen, erforderlid find, von Ihnen bereitwillig 
werden gewährt werden. 

Ueber die Feititellung des Staatshaushaltsetats hat eine Ver: 
einbarung mit der Landesvertretung in den legten Jahren nicht 
berbeigeführt werden förnen. Die Staatsausgaben, welche in diefer 
Zeit geleiltet worden jind, entbehren daher der gejeglihen Grund: 
lage, welche der Staatshaushalt, wie Ich wiederholt anerfenne, 
nur dur das nah Art. 99 der Verfaffungsurfunde alljährlicd) 
zwifhen Meiner Regierung und den beiden Häufern des Landtags 
zu vereinbarende Geſetz erhält. 

Wenn Meine Regierung gleihmwohl den Staatshaushalt ohne 
dieje gejegliche Grundlage mehrere Jahre geführt hat, jo iſt Dies 
nah gewifjenhafter Prüfung in **) der pflichtmäßigen Neberzeugung 
geihehen, daß die ;yortführung einer geregelten Verwaltung, Die 
Erfüllung der gejeglichen Verpflihtungen gegen die Gläubiger und 
die Beamten des Staates, die Erhaltung des Heeres und der***) 


*) StB. 99. 2. 
**) StB, AH. 2b. 
“*) StB. 99. 2b. 
Bismards politiihe Reden. IH. 4 


5. 8. 1866. 


5. 8. 1866. 


17. 8. 18606. 
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Staatsinftitute Eriftenzfragen des Staates waren, und daß daher 
jenes Verfahren eine der unabmeisbaren Nothwendigkeiten wurde, 
denen fich eine Regierung im Intereſſe des Landes nicht entziehen 
kann und darf. Sch hege das Vertrauen, daß die jüngiten Er: 
eignille dazu beitragen werden, die unerläßliche Verjtändigung in- 
foweit zu erzielen, daß Meiner Regierung in Bezug auf die ohne 
Staatshaushaltsgejeg geführte Verwaltung die Indemnität, um 
weldhe die Landesvertretung angegangen werden foll, bereitwillig 
ertheilt und damit der bisherige Conflict für alle Zeit um jo 
fiherer zum Abſchluß gebracht werden wird, als erwartet werden 
darf, daß die politiihe Tage des PVaterlandes eine Erweiterung 
der Grenzen des Staates und die Einrichtung eines einheitlichen 
Bıundesheeres unter Preußens Führung geftatten werde, deſſen 
Laften von allen Genofjen des Bundes gleihmäßig werden getragen 
werden. | 

Die Vorlagen, weldhe in diefer Beziehung behufs Einberufung 
einer Bolfsvertretung der Bundesitaaten erforderlih find, werden 
dem Landtage unverzüglich zugehen. 

Meine Herren! Mit Mir fühlen Sie, fühlt das ganze Vater: 
land die große Wichtigkeit des Augenblids, der Mich in die Hei- 
math zurüdführt. Möge die VBorfehung ebenfo guadenreich Preußens 
Zukunft jegnen, wie fie ſichtlich die jüngfte Vergangenheit fegnete. 
Das malte Gott! 


7. HSißung des Hauſes der Abgeordneten 
Freitag 17. Auguft 1866. 

Sn der 7. Situng des Haufes der Abgeordneten, unmittelbar 
nah Eröffnung derfelben, machte der Minifterpräfident Graf Bismard 
Mittheilung von der beabfichtigten Vereinigung der dur den Krieg 
gewonnenen Länder mit der preußiſchen Monardjie*) : 

Ich habe dem hohen Haufe eine Botihaft Er. Majeftät des. 
Königs mitzutheilen. Diejelbe lautet: 

(Die ſämmtlichen Abgeordneten erheben fi.) 


* StB. 65a. 
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Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
u. ſ. m., thun fund und fügen hiermit zu wiljen: 

Die Regierungen des Königreihs Hannover, des Kur: 
fürſtenthums Heſſen und des Herzogthums Naſſau, jowie 
die freie Stadt Frankfurt haben ſich durch ihre Theilnahme 
an dem feindlichen Verhalten des ehemaligen Bundestages 
in offenen Kriegszuftand mit Preußen verjegt. Sie haben 
jomohl die Neutralität als das von Preußen unter dem 
Verſprechen der Garantie ihres Territorialbeitandes ihnen 
wiederholt und noch in legter Stunde angebotene Bündniß 
abgelehnt, haben an dem Kriege Defterreihs mit Preußen 
thätigen Antheil genommen und die Enticheidung des Krieges 
über jih und ihre Länder angerufen. 

Dieſe Enticheidung ift nad Gottes Rathſchluß gegen ſie 
ausgefallen. Die politiihe Nothwendigkeit zwingt Uns, ihnen 
die Regierungsgewalt, deren jie durch das fiegreihe Vor: 
dringen Unſerer Heere entEleidet find, nicht wieder zu über: 
tragen. 

Die genannten Länder würden, falls fie ihre Selbjtändig: 
feit bewahrten, vermöge ihrer geographifchen Lage bei einer 
feindjeligen oder auch nur zweifelhaften Stellung ihrer Ne: 
gierungen der preußiichen *) Politik und militärifchen Action 
Echmwierigfeiten und Hemmniſſe bereiten, welche weit über 
das Map ihrer thatfählihen Macht und Bedeutung hinaus- 
gingen. Nicht in dem Verlangen nad) Yändererwerb, ſon— 
dern in der Pflicht, Unſere ererbten Staaten vor wieder: 
fehrender Gefahr zu ſchützen, der nationalen Neugeftaltung 
Deutſchlands eine breitere und feitere Grundlage zu geben, 
liegt für uns die Nöthigung, das Königreid) Hannover, das 
Kurfürftenthum Helfen, das Herzogthum Naſſau und die freie 
Stadt Frankfurt auf immer mit Unjerer Monarchie zu ver: 
einigen. 

(Bravo!) 

Wohl wiſſen Wir, daß nur ein Theil der Bevölkerung 

jener Staaten nit Uns die Meberzeugung von diejer Noth: 


) 5. 65b. 


17. 8. 1860. 


17. 8. 1866. 
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wenpdigfeit theilt. Wir achten und ehren die Gefühle der 
Treue und Anhänglichkeit, welche die Bewohner derjelben 
an ihre bisherigen Fürjtenhäujer und an ihre Jelbftändigen 
politiſchen Einrichtungen fnüpfen. Allein Wir vertrauen, 
daß die lebendige Betheiligung an der fortfchreitenden Ent: 
widelung des nationalen Gemeinweſens in Verbindung mit 
einer Thonenden Behandlung beredtigter Eigenthümlichkeiten 
den unvermeidlichen Uebergang in die neue größere Gemein: 
Ichaft erleichtern werde. 

Die beiden Häufer des Landtags fordern Wir auf, die 
zur beabfichtigten Vereinigung erforderliche verfaſſungsmäßige 
Einwilligung zu ertheilen, und laffen ihnen zu diefen Be: 
hufe den beifommenden Gejegentwurf zugehen. 

Gegeben Berlin, den 16. Auguſt 1866. 


(L. S.) (ge3.) Wilhelm. 


v. Bismard. v. d. Heydt. v. Roon. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Graf zur Lippe v. Selchow. 
Graf Eulenburg. 


Ich erlaube mir, die Königliche Botſchaft auf den Tiſch des 
Hauſes niederzulegen. 
Es ift ihr außerdem eine befondere Ermädtigung in üblicher 


Art zur Einbringung des Gelekentwurfs beigefügt. Die Ermäch— 
tigung lautet: 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
u. ſ. w., ertheilen hierdurch Unſerem Minifterpräfidenten, 
Miniſter der Auswärtigen Angelegenheiten, die Ermächtigung, 
den beiliegenden Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ueber: 
nahme der Regierung über das Königreich Hannover, das 
Kurfürftenthum Helfen, das Herzogthum Naffau und die freie 
Stadt Frankfurt den beiden Käufern des Landtags zur ver: 
faſſungsmäßigen Belhlußnahme vorzulegen. 


Berlin, den 16. Auguſt 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Bismard. 
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Der Gejegentwurf felbit ift folgender: 


Entwurf eines Gejeßes, 
betreffend 
die Vereinigung des Königreichs Hannover, des Kurfüriten- 
thums Helfen, des Herzogthums Naffau und der freien Stadt 
Frankfurt mit der preußiſchen Monardie. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
u. ſ. w., verordnen mit Zuſtimmung beider Häufer des Land: 
tages der Monarchie, was folgt: 

sl. 

Mir übernehmen für Uns und Unfere Nachfolger, auf 
Grund des Art. 55 der Verfafjungsurfunde*) für den preußi- 
jhen Staat, die Regierung über das Königreich Hannover, 
das Kurfürſtenthum Helfen, das Herzogthum Naſſau und die 
freie Stadt Frankfurt. 

S 2, 

Die definitive Regulirung der Beziehungen dieſer Länder 
zu dem preußiichen Etaatsgebiete auf Grund des Art. 2 der 
Verfaſſungsurkunde erfolgt mitteljt befonderen Gejeßes. 


$ 3. 

Das Staatsminilterium wird mit der Ausführung des 
gegenwärtigen Geſetzes beauftragt. 

Urkundli unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrudtem Königlichem Inſiegel. 

Gegeben u. j. m. 

Zur Beglaubigung: 
Der Präfident des Staatsminijteriums 
(L.S.) v. Bismard. 


Meine Herren! Nachdem Se. Majeltät der König Telbit zu 
Ihnen über die Sache geiprochen hat, wird es mir nicht geziemen, 
in diefem Augenblide meine eigene Auffaſſung zu entwideln und 
den Königliden Worten eigene hinzuzufügen. Ich erlaube mir 


*) S. 66a. 


17. 8. 1866. 


17. 8. 1866. 
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nur, Ihre Aufmerkſamkeit darauf zu lenken, daß der Anhalt des 
Geſetzentwurfs den jeßt auf der Balis des Art. 55 zu ſchaffenden 
Zuſtand als einen Webergangszuftand charakterifirt, der nicht als 
der definitive gedadt wird. Die Stöniglihe Staatsregierung hält 
einen ſolchen Webergangszuftand für zmedmäßig, um die völlige 
Cinverleibung diejer Länder in die preußiihe Monarchie in der: 
jenigen Ichonenden Weije vorzubereiten, welche die Königliche Bot- 
Thaft in Ausficht ſtellt. Wir glauben, daß die Bewohner jener 
Länder felbft fi in Kurzem, wenn die Entfcheidung der Königlichen 
Staatsregierung in der Art feitgeitellt jein wird, wie es durch ein 
ſolches Geſetz geichieht, mit dem Gedanken noch vollftändiger be- 
freunden werden, als dies bisher gefchehen ift, und daß der Land- 
tag mit Bertrauen in die Hand Sr. Majeltät des Königs Die 
Machtvollkommenheit werde legen wollen, in jenen Ländern die— 
jenigen Modificationen ihrer bisherigen Einrichtung und Verfaſſung 
anzubringen und zur gejegmäßigen Entſcheidung vorzubereiten, 
welche ihre Verſchmelzung mit dem preußiſchen Staate werden 
erleichtern können. 

Ueber die Herzogthümer Schleswig und Holitein ift in dieſem 
Geſetzentwurfe nichts gejagt, weil ihre Abtretung und Einverleibung 
bedingt iſt durch die Ratification des mit Oeſterreich im gegen: 
wärtigen Augenblide verhandelten Friedens, und wir werden eine 
Borlage darüber erjt dann maden fünnen, wenn der Friede rati- 
fieirt ift, ebenfo wie über andere Fragen, deren Entſcheidung im 
Augenblid noch von den Friedensverhandlungen mit den übrigen 
ſüddeutſchen Staaten abhängt. 

Ich Stelle anheim, ob für die Vorberathung diejes Geſetzent— 
wurfs bei feiner hohen Wichtigkeit eine befondere Commiffion zu 
wählen fein wird, und bitte den Herrn Präfidenten, die Entjchei- 
dung des Haufes darüber herbeizuführen. 


Das Haus verwies die Vorlage an eine Sommiffion von 21 Mit: 
gliedern. | 
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Dieſelbe Mittheilung machte unmittelbar darauf der Minifter: 
präfident Graf Bismard in ber 


4. Sißung des Kerrenhaufes 
Sreitag 17. Auguft 1866 


mit folgenden Worten *): 


Ich habe die Ehre, dem hohen Haufe eine Allerhöchite Bot: 
ſchaft Sr. Majeftät mitzutheilen, welche ich vorzulejen mich beehre. 
(Sämmtlide Mitglieder erheben id.) 

(Folgt die Botfchaft wie oben.) 

Diefem Geſetz, deſſen die Allerhöchſte Botſchaft erwähnt, ift 
außerdem in separato die übliche Mutorifation zum Einbringen 
beigefügt. 

Der Gejeßentwurf felbit lautet: 

(Wie oben.) 


Indem **) ih, meine Herren, die Allerhöchlte Botſchaft und 
den Gejegentwurf auf dem Tiſch des Haufes niederlege, glaube ich 
in diefem Augenblid, nachdem Se. Majeltät der König, unfer 
Allergnädigiter Herr, zu Ihnen geſprochen, einer weiteren Aus: 
führung, eines Hinzufügens eigener Worte zu den Königlichen mid) 
enthalten zu Tollen; id made nur darauf aufmerfjam, daß der 
jeßt durch den Geſetzentwurf einzuführende Zuftand nad) dem Sn: 
Halte des Geſetzes ſelbſt ein provijorifcher fein foll, darauf berech— 
net, daß die Königlihe Machtvollfomnenheit Raum gewinne in 
jenen Ländern, den Webergang in derjenigen jchonenden Weife, 
welche die Allerhöchite Botſchaft in Ausſicht ftellt, vorzubereiten. 

Es wird demnädjft in fürzerer oder längerer Friſt, hoffentlich 
bald, Ihnen eine Vorlage gemacht werden, die eine volle Ver: 
Ihmelzung der Gebiete nad Art. 2 der Verfaffung in Ausficht 
nimmt. Und dann erlaube ich mir erläuternd zu bemerfen, daß 
die Verhältniffe der Herzogthümer Schleswig: Holjtein gefeßlich 
nit eher regulirt werden fönnen, ala bis der jet verhandelte 
und vorausfichtlich feinem Abjchluffe nahe Frieden mit Oeſterreich 


9 StB. 31b. 
**) 6. 32b. 
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. wirflih ratificirt it, weil erit dann die volle rechtliche Beiig:- 


ergreifung Diefer Länder ftattfinden kann, und daß es ebenjo mit 
den Ergebniſſen derjenigen Berbandlungen der all jein wird, 
welde gegenwärtig mit Bauern, Württemberg, Baden und dem 
Großberzogtbum Heilen noch ſchweben, mit einigen dieler Staaten 
bereitd unterzeichnet find, mit anderen ihrem Abſchluß naben. 

Diejenigen Norlagen, Die auf Grumd dieler Verbandlungen 
ipäter zu maden jein werden, iind bedingt Dur den Abſchluß der 
Verbandlunaen. 

Ich ſtelle dem Herrn Jrüidenten anbeim, die VReſchlußnahme 
ded Hauſfed über die Wabl einer Commiſſion zur geſchäftlichen 
Bedandlung der Vorlage berbeizufübren. 


Das Haus beſchloß. die Vorberathung des Geietzentwurfs einer 
Commiſſion von 15 Mitgliedern zu überweiſen. 


S, Sitzung des HSuufes der Abgeoröneten 
Demertag R Anzuk 18 
Dos Adacordnetenbaut deichtoß. aleich dem Serrenbavſe. dee Three: 
NN mit ciner Adreñe zu nunmmworten. Einer Sigma der zur Ser 
derathung dingchznn Cowunittun (1. Auguit) webute amd ter 
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es gewiljermaßen einen Militärherricher und einen Civilherrſcher 
gibt; durch die Umstände genöthigt, werden wir diefe Methode in 
Sachſen verfuhen müfjen. Früher hatte ich eine lebhafte Neigung 
für dieſes Syitem. Nach den Eindrüden aber, die mir bei Ge: 
legenheit der Aufitellung der Februarbedingungen gegenüber von 
Schleswig-Holitein geworden, befürdte ich, daß ein ſolches Syſtem 
eine dauernde Duelle von Verftimmungen bilden wird, eine Quelle, 
die länger fließen dürfte, als die Abneigung gegen den neuen 
Herricher bei wirklich annectirten Ländern. Bei jener Gelegenheit 
bielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „Wir mollen 
nicht Preußen zweiter Claffe ſein!“ Aber ganz abgefehen von 
ſolchen Empfindungen hat diejes Syftem den Nachtheil, daß der 
eine der beiden Herrſcher, der Militärherricher, der fremde, immer 
nur mit Anforderungen kommt, während alle wohlthätigen Ein: 
flüffe der Civilverwaltung in den Händen des alten Landesherrn 
bleiben. Ich bedaure, daß wir, wie gejagt, genöthigt fein werden, 
diefes Erperiment in Sachſen zu machen. 

Die dritte Methode endlich wäre die Zerreißung des bisher 
beitandenen Gemeinweſens; das haben wir verfhmäht, ein ſehr 
verfleinertes Hannover, Sachen, Kurheflen u. |. w. Mit diefem 
Syſtem haben wir 1815 in Sachſen trübe Erfahrungen gemadt. 
Zwar find die an Preußen gefonmenen Theile völlig mit diefem 
Staate verwachſen, aber in dem felbitändig gebliebenen Theile hat 
jih von da ab eine entjchiedene Abneigung gegen Preußen erhal: 
ten; deshalb haben wir diejes Syſtem, das uns fuppeditirt wurde, 
diesmal völlig bejeitigt, wir haben das Intereſſe der NRegierten 
über das der Dynajtien geſtellt. Es iſt wahr, es macht diejes 
vielleicht den Eindrud der Ungerechtigkeit, aber die Politik hat 
nicht die Aufgabe der Nemefis, die Rache ift nicht unfer, fondern 
wir haben zu thun, was für den preußiichen Staat eine Noth— 
wendigfeit ift, und deshalb haben wir uns durch Fein dynaftifches 
Mitgefühl leiten lafjen. Und deshalb haben wir aus diefen Län-. 
dern felbit jchon Anerkennung gefunden. Hannoveraner haben fich 
mir gegenüber jo ausgeſprochen: „Erhalten Sie uns unjere Dy— 
naftie.e Wenn das aber nit möglich ift, dann zerreißen Gie 
wenigftens nicht unfer Land, fondern nehmen uns ganz.” Was 
unjere Bundesgenoſſen betrifft, To haben wir deren nur wenige 
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und ſchwache gehabt, aber es iſt nicht bloß eine Bflicht, ſondern 
ebenjo gebietet es die Klugheit, auch dem Stleinjten unjer Wort 
zu halten. Je rüdhaltlojer Preußen zeigt, daß es jeine Feinde 
von der Landkarte wegfegen fann, um jo pünftlider muß es feinen 
Freunden Wort halten. Gerade in Süddeutjchland wird Ddiefer 
Glaube an unjer politifche Redlichkeit von großen Gewicht fein. 


Sn der 8. Situng des Haufes der Abgeordneten erjtattete die 
Commilfion Bericht über den Adreßentwurf. Zu Alinea II des Com: 
miſſionsentwurfs beantragte der Abg. v. Lubienski Namens der pol: 
niſchen Fraction folgenden Abjchnitt hinzuzufügen: 

Diejeg von Em. Majeftät begonnene große Werk der Neu: 
geitaltung Deutjchlands auf nationaler Grundlage, womit Preußen 
die Bahn feiner natürlihen Macht und Gulturfphäre befchritten, 
und die Thatſache, daß Preußen felbft die Nationalität ala be: 
rechtigtes Staatzprincip anerkannt, mithin fi) auch der Löſung 
der polnifhen Frage früher oder ſpäter nicht wird entziehen 
fönnen, beredhtigen auch Em. Königlihe Majeſtät polnifche Unter: 
thanen zu der Erwartung der vollen Anerkennung der den Polen 
gewährleifteten und unverjährbaren Rechte. 

Bei der Begründung diefe8 Amendement3 verwies der Antrag: 
fteller auf den Aufruf des preußifchen Obercommandog an die Böhmen 
und Mähren, deſſen Schluß laute: 

Sollte unfere gerechte Sache obſiegen, dann dürfte fich viel: 
leicht auch in Böhmen und Mähren der Augenblid darbieten, in 
dem fie ihre nationalen Wünſche gleich den Ungarn verwirklichen 
fönnen. Möge dann ein günftiger Stern ihr Glück auf immerdar 
begründen. 

Damit und durd die Thatfache der Unterſtützung der italienischen 
und ungariſchen Nationalbeftrebungen habe die preußische Regierung 
. jelbft fih zum Nationalitätsprincip befannt, und deshalb ſei die Hoff: 
nung der Polen, die für die Größe und Einigkeit Deutſchlands eben 
ihr Blut vergofien, berechtigt, daß auch ihnen gegenüber diefes Princip 
zur Anerkennung gebracht werden würde dur Erfüllung ihrer nationalen 
Wünfhe und Gewährung ihrer garantirten Rechte. Der Minifterpräfident 
Graf Bismard ermwiderte*): 


Der Herr Vorredner hat fih auf eine in Böhmen erlajlene 
Proclamation berufen. Ich gehe auf diejen Vorgang nicht weiter 
ein, denn ich glaube nicht, daß eine Proclamation eines commans 
direnden Generals in Feindesland ein geeignetes Actenjtüd ijt, um 


*) StB. 80a. 
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23.8.1866. zur Unterlage ftaatsrechtlicher Erörterungen in unferen inneren 
Angelegenheiten zu dienen. Ich würde deshalb nicht das Wort 
ergriffen haben, jondern hauptjächlic darum, um gegen eine andere 
Aeußerung des Herrn Vorredners Proteft einzulegen, Der Herr 
Vorredner hat gejagt, er vertrete hier das polniſche Volk: er hat 
ſich dadurch mit der Verfaſſung in Widerſpruch geſetzt. Jeder der 
hier anwejenden Herren vertritt das preußiſche Volf, 

Beifall.) 
und es ijt dies in der Verfaſſung expressis verbis ausgeſprochen. 
Daß in den Gefühlen unferer polnifhen Landsleute die angedeutete 
Unterſcheidung nicht beiteht, daß fie in ihrem Herzen ſich nicht von 
dem preußifchen Volke ſondern, das haben fie neuerdings — und 
in diefer Anfpielung hatte der Herr Vorredner in der Thatfache 
Recht, aber nicht in den Folgerungen, die er daraus zog — das 
haben fie auf den böhmiſchen Schlachtfeldern bewieſen. 
(Bravo!) 
Mit der glänzenden Tapferkeit, welche die Polen von jeher charak— 
terifirt hat, haben jie ihre Hingebung an das preußiſche Vater— 
land, ihre Anhänglichteit an die Krone Preußen bethätigt, fie haben 
ihr Blut mit dem unferigen, mit dem ihrer deutjchiprechenden 
Landsleute gemifcht. Es ift uns Allen befannt, daß der größere 
Theil des heldenmüthigen fünften Armeecorps aus jenen Gegenden 
ftammt, wo die polnische Bevölkerung ziemlich ungemifcht vorherrfcht, 
und gerade diefe*) haben mit ihrem Blute die Ueberzeugung bes 
fiegelt, daß fie zum preußischen Volke gehören, und daß die Son— 
derung, welche hier Fünftlih von Ihnen aufgeftellt ift, nicht in den 
Herzen Ihrer Committenten Lebt, 
Das Amendement v. Lubiensfi wurde verworfen. 


Bei der Abjtimmung fand nicht der Gommiffionsadreßentwurf, 
fondern der Entwurf des Abg. Stavenhagen mit überwältigender 
Majorität Annahme. Derjelbe Tautete: 

Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnadigſter König und Herr! 
Ew. Königliche Majeftät haben in einem großen Augenblide von 
mweltgejchichtlicher Bedeutung uns um Ihren erhabenen Thron vers 


*) StB. SOb. 
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Die den Berathungen des Landtages unterbreiteten Vorlagen 
über die Indemnitätsertheilung und die Finanzen werden wir 
mit pflichtmäßiger Sorgfalt in Erwägung nehmen. 

Mit derjelben Sorgfalt werben wir die freudig und dankbar 
begrüßten Vorlagen über die Einverleibung der mit Preußen zu 
vereinigenden deutſchen Lande und über die Einberufung einer 
Volfsvertretung der Norbdeutfhen Bundezftaaten prüfen, ver: 
trauen jedoch, daß, wenn Rechte des preußischen Volkes und Land: 
tages zu Gunjten eines fünftigen Parlaments aufgegeben werden 
jollen, diefem Parlamente auch die volle Ausübung diejer Rechte 
gejichert fein wird. 

Durhdrungen von der großen Wichtigkeit der gegenmärtigen 
Epoche für das ganze deutiche Vaterland, bieten wir aus vollem 
Herzen unfere Mitwirkung zur einheitlichen und freiheitlichen Ent: 
widelung deſſelben, welche die Vorjehung in Ew. Majeftät Hand 
gelegt hat. Wir können ung der Erfenntniß nicht verfchließen, 
daß derjelben noch große Schwierigkeiten entgegen ftehen und 
daß mit der Conftituirung des Norbdeutihen Bundes nicht bis 
zur Beſeitigung derſelben gewartet werben Tann. Aber fejt über: 
zeugt von der Nothmwendigfeit eines nationalen Bandes zwiſchen 
dem Norden und Süden des deutſchen Vaterlandes, hoffen wir 
auderfichtlich, daß daſſelbe in nicht allzu ferner Zukunft gejchaffen 
werden wird, namentlich dann, wenn die deutfchen Stämme im 
Süden die fehon jett in weiten Kreifen daſelbſt empfundene Ge: 
fahr einer Berreißung Deutſchlands erkennen und dem Bebürf: 
niffe nad) einer nationalen feiten Vereinigung mit dem Norden 
einen aufrichtigen und ungmeibeutigen Ausdruck geben. 

Königlihe Majeftät! 

In allen großen Tagen unferer preußifhen Geſchichte fanden 
zu dem Geifte und der Kraft feiner Fürften fich die des Volkes 
in MAufopferung und Hingebung gefellt. So fol ed auch ferner 
unter uns bleiben, und mer möchte dann wider ung fein? — 

In tieffter Ehrfurcht verharren mir 

Ew. Majeität 
treugehorfamfte 
Das Haus der Abgeordneten. 


Die Adreffe wurde dem Könige am 25. Auguſt 1866 von einer 
Deputation des Abgeordnetenhaufes überreicht und von demfelben huldvoll 
entgegengenommen ; eine [chriftlihe Beantwortung ward berfelben nicht 
au Theil. 
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Die Adreſſe des Herrenhaufes, die am 13. Auguft fat einftimmig 13. 8. 1866. 
nach den Vorſchlägen der Commiſſion angenommen worden war, hatte 
folgenden Wortlaut: 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnädigſter König und Herr! 


Ew. Königlichen Majeſtät Throne naht ſich heute das Herren— 
haus mit den tiefſten Dankgefühlen gegen den allmächtigen Gott. 
Er iſt es, der dem von Ew. Königlichen Majeſtät Selbſt in den 
Kampf geführten preußiſchen Heere eine in der Weltgeſchichte 
faſt beiſpielloſe Reihe unaufhaltſam raſcher, glänzender Siege 
gnädig verliehen hat. — Ihm ſei die Ehre! Seiner Hilfe 
wollen wir, will ganz Preußen in zuverſichtlichem Glauben ver— 
trauen, welches auch die Gefahren und Kämpfe ſein mögen, die 
ſeine allweiſen Fügungen über Europa und über unſer Vater— 
land künftig noch verhängen. 

Ew. Königliche Majeſtät haben Allerhöchſt Selbſt beſtimmt 
ausgeſprochen, daß der Krieg gegen Oeſterreich nur nach der reif— 
lichſten Prüfung und in der dadurch gewonnenen feſten Weber: 

zeugung von der unbedingten Nothmwendigfeit der Abmehr eines 
von Preußen weder hervorgerufenen, noch von ihm verfchuldeten 
Angriffs unternommen worden ift. 

Diefes Königliche Wort hebt das fchmerzliche Bedauern, welches 
wir ſonſt, wie Ew. Majejtät Selbft, über den Krieg mit einer 
Macht empfinden würden, deren Fahnen mit den preußifchen 
Bannern vereint in einer ewig denkwürdigen Zeit, ſowie nod) 
vor wenig Jahren, gemeinſchaftlichen Feinden gegenübergejtanden 
haben. Wir haben aufrichtig beflagt, daß aud) andere, ſonſt 
Preußen nah verbündete deutfhe Staaten mit Lejterreich den 
preußifchen Heeren feindlih gegenübertraten und daß, in den 
heißen Kämpfen der jüngftvergangenen Zeit auf beiden Seiten 
deutihes Blut gefloffen ift. 

Allein, wenn das Zerwürfnig mit Oeſterreich wefentlid) aus 
ſolchen Mißverhältniffen entjprang, melde aus der Verfafjung 
des Deutſchen Bundes entjtanden, fo dürfen wir mit Zuverſicht 
hoffen, daß von dem jeht nahen Friedensſchluſſe an, mit dem 
Ausfcheiden des Kaiſerſtaates aus dem Bunde, ungetrübte Be: 
ziehungen zwiſchen den Regierungen Preußens und Oeſterreichs 
beginnen und im beiderſeitigen Intereſſe der mächtigen Monardien 
fiher fortbejtehen werden. Die Neugeftaltung Deutichlands unter 
Em. Königliden Majejtät Aufpicien wird in künftiger Zeit blutige 
Gonflicte unter den deutſchen Staaten von ſelbſt ausſchließen. 

Der glorreiche Verlauf des Krieges legt ein neues, unwider— 
legliches Zeugniß ab von den wunderbar glucklichen Erfolgen 
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der von Em. Königlichen Majeftät mit fefter Hand Allerhöchſt 
Selbft angebahnten und geleiteten Heeresorganifation, ſowie von 
der Nothwendigkeit ihrer comfequenten Durchführung. Das preußiſche 
Volk in Waffen hat die Probe beitanden, zu welcher Sein König 
und Herr dafjelbe berufen hat. Europa wei nun, daß Preußen 
aud ohne den Beiftand mächtiger Bundesgenofien jeden ihm 
durch ungerechtfertigte Zumuthungen gebotenen Kampf mit vollem 
Selbftvertrauen annehmen fann und mit neuem Ruhm bejtehen 
wird. 





ir danfen Ew. Königlichen Majeftät Weisheit und Feitig- 
feit die Erreihung folder großen Erfolge in den Friedensprä: 
liminarien, bei deren Vermittelung dur eine auswärtige Macht 
wir deren Uneigennügigfeit und richtige Würdigung der Verhält- 
nifje gern anerfennen. 

So ſchwer die Opfer des Krieges wiegen, jo theuer das Blut 
ift, welches das fiegreihe preußiſche Heer und die mit ihm 
fämpfenden beutfchen Krieger vergofien haben, dieſe Opfer und 
das geflofjene edle Blut find Saaten, deren reihe Früchte das 
Vaterland in naher, wie in ferner Zukunft unfehlbar ernten wird. 

Ew. Königlichen Majeftät Iandesväterlihe Fürforge wird Ver— 
geltung für die Opfer zu ſchaffen willen, welche auch der glüd- 
lichfte Krieg dem ganzen Lande und einzelnen Claſſen der Unter: 
thanen auferlegt. Die Krieger, deren Wunden Zeugniß von 
ihrer todesmuthigen Hingebung ablegen, die Wittwen und Waiſen 
der Tapferen, die ihre Treue mit dem Tode befiegelt haben, 
harren ficherlich nicht vergeblich auf Linderung ihres Gefchides 
durch Königliche Milde. Hierzu mitzuwirken wird der Landes: 
vertretung eine willfommene Aufgabe fein. 

Ew. Königlihen Majeftät hohen Weisheit, Allerhöchſt Ihrer 
fiheren eigenen Erfenntniß deffen, was dem preußichen Vater: 
lande Noth thut, glauben wir in feiner Weiſe vorgreifen zu 
dürfen. Auf der Höhe des Nuhmes und des Sieges haben 
Ew. Königliche Majeſtät hochherzige Maßigung geübt. Aller: 
hoͤchſtderen Weisheit wird, darauf vertrauen wir, darauf vertraut 
das ganze Land, die bisher getrennten Theile der Monarchie jo 
zu vereinigen wiſſen, daß Preußen in feiner fünftigen Abgrenzung 
die Bürgihaft für feine eigene Sicherheit und für diejenige 
Mastitellung erlange, welde unerläßlih ift, damit der Friede 

und Europas unter allen Umftänden ungefährbet 

und die Möglichfeit ausgeſchloſſen bleibe, daß eine feindliche 

Armee fh neh einmal in der Mitte der preußiſchen Staaten 
n aufitellı 


e. 
Tr wir im jeber anderen Beziehung erwarten wir ehr: 
Iuiumeil Co. Röniglihen Majeftät Beſchlüſſe über die weitere 
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Regelung der politiichen Verhältniffe des Vaterlandes und find 
gewiß, daß Preußen unter dem glorreihen Scepter feines Königs- 
baufes zur Erfüllung feines deutfchen Berufes auf der Bahn 
wachſender äußerer Macht und innerer Wohlfahrt unmwandelbar 
fortfehreiten werde. 

In tiefiter Ehrfurcht erjterben wir 

Em. Königliden Majeftät 
allerunterthänigite, treugehorjamfte 
Das Herrenhauß. 
Berlin, den 13. Auguft 1866. 


11. Sißung des Saufes der Abdgeorönefen 


Sonnabend 1. September 1866. 


Der in der Thronrede angekündigte Gefegentwurf über Ertheilung 
Der Indemnität lautete: 
Art. 1. 

Der Staatsregierung wird in Bezug auf die feit dem Beginn 
des Jahres 1862 ohne. gejetlich feitgeftellten Staatshaushaltsetat 
geführte Verwaltung, vorbehaltlich der Beſchlußfaſſung des Land- 
tages über die Entlaftung der Staatsregierung nad) Vorlegung 
der Sahresrechnungen, Indemnität ertheilt. 


Art. 2. 


Die Staatsregierung wird für das Jahr 1866 zu den Ausgaben 
der laufenden Verwaltung bis zur Höhe von 154000 000 Rthlrn. 
ermächtigt. 


Die Budgetcommiffion des Abgeordnetenhaufes empfahl mit 25 
gegen 8 Stimmen die Annahme der Vorlage in folgender abgeänderter 
Faflung, zu der die Regierung dur den Mund des Finanzminiſters 
ihre Zuftimmung gegeben hatte: 


Art. 1. 


Die dem gegenwärtigen Geſetz als Anlage beigefügten Ueber: 
fihten der Staatseinnahmen und Ausgaben follen für die Jahre 
1862, 1863, 1864 und 1865 ftatt des verfallungsmäßigen und 
alljährlich vor Beginn des Etatsjahres zu vereinbarenden Staats: 
haushaltsgejeges als Grundlagen für die Nechnungslegung und 
die Entlaftung der Staatäregierung dienen. 

2istmardd politiihe Neden. II. 5 


13. 8. 1866. 


1. 9. 1866. 


1. 9. 1866. 
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Art. 2. 

Der Staatsregierung wird in Bezug auf bie feit dem Beginn 
bes Jahres 1862 ohne gefehlich feſtgeſtellten Staatshaushaltsetat 
geführte Verwaltung, vorbehaltlich der Beichlußfaffung des Land- 
tags über die Entlaftung der Staatsregierung nad Vorlegung 
ber Jahresrechnungen, Indemnität ertheilt, dergeftalt, daß es 
rüdfichtlih der Verantwortlichfeit der Staatsregierung fo gehalten 
werben foll, wie wenn die Verwaltung in der erwähnten Zeit 
auf Grund gejeglich feitgejtellter und rechtzeitig publicirter Staats: 
haushaltsetats geführt worden wäre. 

Art. 3 


gleih Art. 2 der Regierungsvorlage. 
Art. 4. 
Die Staatsregierung ift verpflichtet, eine Nachweifung über 
die Staatseinnahmen und Ausgaben des Jahres 1866 im Laufe 
des Jahres 1867 dem Landtage vorzulegen. 


Sn der 11. Sitzung des Haufes der Abgeordneten wurde der Be: 
richt der Commiffion zur Discuffion gejtelt; nachdem die Abg. Walded, 
Gneift, Michelis, Harkort, Virchow ſich gegen, die Abg. v. Binde 
(Oldendorf), Michaelis, Wagener, Loewe für den Antrag der Com: 
miffion ausgefprochen hatten, ergriff der Minifterpräfident Graf Bis: 
mard das Wort*): 

Je aufrihtiger die Königliche Regierung den Frieden wünfcht, 
um fo mehr fühlen ihre Mitglieder die Verpflichtung, fi jedes 
Eingehens auf retrofpective Kritik zu enthalten, ſei es Abwehr, 
ieien es Angriffe. Wir haben in den legten vier Jahren unferen 
Etandpunft von beiden Geiten häufig mit mehr oder weniger 
Hitterfeit oder Wohlwollen vertreten, Keiner hat es in den vier 
Jahren vermocht, den Andern zu überzeugen, Jeder hat geglaubt, 
rebt zu handeln, wenn er jo handelte, wie er es that. Ein 
Sriedensichluß würde aud) in den auswärtigen Verhältniffen ſchwer— 
Ed jemals zu Stande fommen, wenn man verlangte, daß ihm 
zer einem von beiden Theilen vorbergehen ſollte das Bekenntniß: 
„a Febe es jegt ein, id) habe unrecht gehandelt.” Wir wünſchen 
ger Frieden, nicht weil wir fampfunfähig find in diefem inneren 
Kumpr; im Gegentbeil, die Fluth fließt in dieſem Augenblid mehr 
a unieren Gunſten als vor Jahren; wir wünſchen ihn aud nicht, 


— — ⸗* 
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um einer etwaigen fünftigen Anklage auf Grund eines fünftigen 
Berantwortlichkeitsgejeßes zu entgehen; ich glaube nicht, daß man 
uns anflagen wird, ich glaube nicht, daß, wenn es gejchieht, man 
uns verurtheilen wird, und wie dem auch fein möge: — man hat 
dem Minijterium viele Vorwürfe gemacht, den der Furchtſamkeit 
noch nicht! 

(Heiterfeit.) 

Mir wünfchen den Frieden, weil unjerer Meinung nad) das 
Raterland ihn im gegenwärtigen Augenblide in höheren Grade*) 
bedarf, als früher; wir wünfchen ihn und juchen ihn namentlich 
deshalb, weil wir glauben, ihn in gegenwärtigen Moment zu 
finden; wir hätten ihn früher gejucht, wenn wir früher hätten 
hoffen können, ihn zu finden, wir glauben ihn zu finden, weil 
Sie erfannt haben werden, daß die Königliche Regierung den 
Aufgaben, welche aud Sie in Ihrer Mehrzahl erjtreben, nicht jo 
fern fteht, wie Sie vielleiht vor Jahren gedacht haben, nicht jo 
fern Steht, wie das Schweigen der Regierung über Manches, was 
verjchwiegen werden mußte, Sie zu glauben berechtigen fünnte. 

(Bravo!) 

Aus diefen Grunde glauben wir den Frieden zu finden, und 
juhen ihn ehrlih, wir haben Ihnen die Hand dazu geboten, und 
der Commiſſionsvorſchlag**) gibt uns die Bürgichaft, daß Sie in 
diefe Hand einjchlagen werden. Wir werden dann die Aufgaben, 
die uns zu löjen bleiben, mit Ihnen in Gemeinjchaft löſen; ich 
Ihließe von diefen Aufgaben Verbejjerungen der inneren Zus 
itände ***), in Erfüllung der in der Verfaſſung gegebenen Zufagen, 
feineswegs aus. 

(Xebhaftes Bravo von allen Eeiten.) 


Aber nur gemeinjan werden wir fie löfen können, indem wir von 

beiden Seiten demjelben Baterlande mit demfelben guten Willen 

dienen, ohne an der Aufrichtigfeit des Adern zu zweifeln. 
(Bravo!) 


*) ©. 174a. 
+), StB.: Commijfionsvortrag. 
***) Im StB. folgt auf inneren unmittelbar Erfüllung; offenbar ift 
bier ein Wort wie Zuftände oder Verhältniſſe und nad demfelben Die 
Präpofition: in ausgefallen. 
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In diefem Augenblid find aber die Aufgaben der ausmwärti- 
gen Politik noch ungelöft, die glänzenden Erfolge der Armee haben 
nur unferen auf dem Spiele jtehenden Einſatz gemifjermaßen er: 
höht, wir haben mehr zu verlieren, als vorher, aber gewonnen ift 
das Spiel noch nicht; je feiter wir im Inneren zujammenhalten, 
defto jicherer find wir, e& zu gewinnen. Wenn Sie fi) im Aus: 
lande umfehen, wenn Sie die Wiener Zeitungen durchgehen, und 
zwar diejenigen, von denen angenommen wird, daß fie*) die Mei- 
nungen der Kaijerlihen Regierung vertreten, jo werden Sie die— 
jelben Aeußerungen des Haſſes und der Aufregung gegen Preußen 
finden, die vor dem Kriege dort zu lefen waren, und Die nicht 
wenig dazu beigetragen haben, den Krieg für die Kaiferlihe Re: 
gierung zu einer Nothwendigkeit zu machen, von der die Negierung 
nicht zurüdtreten fonnte, wenn fie auch gewollt hätte. Sehen Sie 
auf das Berhalten der Völker in Siddeutichland, wie fie fih in 
den Armeen vertreten finden; da ift der Grad von Verjöhnlichkeit 
und von Erfenntniß einer gemeinfamen Aufgabe des gejammmten 
Deutichlands gewiß nicht vorhanden, To lange bayriihe Truppen 
aus den Eiſenbahnwagen meudlings auf preußiihe Dfficiere 
Ihießen. Sehen Sie ſich die Haltung der einzelnen Regierungen 
gegenüber den neu zu bildenden Einrichtungen an; jie ift bei eini- 
gen befriedigend, bei anderen widerjtrebend, gewiß aber ift, daß 
in Europa Sie kaum eine Macht finden werden, welche die Eon: 
ftituirung diejes neuen deutſchen Gejammtlebens in mwohlwollender 
Weile förderte, welche nicht das Bedürfniß hätte, in ihrer Weije 
ih an diefer Conftituirung zu Detheiligen; fei es aud) nur, um 
einem der mächtigeren Bundesgenofjen, wie Sachſen, die Möglich: 
feit nicht zu verfümmern, diejelbe Nolle noch ein Mal fpielen zu 
fönnen, wie im legten Kriege. 

(Sehr wahr!) 

Deshalb, meine Herren, iſt unfere Aufgabe noch nicht gelöft, 
fie erfordert die Einigkeit des gefammten Landes der That nad) 
und dem Eindrud nad. 

Wenn man oft gejagt bat: „Was das Schwert gewonnen 
bat, hat die Feder verdorben”, To habe ich das volle Vertrauen, 


* StB.: Sie. 
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daß wir nicht hören werden: Was Schwert und Feder gewonnen 
haben, ift von diejer Tribüne vernichtet worden! 
(Lebhaftes Bravo!) 


Die Debatte wurde erjt am 3. September zu Ende geführt. Art. 2 
des Commiffionsentwurfs, betreffend die Ertheilung der Indemnität, 
wurde in namentlicher Abjtimmung mit 230 gegen 75 Stimmen, die 
anderen Artifel mit großer Mehrheit angenommen; im Herrenhaufe er: 
folgte am 8. September die Annahme einjtimmig. 


15. Sißung des Hauſes der Abgeordneten 
Sreitag 7. September 1866. 


In der 15. Eitung des Haufes der Abgeordneten kam der Bericht 
der XIII. Commiffion über den Gefegentwurf, betreffend die Vereinigung 
von Hannover, Kurheſſen, Naffau und Frankfurt a. M. mit der preußifchen 
Monarchie zur Berathung. An der Debatte im Plenum betheiligte ſich 
der Minifterpräfivdent nicht; wohl aber hatte er den Commiſſions— 
berathbungen (23. u. 25. Aug.) beigemohnt und hier gelegentlich das Wort 
ergriffen. Bei der Wichtigkeit des Gegenftandes geben wir einen Auszug 
aus den Commiffionsverhandlungen auf Grund des erjtatteten Berichtes, 
mit befonderer Hervorhebung der Aeußerungen des Minifterpräfidenten: 

Die Generaldiscuffion verbreitete ſich über folgende Bunte: 

1. Ueber dag Recht des preußifchen Etaates auf die Vereinigung 
von Hannover u. f. w. mit der preußiſchen Monardie. 
2. Weber die politifche Nothiwendigfeit und Nüslichfeit diefer Ver: 
einigung. 
3. Ueber die Schonung der redhtlihen Cigenthümlichfeiten der mit 
Preußen zu vereinigenden Länder. 
4. Ueber die Nothwendigfeit eines Uebergangszuftandes bis zur voll: 
ftändigen Einverleibung, insbeſondere 
a) über Nachtheile einer Perfonalunion, 
b) über die Bedenfen gegen die jofortige Geltung der Preußi— 
ſchen 2erfafjung. 
5. Ueber etwaige Garantien des Nechtszujtandes in den zu annec: 
tirenden Ländern bis zu deren Einverleibung. 

Ad 1 nahm der Minifterpräfident das feiner Anfiht nad 
völferrehtlih anerfannte Recht der Eroberung mit volliter 
Wirkung für Preußen in Anfprud*). 


+), EB. AH. Anl. Nr. 47 ©. 202a; vgl. Nordd. Allg. 3.25. u. 23. Aug. 1866. 


1. 9. 1866. 


7. 9. 1866. 


25. 8. 1866. 


5.8. 1866. 
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Aus dem Schooße der Commiffion wurde entgegnet, daß der 
preußifche Staat fich nad) einem anderen Rechtstitel ala dem der Er: 
oberung umjehen müſſe. Das fei die nadte Gewalt, melde in der 
Gegenwart zur Rechts: und Staatsbildung nicht mehr ausreiche. Kein 
neuerer Wölferrechtslehrer vertrete diefen antiquirten Standpunft. Die 
Sanction des deutichen Volkes, zur Zeit allerdings nur repräfentirt in 
dem künftigen Reichätag des Norddeutſchen Bundes, fei jenen Rechts: 
titel der Eroberung zu legitimiren im Stande. 

Der Mintfterpräfident- vermahrte fi gegen den Vorwurf 
der nadten Gewalt und redhtfertigte die Eroberung mit dem 
Rechte der deutſchen Nation zu eriftiren, zu athmen und fid 
zu einigen, zugleih aber mit dem Recht und der Pflicht 
Preußens, diefer deutfhen Nation die für ihre Eriftenz 
nöthige Bafis zu liefern. Sodann hob er hervor, daß dieſe 
Angelegenheit niht noch Wochen und Monate in der Schwebe 
bleiben dürfe und daß im Falle friegerifher Verwidelungen 
der Barlamentsbefhluß von feinem Nuten fein würde*). 

Die Commiffion in ihrer Mehrheit ſchloß fich diefen Ausführun: 
gen an. 

Hinfihtlih der völferrechtlihen Wirkung der Eroberungen für 
die inneren Rechtszuftände der eroberten Länder erklärte die Königliche 
Staatsregierung ſich dahin, daß fie die bisherigen Verfaſſungen 
und die durch fie begründeten ftaatliden Einrihtungen in 
den eroberten Ländern als erlojhen betradte; Verfaſſung 
und Dynaftie fei von einander untrennbar, in Hannover die 
Dynaftie viel älter als die Berfaffung, mit jener fei aud) 
diefe bejeitigt**). 

Auch hierin ftimmte die Commiſſion in ihrer Mehrheit der Res 
gierung bei. 

Ad 2. Die Vereinigung Hannovers u. |. mw. mit Preußen er: 
Ihien der Commiſſion politifch nothwendig und vortheilhaft; nach den 
an das Abgeordnetenhaus gelangten PBetitionen ſchien ihr freilich Haupt: 
Jählih in Hannover ein Widerwille gegen die Einverleibung zu herrſchen. 
Der Minifterpräfident erklärte hierzu***), daß ungleich mehr 
Petitionen für die Einverleibung, namentlih aus Dftfries: 
land und Osnabrüd, vereinzelter aus den alten hannover: 
Shen Stammlanden — dem Kahlenbergiſchen, Lüneburgiſchen 
und Göttingenfhen — bei der Königlichen Staatsregierung 
eingegangen feien. In Naffau wünſcht man befanntlid in 
vielen Kreifen lebhaft die Einverleibung; die Königlide 


*) S. 202b. 
**) A. a. O. 
***5) S. 203b. 
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Staatsregierung befindet ſich im Beſitz mehrerer von an— 
geſehenen Familien des Landes ausgegangener, hierauf ge— 
richteter Petitionen. In Bezug auf eine dem Abgeordnetenhauſe 
überreichte Petition, in welcher elf Grafen bezw. Freiherren erklären, 
daß fie ſich durch ihren Treueid nach wie vor ihrem früheren Landes: 
bern verpflichtet fühlen, bemerkte der Herr Minifterpräfident, daß die 
Namen der Unterzeichner fih früher auch unter energiſchen 
Beihmwerden über die Bereinigung ihrer Befigungen mit 
dem Herzogthbum Naffau befunden hätten. 

Ad 3 conftatirt der Bericht die Erklärung des Minifterpräfiden: 
ten”): „Es folle erhalten bleiben, was Preußen irgend er: 
tragen könne.“ 

Ad 4a. Zu dem Porfchlage der Commiſſion, 

in dem dispofitiven, allein mit Geſetzeskraft verjehenen “Theil 

der Regierungsvorlage ($ 1) den Grundſatz der Vereinigung der 

neuen Länder mit der preußiihen Monarchie auszufprechen, 
bob der Minifterpräfident hervor **), 

daß es fih hier um eine über jeder Parteifrage jtehende, 

die Größe Preußens betreffende Geſetzesvorlage handle. 

Die Perfonalunion fei für die preußiſche Negierung 

auf die Dauer niht wünfchenswerth und zur Entwide: 
lung wahrer nationaler Kraft nicht geeignet. Wenn 
bei Lauenburg die Form der Perfonalunion gemählt 
worden, fo fei dies ein Act der Courtoifie gegen diefen 
Eritling preußifcher Erwerbungen gewesen, aus weldem 
feinerlei Unbequemlichleiten für den preußifchen Staat 
hätten erwadjen fünnen. Völlig unausführbar aber 
fei es, einfhlieglih Schleswig: Holfjteins mit ſechs ver: 

Ihiedenen Ländern von bedeutender Ausdehnung und 

fehr verfhiedenen Eigenthümlichkeiten eine Perfonal: 

union auf längere Zeit fortzuführen; das fer eine un 
regelmäßige Schöpfung, welde zur Stärfung Preußens 
nit geeignet jei. 

Mas dengemadhten Abänderungsvorſchlag anbetreffe, 
fo habe der demfelben zu Grunde liegende Geſichts— 
punft bereits im Staatäminifterium Vertretung ge: 
funden. Die dagegen mit Erfolg geltend gemadten 
Bedenfen hätten darin bejtanden, daß eine fofortige 
Einführung der Verfaſſung die Redhtseigenthümlid: 
feiten der mit Preußen zu vereinigenden Xänder zer: 
tören und die Regierung in dem folgenden Uebergangs— 


*) S. 204a. 
**) S, 204b. 
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ſtadium allzufehr beengen würde. Während deffen 

müffe diejelbe eine Art Dietatur beanfpruden; den 

einfahften Ausdrud für die hierzu erforderliche König: 

lihe Madtvollfommenheit habe man in dem Art. 55 

der Preußifhen Verfaſſung zu finden geglaubt. 

Im weiteren Berlauf der Discuffion erkannte der Minifterpräfi- 
dent Namens der Staatöregierung den vorjtehend erwähnten Ab- 
änderungsvorfhlag als eine Verbefjerung der Regierung?: 
vorlage an. Der $ 1 derfelben fönne allerdings der Aus- 
legung Raum bieten, als folle die Uebernahme der Regie: 
rung in den neuen Landestheilen mit dem Rechte des Vor: 
befiters erfolgen, was, wie gejagt, nidt in der Abſicht 
liege. Der Ausdprud „Vereinigung“ ſchließe diefe Voraus: 
fegung aus. 

Ald 4b wurden in der Commiſſion Bedenken gegen die von der 
Regierung verlangte zeitweife Dictatur laut und die fofortige Ein: 


- führung der Verfaffung gefordert. Der Minifterpräfident erflärte 


darauf noch einmal*), 

daß die fofortige Einführung der Berfaffung in den 
neuen Landestheilen unausführbar fei. Die König: 
lihe Staatsregierung wünſche für die Zwiſchenzeit 
nit bloß dag Recht, Königlihe Verordnungen, wie fie 
auf Grund der Berfajfungsurfunde innerhalb Preußens 
ftatthaft feien, zu erlaffen, fondern eine ehrlide Die: 
tatur, d. h. das Recht anzuordnen, was im Ueberlei— 
tungsftadium zum Beſten jener Zänder nothmendig fei, 
und zu bejeitigen, was diefem Beten mwiderfprede. 
Bor allen Dingen müffe die preußifhe Militärver: 
faffung zur Ausführung gebradt werden, um die Wehr: 
fraft der eroberten Länder für Preußen vermwerthen 
zu fönnen. Die Mittel und Wege hierzu müffe ſich die 
Regierung zunächſt allein vorbehalten, da fie am beiten 
über die dortigen VBerhältniffe unterrichtet fei. Das 
Abgeordnetenhaus möge derjelben vertrauen, da eine 
VBerfhiedenheit des Zieles faum denkbar jei. 

Daß die Berfaffung ihr geftatte, einzelne Artikel 
außer Kraft zu feßen, biete der Regierung feinen 
wünjfhenswerthen Ausweg. Es würde ein Geftändniß 
der Unfidherheit darin liegen, wenn nad oder gleid: 
zeitig mit der Einführung der Berfaffung fofort Aus- 
nahbmemaßregeln oder die theilmeife Suspenfion ber 
Berfaffung in jenen Ländern verfügt werde. 


*) ©. 205b. 
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Ad 5. Die Commiffton, melde in ihrer Mehrheit fich zwar gegen 25. 8. 1866. 
die fofortige Einführung der PVerfaffung in den zu annectirenden 
Ländern ausfprehen und der Regierung vorläufig freie Hand lafjen zu 
müfjen glaubte, hielt fich andererjeits für verpflichtet: 

a) den Zeitraum bis zur Geltung der Verfajlung durch Beſtimmung 
eines fejten Endtermins zu begrenzen, 

b) über die Grundfäge, von welchen die Regierung in den neuen 
Zandestheilen während diefer Zeit fich leiten laſſen werde, weitere 
beruhigende Erklärungen zu erlangen. 

In Bezug auf die formalen politifchen Rechte der neuen Staats: 
angehörigen verficherte der Minifterpräfivent *), 

daß diefelben jedenfalls zu dem Reichsſtag des Nord: 

deutfhen Bundes wählen würden. Was dagegen die 

befonderen Volfsvertretungen dieſer Xänder betreffe, 
jo fünne er, ohne dies gerade definitiv abzulehnen, 
doh eine Berpflihtung zu deren Berufung aud nur 
mit berathender Stimme nidht eingehen. 

Der Minifterpräftident deutete ferner an, 

Daß es ſich vielleicht empfehlen fünnte, mit einem ver: 

einigten Ausfhuß über die neuen Organifationen ſich 

in Verbindung zu ſetzen. 
Endlich jtellte er beitimmt in Ausficht, 

daß die Regierung in den annectirten Ländern eine 

Commiſſion von höheren Beamten unter Vorſitz eines 

preußifhen Beamten zur Berathung darüber zufammen: 

treten laſſen werde, wie die verſchiedenen Rechts— 
zuftände außzugleihen und die VBerfhmelzung anzu: 
bahnen fei. Ingleichen würden zur Unterftüßung des 

Minifteriums jahverftändige Männer aus den neuen 

Zandestheilen nah Berlin berufen werden. 

In der Specialdiscufjion äußerte fih der Minifterpräfident 
zu dem Antrag, zu $ 2 der Negierungsvorlage hinzuzufügen: „Die 
Preußifhe Verfaſſung tritt in diefen Yandestheilen am 1. October in 
Kraft”, nicht principiell ablehnend, obwohl er der Meinung 
jei, daß die Staatsregierung durd den (hier mitgetheilten) Ab: 
Ihnitt 1 beengt würde, da mögliher Weife am 1. October 
1867 die Berhältnijfe für die Einführung der Verfaſſung 
nicht geeignet fein fönnten**). 

Schließlich kam die Commilfion überein, den Gejetentwurf in 
Ieenber Faſſung dem Haufe der Abgeorpneten zur Annahme vorzu: 
hlagen: 


*) S. 206. 
**) S. 207. 


25. 8. 1866. 


7. 9. 1866. 
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81. 

Das Königreih Hannover u. f. w. werden in Gemäßheit des 
Art. 2 der Berfaflungsurfunde für den preußifchen Staat mit 
der preußiihen Monardie für immer vereinigt. 

8.2. 

Die Preußiſche Verfaſſung tritt in diefen LZandestheilen am 
1. October 1867 in Straft. Die zu diefem Behufe nothwendigen 
Abänderungs:, Zufag: und Ausführungsbejtimmungen werden 
durch befondere Geſetze feftgeftellt. 

G3 
gleich $ 3 der Negierungsvorlage, |. o. ©. 53. 


Sn der 15. Sigung, am 7: September, nahm das Haus diejen 
Entwurf mit 273 gegen 14 Stimmen an. 


Nah Mittheilung des Abſtimmungsergebniſſes berichtete der Abg. 
Kanngießer über eine Petition aus Frankfurt a. M., die nicht fomohl 
gegen die Einverleibung fih ausſprach, ſondern nur den Erlaß der der 
Stadt auferlegten Contribution wünſchte. Der Abg. Graf Schwerin: 
Putzar beantragte, diefe Petition durch Webergang zur Tagesordnung 
zu erledigen. Der Minifterpräfident unterjtügte diefen Vorfchlag*): 

Ich erlaube mir zur Unterftügung des Antrages auf Tages: 
ordnung anzuführen, daß ich bereits vor Wochen, als ih zum 
eriten Male mit den Vertretern von Frankfurt a. M. in Verband: 
lungen mid) befand, erklärt habe, daß die Königlihe Regie: 
rung von preußiſchen Unterthbanen Gontributionen nicht 
erhebe. 

Der Antrag auf Tagesordnung wurde darauf einftimmig ange: 
nommen. Gleich darauf erhob ſich der Minifterpräfident nochmals *): 

Ich habe mit Allerhödhiter Ermädtigung vom 6. d. M. ein 
dem ſoeben von Ihnen angenommenen ähnliches Gejeß in Bezug 
auf die jchleswigeholjteiniichen Herzogthümer einzubringen. 

(Bravo!) 

Ich**) erlaube mir, dieſe Allerhöchfte Ermädtigung zunächſt 

zu verlejen: 


*) StB. 274. 
**) S. 274b. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 7. 9. 1866. 
u. ſ. w., ertheilen bierdurh Unferem Minifterpräfidenten, 
Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten, die Ermädtigung, 
den beiliegenden Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ver— 
einigung der Herzogthümer Holftein und Schleswig mit der 
preußiihen Monarchie, den beiden Käufern des Landtags zur 
verfaffungsmäßigen Beihlußnahme vorzulegen. 
Berlin, den 6. September 1866. 
Wilhelm. 
v. Bismard. 
Das Gefeg jelbit, über deſſen Inhalt ih mir nachher einige 
erläuternde Worte geitatten werde, lautet: 


Entwurf eines Gejeßes, 
Detreffend 
die Vereinigung der Herzogthüimer Holitein und Schleswig 
mit der preußiſchen Monardie. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
u. ſ. w. verordnen, mit Zuſtimmung beider Häufer des Land: 
tags der Monardie, was folgt: 

| 81. 

Die Herzogthüimer Holitein und Schleswig, mit Ausnahme 
eines durch Vertrag mit dem Großherzog von Dldenburg 
näher zu beſtimmenden Gebietötheiles, werden mit der preußi: 
Then Monardie auf Grund der am 30. October 1864 in 
Wien zwiſchen Preußen und Deiterreich einerfeits und Däne- 
mark andererjeits, und am 23. Auguft 1866 in Prag zwilchen 
Preußen und Deiterreich abgejchloffenen Friedensverträge ver: 
einigt. | 

$ 2. 

Die Preußiſche Verfaffung tritt in diefen Landestheilen 
am 1. October 1867 in Kraft. Die zu diefem Behufe noth- 
wendigen Abänderungs- und Zufagbeitimmungen werden durch 
befondere Geſetze feitgeftellt. 

8 3. 

Das Staatsminifterium wird mit der Ausführung des 

gegenwärtigen Gejetes beauftragt. 


7. 9. 1866. 


76 II. Preußifcher Landtag. 5. Auguft 1866 bis 9. Februar 1867. 


Urfundlih unter Unterer Höchfteigenhändigen Unterfchrift 
und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben — — 
Zur Beglaubigung: 
Der Präſident des Staatsminifteriums. 
(L. S.) v. Bismard. 

Die Königliche Regierung war nicht in der Lage, diejes Ge- 
jeß gleichzeitig mit dem ſoeben berathenen einzubringen, weil fie 
die Natification des Prager Friedens vorher abwarten mußte. 
Eie darf fih indeljen der Hoffnung bingeben, daß die Principien, 
nad) welchen auch diejes Geſetz zu beurtheilen fein wird, im Weſent— 
lihen durd die Behandlung des joeben angenommenen fich hin— 
reichend feitgeltellt haben werden, um eine fürzere Behandlungs 
weiſe, vielleicht die jummarifhe, in der Schlußberathung möglid) 
zu machen. 

Mas*) den Morbehalt in Betreff eines Gebietstheiles des 
Großherzogthums Oldenburg anbelangt, ſo erlaube ich mir darüber 
eine kurze Erläuterung zu geben. Die Königliche Regierung ift 
im Begriff, mit Sr. Königlihen Hoheit dem Großherzog von 
Oldenburg einen Bertrag zu unterhandeln, welcher zunächſt die 
unbedingte Anerkennung der Souveränität Er. Majeltät des Königs 
an den Herzogthümern von Seiten der Oldenburgiſchen Linie zum 
Gegenitand hat, eine Anerkennung, welde die Königliche Regie: 
rung zu erlangen wünſcht. Weber die Motive diefes Wunſches 
werde ich mir erlauben, jpäter bei der Norlage diejes mit Olden- 
burg zu jchließenden Vertrags weitere Ausfunft zu geben. Der 
beabfichtigte Vertrag umfaßt außerdem eine von der Marinever: 
waltung gewünfchte Erweiterung des Jahdegebiets umd einige Eifen- 
bahnanlagen, bei denen Preußen und Oldenburg concurriren; das 
Herzogtum Holjtein wird dabei nur mit einem etwa 2 Quadrat: 
meilen nicht überlteigenden Gebietstheil in Mitleidenichaft gezogen, 
wenn die bisherigen Abfichten verwirklicht werden. Sn Art. 2 
haben wir bei Formulirung der Vorlage das Commiffionsgutadhten, 
wie es heut zur Annahme gekommen ift, vollftändig berüdfichtigt, 


da wir in dieſer Faſſung der Annahme des Haufes am ficherften 


*) S. 2758. 
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zu fein glaubten. Daß die Königliche Regierung in dem eben 
angenommenen Gelege auch eine andere Yallııng ihrerjeits für 
annehmbar hielt, geht aus der Vorlage und aus den Erklärungen 
in der Commiſſion hervor. 

Es kommt ihr aber vorzugsweile auf rajche Erledigung an, 
und deshalb hat fie ebenfo bereitwillig wie bei der eben erledigten 
Stage bei diefer genau die Faſſung adoptirt, wie fie aus der Com: 
milfion hervorgegangen iſt. Ich möchte dem Herrn Präfidenten 
anheimftellen, falls dem Haufe nit die Schlußberathung beliebt, 
eventuell die Vorlage derjelben Commiſſion zur Erledigung zu 
überweiſen, welche die eben erledigte vorberathen hat. 


Das Haus übermwies die Vorlage der noch beitehenden XIII. Com: 
miffion zur Vorberathung. 


17. Sißung des Hauſes der Abgeorönefen 


Mittwoch 12. September 1866. 


Bereits am 9. April 1866 hatte die preußifche Regierung, als fie 
beim früheren Bundestage die Verfaſſungsreform beantragte, hierzu die 
Mitwirkung eine aus directen Wahlen bervorgehenden Parlaments in 
Vorſchlag gebracht. Diefer Vorfchlag wurde im Art. IV der Grund: 
züge der neuen Bundesverfajlung, welche am 10. uni 1866 allen 
früheren Bundesgenojfen unmittelbar und am 14. uni in der lebten 
Bundestagsſitzung mitgetheilt wurden, dahin präcifirt, daß die National: 
vertretung nach den Beitimmungen des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 
1849 gewählt werden ſolle. Nach Auflöfung des Bundes erging am 
16. Juni von Seiten Preußens an die Mittel: und Kleinftaaten Nord: 
deutichlands die Einladung zu einem Bündniß auf Grundlage der ge: 
dachten Grundzüge unter der Verpflichtung des baldigen militärischen 
Anſchluſſes und zur Einberufung des Parlaments, fobald diefelbe von 
Preußen erfolge. Nur die Regierungen von Sachjen: Meiningen und 
Neuß ä. 8. lehnten die Einladung ab. Den übrigen Staaten konnte 
noch während des Krieges der Wunſch ausgefprocdhen werden, daß fie 
die Vorbereitungen zu den Parlamentswahlen auf Grund des Reichs: 
wahlgeſetzes vom 12. April 1849 durch Abtheilung der Wahlfreife und 
Wahlbezirfe ſoweit einleiten möchten, daß im gegebenen Zeitpunfte fo: 
fort zur Ausfchreibung der Wahlen geichritten werden Fönne. 

Der Ausgang des Krieges und die Veränderungen, welde der: 


7. 9. 1866. 


12. 9. 1866. 
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jelbe in den Verhältniffen Nord: und Mitteldeutfchlande hervorrief, 
ließen den baldigen Zufammentritt des neuen Parlaments im Intereſſe 
der Confolidirung des neuen Bundes liegend erjcheinen. Dazu aber 
war ed vor Allem nöthig, daß für Preußen felbjt den Wahlen zum 
neuen Reichstage die gejehliche Grundlage gegeben werde, und bie 
Königliche Regierung legte deshalb dem Landtage das Reichswahlgeſetz 
vom 12. April 1849 mit einigen nothmwendigen Veränderungen ala 
Wahlgeſetz zum Neichstage des Norddeutfchen Bundes vor. 

Die Commiffion, welcher der Gejetentwurf zur Vorberathung über: 
wieſen war, beantragte die unveränderte Annahme der $$ 2, 3, 5,7, 
8, 9, 11, 13, die anderen Paragraphen erfuhren Amendirung durch 
Abänderung oder Zufügung von Zufäten. 

Syn der 16. Sigung vom 11. September 1866 begann das Haus 
der Abgeordneten die Berathung des Geſetzentwurfs auf Grund des 
erftatteten Commiffiongberichts im Plenum. Eine Reihe von Amen: 
dement3, aus der Mitte des Haufes eingebradht, juchten die Wünſche 
verschiedener Parteien im Reichswahlgeſetz zur Geltung zu bringen. 
Gegen diefe Verſuche, die von der Regierung gegebene Grundlage ab: 
zuändern, richtete fih in der 17. Situng am 12. September bei Er: 
öffnung der Specialdiscuffion der Minifterpräfident Graf Bismard 
mit folgender Nede*): 


Die Königlihe Regierung hat ſich geitern enthalten, an der 
allgemeinen Discuſſion Theil zu nehmen, um jo mehr, nadhdem 
fowohl der Herr Berichterftatter') als der Herr Abg. Simfon das- 
jenige, was die Königliche Regierung zur Vertretung ihres Stand: 
punftes und der Vorlage in ihrer urjprüngliden Geftalt hätte 
jagen können, in beredteren Worten dargelegt haben, als fie mir 
zu Gebote geftanden hätten. 

In Bezug auf die Amendements, die theils in der Commiſſion, 
theild aus dem Haufe bier gejtellt worden find, erlaube ich mir 
indejlen einige Bemerkungen, wobei ich, indem ich den Art. 1 der 
Commilfionsfafjung ?) dazu rechne, doch über ihn binausgreifen 
muß mit einigen Erwägungen, die auf die Geſammtheit der ge: 
stellten’ Amendements Anwendung finden. 

Wir ind in dem der Vorlage angehefteten Bündnigentwurf 


* StB. 307 b. 

) Abg. Tiveften. 

2) Die Commiffion beantragte, dem Negierungsentwurf einen $ 1 voran 
zuftellen, dahin lautend: Zur Berathung der Verfaffung und der Einrichtungen 
des Norddeutichen Bundes foll ein Reichstag gewählt werben. 
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mit denjenigen Regierungen, die ihn vollftändig angenommen haben, 
dahin übereingefommen, „daß die verbündeten Regierungen gleich: 
zeitig mit Preußen die auf Grund des Neihswahlgejeges vom 
12. April 1849 vorzunehmenden Wahlen der Abgeordneten zum 
Parlament anordnen wollen und leßteres gemeinjchaftlid” mit 
Preußen einberufen.” Dieſe Verpflichtung, welche die Regierungen 
übernommen haben, wird in demjelben Maße anfechtbar, in welchem 
wir und von dem urſprünglichen Tert des Reichswahlgeſetzes von 
1849 entfernen. Die Regierung bat deshalb bei ihrer Vorlage 
fih jo genau, als es ihr die veränderten Verhältniffe zu erlauben 
ſchienen, an diejes Reichswahlgeſetz angefchloffen und dabei Manches 
mit übernommen, worauf fie von Haufe aus nicht verfallen fein 
würde, gerade weil die Verpflichtung der übrigen Regierungen 
genau auf dieſes Gejeß lautete, und weil, wenn bei den übrigen 
Regierungen und ihren Landftänden nicht eine lebhaftere Bereit: 
willigfeit, auf die ganze Sache einzugehen, vorhanden ift, als ſich 
hier in einigen Theilen dieſer Verſammlung gezeigt hat, fie jehr 
leiht Vorwände und auch triftige Gründe aus jeder Nenderung 
entnehmen fönnten, um ihrerjeits dem von uns Allen doch ge: 
wünſchten Werfe Hemmniſſe zu bereiten. Es find mir bereits von 
einigen dieſer Regierungen amtlide Zuschriften zugegangen, in 
denen fie die Befürchtung ausiprehen, daß Aenderungen, welche 
in dem urſprünglichen Terte des Reichswahlgefeges vorgenommen 
würden, Zuſätze von einiger Erheblichfeit, fie ihrerfeits nöthigen 
würden, den Tert ihren Ständen nochmals vorzulegen. Nun bin 
ih weit entfernt, das Gewicht diefer Ständeverfammlungen mit 
dem der preußifchen Zandesvertreting gleichzuftellen, aber theoretiſch 
wird ein ſolches Recht, wie es hier in Anspruch genommen wird, 
Zufäge zu dem Tert des Reichswahlgeſetzes zu maden, aud)*) 
den fleiniten Landtagsverfammlungen nicht beftritten **) werden 
fönnen, fobald es hier geübt wird, und wenn die betreffende Re— 
gierung, fei es in gutem Glauben, jei es in Benugung eines be— 
quemen Borwandes, ſich auf diefes Widerjtandsterrain zurüdziebt, 
To fommt die preußifche Regierung in eine große Verlegenbeit. 


*) StB.: auf. 
**) 5, 308a. 
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Soll fie mit dem Wert vorgehen ohne die Zuftimmung Aller? fol 
fie Einzelne, die unfere treuen und bereitwilligen Bundesgenofjen 
gewejen find, mit Bergewaltigung bedrohen? Beides hat jeine 
Schwierigkeiten, wenigitens ſeine Unbequemlidhkeiten. 

Unter den verbündeten Regierungen find namentlich die beiden 
Medlenburg Thon jegt nicht in der Lage geweſen, jo unbedingt 
dem Reichswahlgeſetz beizutreten, wie die übrigen, fie haben fid) 
vorbehalten, die Einwilligung ihrer Stände dazu zu befchaffen. 
Cs hat deshalb mit beiden Medlenburg ein bejonderer Vertrag 
abgejchlojfen werden müfjen, mit einem Art. 6, der fi in den 
übrigen Verträgen nicht findet. Dieſer Art. 6 lautet: 

„Da die Regierungen von Medlenburg:- Schwerin und 
MedlenburgStrelig nad) der in beiden Großherzogthümern 
beitehenden Verfaffung einen Theil derjenigen Gegenftände, 
welche der Bündnißvertrag dem Parlamente zumeilt, nicht 
ohne Zuſtimmung ihrer Landſtände im Wege der Gejebgebung 
ordnen, und Daher in diejen Beziehungen pofitive Vertrags 
pflichten anderen Staaten gegenüber nicht ohne Weiteres 
übernehmen können, jo müflen die Großherzoglichen Regie: 
rungen von Medlenburg bei der Unterzeichnung diefes Bünd— 
nißvertrages ihre weitere definitive Erklärung zur Zeit noch 
vorbehalten, jedoh nur in Bezug auf Art. 2 und 5 des 
Vertrages, indem fie den übrigen inhalt defjelben ſchon jegt 
acceptiren.“ 
Art. 2 betrifft alfo die gefammten Grundzüge vom 10. uni 

d. J. und der Art. 5 die Parlamentswahl. 

Der medlenburgiiche Art. 6 jchließt: 

„Preußen wünſcht den obigen Norbehalt bezüglih der 
Art. 2 und 5 baldmöglichſt erledigt zu jehen, und beide 
Meclenburg verjpreden, die Erledigung fofort einzuleiten 
und thunlichit zu bejchleunigen.“ 

Es ift nicht denkbar, daß beide Medlenburg fih mit dem ge: 
jammten übrigen Norddeutichland Ddergeitalt in Oppofition ſetzen 
werden, daß fie aus gemeinſchaftlichen Einrichtungen auf die Dauer 
ih ausjchließen; aber erleichtern dürfen wir den Widerftand, auf 
den die mecklenburgiſche Negierung, die vom beiten Willen befeelt 
ilt, in ihrem Pande zu rechnen bat, nicht dadurd, daß wir von 
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fih die deutiche Krone auflegen. In weiterer Ausführung der Reichs- 
verfafjung werde die Regierung die Grundrechte des Volkes bei ben 
Borlagen zu berüdfichtigen haben, denn das Bebürfniß der deutfchen 
Nation gehe jegt eben fo jehr auf die gefetliche Sanction ihrer inneren 
Freiheiten, wie auf die Gründung ihrer äußeren Macht. Mintfter: 
präfivent Graf Bismard ermwiberte*): 

Ich hatte nach dem Eingang der Rede des Herrn Vorredners 
erwartet, daß er uns einige pofitive Vorjchläge über den fünftigen 
Anhalt **) der Bundesverfaflung machen würde, und ich war ge= 
ipannt auf diefelben***) und bereitwillig, fie nach beiter Erfennt- 
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niß zu benugen, da das, was ich vor Kurzem?!) an diejfer Stelle . 


über die Fünftige gemeinjame Arbeit der Regierung mit der 
Landesvertretung äußerte, feine leere Nedensart war, fondern eine 
Aeußerung, die aus einem wahren Gefühl und aus einer erniten 
Abficht hervorging; ich habe indeffen dieje pofitiven Anhaltspunfte 
in der Rede des Herrn Vorredners nicht gefunden, mit Ausnahme 
der Grundrechte, die ih nicht als zu meinem Reſſort gehörig 
betrachte. Nichtsdejtoweniger erlaube ich mir, mehr zur Aufklärung 
der öffentlihen Meinung ala zur Vertheidigung deſſen, mas die 
Königliche Regierung in diefer Debatte erflärt hat, einige Aeuße— 
rungen des Herrn Vorredners näher zu beleuchten. Derſelbe tadelte 
zunächſt den Dualismus in der urjprünglichen Vorlage, in welcher 
Bayern die Stelle des Bundesoberfeldherrn in Süddeutſchland ge= 
wahrt war ?). ch erinnere daran, daß diefe Vorlage vor dem 
Kriege gemacht wurde, als die Hoffnung, den Krieg zu vermeiden, 
wenigitens noch nicht ganz aufgegeben war, fie war auf eine fried- 
liche Discuſſion und auf friedliche Annahme berechnet, und das 
Ziel, weldes man fi als durch) den Frieden erreihbar jtedt, iſt 
allerdings ein geringeres als das, welches man nad) einem jieg- 
reihen Kriege erftrebt. Als auf dem Princip des Tualismus be- 


*) EtB. 311a. 
**) StB. 311b. 
+++) StB.: dieſelbe. 

1) S. o. ©. 67. 

2) Abg. Schulze: „Wir haben uns zu beglückwünſchen, daß nicht eine 
Grundlage, wie die in jenen Grundzügen zur Einigung des Südens mit uns 
benutzt worden iſt. Denn dieſe Einigung mit der Conſtituirung eines neuen 
Dualismus der Kriegsherrlichkeit wäre beinahe ebenſo bedenklich als der bis— 
herige Zuſtand“ (StB. 309a). 


Wet 


. Beuwmr spım. : Zwrt wi mi > Woeee IT. 


- — 22 - * ‘ x “ » 2* 
um) Saum 2 α meer mt onieben. 
h oo. =» . B = pm 3 2 a 525 


m, narma Surwang after me IT Irene muren, 


aa. — 2— — Dr 


m... 


us Nr dremg rat o° x Wan des ganzen 


Surranıny Tg Armes True rise someien müre. 
‘m Lemar nm Nm anmurom WEnIem, N gemeinſame 


Ansucum ar Me migCırtet Later As >rmtiiden vebens 
a oo panel von ßAäM semirrz,. wenn man 
An Rum „rimvae mi Nm Nomer wreruneg Suttande 
irrt. 

Ir oder Vinecden nz am ETAOoœAAE oder Eritrebte 
du armn Keine vw mer Qumm. 8 7 das aünitigite 
EN: Derriit? au dent MI Woman ohne acmelen, ſtets 
S® 29 sn teernsdung Aut Knien, mas für Den 
Arne ah vruhkil ma 2m NT Router Die Schuld 
ae junuonıdia Ns An Echt wurde: Der Grundſatz, 
Si Nov it Ne Saure) ıR, murde non Der Cppofition 
N euninay amradet memaie deberziat. Ich darf Ihnen aber 
Sara wild nocd etwas Weileres erreicht hätten, 


—EX 
S: ri AXren Ergedninſe Sie jetzt tadeln, unterſtützt 


I ur Wr me 


I FO Ey R . 
Suhmenang ndN.) 


Sp air Imrpiigumg fehlte und da wir mit 

Sry Xarest Singen, dennoch dieſe Reſul— 

EN ven en Knete Erachtens nicht Die- 

N ae äperdurs daden. miebr zu erreichen. 
Ru St. 

y Xxetzt von Confilarvertretung, 


NN. rd NEN 
Kortrenigi it dert Attributen der Bundes: 


X .442 1 '.h 1 x 


NUN WW AD guide. meine Herren, Sie 


DS. 2 


BEN Ver Gere ann 5 


FO EEE N BL Gun BIT 0320 das man einen fiegreichen 
ar av Kikigeiig Wettg aus dem Siege gemacht 


. N u 1 


8 NE ten avitgb ist Wit Steten des Kampfes über: 
. am I Ne 5 EV 

n de Na Masken. Du „bloß das Confular- 

R INN On en jet 66, mußt Die Diplomatifche Ver: 

En sogen Miegäiig Sch zwar der Bundesgewalt 

\ ou sun Jr dn citigeinten Staaten überlaffen, 


Kritik des Erreichten ziemt denen nicht, die die Regierung nicht unterftügten. 85 


überfhäßgen die Bedeutung der Tiplomatie, wenn Sie dieje For: 
derung ausiprehen. Ich erinnere daran, daß in den Jahren 1848 
und 49 die bejte, günftigite Zeit mit Verhandlungen der Regie: 
rungen gerade über diejfen Punkt verloren ging; die Regierungen, 
welche ihre diplomatiichen Vertretungen aufgeben follten, legten gerade 
auf dieſes Ehrenreht ein unverhältnigmäßiges Gewicht; ich jage 
unverhältmigmäßig, denn wenn die Stellung eines Territorialfürlten 
im Bunde der Art ift, daß das Ausland jich dabei intereflirt, To 
würde feine Clauſel ihn hindern fönnen*), einen Officier, einen 
Freund, einen Geſchäftsmann, einen Kaufmann in einer fremden 
Reſidenz wohnen zu haben, mit dem er correipondirt, oder politifche 
Agenten in unjcheinbarem Gewande bei ſich zu empfangen. Sit 
aber die Stellung des betreffenden Fürsten nicht von der politiichen 
Bedeutung, daß ih das Ausland um ihn bewirbt, dann mag er 
immer Botjchafter ernennen, das thut nichts zur Sache, Jeine 
eigenen Stände werden diejen Eojtipieligen Luxus befeitigen. 
(Heiterfeit.) 

In folden Dingen nur ein Haar breit mehr zu fordern, als 
man haben muß, als man zur Balis fünftiger praftiicher Ent: 
widelung nöthig braucht, halte ich immer für einen Fehler, der 
ih jtraft. Außerdem möchte ich auch den Vorredner bitten, zu 
beherzigen, daß dieſe Tinge ſich nicht nad) theoretiichen Plänen 
beliebig ausbilden und machen laffen, jondern fie wachſen aus 
biltoriicher Entwidelung. Für eine Yandesvertretung ift es leicht, 
ih der Neigung, Amendements zu jtellen und Negierungsvorlagen 
zu corrigiren, mit Behagen hinzugeben und frei von jeder Ver: 
antwortung die Erfolge zu erwarten, und das Uebrige nachher dem 
Miniſter zu überlaffen, deſſen Aufgabe es ift, aus dem Ganzen 
einen Vers zu machen mit den übrigen Factoren des inneren 
Staatslebens und des Auslandes. Wie jehr diefe Aufgabe er: 
Ihmwert wird dadurch, daß Sie ſich Telbit von der Verantwortung 
für den Erfolg losfagen, das kann nur der fühlen, der es jelbft 
durchgemacht hat. 


ob fie ihrerfeit3 bejondere diplomatische Vertretungen dem Auslande gegenüber 
herbeiführen wollten (EB. 309). 
*) ©. 312a. 


12. 9. 1866. 
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Der Herr Vorredner hat getadelt, daß der Sieg, den die 
Truppen erfochten haben, nicht auf dem politifchen Gebiete weiter 
ausgenugt worden jei. a, meine Herren, die Abſchätzung der 
Tragweite eines militäriichen Erfolges in dem Momente, wo er 
erfochten wird, iſt eine der fchiwierigiten Aufgaben der Politik. 
Man kann ſich jehr leicht irren — ob wir geirrt haben, kann 
vielleicht die Zukunft zeigen, ob wir den Moment richtig gewählt 
haben, um den Frieden oder Waffenftillitand abzufchließen, und ob 
wir wohlgethan haben, uns mit den Bedingungen zu begnügen, 
die wir damals erreihen fonnten. Es muß einer fpäteren Ge: 
ichichte vorbehalten bleiben, alle die Momente aufzuklären, die da— 
bei mitgewirkt haben, und wenn Sie fie alle fennen, fo glaube 
ih, werden Sie der Regierung das Zeugniß nicht verjagen, daß 
die Benugung der Siege eine ziemlich fühne war. 

(Bravo! rechts.) 

Man kann fjehr leicht die Linie überjchreiten, bei der eine 
weitere Ausbeutung des Sieges in eine ‚blinde Zuverficht ausartet, 
die alle Errungenschaften aufs Spiel ſetzt, und je größer dieſe 
Errungenſchaft ſchon iſt, deito ſchwieriger entfchließt man fich zu 
einer Ausbeutung des Sieges, die nicht mehr den Charakter des 
Muthes, Sondern den der Waghalſigkeit haben würde. 

(Bravo!) 

Ich habe jchon angedeutet, wir glauben in dem Gegebenen 
die Grundlage deffen zu befiten, was wir brauden, um einem 
verftändigen deutſchen Nationalgefühle entjprehende Einrichtungen 
zu Schaffen; es ift jelbitverftändlih, daß diefe nicht Jofort Ahnen 
fertig auf den Tiſch gelegt werden können, daß Rom nicht in 
einem Tage gebaut wird und auch minder bedeutende hiftorifche 
Schöpfungen wie Rom ihre Zeit und ihre Vorbereitung fordern. 
Wenn der Herr Vorredner mit mir auf derfelben Seite des Hauſes 
oder der politifchen Welt ſich befände, jo würde er diefe Wahrheit 
mit mehr VBilligfeit anerkennen, ala aus feinem ausgejprocdhenen 
Tadel zu entnehmen war. 

(Bravo!) 

Der Abg. Virchow konnte nicht umhin, auszuſprechen, daß die 
Regierung auf dem Wege ihrer eigenen Politik „wunderbare Erfolge” 
erreicht habe, die er mit der größten Bewunderung betradhte, aber 
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und Walded, gegen denfelben der Abg. Schulze. Nach ihnen er: 
griff der Minifterpräjident Graf Bismard noch einmal das Wort*): 

Ich Habe nur, bevor der Schluß angenommen werden jollte, 
conitatiren wollen, daß die Regierung zwar, wie ich bei Beginn 
der Sigung heute erklärte, um des Friedens Willen, wenn Sie 
auf Art. 1 beitehen, ihn fich gefallen laſſe, daß ihr aber der 
Art. 1 in der Faſſung, wie er von dem Herrn Ada. Grafen 
Bethuſy-Huc amendirt ift, lieber jein würde, weil er ſich mehr dem 
Terte des Vertrages anfchließt, den wir mit den übrigen Staaten 
geichloften haben. Der Herr Vorredner !) legt wenig Gewicht auf 
den Widerſtand, den die übrigen Staaten etwa leilten könnten. 
Der materielle Widerftand mird allerdings nicht bedeutend fein; 
aber ich möchte den rechtlichen Widerſtand, den fie uns zu leiften 
befugt find, nicht jo gering anſchlagen. Ich will gar nicht daran 
erinnern, ob die Zeitlage, in der die Frage zur Enticheidung 
fommt, falls jie mit Muße und mit Behagen behandelt wird, falls 
‚jahr und Tag zu ihrer Erledigung in Ausficht genommen wird, 


ih nicht Doc weſentlich ändern kann, jo daß wir auch Telbft dem. 


materiellen Widerjtande mehr Gewicht beilegen müßten, als in 
dieſem Augenblid. Ich lege aber das Hauptgewicht auf den recht: 
lihen Wideritand, zu dem unfere Bundesgenofjfen befugt find. 
Ich möchte den Berürdtungen, die hier wiederholt laut ge: 
worden find, als wenn das Parlament die Thätigkeit und Macht: 
vollfommenheit der preußiichen Yandesvertretung wejentlich beein: 
trädhtigen würde, entgegenhalten, daß dieſes Parlament jeiner großen 
Mehrheit nad) ja aus preugiichen und frei gewählten Vertretern 
des preußifchen Volkes beſtehen wird, alfo aus Ihren Yandsleuten, 
vielleicht aus Ihnen jelbit. Denn warum jollte die Mehrzahl von 
Ihnen fich nicht in dein Parlamente wiederfinden, da die Wahlen, 
wie das Wahlgejeg auch fein mag, im Ganzen ftets die Ergebniffe 


*) StB. 320. 

) Abg. Walde: „Wenn der Herr Minifterpräfident meint, daß durch 
Amendementge — — die Sache in die Länge gezogen würde, wenn die Stände 
von Medlenburg denſelben Anftand erhöben, jo muß ich geftehen, ich traue ihm 
foviel zu, daß er auch das zu überwinden vermag; wenn der Herr Minifter: 
präfident mit Kurheſſen, mit Hannover u. |. m. fertig geworden tft, jo mird 
er auch wohl mit diefen Kleinen fertig werden” (StB. 320 a). 
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12.9.1866. haben, die die Zeitftrömung gerade bedingt? Alfo fie würde nur 


von dem preußiſchen Volke auf das preußiſche Volk übertragen 
werden, Sie würden in diefem Parlamente, jo wie es ſich in feiner 
Beſchränkung auf Norddeutſchland darftellt, etwa 238—240 preußi—⸗ 
ſche Abgeordnete auf eine Gefammtzahl von zweihundert und einigen 
neunzigen haben, alſo eine jehr ftarke, geborene preußiſche Majorität 
bilden, der Sie ſehr wohl das Vertrauen ſchenken fönnen, daß fie 
die Nechte des preußiſchen Volkes ihrerjeits wahren werde. Wenn 
aljo das Amendement des Grafen Bethuſy-Huc die Annahme des 
Haufes findet, jo ift e& der Regierung erwünjchter, wie der Text 
der Commiffion. Findet es die Annahme nicht, jo wird fie, wie 
ich ſchon vorher bemerkt habe, bemüht fein, die allerdings dann 
größeren Schwierigeiten zu überwinden, ob mit Erfolg, das fteht 
bei Gott. 

Die beiden Herren Vorredner haben die Frage aufgeworfen, 
ob die Königliche Regierung und gerade der derzeitige Minifter 
der Auswärtigen Angelegenheiten die Annerion in dem Mafe, wie 
fie eingetreten, vorher berechnet habe, ob er immer nad) einer Ent- 
widelung ber deutfchen Politif auf dem jegt gewählten Wege ge 
ftrebt habe ). Was das Maf der Annerion betrifft, jo hing das 
wejentlih von dem Maße der Siege und von der Conitellation 
der europäifchen Mächte in dem Augenblick der Entjcheidung ab, 
es entzog ſich aljo der diplomatiſchen Berechnung; daß es im Falle 
des Sieges ganz ohne Annerion abgehen würde, das habe ich allerz 
dings nicht geglaubt. 

Ueber meine Stellung zur deutfhen Frage aber, glaube ich, 


3) Ag. Schulze: „Haben wir denn die Ziele des Herrn Minifterpräfi- 
denten, in deren Verfolgung wir ihn verhindert haben follen, gefannt? — — 
Wie haben wir ahnen können, daß jo große nationale Ziele von der Regierung 
in Ausficht genommen werden würden, wie fie und nad) den legten Siegen 
eröffnet wurden? Wir haben dafür feinen Anhalt gehabt” (StB. 318b), — 
Abg. Walded: Ich glaube, die ganze Linke diefes und bie große Mehrheit 
des vorigen Abgeordnetenhaufes hat mit ihren Bejchlüffen über bie inneren 
Angelegenheiten niemals jene großen Pläne — wenn fie der Herr Minifter- 
präfibent wirklich Schon damals gehabt hat, wovon ich übrigens noch Nichts bes 
merkt Habe, nämlich ein fo großes Preußen, wie es jekt ift, und ein einiges 
Deutſchland mit Parlament und birecten Wahlen herzuftellen — durchtreugen 
wollen” (StB. 319). 
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12.9. 1866. Ich glaube, der geehrte Herr Nedner hat in dem legten Paſſus 

hi meine Worte nicht richtig wiedergegeben. Ich habe feinen Falls 
die Befugniß irgend einem Mitgliede beftritten, über die Erfolge, 
welche die Regierung erreicht hat, zu ſprechen. Ich habe nur ger 
jagt, ich würde, wenn ich die Erreihung der Erfolge der Regierung 
durd) jedes Mittel, durch die Verfagung jeder Unterftügung er— 
ſchwert hätte, dann würde ich nicht den Muth haben, der Negier 
rung zu jagen: Du haft nicht genug erreicht! 

(Bravo!) 


Das Amendement des Grafen Bethufy:Huc wurde abgelehnt, $1 
in der Faſſung der Commiffionsvorihläge angenommen. Ebenſo die 
folgenden Paragraphen. Als $ 18 beantragte der Abg. Schulze 
hinzuzufügen: „Die Mitglieder des Neicstages erhalten Entſchädigung 
für ihre Neifefojten und Diäten aus der Staatscafje. Die Höhe ber: 
jelben bejtimmt die Staatsregierung. Ein Verzicht Hierauf ift umzus 
läffig." Nachdem der Abg. Schulze das Amendement begründet hatte, 
ſprach ji der Abg. Graf Schwerin dahin aus, daß es zweckmäßig 
fein würde, bei der Berathung diejes Geſetzes eine Discuffion über 
Principienfragen fo viel als ingend möglich zu vermeiden, und zwar 
aus dem von dem Minifterpräfidenten angeführten Grunde, meil jede 
Abänderung der Negierungsvorlage die Vereinigung mit den übrigen 
Staaten erſchwere. Zu diefer Frage äußerte ji nad dem Grafen 
Schwerin aud Graf Bismard*): 

Ich kann mich jehr furz nur auf das beziehen, was der Herr 
Graf Schwerin foeben über die Frage gejagt hat. Die Königliche 
Negierung hat fi jeder Aeußerung über den Art. 17 in Bezug 
auf die Redefreiheit ) enthalten, obſchon fie ſich auch da jagen 
mußte, daß diefer Artikel eigentlich nicht in das Wahlgejeg, jon- 
dern in die Verfaſſung, reip. in die Geſchäftsordnung des Deut: 
ſchen Parlaments gehörte. Durd ihr Schweigen hat fie die mora= 
liche Verpflichtung wenigitens übernommen, bei den Berathungen 
mit den Bundesregierungen für diefen Artikel einzutreten, und 
hofft es zu können, ohne daß das Werk daran fcheitert. Es ift 
fraglich, ob fie dies in Bezug auf den Art. 18 mit derjelben 


*) StB. 338b. 

') Kein Mitglied des Neichätages darf zu irgend einer. Zeit wegen feiner 
Abftimmung oder wegen der Ausübung feines Berufes gethanen Aeuße— 
zungen gerichtlich oder disciplinariſch verfolgt oder fonft außerhalb der Vers 
ſammlung zur Verantwortung gezogen werben. 
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wären neben verſchiedenen zufälligen Einnahmen aus den occupirten 
Ländern die bereiten Mittel der Generalftaatscafje zu den Kriegs: | 
fojten verwendet worden. Diefe Verwendungen jeien zum größten 4 
Theile als ſolche anzufehen, für welde Erſatz geleiftet werden müſſe, J 
und zu dieſem Zwede, ſowie zur Bezahlung der im Lande erhobenen 1 
Naturalleiftungen und zu den dur den Krieg noch font veranlaften 
ober noch entjtehenden Kojten fei die Beſchaffung von Dedungsmitteln 
erforderlich, deren Höhe überſchläglich auf 6O Millionen Thaler anzuneh: 
men wäre. 

Der Negierungsvorfhlag wurde in einer befonderen Commiſſion 
vorberathen und ging dann, mehrfach amendirt, dem Plenum zu befini- 
tiver Beſchlußfaſſung zu. In der 21. Sigung am 24. September ber 
gann die Generalbiscuffion über die Anträge der Commiffion, die — 
weil aus ihnen Miftrauen wegen eines möglihen Mißbrauchs des ver: 
langten Credits ſprach und mehr der „rehnungsmäßige als politiſche 
Standpunkt“ in ihnen zur Geltung gebradt wurde — lebhaft an: 
gefochten wurden. Am zweiten Tage der Debatte ergriff auch Graf 
Bismard das Wort zu folgender Nede*): 


Ich bin leider nicht im Stande, meine Herren, dieſer wich— 
tigen Discuffion fo zu folgen, wie ich es wünſchte, habe aber doch 
dem Drange nicht widerftehen Eönnen, mit wenigen Worten eine 
Bitte an Sie zu richten, nämlich die Bitte, diefe Vorlage weniger 
vom rehnungsmäßigen als vom politifhen Standpunfte aufzu— 


fafjen. 














(Sehr richtig! rechts.) 

Mit diefer Vorlage richtet die Regierung in der Hauptjache 
die Frage an Sie, ob Sie Vertrauen zu der bisherigen Führung 
der auswärtigen Politif haben, ob Sie Zeugnif ablegen wollen 
für den feiten Entſchluß des preußifchen**) Volkes, die Errungen- 
haften des legten Krieges feitzuhalten und zu vertheidigen, wenn 
es nothwendig jein wird. 

(Sehr gut! Bravo! rechts.) 
Ich hoffe, daß die legte Nothwendigkeit nicht eintreten wird, ich 
hoffe, daß wir in den nächſten Jahren dasjenige, was wir uns in 
diefem Herbfte vorgejegt haben, zum Deutſchlands friedlich 
werden entwideln können; die Gewißheit davon aber haben wir 
nicht: amtliche Kundgebungen überzeugen uns leider, daß in die 





*) StB. 491b. 
*) ©. 492. 


 — 
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Kaiſerliche Hofburg zu Wien mit dem Frieden der eilt der Ver: 
iöhnlichkeit nicht jo, wie wir cs gewünscht hätten, eingezogen if. 
Tie Sage der Tinge im Trient iſt Ihnen befannt; wir hoffen, 
dab fie jich friedlich entwideln werde. Wäre dies aber nicht der 
Fall, meine Herren, jo können die Gefahren ſich dort ſehr plötzlich 
u einer ernfteren europäiihen Gonitellation herausbilden. In 
dieſem Falle, wenn wir feine Vollmacht von Ihnen haben, einen 
Credit zu nehmen, find wir in der Yane, dann eine Anleihe von 
Ihnen zu verlangen zu einer Zeit, mo der Geldmarkt jchlecht, wo 
er vielleiht, wie in diejem ‚srübjabr, jo ant wie gar nicht vor: 
handen ilt, wo jede Kundgebung der Nöniglichen Negierung nad) 
diefer Richtung hin, Öffentlih, mit der Vorausſicht des Krieges, 
notwendig dazu dient, die Spannung der Situation zu erhöhen 
und die Gefahren zu fördern — — 

Sehr wahr! redts.) 
zu einer Zeit, wo Schweigen das richtinite Mittel iſt, die Gefahren 
zu beihmwören, mo jede Ausiprade von Zriten der Regierung enter 
verdedten oder offenen Herausforderung der Gefahr ähnlich ſieht. 

(Bravo! reits.) 


Treten feine Fälle ein, in welchen wir auf dieſen Credit zurüd: 
greifen müßten, jo können Zie verliert fein, meine Öerren, und 
ich verſpreche es im Namen der Regierung, daß zu anderen Zwecken, 
als zu denen der Yandespertheidiaung, feine Verwendungen aus 
dielem Credit gemacht werden ſollen. Wir haben ums in Dielen 
Frühjahr ungeachtet des vollitändigen Verſagens des Geldmarktes 
— es handelte ſich nicht um aute oder ſchlechte Bedingungen, 
jondern Geld war abjolut für eine jolide Finanzwirthſchaft, wie 
die preußiiche, ebenfowenig zu haben, wie für den jolideiten Haud 
beiiger auf ein unverihuldetes Haus — wir haben uns aber belfen 
fönnen, weil die Caſſen des Ztaates nad auter preußiſcher Wirth 
ihaft reichlich gefüllt waren, und weil die Vorräthe, Die zum 
Kriegführen dienen, reihlib vorhanden waren. In dieſen Zuſtand 
bat natürlid) das legte ‚jahr Yılden gerüiten, Die nothwendig aus 
gebefjert werden mümnſen, wenn wir gleich kräftig Fünftinen Geſahren 
gegenüberftehen wollen Ter Ueberſchuß über dadienige. man au 
biefer ? ng noty:cndig fein wird, ſoll, wie ich wieberhale. 


25. 9, 186 


25. 9. 1866. 


17. 12. 1866. 
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nur in Berwendung treten, inſoweit und falls die Yandesvertheidi- 
gung es unbedingt fordert. 

In diefem Sinne, meine Herren, bitte ih Sie, bethätigen 
Sie durch Ihre Bewilligung, daß die Verſöhnung der GSeilter, daß 
die Abficht, gemeinichaftlic das Wohl des Landes — Des engeren 
und des weiteren Vaterlandes — zu fördern, eine aufrichtige und 
tiefgreifende it, und ſchenken Sie uns das Vertrauen, daß wir 
diefe Mittel nur benugen werden, um die Politik jo, wie wir fie 
begonnen haben, jo wie Sie, wie id) glaube, in der großen Mehr: 
zahl, fie gebilligt haben, durchzuführen. 

Ich muß mich enthalten, auf die Einzelheiten der vorliegen: 
den Amendements einzugehen; ich denfe, der Herr Finanzminijter 
wird Ihnen bereits die Erklärung abgegeben haben, daß das eine 
derfelben, welches die Namen Roepell und Michaelis trägt !), den 
Sweden der Regierung in demfelben Maße, wie die eigene Vor: 
lage entipredhen würde. 

(Bravo! rechts.) 


In derfelben Siyung wurde die Bewilligung der Credite durch 
Annahme des Amendement3 Michaelis:Roepell mit 230 gegen 83 Stimmen 
ausgejprochen, im Herrenhaufe erfolgte fie einftimmig. — Am 27. Sep: 
tember vertagte fi) das Haus bis zum 12. November. Der Minifter: 
präfident, der zur Erholung von den Anjtrengungen des Feldzugs am 
6. October einen längeren Urlaub angetreten, Tehrte erft am 1. December 
wieder nad) Berlin zurüd. 


45. Sitzung des KHaufes der Abgeordneten 
Montag 17. December 1866. 


Das von beiden medlenburgifhen Regierungen erlajjene Wahl: 
gefeg zu den Wahlen für den Norddeutſchen Neichätag wich in weſent— 
(then Beſtimmungen von dem Reichswahlgeſetze von 1849 ab, auf 
Grund dejlen nah dem Pertrage vom 21. Auguft 1866 die Reiche: 
tagswahlen erfolgen follten. 


I) Der Antrag Michaelis:Roepell erhielt materiell die Vorjchläge der Re⸗ 
gierung aufreht und gab nur etwas andere Normen für Aufbringung und 
Verwendung der Gelder. 


17.12. 1866. 
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Lage der Dinge eine andere geworden, da Preußen jelbit auf den 
Antrag diejes Haufes noch weſentliche Veränderungen, außer denen, 
die die Regierung nothwendig hatte machen müfjen, angenommen 
bat. Ich erinnere Sie, meine Herren, daß ich vor diefen Wende 
zungen gewarnt habe bei den Verhandlungen am 12. September. 
Ih erlaubte mir damals zu Jagen '): 

„Dieſe Verpflichtung, welche die Regierungen übernommen 
haben, wird in demjelben Maße anfechtbar, in welchem wir 
uns von dem urſprünglichen Terte des Reichswahlgeſetzes 
von 1849 entfernen. Die Regierung bat deshalb bei diefer 
Vorlage fi jo genau, als es ihr die veränderten Verhält— 
niffe zu erlauben jchienen, an diejes Reichswahlgeſetz ange 
ſchloſſen; 

und dann an einer anderen Stelle: 
„Es ſind mir bereits von einigen dieſer Regierungen 
amtliche Zuſchriften zugegangen, in denen ſie die Befürchtung 
ausſprechen, daß Aenderungen, welche in dem urſprünglichen 
Terte des Reichswahlgeſetzes vorgenommen würden, Zuſätze 
von einiger Erheblichkeit, ſie ebenfalls nöthigen würden, den 
Tert ihren Ständen nochmals vorzulegen. Nun bin ic) weit 
entfernt, das Gewicht diefer Ständeverfammlungen mit dem 
der preußifchen Landesvertretung gleichzuftellen, aber theo— 
retifch wird ein joldes Necht, wie es hier in Anſpruch ges 
nommen wird, Zujäge zu dem Tert des Reichswahlgeſetzes 
zu machen, auch den kleinſten Landtagsverfammlungen nicht 
beftritten werben können, ſobald es hier geübt wird u. ſ. w.“ 
Ich halte mich nad) diefen Aenderungen, die wir vorgenoms 
men haben, in der That nicht berechtigt, von der mecklenburgiſchen 
Negierung zu fordern, daß fie ihrerfeits fi der Aenderungen ent= 
halten foll. 

Wenn der Herr Interpellant ſich auf den Geift des Geſetzes 
bezieht ?), jo ift es dod ein vager Begriff, der eine vertragsmäßige 


) 68,0. 8.79. 

) Abg. Loewe: „Wir haben — die Abänderungen, die wir an dem Wahl- 
gefek vorgenommen haben, — — mit der forgfältig eingehaltenen Rüdficht 
vorgenommen, daß der Geift des Reichswahlgeſetzes von 1849 jelbft unter diefen 
veränderten Verhältnifjen zur Ausführung gebracht würde, und haben die Er- 
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| 18.12.1866, Teit zu geben, zu beweifen, dafi ihr Verfpredien, fortan das Budget: 


recht des Haufes wahren zu wollen, ernſt gemeint ſei. Graf Bis: 
mar fprad) feine Zuftimmung zu diefem Antrag in folgender Weife aus*): 

Meine Herren! Wenn der foeben geftellte Antrag die Anz 
nahme des Haufes fände, jo würden wir uns zum erſten Male 
jeit fünf Jahren in der Lage befinden, ein gejegmäßiges Budget 
zu Stande kommen zu ſehen; wir würden zum erften Male, feit die 
Verfaſſung in Wirffamkeit ift, ein ſolches Budget vor Beginn des 
Jahres, für welches es beftimmt ift, zu Stande bringen. 

(Bravo!) 

Diefes Budget, jo wie es liegt, läßt wejentliche Forderungen 
der Regierung unerfüllt, Forderungen, durch deren Nichtbewilligung 
die Führung der Regierung nicht unmöglich gemacht, aber in ein— 
zelnen Branchen weſentlich erſchwert wird, Forderungen, deren 
Nichterfüllung unferer Anficht nach erhebliche Intereſſen des Landes 
benaditheiligt. Ich darf die einzelnen Poften nicht aufzählen, ich 
beftätige nur wiederholt, daß die Regierung Nichts gefordert hat, 
deſſen fie nicht im Intereſſe des Landes ehrlich zu bedürfen glaubte. 
Wenn nichtsdeſtoweniger die Regierung verfuchen würde, mit diefem 
Budget die Gejhäfte das Jahr hindurch zu führen, jo gejchieht 
dies, um ihre Achtung vor den Beſchlüſſen diejes Haufes zu be 
thätigen, um den Ernſt zu bethätigen, mit dem fie gefonnen ift, 
das Budgetrecht diejes Haufes anzuerkennen, den Ernft, mit dem 
fie den Entſchluß ausgeiproden hat, mit Jhnen gemeinfam an 
dem gemeinfamen Werke fortzuarbeiten. 

(Lebhaftes Bravo!) 

Es wird dann in dem Falle unſere Verfajjung eine jchwere 
fünfjährige Krifis fiegreic beftanden haben, und wir werden vers 
möge beiderfeitiger Conceffionen den Weg betreten haben, den die 
Regierung vor Jahren ſchon als das Lebensprincip des Conſti— 
tutionalismus bezeichnet hat), den Weg der Compromifje, den 
Weg der gegenfeitigen Nachgiebigkeit, der gegenfeitigen Anerkennung. 

(Bravo!) 
Um diefes Ziel zu erreihen, um Ihnen gleichzeitig das Pfand 


*) StB. 1232b. 
) ©. 3. II S. 81. 302. 


‚20. 12. 1866. 
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Tann nicht mehr die Rede fein; aber man foll nun 
icht verdrehen und verläftern, was man einft nicht bloß für Recht 
9 hat, ſondern als das einzige Mittel für die Erreihung glüd- 
ücher Zwecke für das deutihe Vaterland betradtet hat; und dies, 
meine Herren, ift etwas, was ich ganz befonders geltend machen möchte 
wegen der Geftaltung des Verhältniffes zu unjeren fünftigen Mit: 
bürgern, den Schleswig-Holfteinern. Nichts erbittert und werbittert 
dort mehr, als wenn fie beftändig hören müfjen, daf dasjenige, was 
fie für Necht gehalten haben und halten, nur Hohn und Spott ver: 
diene u. |. w.“ Eingehend auf die Unterredung des Erbprinzen mit 
dem Minifterpräfiventen vom 1. Juni 1864, gab er zu, daf der Erb: 
prinz bei dieſer Unterredung nicht flug gehandelt habe. Er habe ſich 
zu Aeußerungen hinreißen lafjen, die, aus dem Zufammenhang gerifjen, 
jo gedeutet werben mußten, als wäre er abgeneigt, irgend etwas dem 
preußiſchen Staate einzuräumen, Aeußerungen, zu denen er gebracht 
worden ſei durch die Eventualitäten, welde der Minifterpräfident ihm 
gegenüber entwidelt habe und von denen er glaube, annehmen zu 
dürfen, daß fie in einer Weiſe entwidelt worden feien, die den Erb: 
prinzen einigermaßen reizen fonnte oder mußte. Weiterhin tadelte er, 
daß die Regierung zur Verwaltung der Herzogthümer Männer heran- 
gezogen habe, welde daſelbſt als Werkzeuge der einftigen Fremdherr- 
ſchaft verhaßt jeien; jo jei Herr v. Scheel:Plejfen feit Beginn bes 
dänischen Krieges wegen feiner einftigen Hinneigung zu Dänemark in 
Scleswig-Holftein in Mifcredit gefommen u. ſ. w. Graf Bismard 
erwiderte in folgender Nede*): 


Der Herr Abgeordnete ftimmt für die Annerion. Ich bedaure, 
daß über den Zwed hinaus, dieje Abftimmung zu motiviren, feine 
Rede hauptjächlich eine verfuchte Beweisführung geweſen ift, daß 
die Schleswig-Holfteiner Grund hätten, übler Laune zu fein über 
Alles, was ihnen von Preußen widerfahren ift. Ich erlaube mir 
zunächſt, einige unrichtige Thatjachen, auf welche der Herr Redner 
diefe Beweisführung gründete, nochmals zu berichtigen. Ich er: 
kläre es für pofitiv faljh, daß der Prinz von Auguftenburg je: 
mals die preufifchen Februarbedingungen angenommen hat), und 


*) StB. 1304a. 

?) Der Abg. Tweften fagte: „Bereits im Anfange des Kriegs, id) meine 
ſchon im Februar (1864), war der Erbprinz von Auguftendurg durch Vermitter 
hung einer hohen Perſon — — direct in Verbindung getreten mit Sr. Maje- 
ftät dem Könige. Er glaubte fih mit Sr, Majeftät dem Könige einig über 
biejenigen Bedingungen, unter welhen Schleöwig-Holftein als ein jelbftändiger 
Staat conftitwirt werden könnte.” Bon den fogen. Februarbedingungen (vom 













e vorgebracht werden würden, jo würde ich mich 
— haben, wie fie damals lagen. a 
behalten, was in drei Jahren geſchieht, aber 
dh mich ganz genau, daß bie Forderung, welche 
—— jemals in Ausſicht ftellte, hinter den 
ſehr weit zurüditand. Es handelte fih um 
A amd N um feſte Stellungen an den beiden End⸗ 
ecanals. 


— konnten zwiſchen uns damals 


dagegen behauptete ber Abg. Tweſten, daß fie niemals 
zur Erklärung vorgelegt worden ſeien. Graf Bismarck irrt 

von dem bg. Tweſten eine Aeußerung wie bie im Text 
haben glaubte. 
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mn. 10. ‚gar nicht fo genau discutirt werden, in allen anderen waren unfere 
Anſprüche damals jehr viel gemäßigter, als jpäter in den Februar- 
‚bedingungen; und ich glaube verfichert zu fein, daß ich mid) dem— 
‚entfprechend geäußert habe. Ich erinnere mic) ficher, daß, als ich 
von dem Hafengebiet ſprach, der Prinz darauf hinwies, das könnte 
ſich ja gar um „Quadratmeilen” handeln, woraus Sie eben den 
Maßſtab deffen, was er zu bewilligen bereit war, entnehmen fönnen. 

Daß ich in früheren Zeiten zu irgend Jemand gejagt haben 
Tolle, ich zöge die Perjonalunion der Einjegung der Familie 
Auguftenburg vor, muß ich ftark bezweifeln. Ich kann natürlich, 
wie ſchon gejagt, nicht jedes Wort im Gedächtniß behalten, was 
ich zu den vielen hundert Deputationen, die ich gefehen habe, ge 
ſprochen habe; diejes aber kann ich nicht gejagt haben, denn es 
ift nie meine Meinung gewefen, und warum follte ich gerade 
diefen Leuten in biefer Richtung das Gegentheil meiner Meinung 
jagen! Ich habe ftets an dem Klimar feitgehalten, daß die Berfonal- 
union befjer war, als das, mas eriftirte, daß ein jelbftändiger 
Fürft befjer war, als die Perfonalunion, und dab die Vereinigung 
mit dem preußiſchen Staate befjer war, als ein jelbftändiger Fürft. 

(Bravo! Heiterkeit.) 

Welches davon das Erreihbare war, das fonnten allein 
die Ereigniffe lehren. Wäre Perfonalunion das Marimum des 
Erreihbaren gewejen, jo hätte ich mich vor der Hand umd bei der 
damaligen Lage der Dinge im Intereſſe Deutfchlands nicht be 
rechtigt und berufen gehalten, dieſe Abſchlagszahlung zurüdzumeifen. 
Aber es ift gar nicht zweifelhaft, dab im ganzen Laufe des Jahres 
1864 eine für uns irgend annehmbare Verftändigung mit dem 
Prinzen von Auguftenburg nicht zu erreichen war, umb daß der 
Prinz die Bedingungen, die Se. Majeftät und Sr. Majeftät Minifter 
für annehmbar hielten, nicht eingegangen ift. Ich kann noch weiter 
gehen, — wenn wir einmal auf Perfönlichkeiten kommen. 

Noch im vorigen Jahre, kurz vor den Gafteiner Verhandlungen, 
habe ich den Königlich bayriſchen Minifter Frhrn. v. d. Pfordten 
gebeten, ob er nicht feine Vermittlung dahin eintreten laſſen wolle, 
daß zur Verhütung eines Conflictes, der ganz Deutſchland ergreifen 
fönnte, Unterhandlungen geführt würben, durch welde der Prinz 
von Auguftenburg bewogen werde, einen für Preußen annehmbaren 


20. 12. 1866. 
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bei Stade gefammelt hätten, um gegen uns im Felde zu operiren 
und eine Diverfion gegen Berlin zu maden. 

Ich bedaure, daß der Herr Vorredner von der Höhe der polis 
tiſchen Auffaſſung, die ihn ſonſt fennzeichnet, herabgeftiegen ift, um 
Perjönlichkeiten auf der Tribüne in diefem Augenblid vor die 
Deffentlichfeit zu bringen. Ich kenne nicht die einzelnen unter 
geordneten Beamten in der Verwaltung von Schleswig-Holitein ; 
ich habe in diefem Augenblid auch nicht die Zeit, mid) darum zu 
befümmern. Jh muß mein volles Vertrauen auf den Baron 
Scheel⸗Pleſſen jegen, und er genießt es im volliten Mae. Er ift 
der erſte Schleswig-Holfteiner, der jchon im Jahre 1864 in Schön= 
brunn mir den feiten Entihluß ausſprach, für nichts Anderes als 
den Anſchluß an Preußen zu wirken, und die Verdächtigung, daß 
er däniſchen Intereſſen diene, iſt eine ſolche, die er nicht verdient 
und die id auf das Beitimmtefte zurückweiſe; ich baue auf feine 
Treue ebenfo feit, wie auf die irgend eines anderen Dieners St. 
Majejtät des Königs. 

(Bravo! rechts.) 

Daf die Königliche Staatsregierung ihn in diefem Momente 
mit einiger*) Freiheit ſchalten laſſen muß, daß ein jo fchneidiger 
und entjchiedener Charakter, wie der des Herrn v. Pleſſen ſich 
viele Jahre lang im Kampfe für fein Land gegen Dänemark be— 
währt hat, feine unbequemen, jeine rauhen Seiten hat, die ihn 
mitunter über das Ziel hinausfchießen laffen mögen und Freunde 
verlegen, anftatt der Gegner, das mag fein, dergleichen ift von 
einer fräftigen und männlichen Natur oft unzertrennlich. Ich habe 
aber jo viel im Amte gelernt, daß man es mit in den Kauf 
nehmen muß; man muß bei einer ftarfen und fonit zuverläfjigen 
Perfönlichkeit auf ſolche Heinen Reibungen gefaßt fein und daraus 
feine Urfache zum Bruch oder zu einer Anklage machen. Ich habe 
nicht Zeit und halte es nicht für zwedmäßig, die Geſchäfte der- 
geftalt zu centralifiren, da man gewijjermaßen in jedem Gens— 
darmen perjönlic drinfigen will; es ift ja ein gerechter Vorwurf 
gegen die preußifche Verwaltung, daß jede Brüde im Lande vom 
Minifterium felbft gebaut wird, und daß jede kleine rechthaberiſche 


*) StB.: einer. 


108 U. Preußiſcher Landtag. 5. Auguſt 1866 bis 9. Februar 1867. 


‚20. 12.1866. ihm angehörte, mußte es auch den unglücklichen Zuſchnitt, der ihm 
im Jahre 1815 zu Theil geworden war, ertragen, mit jeinem 
Commißbrod eben zufrieden fein, 

(Heiterfeit.) 

Es hatte dafür Schutz und Sicherheit. Die früheren Regie— 
zungen haben es nicht für zwedmäßig gehalten, Gelegenheiten, die 
zur Abwerfung diejes Syſtems ſich boten, zu benugen. Diejes 
Syſtem ift gefallen ohne Preußens Zuthun. Wäre alfo durch feinen 
Fall die Sicherheit in zu hohem Grade beeinträchtigt, jo wäre 
Preußen ſelbſt daran unſchuldig; es ift gefallen durch das Jahr 
1848, durch die Politik, die feit dem Jahre 1848 oder befjer feit 
dem Jahre 1850 von Defterreich gegen Preußen betrieben wurde, 
und die es jehr ſchwer machte, das frühere nachgebende Vertrauen 
zu Defterreich wieder zu erzeugen. Den legten Stoß hat die hei— 
lige*) Allianz befommen durch den orientaliichen Krieg, durch das 
Verhalten Defterreihs gegen Rußland, und der Zerfall diefer 
Allianz hinterließ einen Zuftand, in dem Preußen mit Recht oder 
Unteht von dem Auslande und zum großen Theil von feinen 
eigenen Angehörigen als permanent hilfsbedürftig gegen Frankreich 
angejehen und dieſe augenblicklihe Hilfsbedürftigleit zur Baſis der 
Speculation auf unfere Nachgiebigfeit und Beſcheidenheit gemacht 
wurde. Diefe Speculation ift in dem letzten Jahrzehnte nament— 
lic von Dejterreich und von einem Theile unferer deutfchen Bundess 
genofjen ſehr weit getrieben worden. War fie eine berechtigte? 
fragt man fi. Die Intereſſen Preußens tragen an und für ſich 
Nichts in fi, was ums nicht den Frieden und ein freundlich nach— 
barliches Verhältniß zu Frankreich wünſchenswerth machte; wir 

‚haben bei einem Kriege mit Frankreich, ſelbſt bei einem glücklichen, 
Nichts zu gewinnen. Der Kaifer Napoleon, im Widerjpruch zu 
anderen franzöfiihen Dynaftien, hat in feiner Weisheit erfannt, 
daß Frieden und gegenfeitiges Vertrauen im Intereſſe beider Na— 
tionen liege, daß fie von der Natur nicht berufen jeien, ſich gegen— 
feitig zu bekämpfen, jondern als gute Nachbarn die Bahn des 
Fortſchritts in Wohlfahrt und Gefittung mit einander zu wandeln. 
Zu folhen Beziehungen mit Frankreich ift nur ein jelbjtändiges 


*) StB.: hiefige. 
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20.12.1866. Conferenz und in der Zeit vor und nach ihr eine weniger Idhroffe 
Stellung gegen die deutjchen Anjprüche Dänemark gegenüber eins 
genommen, joweit diefe Anſprüche mit der Jdee der Nationalität 
zufammenfielen. Die vollftändige Durchführung des Nationalitäts- 
prineips ift bekanntlich auf der dänifchen Grenze ganz unmöglich, 
weil die Nationalitäten jo gemijcht find, daß ſich nirgends eine 
Grenze, die fie vollftändig von einander fondert, ziehen läßt; aber 
es war das das Princip im Großen, weldes Frankreich vertreten 
hat, und welches es Frankreich möglich macht, den deutjchen Be— 
ftrebungen nicht mit der Schärfe gegenüberzutreten, wie es von 
anderen Mächten geſchah. 

In der Zwiſchenzeit ift man in vertraulichen Beſprechungen 
mit Dänemark, mit anderen Mächten häufig auf diefe Frage zu- 
rüdgefommen; wir haben niemals die Jnitiative dazu ergriffen, 
weil es uns feine bequeme war. Ich bin ftets der Meinung ges 
wejen, daß eine Bevölkerung, die wirklich in zweifellos und dauernd 
manifeftirtem Willen nicht preußifch oder nicht deutſch fein will, 
die in zweifellos manifeftirtem Willen einem unmittelbar angren= 
zenden Nachbarftaate ihrer Nationalität angehören will, feine Stär- 
fung der Macht bildet, von welder fie ſich zu trennen beftrebt ift. 
Man fann zwingende Gründe haben, dennod auf ihre Wünſche 
nicht einzugehen, die Hindernifje können geographifcher Natur fein, 
die es unmöglid machen, ſolche Wünfche zu berüdjichtigen. Es 
fragt fi, ob umd inwieweit Dies hier zutrifft. Die Frage ift eine . 
offene, wir haben jederzeit bei ihrer Erörterung hinzugefügt, daß 
wir uns niemals dazu herbeilaſſen können, unſere militärifche 
Sicherheitslinie durch irgend ein Arrangement zu compromittiven, 
daß wir wohl aber zweifellos und unabhängig ausgeſprochene 
Wünfche, deren Beharrlichkeit und ehrliche Conftatirung Klar wäre, 
an dieſer geographiſchen Stelle unter Umftänden berüdjichtigen 
könnten. So ungefähr hat eine Anzahl vertraulicher Beſprechungen 
in der Zwiſchenzeit gelautet. 

So lag die Sache, als Frankreich durch die Ereigniffe im 
Juli d. J. in die Lage fam, feine eigenen Wünſche mit einem 
ungewöhnlich jtarfen Gewichte zu accentuiren. Ich brauche Ihnen 
die Situation nicht zu ſchildern, fie ift befannt genug, und Nie 
mand hat Preußen zumuthen wollen, zwei große europäijche Kriege 
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gleichzeitig zu führen oder in dem Momente, wo es den einen 
führte, und die Früchte defjelben noch nicht geſichert hatte, feine 
Beziehung zu anderer Großmächten zu compromittiven. 

In diejer Lage der Dinge wurde Frankreich von Defterreich *) 
zum Vermittler der Streitigkeiten berufen, alfo volltommen legitim 
durch einen der ftreitenden Theile berufen, feine Meinung geltend 
zu maden. Daß Frankreich die Erforderniffe jeiner Politik bes 
rüdfichtigte, kann ihm Niemand verbenfen; darüber, daß es fie mit 
Maßigung geltend gemacht hat, ift es, glaube ich, für das Publi— 
cum moch zu früh zu urtheilen, und ich möchte Sie bitten, dies 
der Appreciation der Regierung zu überlaffen. An uns trat die 
Frage heran, nit ob wir es den Wünſchen der Schleswig-Hol- 
fteiner entſprechend hielten, ſondern die, ob wir in der europäifchen 
Lage, in der wir uns vor Wien befanden, die Gefammtheit defjen, 
mas ums von Oeſterreich unter franzöfifcher Vermittelung geboten 
wurde, annehmen oder ablehnen wollten. Die Materialien zur 
Entſchließung waren nicht eben in der wünfchenswerthen Vollftändig- 
feit gegenwärtig, Detailverhandlungen unmöglich; unfere Communi= 
cationen waren unterbrochen, die Telegramme brauchten drei, mit⸗ 
unter jechs Tage, bevor fie aus den europäifchen Reſidenzen ins 
Hauptquartier gelangten, weil die Linien auf dem Kriegsſchauplatz 
vielfach abgejchnitten waren. Es war aljo nur die allgemeine 
europäifche Lage und die eigene augenblidliihe Stimmung als 
Motiv zur Entſcheidung Sr. Majeftät des Königs zu nehmen. 
Wir hatten eine ftarfe Anlehnung an der unerjchütterlien Ver— 
tragstreue Jtaliens, die ich nicht genug rühmen und deren Werth ich 
nicht hoch genug anjchlagen Tann. 

. (Hört! Hört! linls.) 

Die italienifhe Regierung hat der Verfuchung, fih durch ein 
Geſchent Defterreihs, des gemeinfchaftlihen Feindes, von dem 
Bunde abziehen zu lafjen, mit großer Entſchiedenheit widerftanden, 

(Hört! Hört! Tinte.) 
und wir fnüpfen an diefe Thatfachen gegründete Hoffnungen auf 
die zufünftigen freundſchaftlichen und natürlichen Beziehungen zwi— 
ſchen Deutſchland und Italien, 
(Hört! Hört! links. Bravo rechts.) 


*) ©. 1306b. 
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aber ungeachtet diefer in der Diplomatie und auf dem Schlacht- 
felde werthvollen Bundesgenoffenschaft*) entnahmen wir der Ge 
jammtlage- die Weberzeugung, daß wir den Bogen nicht zu ſtraff 
ſpannen dürften, daß es nicht angemefjen jei, durch Verwerfung 
von Einzelheiten die Gefammtheit des Errungenen wieder in Frage 
zu ftellen, und ihre Sicherftellung vielleicht von weiteren europäi— 
ſchen Complicationen abhängig zu machen. Es ift jehr ſchwer, von 
Haufe aus zu überjehen und zu ermefjen, wie weit eine Discuffion 
angebotener Bedingungen führt, oft von kleinen Ausgangspunften 
zu ſchweren Differenzen; ih habe ſelbſt Sr. Majeftät unummwunden 
dazu gerathen, wie die Vermittelungsvorfchläge vor uns gelegt wurden 
A prendre ou ä laisser, einzufchlagen und anzunehmen, und nicht wie 
ein verwegener Spieler das Ganze nochmals aufs Spiel zu fegen. 
(Bravo! rechts.) 

Diefen Verhältniffen, meine Herren, verdankt dieſe Claufel 
in dem Vertrage ihre Entftehung. Die vage Faſſung, die fie er 
halten hat, läßt uns eine gewiſſe latitude der Ausführung; ich 
halte aber für nöthig, anzuführen, daß, wenn wir auch der Amen- 
dirung der Commifjion nicht widerfpreden, wir uns dod unmög- 
lich durch die Commiffion und die Beſchlüſſe des Landtages von 
Verpflichtungen entbinden laſſen können, die wir eingegangen find, 
jondern wir müfjen fie halten, aber wir werden fie jo zur Aus— 
führung bringen, daß über die Abftimmung, auf deren Grund wir 
verfahren, über deren Freiwilligkeit und Unabhängigleit und über 
den definitiven Willen, der dadurch Fundgegeben wird, fein Zweifel 
bleibt. 

Ich weiß nicht, ob die Discuffion weiter fortgeführt wird**), 
ober ob ein baldiger Schlußantrag bevorfteht, Sollte eriteres der 
Fall fein, jo möchte ih die Herren darum bitten, die Discuffion 
in dieſem Momente doch nicht zur Ablagerung von mehr oder 
weniger feindfeligen Parteianfichten zu benugen, jondern in dieſem 
Augenblide den Bid nur nach außen zu richten und die Nothwendig- 
keit im Auge zu behalten, daß wir Rücken an Rücken ftehen, und 
das Geficht dem Auslande zumenden müſſen, um gemeinschaftlich 


*) StB.: Bundesgenoſſenſchaften. 
**) ©. 13078, 
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unfere Interefien zu wahren. Es würde mir um fo lieber fein, 
als ich leider nicht im Stande bin, der Discuffion bis zum Ende 
beizuwohnen, indem ic um dieje Zeit nothwendig bei den Ver: 
handlungen der norddeutſchen Bevollmächtigten werde zugegen fein 


— (2ebhaftes Bravo!) 


Die zuletzt ausgeſprochene Warnung, das Parteiinterefje nicht über: 
wiegen zu lafen, gab dem Abg. Tweſten Veranlafjung, ſich dagegen 
zu verwahren, als feien feine Bemerkungen im Parteiinterefie erfolgt, 
er habe einzig die Abſicht gehabt, auf einige Punkte aufmerkfam zu 
maden, die nad feiner Meinung anders behandelt werden müßten. 
Den Vorwurf, daß Herr v. Scheel-Pleſſen jet noch dänifhen Intereſſen 
diene, habe er nicht erhoben, er habe nur behauptet, daß er vor Ber 


20. 12. 1866, 


ginn des dänifchen Krieges für die Perfonalunion der Herzogthümer 


mit Dänemark thätig gewejen fei. Nachdem er geendet, erhob ſich der 
Minifterpräfident*): 

Ich bitte um das Wort zu einer perfönlichen Bemerkung. 

Der Präfident gab ihm das Mort zu folgender Erwiderung**); 

Ich erwidere dem Herrn Vorredner, daß ich zu diejer Ver— 
wahrung gegen Parteianfichten nicht durch feine Rede veranz 
laßt worden bin, jondern nur meine Befürchtung, die ſich an die 
weitere Nebnerlifte knüpfte, darin ihren Ausdrud gefunden hat. 
Ich gebe dem Herrn Vorrebner gern das Zeugniß, daß er dem 
Auslande gegenüber ftets das Land über die Partei geftellt hat. 
Was den Angriff auf Herrn v. Scheel-Pleffen anbetrifft, jo hatte 
id allerdings verftanden, daß der Herr Vorredner bei ihm jetzt 
noch dänische Sympathien vermuthete, und fühlte mich deshalb 
gebrungen, Partei für den abwejenden Freund zu nehmen, 

Durd) die Hindeutung auf die Nednerlifte, melde die Befürd- 
tung erweden fönnte, als werde mehr der Parteiftanppunft, als der 
politiſche zur Geltung gebracht werden, fühlte fi der Abg. Jacoby 
veranlaßt, feinerfeits zu erklären, daß es ihm fern liege, die Interefjen 
des preußiſchen Staates irgendwie ſchädigen zu mollen, er habe nur 
‚gegen die Zwangseinverleibung der Herzogthümer Verwahrung einlegen 
wollen. In perfönlicer Bemerkung entgegnete Graf Bismard***): 


*) StB. 13075. 
**) StB. 1307b. 
+++) StB. 130Ba. 
Bismards politifhe Reben. TIL 8 
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Ich bemerfe, daß ich nicht gewußt und es überhört hatte, daß 
der Herr Redner auf der Lifte ftand. 

Einen ähnlichen Proteft, wie der Abg. Jacoby, erhob der Abg. 
Michelis. — Das Gejeg wurde dann nad) furzer Specialdiscuffion 
der einzelnen Paragraphen mit weit überwiegender Majorität an— 
genommen. 





17. Sißung des Herrenhaufes 


Sonnabend 22, December 1866, 


Als Graf Bismard am 22, December nach langer Abweſenheit 
zum erjten Male wieder im Hervenhaufe erſchien, wurde er mit einer 
befonderen Ehrenerweifung empfangen, die um fo bedeutungsvoller war, 
als fie unter der Einwirfung des Augenblids erfolgte. In dem Augen: 
blide, da er eintrat, unterbrad) der Graf Nittberg feine Neve, ſämmt ⸗ 
liche Mitglieber erhoben fi von ihren Sigen und der Präfident, Graf 
Eberhard zu Stolberg: Wernigerode, begrüßte den Minifterpräfie 
denten mit folgender Anfprade: 

Meine Herren! Wie Sie fehen, haben wir den Vorzug, 
den verehrten Herm Minifterpräfidenten nad) längerem Unwohl: 
fein heute in unferem Haufe zu ſehen. Ich brauche Sie nicht 
aufzufordern, ihn durch Erheben von den Sitzen zu begrüßen, 
da wir Alle dafjelbe Gefühl der Freude theilen, daß dieſer 
preußifche Staatsmann mit altem Muthe und frijcher Kraft feine 
Dienfte unferem Königlichen Herrn, den preufifchen und deutſchen 
Landen wieder widmen fann. 

Graf Bismard erwiberte*): 

Ih Tage dem Herrn Präfidenten und dem hohen Haufe 
meinen herzlichſten Dank und Hoffe, daß wir wie bisher mit ein 
ander dem Könige jo treit dienen werden, wie der Herr Präfident 
dies eben charakteriſirt Hat. Den Erfolg kann nur Gott geben, 
er wird dem redlichen Streben nicht fehlen. 

Darauf feste das Haus die begonnene Berathung des Staatä- 
haushaltsetat3, wie er vom Abgeorbnetenhaufe angenommen worden 
war, fort, Die Streihung von 35000 Thalern bei der Polizeiverwal- 
tung und die Forderung nachträglicher fpecialifirter Rechnungslegung, 


*) StB, 214b. 
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92. 12. 1866. Vorredners ftimmt die Königliche Regierung in Folge deffen überein. 
Was den zweiten anbelangt, jo theilt fie das Bebauern über die 
Abjegung des Dispofitionsfonds beim Minifterium des Innern 
vollſtändig und nicht minder hinſichtlich der Nichtbewilligung — 
ich ſage ausdrücklich Nichtbewilligung —, denn die Königliche Re— 
gierung vermag in dem Beſchluß, den das andere Haus in diefer 
Beziehung gefaßt hat, eine Bewilligung factiſch nicht zu erbliden. 

(Bravo!) 

Durch diefen Beſchluß ift die Ausgabe in die Kategorie aller 
derjenigen gefest, die als Etatsüberfehreitungen nachträglich noch 
zu bemilligen find. Die Bewilligung ift Feine vollftändige, ſondern 
fie ift von einer nohmaligen neuen Bewilligung abhängig gemacht. 
Es ift daher ein factifher Unterſchied zwiſchen einer unbewilligten 
Gtatsüberjchreitung und diefer, die man nicht eine bemilligte, ſon— 
dern eine mit Wahrſcheinlichkeit vom anderen Haufe vorausgejehene 
nennen möchte, nicht vorhanden. 

In diefem Sinne kann die Königliche Staatsregierung auch 
nicht eine Verlegung der Verfafjung, nicht einmal einen entſchie— 
denen dissensus mit ber Verfaſſung darin erbliden, Sie würde 
ſich auch nicht für berufen und berechtigt halten, wenn fie einen 
ſolchen Vorwurf gegen das andere Haus zu richten hätte, ihn hier 
auszujpreden; fie würde es in dem anderen Haufe rechtzeitig haben 
thun müſſen. Sie hat es nicht gethan, jondern hat lieber die 
Gelegenheit ergriffen, den Conflict zum Abſchluß zu bringen, in 
der Weberzeugung, daß es im conftitutionellen Leben nicht nützlich 
it, alle Dinge auf die Spige zu treiben. Das Verfajjungsleben 
kann nit nad) mathematifchen, nicht einmal nach juriftichen 
Negeln beurtheilt werden. Es ift eben ein beftändiger Compromiß. 
Ich halte es für ein Glüd für das Land, namentlich unferen Be— 
ziehungen zum Auslande gegenüber, die mir am nächſten liegen, 
daß der Conflict geſchloſſen ift, daß fogar die große Mehrzahl 
unferer entjchiedenen Gegner diefem Friedensſchluſſe beigeftimmt 
hat. Ein Friedensihluß erfüllt niemals alle Wünfhe, wird nie 
mals allen Berechtigungen gerecht, — ich kann jagen, ſelbſt der 
glorreiche Friedensihluß, den ums die Vorfehung in diefem Jahre 
bat machen lafjen, läßt nad manden Richtungen etwas zu wün— 
ſchen übrig, was man als unerreicht bedauert. Nichtsdeftoweniger 
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in es ein glũcklicher sriedensihlue: um? 90 Ser Ne Rechnung 2 


auch im ‚teren Die (yertuathreine, Ye Ne Denider emrfin)er. ME 
ein Zmwint, der De ruhizen Semütber im varıe Sernidte, aber 
ihlonm ir. 

Hus die einzelnen Ausgaben Ferm, Me Die Rexierung thetle 

unentbehrlich, theils Für nisch Seit, un? Me thr ron dem 

anderem Hufe vertagt worden find, 12 ber das andere Deus durch 
die Fañung veines Beihlumes veibst befunden, des es bei Mieter 
Ahrreidunmg voraustteht, deß nach irgend einer Wibrung bin, uuf 
dem Neue der Etatsüberichrettung, Des vertürte Berürmr eine 
VBerriedigung wird ſuchen münen In Melem Sinne mochte ich 
die Herren bitten, der erften Abtheilung der Refoluton zuzu— 
ftimmen. Ich würde telbtt in meiner Eivenihurt” ala Miralied 
dieies Hauſes mein Worum für dus Bedauern der verihiedenen 
Abnreihungen abgeben konnen, obne meiner Stelung als Winitter 
zu nabe zu treten; aber in meiner legieren & 
mich nicht beruren, bier eine Ceniur gegen Das Verbelten des 
anderen Hautes auszu'iprechen. 

Tas Herrenhaus nıhm den Antrag v. Kleift-Retzow an, Doch mit 
Weglañung der Worte: — und feine Rechtsauffafjung dahin aus: 
zuiprechen, dab eine iolche Berinauna mit der Rerfaftung nicht im 


CEinflang Htebt. Ter Etat nah den Beichlütien des Abacordneten: 
bauies ward alio bemilliat. 
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19. Sißung des Serrenbaufes 
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Tienttag 15. Januar 1887. 


2 1m 


Tie Erweiterung des preußiihen Staates durch Aufnahme der 15.1. 1867. 


annectirten fremden Ztaatsgebiete mußte aud eine Vermehrung der 
Mitgliederzahl des preußiſchen Abgeordnetenhauies im Gefolge haben. 
Tie Regierung bradte deshalb einen darauf bezuglichen Gejegentivurf 
ein, der im Abaeordnetenhaufe in amendirter Form Annahme fand. 
Im Herrenhauje aber erhob fih ein lebhafter Widerſtand, und die zur 
Berathung niedergejegte Commifjion fam unter der führung conjerva: 
tiver Heißſporne, wie v. Kleiſt-Retzow, v. Senfft-Pilſach u. A. zu 


” S. 219a. 
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. dem Beſchluß, dem Haufe die Ablehnung des Gefegentwurfs anzurathen. 
Namentlich erregte es Befremden, daß nicht auch gleichzeitig eine Ver- 
ftärfung der Mitgliederzahl des Herrenhaufes eintreten follte; ja ſelbſt 
gegen die fofortige Einführung der Preußiihen Verfaffung in die er⸗ 
oberten Gebiete wurden Bedenken laut, Die Discuffion im Plenum 
des Haufes, die am 14. Januar 1867 begann, wurde in der 19. Sitzung 
am 15. Januar weitergeführt. Baron v. Senfft-Pilſach ließ in 
feine Rede den Vorwurf einfließen, daß die Minifter diejenige 
Partei des Haufes, die immer treu zu ihnen gejtanden und ihre Pläne 
in allen Verhältnifjen möglichſt ausgeführt habe, plöglich verlafjen und 
ſich an die Spige derjenigen Herren gejtellt habe, die ihr Oppofition 
gemacht hätten. Hierauf erwiderte Graf Bismard*): 

Der Herr. Vorredner hat jein Bedauern ausgeſprochen, dab 
die Königliche Staatsregierung eine Partei, welde fie Jahre hin— 
durch treu unterftügt und mit ihr zufammengegangen ei, verlafjen 
habe und ſich an die Spike der früheren Oppofition gegen die 
Regierung geftellt Habe. Meine Herren! Wenn der Herr Vor 
redner nur kurze Zeit an der Spige der Regierung geftanden hätte, 
jo würde er ji jagen, daß man in diefer Lage nicht die Mög— 
lichkeit hat, Parteianfichten zu folgen, Ein großer Staat regiert 
fih nicht nach Parteianfichten, man muß die Gejammtheit der 
Parteien, die im Lande vorhanden find, in Abwägung bringen 
und aus dem Nefultat diefer fid) eine Linie ziehen, der eine Ne 
gierung als jolhe folgen kann. Wäre ih nicht Minifter, jo weiß 
ich nicht, wie meine Stellung in der Oppofition zur jeßigen Re— 
gierung oder im Anſchluß am diefelbe fein würde. Aber das 
würde id) mir jagen, daß ich einen Parteigenoffen, mit dem ich 
16 Jahre lang zufammengegangen bin und der an der Spige der 
Regierung geftanden hat in den ſchwierigen europäiſchen und inne 
ren Berhältniffen, in denen fich vier Jahre hindurch nur Wenige 
fanden, die bereit waren, den damit verbundenen Kampf aufzu— 
nehmen und durdzuführen, daß ich einen ſolchen, wenn derjelbe 
fi) nad) Abwägung der Gefammtverhältniffe dazu entſchließt, einen 
anderen Weg zu gehen als den, welchen feine alten Parteigenofjen 
vorzeichnen, nicht jehr raſch verurtheilen würde. 

Die Sachlage ift bei uns nicht jo, daß eine Königlich preußiſche 
Regierung fich losgefagt von der Partei, jondern die Partei jagt 


*) StB. 265b. 
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Factor unferer Verfafjung zu erhalten, zu ehren und zu fördern. 
Die Königliche Regierung — Sie können davon überzeugt fein — 
iſt dankbar für die Unterftügung, die das Herrenhaus in ſchwieri— 
gen Fragen ihr ftets gegeben hat, nicht nur, jondern fie wird aus 
conftitutioneller Meberzeugung den Beftand des Herrenhaufes und 
feine organijche Fortbildung gegen jede Anfechtung vertreten; fie 
hält diejenigen conftitutionellen Staatsmänner fir jehr furzfichtig, 
welche glauben, fie fönnten einen Factor der Verfafjung anfechten 
und für ungejeglich erflären, ohne dabei das ganze Syſtem unferer 
Verfaſſung in Frage zu ftellen. Eine Negierungsgewalt, welche 
ſich dazu herbeiließe, den einen Factor der Geſetzgebung willkür— 
lich zu befeitigen oder zu ignoriren, würde wenigitens durch Ver— 
faſſungsbedenken ſchwerlich bewogen werden, vor dem andern Halt 
zu machen. Diejes Bekenntniß der Auffafjung der Regierung von 
der Bedeutung des Herrenhaufes, von feiner Nothwendigkeit, von 
feiner Verfaffungsmäßigfeit und Unantajtbarkeit, von dem Schutze 
der Königlichen Zufage, unter der es fteht, wie jede andere Ver— 
faffungseinrichtung, dies Bekenntniß fann Ihnen aus meinem 
Munde nicht neu und unerwartet fein. 
(Bravo!) 

Wenn Sie dies aber für wahr annehmen, fo haben Sie auch 
die Gewißheit, daß Sr. Majeftät alle Kategorien, aus denen das 
Herrenhaus feine Mitglieder zieht, in den neuen Ländern nad) der 
bisherigen Gefeggebung offen ftehen. Ich wüßte nicht, welches 
Hinderniß fich dabei nicht überwinden ließe; daß der König beengt 
würde, daß die Haltung Sr. Majeftät präjudieirt würde durd) 
übereinftimmende Beſchlüſſe beider Häufer, das halte ich nicht für 
nüglid. Ich gebe zu, daß widerftrebende Elemente durch gemein— 
jame Arbeit zu gemeinfamen Sweden gewonnen werden können. 
Aber Sie werden aud mir zugeben, daß es nicht nüplich ift, Ho 
lange die Verhältniſſe nicht abgejhloffen find, die Regierung zu 
nöthigen, Mitglieder zu berufen, deren Verhalten vielleicht das 
Herrenhaus wiederum zu bedauerlihen Beihlüffen nöthigt, Wir 
tönnen nicht wünfchen, meine Herren, daß Unterthanen Sr. Maje— 
ftät des Königs von Preußen wieder ihre Stellung in dieſem 
Haufe benugen, um fi zu Organen preußenfeindlicher Herrſcher 
aufzuwerfen; wir können nicht wünjchen, daß Mitglieder dieſes 





122 II. Preußiſcher Landtag. 5. Auguſt 1866 bis 9. Februar 1867. 


15.1. 1867. gerathen, tiefgehende Verfafjungsfragen zu offenen und flüffigen 
werden zu laſſen; Niemand kann vorherfehen, nad) welcher Richtung 
hin unvorhergejehene Ereignifje fie entjcheiden. Es ift nützlicher, 
für beide Inftitutionen das feite Gefüge des Schildes der Verfaſſung 
nicht loder werden, Feine Lücke in den Fugen entftehen zu laſſen. 

(Bravo!) 

Die zweite Frage ift die: Erweifen Sie wirklich der Regierung, 
wider ihren Willen, einen Dienft, indem Sie ihr einen geräumigeren 
Zeitraum verſchaffen und die Einführung der Verfaſſung zum 
1. October hindern? Ich gebe zu, der Zeitraum ift ein kurzer, und 
an der Verfafjung wird gewiß; Jeder in feinem Sinne Verbeſſe— 
zungen wünjchen. Daß fie deren bedürftig it, hat Niemand mehr 
anerkannt als ihr Begründer, der hochjelige König Friedrih Wil- 
helm IV. 

Aber, meine Herren, wir haben eben feine andere Verfaſſung, 
wie diefe. Verfallen wir nicht in den Fehler unferer Gegner, daß 
wir die hiſtoriſche Entwidelung, vermöge deren wir bis zu dem 
heutigen Tage gelangt find, ignoriren, daß wir nicht nad) den ges 
gebenen Unterlagen, fondern nach den wünſchenswerthen handeln. 
Im jegigen Moment der Krifis der deutſchen Verhältniffe, der 
möglichen Krifis europäifcher Verhältniffe, in dem vorzugsweife die 
Aenderung und Reform der Verfafjung ins Auge zu faflen — 
über diefem Beſtreben die Verhältnifje im Lande zweifelhaft und 
umficher werden zu laffen, halte ich nicht für wohlgethan. Es 
findet fich vielleicht jpäter dafür der Augenblid. Eine Nation, die 
ſich definitiv confolidirt hat, die fertig ift mit ihren auswärtigen 
Aufgaben, kann man*) an Verfafjungsfämpfe ohne Scheu heran— 
treten laſſen. Wir aber haben den Kampf, der uns vier bis fünf 
Jahre bejchäftigt hat, erft in diefem Jahre zum Beſchluß gebracht 
durch eine Nachgiebigfeit, die hier von meinem verehrten Freunde 
‚Heren v. Meift Tadel gefunden hat. 

Meine Herren! Leben. Sie erit etwa vier Jahre eines ſolchen 
Eonflictes hindurd mit dem Gefühle der Verantwortlichteit für die 
gefammte Situation zwiſchen Kräften, deren Sie nit Herr find, 
weder der auswärtigen nod der inneren, und Sie werden jagen: 


*) fehlt im StB. 
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15.1.1867. zufammen zu berufen, um einen Aufſchub der Verfaſſungseinfüh— 
rung zu beantragen. Sie hofft aber, nicht in dieſe Lage zu kommen. 
Das Geſetz, jo wie es aus dem anderen Haufe gekommen it, ent 
ſpricht nicht vollfommen der urfprünglichen Vorlage der Regierung. 
Wir müfjen aber immer mit allen Factoren, mit denen wir zu 
thun haben, reinen, und die Regierung ihrerfeits zieht vor, das 
Geſetz in diefer Form zur Annahme gebracht zu jehen. Sie thut 
dies lieber, als daß fie ſich darauf einläßt, gar fein Geſetz zu 
Stande kommen zu laflen, was dod immer wahrfcheinlich der Fall 
fein würde, wenn hier Nenderungen vorgenommen würden, dann 
das Geſetz an das andere Haus zurüdgehen müßte, und dann 
wieder eine einundzwanzigtägige Friſt bis zur zweiten Leſung er— 
forderlich wäre. Es ift das ziemlich gleichbedeutend mit der Ver— 
werfung. Wir würden dann immer nicht in diefer Seſſion, ohne 
die Verhandlungen des Norddeutichen Parlaments übermäßig hin— 
auszufchieben, zum Ziele gelangen können. 


Ih kann deshalb nur — und ich bitte den verehrten Herrn 
Vorredner, daraus auf feinen dissensus mit meinen ſonſtigen poliz 
tiſchen Freunden zu fließen, deren politifcher Freund ih auch 
heute noch bin — Sie erſuchen, das Gejeg jo anzunehmen, wie 
es aus dem anderen Haufe hervorgegangen ift. 


Im weiteren Verlaufe der Debatte hob Graf York v. Warten: 
burg hervor, daß Tags zuvor der Minifter des Innern gefagt habe, 
er fönne fi) dem Gefühle nicht verichliefen, daß es möglid, fei, zwei 
Kategorien des Herrenhaufes, den alten und befejtigten Grundbeſitz 
und die mit Grundbeſitz angefeffenen Grafenverbände, in den neuen 
Provinzen nicht ins Leben geführt zu fehen. Dagegen glaube er nad) 
dem, was der Minifterpräfident heute gejagt habe, ſchließen zu müfjen, 
daß die Negierung zu der Anficht gefommen fei, zur Zeit folle nad) 
allen feinen Kategorien die Vertretung des Herrenhaufes aud für die 
neuen Provinzen ins Leben gerufen werden. Er bat um Aufklärung 
über die erhebliche Differenz, die zwiſchen beiden Erklärungen obmalte. 
Der Minifter des Innern führte darauf aus, daß, da die Landſchafts- 
bezirle und die Zahl der von denfelben zu präjentirenden Mitglieder 
gefetzlich fejtgeftellt feien, die Vermehrung ihrer Zahl nur durd ein 
Gefet herbeigeführt werden könne. Das ſchließe aber nicht aus, daß 
Se. Majeftät, bis ein foldes Geſetz zu Stande gelommen fei, aus 
eigener Machtvollfommenheit und auf Grund perfönlihen Vertrauens, 
Nittergutsbefiger, d. 5. Befiger von Gütern, aus welden in Preußen 
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was ich andeutete, auch ohne ein bejonderes Geſetz geſchehen könne, 
alfo auch jest ſchon zuläffig wäre, Das habe ich auch aus- 
geſprochen, aber eine Verheißung habe id meines Erachtens nicht 
gegeben. Ih habe nur die Ausdehnung der Königlichen Macht- 
volltommenheit, die ſchon nach der jegigen Lage der Gejeggebung 
der Krone beiwohnt, näher fpecialifirt, und ich habe mich darauf 
berufen, daß Se. Majeftät der König ſelbſt zu entjcheiden hat, an 
welche Kriterien er fein Vertrauen fnüpfen will, ohne an dieje 
Kriterien gebunden zu fein. 

Das Geſetz wurde unter Verwerfung des Commiffionsantrags in 
der vom Abgeordnetenhaufe befchloffenen Fafjung mit 64 gegen 28 Stim- 
men angenommen. 


57. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten 
Freitag 25. Januar 1867. 


In der 57. Sitzung des Mbgeordnetenhaufes brachte der Abg. 
v. Waligorsfi die nterpellation ein, „ob und welche Schritte die 
Staatsregierung gethan habe oder zu thun gedenke, um eine ben be 
ftehenden völlerrechtlichen Vertragsverpflichtungen, dem notorifhen Be: 
dürfnifje des Großherzogthums Pofen und der beiden Nachbarprovinzen, 
fowie den Anforderungen der Neuzeit entfprechende Regulirung des 
Grenzverfehrs mit dem Königreiche Polen und den Kaiſerlich ruffiichen 
Staaten von der ruffiihen Negierung zu erlangen — reſp. auf bie 
Abftellung der von ihr in neuerer Zeit angeordneten Verfehrähemmungen 
und fonftiger Verationen biesfeitiger Staatsangehöriger zu bringen.” 
Befragt, ob und wann die Staatsregierung zur Beantwortung der 
Interpellation bereit fei, erwiberte Graf Bismard*): 


Ich werde bie Interpellation gleich beantworten. 


Nach Begründung der Interpellation durd) den Interpellanten ant: 
wortete der Minifterpräfibent **): 

Wenn es die Abficht des Herrn Interpellanten geweſen ift, 
einem Auswärtigen Minifter eine Verlegenheit gefchäftliher Natur 
zu bereiten, jo ift diefe Abficht vollftändig erreicht worden. Es 


*) StB. 1659b. 
*+) StB, 1664a. 
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ift für einen Auswärtigen Minifter nicht möglich, ſich hier von dieſer 25. 1. 186 
Stelle zum öffentlihen Ankläger einer befreundeten und benach— 
barten Regierung zu maden; es widerftreitet dies jeder völfer: 
vechtlihen Tradition. Der Weg, zwiſchen Regierungen Beſchwerden 
zu erledigen, ift der der diplomatifchen Correipondenz, nicht der 
der öffentlichen Declamation. Auf der anderen Seite wiederum 
möchte ich nicht, daß aus einem Stillſchweigen der Regierung ge: 
folgert werden könnte, daf nach unferer Meinung der Grenzver: 
fehr fih in einer uns erwünjchten Lage befände. Ebenjo wenig 
möchte ich durch Entwidelung der Genefis der jegigen Lage, durch 
Erklärung der Haltung der ruſſiſchen Regierung, ihr bei den Die- 
euffionen, die wir mit ihr haben werden, Argumente an die Hand 
liefern, die wir bisher zurüdgehalten haben. Es ift aljo jhwierig 
für den Auswärtigen Minifter, ſich tiber eine ſolche Frage öffent: 
lich auszufpreden. Jh glaube, daß der Herr Interpellant ein 
ſchätzbares Material zufammengeftellt hat, von dem die höheren 
ruſſiſchen Behörden gern auf diefem Weg Kenntniß nehmen wer: 
den, nur hätte ich gewünfcht, daß er fich etwas kürzer gefaßt hätte, 
indem es*) dann mehr Lefer in den höheren Kreifen finden würde, 
und daß er es freigehalten hätte von Uebertreibungen und Vers 
dächtigungen der Haltung der Königlichen Negierung in Betreff 
des Schußes, den fie ihren Angehörigen leiftet, Werdächtigungen, 
die ich als unwahr zurüctweife, und die zu meinem Bedauern dazu 
beitragen, das Gewicht der Thatfahen auf dem handelspolitifhen 
Gebiete abzuſchwächen, die der Herr Nedner vorgebracht hat. Ich 
lann mich in diefer Beziehung dem Bedauern nur anjchließen, 
daß die Snterpellation nicht von Jemandem geftellt worden ift, 
der fi von polniſchen und antipreufifchen Sonderbeftrebungen 
vollftändig frei gewußt hätte. 

Daß der Grenzverfehr nit in der Lage ift, welche die Regie— 
rung für eine normale anerfennt, und daß er dies feit 50 Jahren 
nicht geweſen ift, das beweiſen die niemals abgebrocdhenen und, wie 
ich glaube, jegt nicht ausfichtslofen Verhandlungen, die über eine 
Verbefjerung des Grenzverkehrs gepflogen worden find. Ich habe 
bier zufällig einen Actenfascitel bei mir, der von diefen Verhand- 


*) 8. 1664b. A 
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25.1.1867. lungen — bloß diejenigen allgemeiner Natur aus ber zweiten 
Hälfte des Jahres 1842 umfaßt. Die ſämmtlichen anderen fünfzig 
Jahrgänge find für die Negiftratur kaum weniger fruchtbar ges 
wejen, wie der von 1842. 

Geiterleit.) 

Es find damit nicht etwa die ſehr viel zahlreicheren Acten über Privat⸗ 
bejchwerden gemeint, die in unſeren Negiftraturen und der der Peters: 
burger Gefandtichaft lagern, jondern nur die allgemeinen Verhand⸗ 
ungen zur Verbefferung der jegigen Situation. Daß alſo die Regie— 
rung in diefer Beziehung nicht die Mühe gefcheut hat, fönnen Sie ſchon 
daraus entnehmen. Wenn die Lage trogdem noch immer jehr weit 
entfernt davon ift, befriedigend zu fein, jo geht die Behauptung 
des Herrn Interpellanten, daß dies eine Folge der Verlegung von 
Verträgen ſei, doch etwas zu weit. Die Verlegung von Verträgen 
— id würde jehr dankbar jein, wenn mir Fälle namhaft gemacht 
würden, in denen fie ftattgefunden hat, einzelne Fälle, in denen 
gegen beftimmte Artikel gültiger Verträge verftoßen worden wäre, 
Die Königliche Regierung würde nicht Anftand nehmen, jofort für 
die Aufrehterhaltung der Verträge einzutreten, und fie hat die 
Ueberzeugung, daß fie in ſolchem Falle bei den höheren ruffiichen 
Behörden Gehör finden würde. 

Der Herr Interpellant hat den Vertrag vom 3. Mai 1815 
eitirt. Er hat aber, wie dies leider bei Eitirungen von Verträgen 
über Polen ſchon öfter der Fall geweſen, nicht vollſtändig citirt, 
Die Stellen, die er angeführt hat, — ich habe hier das Original 
des Vertrages — erlaube ich mir in ihrer Vollftändigkeit zu ver- 
leſen: 

Alſo: „La navigation de tous les fleuves* etc. 
das war richtig citirt, und dann: 
„sera libre de telle sorte qu’elle ne puisse &tre interdite 

& aucun des habitants des provinces polonaises, qui se 

trouvent sous les gouvernements prussien et russe*, 

Alfo nur für die Bewohner der dortigen Provinzen war 
diefe Freiheit ftipulirt, und es war feine Freiheit von Abgabe, wie 
aus den folgenden Artikeln hervorgeht, wo die Natur der aufzu— 
legenden Abgabe näher definirt wird, jondern es jollte nur die 
Schifffahrt nicht unterfagt werden dürfen. Dann ift es ebenjo mit 
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35.1.1867, lungen und proviforifche*) Abkommen, die die Nechte aus dent 
Vertrage utilifirt haben. Die erften waren ſchon aus dem Jahre 
1818, dann mehrere andere, ſpäter zulegt 1842, wo von Rußland 
die concessions definitives gegeben wurden, die noch heute die 
Baſis unferer Verkehrsbeziehungen bilden. Alfo wenn der Herr 
Interpellant den Vertrag von 15**) die einzige völferrechtliche 
Bafis nennt, jo hat er uns weniger zugebilligt, als wir Rußland 
gegenüber befigen. Eine Verlegung völkerrechtlicher Verträge, wenn 
die eriftirt, deren Beweis gewärtige ich, und ich werde dann nicht 
anftehen, fie mit Energie zu verfolgen. Einftweilen wird der Herr 
Interpellant genöthigt fein, uns lediglich darauf zu verweilen, daß 
wir Rußland gegenüber die Anforderungen der Neuzeit und der 
Bedürfniffe unferer Grenzprovinzen geltend machen. Daß die Anz 
forderungen der Neuzeit völkerrechtlihe Verpflichtungen dem ruſſi— 
ſchen Reich nicht auflegen, wird der Herr Interpellant zugeben, und 
daß ebenfowenig völferrehtlihe Verpflichtungen Rußland nöthigen, 
unſere Grenzpropinzen zu berüdfichtigen, wird auch nicht zweifel- 
haft jein. 

Ich erlaube mir nod, einen Ausdrud des Herrn Vorredners 
zu releviren, der gerade in dieſe Gedankenreihe ſchlägt: er begreife 
nicht, wie die preußifche Regierung diefen Ukas hätte bewilligen 
können. Ja, meine Herren, wir werden bei der Gejeßgebung 
Nuflands nicht zugezogen, und ich wüßte nicht, unter welchem Titel 
wir dort ein Bewilligungsredht ausüben jollten. Das Einzige, was 
wir geltend machen können Rußland gegenüber, ift das eigene 
ruſſiſche Intereffe, und defjen Pflege allein Tann, wo Verträge 
fehlen, die Aufgabe der ruffiihen Regierung fein. Daß unferer 
Meinung nad diefe Pflege nicht in der richtigen Richtung und in 
dem richtigen Maße erfolgt, haben wir der Kaiferlihen Regierung 
unzählige Male gejagt; fie ift aber der Meinung, daß fie jelbft 
am beften beurtheilen fönne, was ihren Intereſſen entipreche oder 
nicht, und wir können dagegen völferrechtlich nichts einwenden, 
fondern uns nur mit dem traurigen Trofte begnügen, daß Ruß— 
lands Intereſſen unter diefer Grenziperre mehr leiden als unfere, 


*) StB.: proviforifches. 
*) StB.: vom 15. 
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Wenn ber Herr Vorredner in feinen bedauerlichen Uebertrei- 25. 1.1887. 
bungen joweit gegangen ift, unfere öftlihen Provinzen als ein ab- 
fterbendes Glied zu betrachten, welches an der Peft des Pauperismus 
zu leiden anfange, jo will ic ihm *) eine ihm vielleicht ſelbſt bes 
fannte Thatſache citiven und ihn aufmerkſam machen auf den Preis 
der Grundſtücke diesjeits und jenfeits der für das menschliche Auge 
nicht weiter kenntlichen preußifcheruffifchen Grenzlinie. Ich will 
die Zahlen, die mir angegeben find, nicht verbürgen; id will nur 
anführen und werde gern berichtigt werden. Mir ift gefagt, daß 
ein Morgen guter Boden in Kujamwien diesfeits der Grenze mit 
durchſchnittlich 80 Nthlen., jenfeits der Grenze mit 20—25 Nubeln 
bezahlt wird, und zwar Grundftüide, die nebeneinander grenzen, 
und die an Beihaffenheit und Klima ganz diefelben Vortheile und 
Ertragsfähigfeit gewähren. Das möge den Beweis liefern, wo 
die Folgen der Grenziperre am fühlbarften find, und mo ber 
Pauperismus als Ergebniß derfelben zu Tage tritt. 

Ich erlaube mir, auf einige der angeführten Einzelheiten ein= 
zugehen, über die ich mir aus dem Minifterium Materialien habe 
geben laſſen, namentlich über den Ufas vom Jahre 1845, den 
der Herr Vorredner ohne Zweifel — ih habe ihm nicht genau 
folgen können — richtig angeführt haben wird. Die Bemühungen 
unferer Geſandtſchaft und unſeres Generalconjuls und des von 
uns für die Sache des Handelsvertrages befonders dahin commits 
tirten Nathes find leider bisher erfolglos geblieben, indem die 
Kaiſerliche Negierung anführte, da fie an einer feit Kurzem ein— 
geführten und vom Kaifer ſelbſt genehmigten gefeglichen Beſtim— 
mung nichts ändern könne. In anderen Fällen, wo Erſchwerungen 
im Reiſeverlehr zur diesfeitigen Kenntniß gelangt find, ift zum 
Theil Abhilfe erreicht worden; aber hier find ſchon viel jpecielle 
Fälle angeführt; ich will die Zahl nicht vermehren und erwähne 
nur die Arbeiter im Hlttenwerk der Herren Graf v. Nenard und 
v. Kramfta und diejenigen im Kreife Lyck**), denen ruſſiſcherſeits 
die Päſſe abgenommen waren. Meine Herren! Wir fünnen in 
diefem Ufas jehr raſch eine Abänderung erzielen, wenn wir uns 


*) ©. 1665b. 
=) StB.: Ligno. 
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25.1.1867. dazu verftehen wollten, einen Eartellvertrag gegen den Schmuggel 
mit Rußland zu ſchließen; aber ich glaube, wenn die Kaufmann 
ſchaften für Eines der preußifchen Regierung dankbar find, neben 
den vielen unfruchtbaren Bemühungen, die jeit 50 Jahren ftatt- 
gefunden haben, jo ift es dafür, daß fie fich geweigert hat, dieſen 
Gartellvertrag abzufchließen, den man, wie ich glaube, ziemlich hoch 
anrechnen würbe, und wenn die Andeutungen begründet wären, 
welche der Herr Interpellant über die Motive der Negierung ans 
gedeutet hat, jo wäre dies ein Preis, für den wir vielleicht auf 
politifchent Gebiete viel erreichen könnten. Das wird aus einigen 
Ziffern hervorgehen. Die Kaiſerlich ruffiihen Behörden haben in 
ihren vorjährigen Einnahmen ihrer Meinung nad in Folge der 
neuen Organifation an Zöllen einen Mehrbetrag von 34. Millionen 
Nubeln an der weltlichen Grenze erzielt und find deshalb durch 
einen bejonderen Kaiferlihen Erlaß wegen ihrer Thätigfeit belobt 
worden. Es ift erflärlic, daß diefes Nefultat auf den erften Anz 
ſchein in Rußland die günftige Meinung erwedt hat, die neue Ein- 
richtung fei, finanziell wenigftens, eine nügliche. Ich glaube um— 
gekehrt, daß fie nur eine neue Prämie auf den Schmuggel fett. 
Nach unferen oberflählihen Abſchätzungen, die ja nicht ganz ge— 
nau jein fönnen, würden die ruſſiſchen Zollrevenuen, wenn fein 
Schmuggel ftattfände, wie er durd den übermäßig hohen Tarif 
ermutbigt wird, mindeftens das Zehnfache des Plus vom vorigen 
Jahre betragen, alſo 30—40 Millionen Rubel, und es wäre mir 
lieb, wenn diefe Ziffern und diefe Verhältniffe auf dem Wege der 
Oeffentlichkeit möglichft zur Kenntniß der ruffischen Behörde kämen, 
um fie zu überzeugen, daß der Kampf, wie er bisher geführt, ein 
unfruchtbarer und hoffnungslofer iſt. Ich erinnere daran, daß im 
Anfange der vierziger Jahre der Plan auftauchte und die Aus— 
führung befohlen war, eine halbe Werft lang von der Grenze frei 
von Bäumen, Gebüfchen und Häufern herzuftellen, um den Schmug- 
gel befjer überwachen zu können. Der Plan wurde damals aufs 
gegeben *) wegen der übermäßigen Expropriationsfoften, die man 
hätte zahlen müſſen, vielleicht auch, weil diefes Mittel den Haupt— 
grund des Schmuggels nicht getroffen hätte. Es hätte nur den 
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illegalen Schmuggel getroffen. Eingeweihten, mit den Bergen a1 0 
Verhältniſſen Bekannten wird der Ausdruck verftändlich fein. 
(Seiterkeit.) 

Was ferner den Chauſſeezoll und die Brüde bei Wloelawet 
betrifft, jo bedaure ih, daß über diefe Sache nicht von Seiten 
der einzelnen Betheiligten Beſchwerden an das hieſige Auswärtige 
Minifterium gerichtet werden, jobald dieje Zölle in unregelmäßiger 
und gejegwidriger Weife erhoben werden. Es liegen uns ſolche 
Beſchwerden nicht vor. Ich kann mir aud den Grund denken, 
weshalb. Die Leute, die ih beſchweren, fürchten, wenn fie wieder 
an diefelbe Brüde kommen, vielleicht unangenehme Folgen ihrer 
Beſchwerden zu erleben. Denn daß die Zölle in dem Maße, wie 
der Herr Interpellant jagt, oder in geringerem Maße in Beziehung 
auf ihre Höbe flüffig find, iſt mir fehr wahrjeeinlich. Aber ich 
frage Sie: wen trifft denn diefer Schaden? Der Herr Interpellant 
tagt über die Bedrückung „unſeres“ Holzhandels. Daß das Holz 
die Weichſel aufwärts geflößt würde, ift nicht wahrjcheinlic, wie 
ber Herr Redner zugeben wird; es trifft alfo der Schaden den 
ruſſiſch⸗polniſchen Holzhandel, er trifft die Unterthanen von Ruß— 
land, oberhalb der Brüce von Wloclawek. Der Danziger Kauf 
mann, welder das Holz kauft, wird aber natürlich unter den 
Speſen und Transportkoften auch die ungeregelte Schifffahrtsabgabe 
an der Brücke zu Wloclawek mitcontiren und den Holgproducenten 
beim Verkauf in Rechnung ftellen. Wenn die Herren aber glauben, 
daß unfere Kaufleute die irreguläre Abgabe an der Brüde zu 
Wloclawel in dem Unterſchiede der Holgpreife oberhalb und unter 
‚halb der Wloelaweker Brüde nicht in Rechnung bringen, und daß 
nicht die Preife umterhalb die Abgabe unter Hinzurehnung der 
erwähnten Affecuranzprämie deden, jo irren fie fih; jo rechnen 
die Danziger Kaufleute nicht. Yon ihnen werden ſämmtliche Zoll: 
1 andere Transportipejen bei Normirung des Preijes, den fie 

alb der Brüde zahlen können, 

ber Zoll an der Brüde zu 

nen an der oberen 

x mehr fchadet, als 

15 nicht ein Ver: 
in freier Verkehr 
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Baer zwiſchen den beiden, durch, die natürliche Wafferverbindung auf 
einander angewiefenen Provinzen ftattfinden und beiden Theilen 
zum Vortheil gereichen würde, 

Was dann die Klagen über die Beiteuerung der Juden bes 
trifft, jo können wir darin nichts ändern, es ift ein Act der inneren 
Gefeggebung. In ähnlichen Fällen find das Einzige, womit man 
ſich international helfen kann, die Reprefjalien. Die Staatsregie- 
rung müßte aljo nad dem befannten Spridwort !), was ich nicht 
eitiren will, die ruſſiſchen Bekenner des jüdijhen Glaubens eben= 
falls zu höheren Steuern heranziehen, 

(Andauernde Heiterkeit.) 
ein anderes Mittel ift miv nicht befannt. 

Ferner find bekanntlich die Klagen tiber Ausweijungen und 
Einfperrungen von Jndividuen, welche mit regelmäßigen preußi— 
ſchen Päſſen umd Legitimationen verjehen find, fehr häufig, wie 
ic) das aus meiner eigenen Erfahrung, während ich Gejandter in 
Petersburg war, am bejten weiß, und wofür ich Ihnen noch 
flagrantere Fälle als diejenigen anführen könnte, welche dem Herrn 
Interpellanten zu Gebote jtanden. 

(Hört! Hört!) 

Es *) wird in jedem einzelnen Falle, der zu unferer Kennt 
niß kommt, der Weg betreten, welder einzig offen ift, indem wir 
durch das Generalconfulat in Warſchau oder durch den Königlichen 
Gefandten in Petersburg Beichwerde führen; und ich kann nicht 
anders jagen, als daß wir bei den höchſten ruſſiſchen Behörden 
ftets die vollſte Bereitwilligkeit zur Abhilfe begründeter Bejchwer: 
den gefunden. haben; aber es Dauert gewöhnlich jehr lange, und 
wenn die Abhilfe fommt, dann ift gewöhnlich das Unglüd bereits 
in dem Maße geichehen, daß es ſchwer wieder gut zu machen ift: 
Aber ich habe mich, wie gejagt, weder in meiner damaligen Stel- 
fung, noch in meiner jegigen jemals über Schuß der Härte oder 
der Willfür von Seiten der höchſten ruffiichen Behörden beſchweren 
fönnen. Wie entftehen nun ſolche Gonflicte, meine Herren, ab— 
gejehen von den Fällen, wo fie geradezu Erprefjungen find? Unſere 


*) ©. 1666b. 
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Landsleute reifen häufig mit einigem Leichtfinn hinüber, ohne 25.1. 1867. 
Mittel, ohne die Sprahe zu kennen, ohne namentlic über die 
Formalien, welde fie an der Grenze zu erfüllen haben, ſich vor: 
ber zu informiren. Sie kommen mit Waffen, ohne die Abficht, 
fie weiter zu gebrauchen. — Das ift aber in Rufland verboten; 
fie hätten fi davon in Kenntniß fegen follen; ignorantia legis 
ſchadet. Es kommt aber noch ein anderes Moment hinzu: fie 
glauben mit ruſſiſchen Beamten etwa jo umgehen zu können, wie 
mit einem preufifchen Yandrat, 

(Heiterfeit.) 
und wenn fie fich im Nechte fühlen, ihre orbnungsmäßigen Legi— 
timationspapiere in der Taſche haben, jo berufen fie jich beifpiels- 
weije darauf mit erhobener Stimme, in einer Sprache, welche der 
ruſſiſche Beamte nicht verfteht. Bei uns würden in einem ſolchen 
Falle wegen überlauten Verhaltens vielleiht nur einige Ermah— 
nungen vorkommen, zu einem ftrafenden Einfchreiten würde ſich 
der betreffende Beamte ſchwerlich veranlaßt fehen; auch würden 
unferen Aominiftrativbeamten die legalen Mittel fehlen. Durch 
die Geduld der preußiichen Beamten find die preußiſchen Reiſen— 
den aber eben verwöhnt; 

Heiterkeit.) 
ein reifender Preuße glaubt alſo vielleicht, daß er einen ruffiichen 
Grenzbeamten behandeln könne, wie er etwa mit einem preußischen 
DMinifter ſprechen würde. 

Heiterkeit.) 
Das ift nicht der Fall, der Beamte wird verdrießlich. Der Reiſende 
aber, der auf feinen Paß provociren zu können glaubt, erklärt 
überlaut, daß er ein ordentliher Mann jei, man möge in Callies, 
in Stallupönen oder jonft wo ſich danach erfundigen. Er wird 
eingejperrt, ohne daß ihm Elar it, warum. In feiner Bejchwerde 
jagt er natürlich nicht: ich habe mich allerdings etwas unverſchämt 
benommen, jo wie ich es zu Haufe gewöhnt bin. Auch der ruſſiſche 
Beamte, welcher zur Rechenſchaft aufgefordert wird, jagt nicht 
etwa: ich fand die Stimme des Neifenden etwas zu ftark erhoben 
für meine Würde, jondern er findet in dem unerjchöpflichen Arfenal 
des Swod Sakonow, das ift die ruſſiſche Gejegjammlung, welde 

Fr allerdings an Fülle leidet, jedenfalls einen Sat, gegen den der 
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25.1.1867. Reiſende nicht ganz gerechtfertigt war, und der eine Beanjtandung 
ober nähere Ermittelung nothwendig gemacht habe. Das wird uns 
zur Antwort, der Reiſende wird freigelafjen, und darüber vergehen 
bei den Entfernungen und der Langjamleit des Geſchäftsverkehrs 
mehrere Moden, und man hat fozufagen das Nachſehen, es tft in 
der Sache Nichts mehr zu ändern. Das find aber Dinge, die nur 
durch Einzelbejhwerden verfolgt werden können, und die für ein 
internationales Einfchreiten, für eine drohende Haltung gegen einen 
mächtigen Nachbarſtaat unmöglich einen Anlaß geben; fie liegen 
nit in dem üblen Willen, fondern fie liegen in den eigenthüm— 
lihen Einrichtungen des Nachbarftaates*. Eine Abhilfe im 
Großen und Ganzen fann nur dadurch geſchafft werden, wenn 
das ruſſiſche Reich fi dem Verkehr aus eigener Meberzeugung, 
daß es in feinem Nuten und in jeinem Intereſſe liege, mehr als 
bisher eröffnet und jeine Geſetzgebung reformirt. Das können 
wir nicht erzwingen, das müſſen wir abwarten; und jede Verhand- 
lung in der Tonart, wie fie hier auf der Tribime wohl ange 
ſchlagen werden Fan, wie fie fih aber ein großer Staat, der ſich 
ſelbſt vefpectirt, nicht gefallen läßt, müfjen nachher — plectuntur 
Achivi !) — bie Unterthanen ausbaden, deren Verhältniffe dadurch 
nur noch jehlimmer werben. 

(Sehe richtig!) 

Sie haben, glaube ich, fein Net, die Königliche Regierung 
anzuflagen, daß fie auf ihre Würde und auf den Schug ihrer 
Unterthanen nit eiferfüchtig ſei; bei jeder Gelegenheit aber ſich 
auf die Macht und das Anfehen zu berufen und mit einer folchen 
befreundeten Regierung eine gereizte Correfpondenz hervorzurufen, 
halte ich nicht für**) weile. Wir geben die Hoffnung nicht auf, 
daß dieſelbe Negierung, die mit jo großer Energie die Emanci— 
pation der Bauern von der Leibeigenihaft durchgeführt hat, die 
bereit ift, in ihrer inneren Verwaltung dem Geifte der Neuzeit 
Nehnung zu tragen, wie der Herr Interpellant es verlangt, und 
vielleicht nod darüber hinaus unter Umftänden, aud den Handel 
von den Felleln emancipiren werde, die jegt auf ihm laften, und 


*) ©. 18670. 
**) fehlt im Sts. 
») Quidquid delirant reges, plectuntur Achivi. Horat. epist. I, 9, 14. 
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jondern auch dringliche; fie würde es daher lebhaft bedauern, wenn 


die Leiftung diefer Ausgaben durch Einmiſchung principieller Fragen 


verhindert würde, wenn fie in die Lage käme, die Ausgaben nicht 
leiften zu können, welche fie im Intereſſe des Wohles des Landes 
für nothwendig gehalten, und wozu fie die Mittel gefordert hat; 
fie würde dies um jo mehr bedauern, als, wie ſchon mehrfach dar 
gelegt ift, der materielle Unterſchied der verſchiedenen Auffafjungen 
ein äußerft geringer ift. Die Königliche Staatsregierung hat nicht 
die Abſicht und hält fi nicht für befugt, Eifenbahnen zu ver 
äußern, über deren Erträge gejeblih oder durch Verpfändung 
dauernd verfügt ift, fei es behufs Tilgung von Staatseijenbahn- 
ſchulden, jei es 'zu anderen Zweden. Dieſe Meinung hat die 
Negierung factiſch bethätigt durch ihr Verhalten gegenüber der 
Weftfäliihen Eifenbahn. Diejelben Kriterien, welde fie beftimmt 
haben, zur Veräußerung der Weſtfäliſchen Bahn die Genehmigung 
des Landtages nachzuſuchen, treffen aud bei fait allen anderen 
Eifenbahnen zu. Der factifhe Unterſchied zwifchen beiden Auf- 
faſſungen ift daher ein geringfügiger, und um jo bevauerlicher wäre 
es, wenn vermöge der principiellen Natur der im anderen Haufe 
geſtellten Abänderungsanträge über diefe Angelegenheit ein neuer 
Conflict heraufbeijchworen werden jollte. Die Königlihe Staats- 
regierung kann fich nicht entjchließen, auf ein Syftem einzugehen, 
welches die Bewilligung von Nüglichkeitsausgaben von Annahme 
diefer oder jener nterpretation des Verfafjungsrechts abhängig 
macht. Sie hat fih nicht gemeigert, Bedingungen anzunehmen, 
die unmittelbar auf neu*) bemilligte Bahnen Anwendung finden, 
wie fie bei der Bommerjh-Kösliner Bahn gezeigt hat. Sie hat ſich 
aber nicht dazu verftehen können, eine principielle Verfaſſungsfrage 
in der Allgemeinheit, wie hier verſucht worden ift, bei Gelegenheit 
einer Nüplichkeitsanlage zur Entjcheidung zu bringen. Es könnte 
diefes Syſtem zu weit führen, wenn man es einreißen ließe, dieſes 
Syſtem, welches auf der Fiction beruhen würde, daß das materielle 
Wohl des Landes dem Landtage weniger am Herzen liege als der 
Negierung, und daß man auf die Sorgfalt der Regierung für die 
Wohlfahrt des Landes die Speculation bafiren könne, die Ges 


*) StB.: num. 


Principielle Fragen dürfen nicht gelegentlich entiäiebez werden 1% 


nehmigung nüglier Anlagen ſo lange zu vertagen, cIs ve = 
gierung fie nicht durch Diele oder jene princivielle Eoniesm - 
faufe. Tem muß die Regierung vorbeugen, io aerina z2u4 x 
diefem Falle der materielle Jnbalt der tage tein mas Ta 
Königliche Regierung hofft überhaupt nicht in Die Lage zu fommen, 
daß ſie eine Eilenbahnveräugerung zu beantragen hätte, naher 
dem nädjiten Bedürfniſſe durd Anleihe und durch Aüllıma zes 
Staatsſchatzes vorgeiehen it. Sie würde nur in dem Auberken 
Nothfalle, den fie nit erwartet, eine iolde Bewilligung bean- 
tragen. Sie will aud gar nidt daran erinnern, von welbem 
Nugen des Landes es geweien iit, Daß wenigtiens die Noln- iinpener 
Bahn, nad) der Meinung der Regieruna, von den Ziorberinaungen 
gelegliher Genehmigung zu ihrem Nerfaute nit betrvñen wurpe. 
Wenn wir dieſe Hilisauelle nicht hatten, io fonnten mir niit pie 
Politik des vorigen und vorvorigen Jahres mahen, vubne finen- 
ciele Wagniſſe zu laufen, von denen ih faum wer, ch mwiı Fir 
hätten übernehmen fünnen. In der Lage, wo uns jeder Bertant 
des Landtages verſagt wurde zur Durchführung Der auswärtigen 
Politif, wo uns die Mittel für den däniihen Mriea ebenivo at- 
geihlagen wurden wie jpäter für”) den öfterreihiihen, wo die 
Regierung auf die Reſſourcen allein angewieien war, die fie ohne 
die Zuftimmung des Yandtages flüſſig machen fonnte, in Lem 
Augenblide haben wir uns zu dem Schritte mit der Köln-Blindener 
Eiſenbahn entſchloſſen. Wir hoffen, daß eine ähnlihe Zituation 
nicht To bald wieder vorfommen werde, eine Situation, in der Telbft 
Angefichts Des großen auswärtigen Krieges zahlreiche Parteimänner **, 
vorhanden und in dem aufgelöften Abgeordnetenhauie vertreten 
waren und zur Herrihaft gelangten, die ihr Parteiinterefie und 
ihre Parteipolitift jo hoch über das Intereſſe des Landes ftellten, 
daß ihnen der Krieg gegen das eigene Minifterium wichtiger war, 
als der Bertheidigungsfrieg gegen das Ausland. 
(Bravo!) 

Wir hoffen Alle, daß das nicht wieder vorfommen werde, 

Allerdings ift es eine entmuthigende Wahrnehmung, wenn fo un: 


*) ©. 349. 
*8) StB.: Parteimanöver. 
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4.2.1867. mittelbar nach dem Schlufje eines tiefgreifenden Conflicts, den die 


Regierung ebenfo ſchwer empfunden hat, wie das Land, ohne allen 
Grund eine Frage über ein Princip zur Entſcheidung gebracht wird, 
von dem man mit voller Beftimmtheit wußte, daß die Regierung 
ihm entgegentreten zu müſſen glaubte. Die Regierung würde ge 
glaubt haben, ſich am Frieden des Landes zu verfündigen, wenn 
fie erklärt hätte, wir werden dieſe Eifenbahn nur dann bauen, 
wenn der Landtag uns irgend eine principielle Conceſſion madt. 
Dann würde man mit Recht jagen: die Regierung hat den Con— 
flict geſucht, und fie hat aus der Vergangenheit Nichts gelernt. So 
liegt die Sache nit! Es war fein Grund vorhanden, die Prin— 
eipienfrage jegt zur Entſcheidung zu treiben. Wir jehen bier, daß 
unmittelbar nad) diefen Erlebnifjen, von denen wir glaubten, fie 
hätten, wenn nicht eine tiefbegründete Abneigung, doch eine gewiſſe 
Scheu vor unnöthiger Stellung folder Fragen erzeugt, die einen 
Conflict hervorbringen können, ſchon jest die Wiederkehr einer 
ſolchen Situation möglih wird, daß in einem ſolchen Moment, 
ſogar mit großer Leichtigkeit, eine Conflictsfrage aufgeworfen wird. 
Ja, meine Herren! dieje Erfahrung ift entmuthigend, und es follte 
mir leid thun, wenn fie dahin führen müßte, diefe Seffion, die 
jonft im Ganzen jo befriedigend verlief, mit einer Disharmonie 
zu jchließen. Aber die Regierung würde nicht anders können, fie 
wiirde lieber die beantragten Ausgaben unterlaffen, als das Princip 
janctioniren, daß ſolche Gelegenheit wahrgenommen werden könnte, 
um principielle Berfafjungsfragen in folder Allgemeinheit zur Ent— 
ſcheidung zu bringen. Sie würde lieber den Mangel des zweiten 
Geleijes der Oſtbahn fortdauern laſſen, fie würde lieber die Ver— 
bindungsbahn in ihrem jegigen Zuftande belaffen, ſelbſt wenn die 
polizeiliche Schließung derjelben nöthig werden jollte — fie würde 
in diefem Punkte nicht nachgeben können. 
(Bravo!) 

Meine Erklärung hat gezeigt, daß twir das Verfahren, welches 
wir bei der Weſtfäliſchen Bahn beobachtet hatten, aud in Bezug 
auf alle in gleiher Lage befindlichen Bahnen jederzeit einzuhalten 
gejonnen find. Wir würden auch das Amendement, das die Ber 
dingungen einfchräntt auf die neu zu erbauende Bahn, eventuell 
annehmen, und das Amendement, welches auf demjelben Princip, 
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BL te eigens bes Gsenianje Birb ber aus dem Schooße 
ſſes hervorgegangene und von ihm angenommene 
eg betreffend den Schu wahrheitsgetreuer, durch die Preſſe 
erftatteter Berichte über die parlamentarifchen Verhandlungen des 
Reichstages des Norddeutſchen Bundes zur Berathung, der in feinem 
einzigen Paragraphen beftimmte: Berichte von den öffentlichen Situngen 
des Reichstags, zur Berathung der Verfafjung und der Einrichtungen 
des Norbdeutichen Bundes durch die Preife, infofern fie wahrheits- 
getreu erftattet werden, bleiben von jeder Verantwortlichleit frei. Die 
Commiffion des Herrenhaufes, welcher der Gejegentwurf zur Bericht: 
erftattung überwiefen worden war, empfahl mit 9 gegen 3 Stimmen 
die Annahme. Im Plenum ſprach Namens der Minorität der Graf 
v. Brühl gegen das Geſetz. Mach ihm äußerte fih Graf Bismard 
vom Standpunfte der Regierung über das Geſetz folgendermaßen *): 
Die Königlihe Staatsregierung glaubt in der Bewilligung 
der Nedefreiheit dem Norddeutſchen Reichstage gegenüber jo weit 
gegangen zu fein, wie es von irgend einer Seite verlangt wor— 
den it. 

Etwas Anderes aber ift Die Nedefreiheit, etwas Anderes die 
Freiheit, dasjenige, was geſprochen wird, duch den Drud zu vers 
breiten. 

Ich will nicht darauf hinweifen, daß man zu einem ſehr viel 
größeren und in vielen Fällen weniger urtheilsfähigen Publicum 
durch die öffentlichen Blätter fpricht, als von der Tribüne her, 
ſondern nur auf den Uebelftand, daß, während jede Meinung, die 
in einer parlamentariihen Verfammlung geäußert wird, ihr Cor— 
rectiv in der Widerlegung finden kann, die ihr von der Tribüne 
zu Theil wird, — daß diejes Correctiv in denjenigen Glafjen, 
denen die zahlreichften Zeitungslejer angehören, fortfällt, weil die— 
jelben nicht zwei Zeitungen verſchiedener Farbe leſen, um ſich ein 
unparteiifches Urtheil zu fihern, fondern fih an eine Zeitung 
halten. Dieſe eine Zeitung pflegt nur die ertremften Neben und 
Aeuferungen ihrer Parteiführer wiederzugeben; derjenige, welder 
das lieft, ift nicht in der Lage, gleich feinen vielleicht urtheils- 
fähigeren Vertretern im Parlament diefe Neuerungen und Parteis 
auffaffungen- nah dem Mafe der Widerlegungen, welche fie er 
fahren, abzumwägen und fih das Nichtige aus dem Widerjtreit 


*) StB. 3570. 
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4.2.1867. im Solde des Auslands gegen ihr eigenes Vaterland dienen umd 
ſchreiben, und ſolche find als Gandidaten aufgetreten, wirklich ins 
Parlament gewählt werden, jo möchte ich doch fürdten, daß von 
biefen Leuten mit eherner Stirne, denen die Begriffe der Ehre 
und des Vaterlandes gänzlich verloren gegangen find, das Recht, 
beliebige Leitartikel ftraffrei zu dietiren und im Lande zu vers 
breiten, in einer Weife gemißbraucht werden könnte, die aud dem 
entſchloſſenſten Freunde der Preffreiheit zuwider fein würde, 

Herr v. Bernuth machte gegen die Bedenken des Mintjter: 
präfidenten geltend, daß der Gefegentwurf ja nur Bejtimmungen auf 
die bevorjtehenden Berathungen des Reichstags übertrage, die nad) 
$ 38 des Prefgejeges vom 12. Mai 1851 für die parlamentarifchen 
Verhandlungen in Preußen Gültigkeit hätten. Die Gefahr, die aus 
dem Eintritt bevenfliher Elemente in den Reichstag für die Ruhe 
des Norddeutſchen Bundes erwachſen fünnte, indem auch ihre viel: 
leicht bebenklihen Aeußerungen durch die Preſſe jtraffrei verbreitet 
werden dürften, jei von geringerer Bedeutung, da ber höchſte Gerichts: 
hof entſchieden habe, daß einfeitige Miedergabe von Verhandlungen 
nicht zuläffig fei. Er bat die Negierung, dem vom Abgeorbnetenhaufe 
einftimmig, von der Commiffion des Herrenhaufes mit Mehrheit ange: 
nommenen Geſetzentwurfe die Zuftimmung nicht zu verfagen. Der 
Minifterpräfident Graf Bismard erwiberte*): 

Ich will zunächſt noch ein paar Worte jagen zur Entſchuldi— 
gung des Umftandes, da fein Negierungscommifjar in der Com— 
miffion anwefend war‘). Es herrfcht im Haufe eine nicht ganz 
conſtante Praris über die Mittheilungen an die Regierung in Be 
treff der Commiffionsfigungen. Gewöhnlih wird am Schluffe der 
Mittheilung, die an den Minifterpräfidenten gerichtet wird, gejagt, 
daß die Herren Refjortminifter — in diefem Falle der Herr Juſtiz— 
minifter und der Minifter des Innern, direct von dem Herrn Vor— 
figenden unterrichtet würden, und in Folge deſſen geht das an den 
DMinifterpräfidenten gerichtete Schreiben bei diefem gewöhnlich ad 
acta, wenn derfelbe nicht als Auswärtiger Minifter ein directes 
Intereſſe an der Sache hat. Bei diefer Mittheilung war, foviel 





*) StB. 3580. - 

2) Der Commiffionsbericht hob hervor, daß die Königliche Staatsregierung 
trog der vom Vorfigenden dem Minifterpräfidenten gemachten Mittheilung in 
der Commiffion nicht vertreten geweſen fei. 
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ich habe ermitteln fünnen, die directe Eröffnung an den Reffort: 
minifter nicht erfolgt, und in Folge deffen ift fein Commiſſar an 
weſend geweſen. 

Wenn der Herr Vorredner als Grund für die Annahme des 
Geſetzentwurfs anführt, daß eine ähnliche Beſtimmung in unſerer 
Landesverfaſſung ſtände, ſo iſt die Thatſache allerdings richtig, 
aber ich ziehe daraus nicht denſelben Schluß. Wenn es ſich in 
Betreff unſerer Verfaſſung de lege ferenda handelte, ſo würde 
ich ebenſo ſehr dagegen kämpfen, wie gegen die Anwendung der 
Beſtimmung auf den Deutſchen Reichstag. Allein es handelt ſich 
bei uns um beſtehendes Geſetz und gültiges Verfaſſungsrecht, das 
anzufechten ich nicht für meine Aufgabe halte. So ganz gering 
möchte ich übrigens den Uebelſtand nicht anſchlagen, wenn einzelne 
Abgeordnete in den Reichstag gewählt würden von der Kategorie, 
deren Bezeihnung der Herr Redner richtig verftanden und wieder: 
gegeben hat, denn es fcheint mir doc) nicht gleichgültig, wenn auch 
nur ein Abgeordneter das Privilegium hätte, Reden entjchieden 
Iandesverrätheriihen Inhalts nicht nur zu halten, fondern fie für 
ausländiiches Geld in hunderttaufend Eremplaren bei uns int ande 
verbreiten zu laffen und fih damit zu ſchützen, daß feine eigenen 
ftrafbaren Aeußerungen mit voller Genauigkeit wiedergegeben jeien. 

Der Gejeßentwurf wurde abgelehnt. 


Der Schluß der Seſſion erfolgte in der 
Schlußſitzung beider Käufer des Landtags 
Sonnabend 9. Februar 1867 
mit folgender Thronrede*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtages! 
Am Schluſſe einer inhaltreihen Sigungsperiode Tpreche Ich 
Ihnen Meinen Dank aus, daß Sie Meiner Regierung geholfen 


*) StB. HH. 429a, AH. 2007 a. 
Bismards politifhe Reden. III. 10 
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9.2.1867. haben, die Hoffnungen zur Erfüllung zu bringen, welche Ich an 
dieſe Seffion knüpfte. 

Durch Ertheilung der Indemnität für die ohne Staatshauss 
haltögejeg geführte Finanzverwaltung der legten Jahre haben Sie 
die Hand zur Ausgleihung des Principienftreites geboten, welder 
feit Jahren das Zuſammenwirlen Meiner Regierung mit der 
Landesvertretung gehemmt hatte, 

Ich hege die Zuverfiht, daß die gewonnenen Erfahrungen 
und ein alljeitig richtiges Verftändniß der Grundbedingungen unſe— 
res Verfafjungslebens dazu helfen werden, die Erneuerung ähnlicher 
Buftände in der Zukunft zu verhüten. 

Durch*) die Gewährung der außerordentlihen Mittel für die 
Bedürfniffe des Heeres und der Flotte haben Sie in Anerkennung 
defjen, was die Politik Meiner**) Regierung, geftügt auf die er— 
probte Schlagfertigkeit und Tapferkeit Meines Heeres, bisher ges 
leiftet hat, den Entihluß fundgegeben, das Errungene zu wahren. 

In der Feititellung des Staatshaushaltsetats vor dem Ein— 
tritte des gegenwärtigen Etatsjahres ift eine weitere Bürgſchaft für 
die feite Geftaltung der verfafjungsmäßigen Zuftände gewonnen. 

Meine Regierung hat durch den zeitweiligen Verzicht auf ein— 
zelne Ausgabepofitionen, welche bei Fortführung der Verwaltung 
ſchwer entbehrt werden, einen neuen Beweis dafür gegeben, welchen 
Werth fie auf die Verftändigung mit der Landesvertretung legt. 
Sie darf um fo zuverfichtlicder hoffen, da den in Rede ftehenden 
Bebürfniffen Anerkennung und Befriedigung künftig nicht verfagt 
werden wird. 

Mit bejonders lebhaften Danke erkenne Ich die Vereitwillig- 
feit an, mit welcher die Landesvertretung Meiner Regierung die 
Mittel gewährt hat, die Lage der im Kampfe für das Vaterland 
erwerbsunfähig gewordenen Krieger, jowie der Wittwen und Kin- 
der der Gefallenen zu erleichtern. 

Nachdem die Landesvertretung bei der Ausführung der Vers 
änderungen, welche die erheblide Erweiterung des preußiſchen 
Staatögebietes nothwendig macht, ihre eingehende Mitwirkung ges 


*) StB. AH. 20076. 
**) StB. 59. 4296. 





Ende gehenden Seffion wefentlich gefördert worden ift, 
auch die Bevölkerung der neuen Provinzen mehr*) und mehr bie 
_ Segnungen der neuen Gemeinſchaft empfinden Laffen. 

Auf allen Gebieten des öffentlihen Lebens konnte Meine Re— 


Die Anbahnung der Aufhebung des Salzmonopols**) und 
des Gerichtökoftenzufchlags, die Regelung der Verhältniffe der Er— 
werbs⸗ und Wirthichaftsgenoffenfchaften, die Aufhebung der Bes 
ſchräntungen des Zinsfußes, die Poft: und Handelsverträge, die 
Umwandlung der pommerfchen Lehne, die Befeitigung der Rhein— 
ſchifffahrtsabgaben, die Verbefferung der Bejoldungen der niederen 
Beamten und der Lehrer, ſowie die Bewilligung der Mittel zur 

Ausführung und Vervollitändigung wichtiger Eifenbahnen werden 
n Kreifen als danfenswerthe Früchte diefer Seſſion begrüßt 









die fpecielle Entwidelung des preußiſchen Staats- 
das einheitliche Zufanmenwirken der Landesvertretung 
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mit Meiner Regierung eine erfreuliche Förderung erfahren bat, 
berechtigt Mich die Thatjache, daß der Entwurf der Verfaſſung 
des Norddeutfhen Bundes von allen mit Preußen verbündeten*) 
Regierungen angenommen worden ift, zu der Zuverficht, daß auf 
der Grundlage einer einheitlihen Organifation, wie Deutjchland 
fie in Jahrhunderten des Kampfes bisher vergeblich erftrebt hatte **), 
dem deutſchen Volke die Segnungen zu Theil werden, zu welchen 
es durch die Fülle der Macht und Gelittung, die ihm beimohnt, 
von der Vorſehung berufen ift, Jobald es feinen Frieden im Inneren 
und nad) Außen zu wahren veriteht. 

Ich werde es als den höchſten Ruhm Meiner Krone anfehen, 
wenn Gott Mich berufen hat, die Kraft Meines durh Treue, 
Tapferkeit und Bildung ſtarken Volkes zur Herftellung dauernder 
Einigkeit der deutihen Stämme und ihrer Fürften zu verwerthen. 

Auf Gott, der uns fo gnädig geführt hat, vertraue Ich, daß 
er uns dieſes Biel wird erreichen laſſen. 


*) StB. AH. 2008b. 
+) StB. 59. 4300. 


Il. 


Verfaffunggebender 
Reihstag des Norddentfhen Bundes. 


24. Februar bis 17. April 1867. 


._— 


die Regierungen von RUE ER] Olden⸗ 


Friedens 
in einem Norddeutſchen Bunde ſich enger ee durfte. 
Während gleichzeitig in allen diefen Staaten die Vorbereitungen zu 
den Wahlen für ein auf dem Grunde des allgemeinen Stimmrechte 
ruhendes Parlament getroffen wurden, verfammelten fih auf Preußens 
Ruf in Berlin die Berolimädigten der in dem proviforiihen Bunde 
Regierungen, um die Bundesverfaffung zu berathen, die 


1866 mit folgender Anſprache des preußiichen Minifterpräfidenten Grafen 
Bismard*): 

Im Auftrage des Königs, meines Allergnädigiten Herrn, habe 15. 12. 186 
ich die Ehre, die Conferenzen zur Berathung der Verfafjung des 
Nordbeutichen Bundes zu eröffnen und den Herren Bevollmädtig- 
ten den Entwurf einer Verfafjung des Bundes mitzutheilen **), 
welchen die Königliche Regierung den verbündeten Staaten 
Annahme ei empfiehlt. 

Er StB. RT. 1867 Anl. S. 18b. 

”) ©. 19a. 
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5.18. 1866. Der frühere Deutſche Bund erfüllte in zwei Richtungen die 


4 


Zwecke nicht, für welche er gefchloffen war; er gewährte feinen 
Mitgliedern die verfprodene Sicherheit nicht und er befreite die 
Entwidelung der nationalen Wohlfahrt des deutihen Volles nicht 
von den Feileln, welche die Hiftorifche Geftaltung der inneren 
Grenzen Deutjchlands ihr anlegten. 

Soll die neue Verfaſſung diefe Mängel und die Gefahren, 
welche fie mit ſich bringen, vermeiden, jo ift es nöthig, die ver— 
bündeten Staaten durch Heritellung einer einheitlichen Zeitung ihres 
Kriegswejens und ihrer auswärtigen Politik feiter zufammenzus 
ſchließen und gemeinfame Organe der Gejeggebung auf dem Ge— 
biete der gemeinfamen Intereſſen der Nation zu ſchaffen. Diefem 
allfeitig empfundenen und durd die Verträge vom 18. Auguft bes 
fundeten Bedürfniß hat die Königliche Negierung in dem vor 
liegenden Entwurfe abzuhelfen verſucht. Daß derfelbe den ein— 
zelnen Regierungen weſentliche Beſchränkungen ihrer particularen 
Unabhängigkeit zum Nugen der Gefammtheit zumuthet, iſt ſelbſt⸗ 
verjtändlih und bereits in den allgemeinen Grundzügen dieſes 
Jahres vorgejehen. Die unbeſchränkte Selbftändigfeit, zu welder 
im Laufe der Geſchichte Deutihlands die einzelnen Stämme und 
dynaftiihen Gebiete ihre Sonderftellung entwidelt haben, bildet 
den wejentlichen Grund der politifhen Ohnmacht, zu welder eine 
große Nation bisher verurtheilt war, weil ihr wirkſame Organe 
zur Herftellung einheitlicher Entſchließungen fehlten und die gegen— 
feitige Abgejchloffenheit, in welcher jeder der Bruchtheile des ge— 
meinfamen Vaterlandes ausihließlih feine localen Bedürfniſſe 
ohne Rückſicht für bie des Nachbarn im Auge behält, bildete ein 
wirffames Hinderniß der Pflege derjenigen Intereffen, welche ur 
in größeren nationalen Kreifen ihre legislative Förderung finden 
können. Selbft die fegensreihe Jnftitution des Zollvereins hat 
dieſem. Uebelſtande nicht abzuhelfen vermocht, weil einmal ihre 
Wirkfamkeit auf die Zollgefeggebung beſchränkt war und aud) die 
Fortentwidelung diefer faum anders als in den Krifen der Exi— 
ftenz, welche fid von zwölf zu zwölf Jahren vollzogen, bewirkt 
werden konnte. 

Die Königliche Regierung hat fidh bei dem vorliegenden Ent- 
wurf der Bundesverfaffung auf die Berüdfichtigung der allfeitig 
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erfannten Bebürfniffe beichränft, ohne über diejelben hinaus die 15. 12. 1866 
Bundesgewalt in die Autonomie der einzelnen Regierungen ein 
greifen zu laſſen. Nichtsdeſtoweniger verfennt die Königliche Ne: 
gierung nicht, daß die Turchführung der weientlichen Aenderungen 
gewohnter Zuitände, welche von den beabiichtigten Reformen un 
zertrennlih find, für die einzelnen Regierungen eine jchwierige 
Aufgabe bilden, und daß die Opfer, welche mit der Heritellung 
gleicher Pflihten und Rechte aller Theile der Bevölkerung des 
gemeinjfamen Vaterlandes verbunden find, überall da ſchwer werden 
empfunden, werden, wo die bisherige Ungleichheit der Leiltungen 
locale Privilegien zum Nachtheile der Geſammtheit mit fich brachte. 
Die Königlihe Regierung zweifelt aber nit, daß der einmüthige 
Wille der verbündeten Fürften und freien Städte, getragen von 
dem Berlangen des deutichen Volkes, jeine Sicherheit, feine Wohl— 
fahrt, ſeine Machtitellung unter den europäiichen Nationen durd) 
gemeinjame Snititutionen dauernd verbürgt zu jehen, alle entgegen: 
ftehenden Hinderniſſe überwinden werde. 


Das Ergebniß der Conferenzen war das gewünjchte, zumal auf 
allen Eeiten der ernjte Mille vorhanden war: die Bundesverfallung 
wurde im Weſentlichen nad) den preußiſchen Vorſchlägen, jedoch im 
Einzelnen mit einer arößeren Anzahl von Amendements, welche Die 
außerpreußifchen Bevollmädtigten im Auftrage der von ihnen ver: 
tretenen Regierungen für nüßlich hielten, angenommen und Preußen 
Vollmacht ertheilt, die ım Bundesvertragsentwurf dem Präſidium und 
Bundesrathe vorbehaltenen Rechte auszuüben und demgemäß den Reiche: 
tag des Norddeutihen Bundes zu berufen. Bei den Wahlen, die am 
12. Februar 1867 in allen zum Bunde gehörigen Staaten vorgenom: 
men wurden, erhielt auch Graf Bismarck in den beiden Jerichowſchen 
Wahlkreiſen mit 10362 gegen 5279 Etimmen ein Mandat für den 
Reichstag, modurd es ihm möglich war, nicht bloß in der mehr paffiven 
Nolle eines Präfiventen der Commifjarien den Verhandlungen beizu: 
wohnen, fondern auch durch feine Theilnahme an der Abjtimmung activ 
fein Intereſſe zu bethätigen. Durch Verordnung vom 13. Februar 
auf Eonntag den 24. Februar berufen, mwurbe der verfajjunggebende 
Neichstag des Norddeutſchen Bundes an diefem Tage vom Könige von 
Preußen mit folgender Thronrede eröffnet *): 


*) StB. Ia. 
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‚24.2.1867. Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Neichstage des Nord- 
deutſchen Bundes! 

Es ift ein erhebender Augenblid, in welchem Ih in Ihre 
Mitte trete; mächtige Ereigniffe haben ihn herbeigeführt. große 
Hoffnungen knüpfen ſich an denjelben. Daß es Mir vergönnt ift, 
in Gemeinjamfeit mit einer Verfammlung, wie fie jeit Jahrhun— 
derten feinen deutſchen Fürften umgeben hat, diefen Hoffnungen 
Ausdruck zu geben, dafür danke Ich der göttlichen Vorſehung, 
welche Deutſchland dem von feinem Wolfe erfehnten Ziele auf 
Wegen zuführt, die wir nicht wählen oder vorausfehen. Im Ver: 
trauen auf jene Führung werden wir jenes Ziel um fo früher 
erreichen, je Elarer wir die Urfachen, welde uns und unfere Vor 
fahren von demjelben entfernt haben, im Nüdblid auf die Ge- 
ſchichte Deutſchlands erkennen. 

Einft*) mächtig, groß und geehrt, weil einig und von ſtarken 
Händen geleitet, ſank das Deutſche Reich, nicht ohne Mitſchuld von 
Haupt und Gliedern, in Zerriffenheit und Ohnmacht. Des Ges 
wichtes im Nathe Europas, des Einfluffes auf die eigenen Geſchicke 
beraubt, ward Deutichland zur Wahlſtatt der Kämpfe fremder 
Mächte, für welche es das Blut feiner Kinder, die Schladhtfelder 
und die Kampfpreiſe bergab. 

Niemals aber hat die Sehnſucht des deutſchen Volkes nad 
jeinen verlorenen Gütern aufgehört, und die Geſchichte unferer 
‚Zeit ift erfüllt von den Beitrebungen, Deutſchland und dem deut⸗ 
ſchen Volke die Größe feiner Vergangenheit wieder zu erringen. 

Wenn diefe Beltrebungen bisher nicht zum Ziele geführt, 
wenn fie die Zerriffenheit, anftatt fie zu heilen, nur gefteigert 
haben, weil man fi durd Hoffnungen oder Erinnerungen über 
den Werth der Gegenwart, durch Ideale über die Bedeutung der 
Datſachen täufchen ließ, jo erkennen wir daraus die Nothwendig- 
feit, die Einigung des deutfchen Volkes an der Hand der That— 
ſachen zu ſuchen und nicht wieder das Erreichbare dem Wünſchens— 
werthen zu opfern, 

In diefem Sinne haben die verbündeten Negierungen im 
Anſchluſſe an gewohnte frühere Verhältnifje fi über eine Anzahl 


+), & Ib. 
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Einverftändniß der Regierungen für die vom Reichstage begehrten 
Aenderungen nicht wieder gewonnen würde. Heute fommt e& vor 
Allem darauf an, den günftigen Moment zur Erridtung des Ge: 
bäudes nicht zu verfäumen; der vollendetere Ausbau deſſelben kann 
alsdann getroft dem ferneren vereinten Wirken der deutichen 
Fürften und Volksſtämme überlaſſen bleiben. 

Die Ordnung der nationalen Beziehungen des Norddeutichen 
Bundes zu unſeren Landsleuten im Süden des Main ift durch die 
sriedensjchlüfle des vergangenen Jahres dem freien Uebereinkom— 
men beider Theile anheimgeitellt. Zur Herbeiführung dieſes Ein- 
verftändniffes wird unfere Hand den Jüddeutichen Brüdern offen 
und entgegenfommend dargereicht werden, Tobald der Norddeutiche 
Bund in Seititellung jeiner Verfaſſung weit genug vorgejchritten 
jein wird, um zur Abſchließung von Verträgen befähigt zu fein. 

Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinfame Pflege der 
Bolkswirthihaft, die gemeinfame Verbürgung für die Sicherheit 
des deutſchen Gebietes werden Grundbedingungen der Nerftändi: 
gung bilden, welche vorausſichtlich von beiden Theilen angeftrebt 
werden. 

Mie die Richtung des deutichen Geiftes im Allgemeinen dem 
Frieden und feinen Arbeiten zugewandt ift, jo wird die Bundes- 
genofjenichaft der deutſchen Staaten wejentlih einen defenfiven 
Charakter tragen. Keine feindliche Tendenz gegen unjere Nach— 
barn, fein Streben nach Eroberung hat die deutfche Bewegung 
der legten Jahrzehnte getragen, ſondern lediglid) das Bedürfniß, 
den weiten Gebieten von den Alpen bis zum Meere die*) Grund: 
bedingungen des ftaatlichen Gedeihens zu gewähren, welche ihnen 
der Entwicdelungsgang früherer Sahrhunderte verfümmert hat. 
Nur zur Abwehr, nicht zum Angriff einigen fih die deutſchen 
Stänme, und daß ihre Verbrüderung aud von ihren Nachbar: 
völfern in diefem Sinne aufgefaßt wird, beweilt die wohlwollende 
Haltung der mächtigſten europäifhen Etaaten, welche ohne Be: 
ſorgniß und ohne Mißgunſt Deutichland von denfelben Lortheilen 
eines großen ftaatlihen Gemeinweſens Beliß ergreifen jehen, deren 
fie ich ihrerſeits bereits jeit Jahrhunderten erfreuen. Nur von 


"2. IIb. 
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und, von unjerer Cinigfeit, von unierer Vaterlandsliebe hängt es 
daher in diefem Augenblide ab, dem gelammten Teutichland Die 
Bürgichaften einer Zufunft zu tichern, in welcher es, frei von der 
Gefahr, wieder in Zerriienheit und Ohnmacht zu verfallen, nad 
eigener Selbitbeitimmung feine verfafftungemäßige Entwickelung 
und jeine Wohlfahrt pflegen und in dem Rathe der Völfer jeinen 
friedliebenden Beruf zu erfüllen vermag. 

Ich hege das Vertrauen zu Gott, daß die Nachwelt im Rück— 
blid auf uniere gemeinfamen Arbeiten nicht jagen werde, die Er: 
fahrungen der früheren mißlungenen Verſuche jeien ohne Nuten 
für das deutiche Volk geblieben, daB vielmehr unjere Kinder mit 
Dank auf dieien Reichstag als den Begründer der deutichen Ein: 
heit, ;sreiheit und Macht zurüdbliden werden. 

Meine Herren! Ganz Teutihland, auch über die Grenzen 
unjeres® Bundes hinaus, harrt der Enticheidungen, Die bier ge— 
troffen werden tollen. 

Möge durh unſer gemeiniames Werf der Traum von Jahr: 
hunderten, das Zehnen und Ringen der jüngiten Geſchlechter der 
Erfüllung entgegengeführt werden. 

Im Namen aller verbündeten Regierungen, im Namen Deutich- 
lands fordere Jh Sie vertranensvoll*) auf: helfen Sie die große 
nationale Arbeit raſch und jiher durchführen. 

Der Segen Gottes aber, an weldem Alles gelegen iſt, be: 
gleite und fördere das vaterländiihe Werk! 


1. Hißung des Reichstags des Morddeutfchen Bundes 


Montag 25. Februar 1867. 


In der 1. Situng am 25. Februar ftellte der Abg. Graf 
Schwerin-Putzar den Antrag, für die Verhandlungen bed Reiche: 


tags proviforish die Geſchäftsordnung be* -orbneten: 
hauſes mit der Maßgabe en bloc angr bie 


Stelle von: „Regierung“, „Winifter“, Re: 


*) StB.: vertrauungsvoll. 
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25.2.1867. fegt werde: „Bundespräfivium“, „Bundescommiffarien*, ſowie ftatt 


„Haus“: „Reichstag“. ine Anfrage des . Wiggers, ob unter 
„Bundescommifjarien“ die Commifjarien des Bundespräfibiums ober 
überhaupt fämmtlihe Bundescommifjarien jämmtlicher Regierungen zu 
verftehen feien, beantwortete der Antragiteller dahin, daß er unter 
„Bundescommifjarien“ nur das Bundespräfidium und die Commifjarien 
deſſelben verftehe, aljo diejenigen Perſönlichkeiten, welde im Reichs: 
tage Vertreter der Negierungen feien. Nach kurzer Debatte wurde 
der Antrag zum Beſchluſſe erhoben. Graf Bismard hatte der Debatte 
nicht beigewohnt; er fam während der folgenden Ausloofung der Namen 
behufs Bildung der Abtheilungen in die Verfammlung und nahm alas 
bald das Wort zu folgender Mittheilung *): 

Ich habe dem Neichstage die Königliche Ordre wegen Erz 
nennung der Commiffarien mitzutheilen und werde mir erlauben, 
ein Eremplar davon auf dem Tiſche des Haufes in vidimirter 
Abſchrift niederzulegen. Die Ordre lautet: 

(Lieft.) 

Ich beauftrage den Finanzminifter Frhrn. v. d. Heydt, 
den Kriegs: und Marineminifter General der Infanterie 
v.Roon, den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten Grafen v. Itzenplitz, den Minifter des Innern 
Grafen zu Eulenburg und Meinen Wirkliden Geheimen 
Nath v. Savigny unter Ihrem Vorfige (die Ordre ift näm— 
lich an mich gerichtet) in Gemeinjchaft mit denjenigen Ver: 
tretern, welche von Seiten der übrigen verbündeten Regie— 
rungen zu diefem Zwede werden ernannt werden, die Vers 
handlungen mit dem Neichstage des Norddeutihen Bundes 
behufs Feftitellung der Bundesverfaffung zu führen und jehe 
Ihren Anträgen entgegen für den Fall, daß ein Bedürfniß 
der Ernennung nod anderer Commifjarien eintreten ſollte. 

Berlin, den 23, Februar 1867. 

(Gez.) Wilhelm. 
(gegengez.) Graf v. Bismard. 

Mit Nüdfiht auf eine kurze Erörterung, die vorher während 
meiner Abweſenheit ftattgefunden hat, erlaube ich mir, hieran die 
Bemerkung zu fnüpfen, daß diejenigen Bundescommifjarien, welche 
von Seiten der übrigen mit Preußen verbundenen Regierungen 





*) StB. 6b. 
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x i R es anfomme. An 
Eee et rg Bismard*): 

Ih werde nad dem von jener Seite (reits) ausgeſprochenen 
Wunſche demnächſt die Verhandlungen, die über die Bevollmächti- 
gung der Krone Preußen von Seiten ihrer Bundesgenofien ges 
‚pflogen find, und die in Öffentlichen Blättern zwar geftanden haben, 
dem Reichstage aber noch nicht amtlich mitgetheilt find, dem Neichs= 
tage mittheilen und bem Herrn Präfidenten einhändigen. Aus 
denjelben wird meines Eradtens hervorgehen, daß diejenigen nicht 
preußijchen Herren Commifjarien, melde ihre Bevollmächtigung von 
Seiten ihrer Regierung dem Präſidium der Bundescommifjarien 
und dem Reichstage amtlich mittheilen, zugleid, 
sehen find, welche Se. Majeftät der König 
übung der ihm übertragenen Vollmacht als 


*) StB. 8a. 
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die der Verſammlung als Bundescommiljarien gegenüberftehen. 
Es iſt hier in der verlefenen Ordre gelagt: „In Gemeinſchaft mit 
denjenigen Wertretern, weldye von Seiten der übrigen verbündeten 
Regierungen zu diefem Zwede werden ernannt werden.” Es wird 
aljo erforderlich jein, daß die Vertreter der übrigen Regierungen 
diefem Haufe amtlih als ſolche kundgegeben werden, welche von 
ihren Regierungen zu dem Zwede der Verhandlung mit dieſem 
Haufe ernannt worden find. Wenn dieje Formalität erfüllt ift, 
jo glaube ih, dal es weiter feiner Unterfuhung über die Frage 
bedarf, ob die Herren aus Vollmadt der Krone Preußen, wie fie 
am 18. Januar der leßteren übertragen worden ift), oder aus 
welchem Nectstitel fie fonft bier find. Die Vollmacht der Krone 
Preußen dedt fie jedenfalls in ihrem amtlichen Auftreten dieſer 
Verjammlung gegenüber. 


Gleichwohl beantragte der Abg. Wiggers, den zum Beſchluß 
erhobenen Antrag des Abg. Graf Schwerin durch einen erneuten 
Beihluß dahin zu interpretiren, daß die Commiſſarien der Bundes: 
regierungen diejelben Befugniſſe haben follten, wie die Commiljarien 
des Bundespräfibiums. Graf Bismard widerſprach einer ſolchen 
Beſchlußfaſſung“): 

Sch kann mich mit dieſer Auffaſſung nicht einverſtanden er: 
Hären. Ich glaube, die Bezeihnung derjenigen Perſonen, welche 
als Bundescommifjarien anzujehen jind, liegt Sr. Majejtät dem 
Könige von Preußen ob, — nicht der hohen Berfammlung! 

(Sehr richtig!) 


Der Antrag Wiggers fand feine Unterftügung und gelangte in 
Folge deffen nicht zur Abftimmung. 


*) EB. 8b. 

) In der Conferenz zur Berathung und Feitftellung der Verfafjung des 
Norddeutihen Yundes vom 18. Januar 1867 hatten die in der Gonferenz ver: 
einigten Bevollmächtigten der verbündeten Regierungen durch förmlichen Beſchluß 
der Krone Preußen die in den Art. 14 und 25 des von Preußen vorgelegten 
Verfaſſungsentwurfs bezeichneten, dem Präſidium ſowohl wie dem Bundesrath 
eingeräumten Befugniffe, ſoweit fich diefelben auf den Reichstag bezogen, über: 
tragen und die Krone Preußen ermächtigt, dem NReichötage den zu vereinbaren: 
den Berfafjungsentwurf vorzulegen und für deſſen Bertretung dem Reichstage 
gegenüber die nöthige Vorſorge zu treffen. 
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Da im Anfange der Eigung auf den Mangel einer Tribüne 28. 9. 1867. 
aufmerffam gemacht worden war, ergriff vor Schluß der Sitzung Graf 
Bismard noh ein Mal das Wort zu folgender Bemerkung *): 

Ich wollte mir noch zu bemerken erlauben, daß bei dem ort: 
bleiben einer Rednertribüne lediglich Rüdjichten der Räumlichkeit maß: 
gebend geweſen find. Wenn, wie der Augenſchein zeigt, die Heritellung 
einer Tribüne von mäßigen Dimenfionen bier immer noch möglich 
bleibt, nachdem alle Plätze bejegt find, jo fteht, wenn der Wunſch 
im Hauje allgemein fein und die Majorität des Reichstages ed wün: 
Ihen jollte, dem Augenſcheine nad) Nichts im Wege, daß wenigftens 
ein Pult bergejtellt wird, hinter dem der Redner Schuß findet, 

(Heiterfeit.) 
um ſich auf einer improvijirten Tribüne zu befinden. Es würde 
dies ſogar ohne bauliche Vorrichtungen möglich fein. Ich würde 
daher nur der hohen Berfammlung anbeimitellen, fi in den Ab: 
theilungen ſchlüſſig zu machen, welches der allgemeine Wunſch ift; 
derjelbe wird unbedingt berüdfichtigt werden. 
(Ruf: Gleich! Gleich!) 

Der Abg. v. Binde (Hagen) beantragte eine ſofortige Abjtim- 
mung darüber, ob die Berfammlung eine Tribüne wünſche, der Abe. 
Windt horſt aber ſprach gegen die Aufjtellung einer Tribüne, „weil da: 
durh den Berathungen des Haufes ein abfolut anderer Charakter ge: 
geben werde“, und befürmortete die Erörterung der Frage im Schooße 
der Abtheilungen. War fhon feine Bemerfung von allen Seiten mit 
dem Rufe: „Oho! Oho!“ aufgenommen worden, fo erflärte ſich die 
große Majorität auch noch dur die That wider ihn, indem fie fich 
für Aufftellung einer Tribüne ausſprach. 


5. Situng des Reichstags des Morddeutfchen Bundes 


Sonnabend 2. März 1807. 


Mährend des Namensaufrufs behufs Abgabe der Stimmzettel 2.3. 1867. 
zur Wahl des erjten Präftdenten erbat fih das Wort der Vorſitzende 
der Bundescommifjarien ') Graf Bismard**): 


*) StB. Ya. 
**) StB. 37). 
!) Dieſen Titel führt Graf Bigmard in dem Protokoll diefer Sigung 
zum eriten Wale. 
Bismards politifche Reden. II. 11 


2. 3. 1867. 
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Ich bitte um das Wort zur Gefchäftsordnung. Ich glaube, 
wenn die Herren, die hier find, nicht laut antworten, jo wird die 
Lite, in der die Anwejenden angejtrihen werben, in Unordnung 
fommen. 


6. Sitzung des Reichstags des Norddeuffchen Bundes 


Montag 4. März 1867. 


Die erfte Nummer der Tagesordnung für die 6. Sitzung bes 
conftituirenden Neichstags bildete die Entgegennahme von Vorlagen 
der verbündeten Regierungen. Hierzu erhielt der Präſident der Bundes: 
commifjarien, Minifterpräfident Graf Bismard:Schönhaufen, das 
Wort*): 

Im Auftrage der hohen verbündeten Regierungen habe ich 
die Ehre, dem Reichstage den Entwurf der Bundesverfaffung vor: 
zulegen, welcher zwiſchen den Regierungen vereinbart worden ift. 
Ich füge diefem Entwurf eine authentifche Ausfertigung derjenigen 
Verträge bei, auf welden bisher die Conftituirung des Bündniffes 
beruht, ſowie der Protofolle über die Konferenzen, in welchen der 
vorgelegte Verfaffungsentwurf zwiſchen den Vertretern der hohen 
Regierungen feitgeitellt worden ift. Indem ich diefe Vorlage der 
Beſchlußnahme der hohen Verfammlung unterbreite, enthalte ich 
mid), der Rede, mit weldder der König, mein Allergnädigiter Herr, 
unjere Sigungen eröffnet hat, etwas Hinzuzufügen. Nur auf einen 
Gegenjtand erlaube ih mir aufmerfjam zu machen. In dem vorläu- 
figen Bündnig vom 18. Auguft v. J. lautet Art. 6: 

„Die Tauer des Bündniffes ift bis zum Abſchluß des 
neuen Bundesverhältniſſes, eventuell auf ein Jahr feit- 
gejegt, wenn der neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres 
geichloffen fein jollte.” 

Ich beabfidhtige nicht, die Situation hier näher ins Auge zu 
faffen, in welde Deutjchland gerathen würde, wenn bis zum 
18. Auguft des laufenden Jahres, alfo in 592 Monaten von jegt 
an gerechnet, unjer Werf nicht zum Abſchluß gebracht würde. Ich 
hoffe, fie wird nicht eintreten. 


*) StB. 41b. 
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Io wie ne keiem on une mir her muniser ausgebeldet vor 
ihmeben me, ı> zmeir:e Erztire weimtliib durd eine raſche 
und entikisdere Kırzizenzim: in Rorddeutichland gefordert wer 
den. Tas Ferırzziern Ser tordemmiben Staaten auf den Anſchluß 
an ihre norddeutisen Yarteieute wird in dem Maße achordert 
werden, in welbemn ne !ehen, Dak mir Die Schritte nad unſerem 
Ziele hin mi Enmbicderbet machen, und daß wir dieſes Ziel in 
nahe Austiht nehmen innen. Auch in dieſer Richtung, meine 
Herren, liegen Auttorderungen sur Beſchleunigung unſerer Arbeiten 
und zur baldigen” ı Yerttändiaung über die Punkte, über die Wei 
nunasperichiedenheiten obralten möchten. 

Es liegt ohne Zmeitel, meine Derren, etwas in unſerem 
Nationalcharakter, mas der Vereinigung Deutſchlands wideritrebt. 
Wir hätten die Einheit ſonſt nicht verloren oder bütten fie bald 
wieder aemonnen. Wenn wir in Die Zeit der deutlichen Gröſßie, 
die erite Kaiſerzeit, zurüdbliden, 10 finden wir, dat Fein anderes 
Sand in Europa in dem Maße die Wabhricheinlichkeit für ſich batte, 
eine mächtige nationale Einheit fich zu erhalten, wie gerade Deutſch 
land. PBliden Sie im Vüttelalter von dem ruſſiſchen Neicbe der 
Rurifihen Fürſten Dis zu den weſtgothiſchen und arabiſchen Ge— 
bieten in Spanien, jo werden Sie finden, daß Deutſchland vor 
Allen die größte Ausficht hatte, ein einiges Neich zu bleiben. Was 
it der Grund, der uns die Einheit verlieren ließ und uns Dis 
jegt verhindert bat, fie wieder zu gewinnen? Wenn ich eo mit 


*) 2. 42a. 
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43.1867. einem kurzen Worte jagen ſoll, fo ift es, wie mir ſcheint, ein ger 
wiffer Ueberſchuß an dem Gefühle männlicher Selbftändigfeit, 
welcher in Deutſchland den Einzelnen, die Gemeinde, den Stamm 
veranlafit, fich mehr auf die eigenen Kräfte zu verlaffen, als auf 
die der Gefammtheit. Es ift der Mangel jener Gefügigkeit des 
Einzelnen und des Stammes zu Gunften des Gemeinwejens, jener 
Gefügigkeit, welde unfere Nachbarvölker in den Stand gejegt hat, 
die Wohlthaten, die wir erjtreben, fich ſchon früher zu fichern. Die 
Regierungen, meine Herren, haben Ihnen, glaube ich, im jegigen 
Falle ein gutes Beifpiel gegeben. Es war feine unter ihnen, 
die nicht erhebliche Bedenken, mehr oder weniger berechtigte Wunſche 
dem bisher erreichten Ziele hat opfern müffen. Liefern auch wir 
den Beweis, meine Herren, daß Deutfchland in einer ſechshundert⸗ 
jährigen Leidensgefchichte Erfahrungen gemacht hat, die es be— 
herzigt, daß wir — und Alle, die wir hier find, wir haben es jelbit 
erlebt — die Lehren zu Herzen genommen haben, die wir aus den 
verfehlten Verſuchen von Frankfurt und von Erfurt ziehen mußten, 
Das Miflingen des damaligen Werkes hat in Deutſchland einen 
Zuftand der Unficherheit, der Unzufriedenheit herbeigeführt, der 
ſechzehn Jahre lang gedauert hat, und der ſchließlich duch eine 
Kataftrophe, wie die des vorigen Jahres — nad irgend einer 
Seite hin, wie es Gott gefiel — feinen Abſchluß finden mußte, 
Das deutjhe Volk, meine Herren, hat ein Recht, von uns zu ers 
warten, daß wir der Wiederkehr einer ſolchen Kataftrophe vor— 
beugen, und ich bin überzeugt, daß Sie mit den verbündeten 
Negierungen Nichts mehr am Herzen liegen haben, als diefe ges 
rechten Erwartungen des deutfchen Volkes zu erfüllen! 

(Lebhaftes Bravo von allen Seiten.) 

Ueber die gejchäftliche Behandlung, die der Vorlage zu Theil 
werben folle, entfpann ſich eine längere Debatte. Der Abg. v. Winde 
(Hagen) hielt es für möglich, fofort — nod vor Drudlegung der 
Vorlage — über die gefhäftlihe Behandlung einen Beſchluß des Haufes 
herbeizuführen, weil der Inhalt des vorgelegten officiellen Entwurfs 
vorausfichtli mit den unmiderfprodenen und unberichtigten Mitthei— 
lungen der Zeitungen übereinftimme und daher allen Mitgliedern des 
Neihstags befannt fei. Für die gefhäftlihe Behandlung empfahl er 
die Beftimmungen in $$ 21 und 22 des Laskerſchen Entwurfs einer 
Geſchäftsordnung für die Verhandlungen des Reichstags. Dagegen 
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wurden von verſchiedenen Seiten Bedenken laut, unter Anderem er: 4, 3. 1867. 
Härte der Abg. Frhr. v. Nabenau «5 für wichtig, auch die dem Ver: 


fafjungsentwurf beigelegten Motive und Verhandlungsprotofolle zu 
fennen, da ee Renninip ſchwer N in den Bet 


des Verfaſſungsentwurfs einzubringen. Der Präfivent der Bundes: 
commifjarien Graf Bismard bemerkte dazu*): 

Der Herr Vorredner überfhägt, glaube ih, die Bedeutung 
des Materials, welches wir neben dem Verfafjungsentwurf vor: 
gelegt haben. Motive find nicht vorgelegt; wir find der Meinung, 
daß die Motive des Verfafjungsentwurfs in der gefammten Lage 
Deutſchlands, in feiner Gefchichte des legten Jahrzehnts und bes 
ſonders des legten Jahres zu finden find, und werden dies bei den 
einzelnen Abjchnitten der Verfaſſung in der Berathung näher ent 
wideln können. Die Protofolle der Conferenzen mit den verbins 
deten Regierungen find ebenfalls kurz, fie haben nur das Ergebniß 
reprodueirt, es läßt fich ihr meritorifcher Anhalt in zehn Minuten 
vollftändig überſehen, und ich glaube nicht, daß Jemand aus dem⸗ 
jelben etwas Anderes entnimmt, als aus der befannten Vorlage 
des Verfaffungsentwurfs. Höchitens wiirde das Schlußprotofoll, 
wo einige der Negierungen die Bedenken, welche fie gern erledigt 
gejehen hätten, die fie aber im Intereſſe des Zuftandefommens der 
Einigung geopfert, näher fpecificirt haben, einiges Licht eben auf 
die Gejammtlage der Sache und die Schwierigkeiten, die im Ein- 
zelnen bei dem Zuftandebringen der Sache zu überwinden waren, 
werfen können. 

Was die Bemerkung des Herrn Frhrn. v. Vinde tiber die 
Hoentität der jetzigen Vorlage mit dem, was durch den Drud ſchon 
befannt geworden ift, betrifft, jo fann ich allerdings nur joweit 
Auskunft geben, als ich die Abdrüde in den öffentlichen Blättern 
gefehen habe; ich darf aber vorausfegen, dab fie im Allgemeinen 
übereinftimmen werden, und in Folge deſſen die Ueberzeugung 
ausiprehen, daß Abweihungen, melde über die Tragweite einer 
Drudercerrectur hinausgehen, ſich nicht leicht vorfinden werden. 
Der Entwurf war feitgeftellt, ehe irgend etwas in die Oeffentlich— 
feit fam, und hat jeitvem feine Veränderung mehr erlitten. 


*) &tB. 43b, 
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43.1867. Der Neihstag beſchloß, na dem Antrag feines Präfidenten 
Simfon, die —— die geſchäftliche Behandlung der 
auszuſetzen, bis dieſelbe mit dem vom Grafen Bismard als 
beſonders wichtig bezeichneten Schlußprotofolle fih gedrudt in den 

Händen der Mitglieder befinden würde, 





In Verfolg der Wahlprüfungen beantragte der Berichterftatter 
der 4. Abtheilung, Abg. v. Kehler, die Wahl des Nittergutsbefigers 
v. Bethmann-Hollweg im 2. Wahlkreife des Negierungsbezirks Poſen 
für gültig zu erfläven; der Abg. Motty proteftirte dagegen und bat 
um Nücverweifung an die Abtheilung zu näherer Prüfung, indem er 
feine Bitte durch Mittheilungen über die von deutſcher Seite, nament- 
lich von Seiten der Beamten und felbft des Oberpräfidenten der Pro: 
vinz Pofen geübten Wahlbeeinfluffungen unterftügte, denen allein es 
zu danken fei, wenn Abgeorbnete deutjcher Nationalität die polniſchen 
Stimmen erhalten hätten. Dieſe Beeinflufjung ſei um fo ſchärfer zu 
verurtheilen, als es ſchwer fein würde, aud nur einen Deutſchen 
namhaft zu machen, welder von den Polen veranlaft oder gar ge- 
zwungen worden jei, gegen feine Ueberzeugung zu ftimmen. Graf 
Bismard nahm dazu das Wort*): 

Ich wollte nur die Thatjadhe anführen, da vor einigen 
Wochen der Herr Oberpräfident der Provinz Poſen fi an mic 
gewendet hat mit der Klage über die Beeinfluffungen der Wahlen 
von polniſcher Seite dur Bedrohung Derer, die nicht im polni— 
ſchen Sinne ftimmten, und durch Entftellung der Thatſachen von 
Seiten der polnifchen Gutsbefiger ſowohl wie von Seiten einzelner 
Mitglieder der niederen Geiftlichkeit 

(Hört! Hört! redts.) 
durch jedes Mittel, namentlich durch Entitellung der Thatjache, die, 
an einen gewiſſen ſprachlichen Gebrauch oder Mißbrauch anfnüpfend, 
als ob deutjch mit evangeliſch oder polnifch mit katholiſch gleiche 
bedeutend ſei, die Gemüther durch die Entftellung beunruhigt haben, 
als ob die katholiſche Neligion in Gefahr fei durch den Norddeut- 
ſchen Bund oder durd das Verhalten der Regierungen. Es ift 
fogar durch diefe Machinationen gelungen, Katholiken deutjcher 
Nationalität der ungebildeten Stände zu vermögen, daß fie für 
den polnischen Candidaten zur Rettung ihrer religiöfen Glaubens: 


*) St8, 56b. 
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10. Sißung des Reichstags des Nordöcutfchen Bundes 
Rexsı 11. Min 18%. 


Rah Beendiguna ter Wablprüfungen ın der 8. Sitzung des 
NReihstaas begamn in der . Ziguma, Sonnabend den 9. Mürg, die Nor: 
berathuna über die Vorlagen der verbünderen Reaierungen, und mar 
über die wichtiatte derielben, den Entwurf der Bundesverfaſſung. Nicht 
weniger als 44 Abgeordnete meldeten jih zum Wort, 27, um dafür, 
17, um dagegen zu ſprechen. Nachdem die Rednerliſte durch oo 
feitaeitellt worden mar, eröffnete der Aba. Tweſten die Generaldio 
cufiton mit einer langen Rede für die Bundesverfailung, ihm folgte der 
Abg. Waldeck als Gegner der Borlage, und dann löjten fich Die 
Nedner, die ſich für oder gegen die Vorlage hatten eintranen lajlen, 
in der vom Loos bejtimmten Reihenfolge ab. An der 10. Sitzung 
am 11. März 1867, nahdem im Ganzen 6 Redner (Tweiten, Miquel, 
Dr. v. Gerber, Wagener, Dr. Köjter, Dr. Braun) für, 6 (Waldeck, 
Dr. Midelis, Dr. Ree, Rohden, Lasker, Groote) gegen die Annahme 


* =. 57a. 
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11.8.1867. des Entwurfs gefproden hatten, hielt es der Präfivent der Bundes- 
commiffarien Graf Bismard an der Zeit, die von allen Seiten bald 
mehr, bald weniger ftarf hervorgehobenen Bedenken und Einwände 

einer Kritik zu unterwerfen, und die Tadler aus der erhabenen Sphäre 
— — auf den Boden der Wirklichkeit herabzuziehen. Er 
that dies in folgendem Nüdblid auf die bisherige Debatte*): 

Wenn ich in diefem Stadium der Discuffion das Wort er— 
greife, jo ift es nicht meine Abficht, Sie nah dem Wunſche des 
Herrn Vorredners ) durch ſtaatsmänniſche Kühnheit zu überrafchen, 
jondern im Gegentheil, vor diejer gefährlichen Eigenſchaft zu 
warnen. Es ift aud nicht meine Abficht, und fann fie nicht 
fein, Ihnen die fehlenden Motive für den Gefammtinhalt der Regie— 
rungsvorlage zu entwideln,; — aus demfelben Grunde nicht, aus 
dem wir überhaupt feine Motive vorgelegt haben. Die Arbeit, 
meine Herren, ift zu umfaſſend, es wäre ein „Werf“ darüber zu 
ſchreiben geweſen, wenn die Arbeit ſich einigermaßen auf der Höhe 
der Aufgabe, mit der wir beſchäftigt find, halten jollte. Hätten 
wir Motive der Verfammlung der Bundescommiffarien vorgelegt, 
ſo würden wir — ich weiß nicht wieviel Zeit fiber deren Diss 
euffion verloren haben; ſchwerlich nur joviel Zeit, wie dazu ges 
hört hätte, fie auszuarbeiten. Cs ift nicht etwa eine Nichtachtung 
des Eindruds, den unfere Vorlage macht, daß wir uns enthalten 
haben, die Motive vorzulegen. Wir hatten buchitäblich nicht die 
Zeit dazu. ine Arbeitszeit von vier Wochen für einen Rath, 
welcher mit der Anfertigung der Motive beauftragt gewejen wäre, 
wäre kaum zu kurz bemeijen. Wenn wir uns dann aud unter 
den verbündeten Regierungen verftändigt hätten über den Text, 
fo glaube ich doch nicht, daß wir heute ſchon bier vereint geweſen 
wären, wenn wir Ihnen hätten Motive vorlegen **) follen. Wir 
wären auch in die Gefahr gefommen, in diefen Motiven Dinge zu 
vertreten, die vielleicht gar nicht beftritten werden. Die Motive 
werden fi) aus der allgemeinen und fpäteren Specialdiscuffion 
ergeben von Seiten derjenigen, die den Verfaſſungsentwurf unters 





*) SB. 1356. 

*) &. 1368. 

A) Des Abg. Groote, der wiederholt von dem „Lühnen“ Staatämanne 
Bismarck geſprochen Hatte, der jedes Hindernif aus dem Mege räume, ohne ſich 
um den Widerftand der Parlamente zu fümmern, 
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Es bar nid: untere Abrt iem Tonnen, ein theorenidet Idoal 
einer Rundesrertanung beriuficien, in melder Me Enbdeit Demd 
land einerieiis cut ewia dverburat merde, aut der anderen Seite 
jeder particularrtitden Siegung Me freie Bemeauna adlichert Beide, 
Einen tolden Ziein der Keiten, menn er au Anden it, au ent 
deden, münen wir Der Zufuntt überlatten, einer folden Quadratur 
des Cirfels um einige Tecimalttelen näber zu rücken, iſt nicht Die 
Autaabe der (scaenmart. Mir haben une zur NMuigabe acitellt. in 
Erinneruna und in ridtieer Schatzung, alaube ih, Derjeniaen 
Widerttandsfrätte, an welben die früheren Verſuche in Frankfurt 
und Erfurt actceitert ind, dieſe Widerſtandokrafte fo wenig, ald ca 
irgend mit dem Zweck vertraglich war, herauszufordern. Wir baben 
es tür uniere Aufgabe achalten, ein Minimum derjeninen Con 
ceſſionen zu Anden, melde die Sondereriſtenzen auf deutſchem Se 
biete der Allacmeinheit machen müſſen, wenn diefe Allgemeinbeit 
lebenstähta merden Toll; wir mögen das Klaborat, dad dadurch 
zu Stande gekommen üt, mit Dem Namen einer Verfaſſung be 
legen oder nicht, das thut zur Zade Nichts. Wir alauben aber, 
dag, wenn es bier angenommen wird, Für das deutſche Wolf die 
Bahn frei gemacht worden iſt, und daß wir dao Wertrauen zum 


Genius unteres eigenen Volkes baben fünnen, daß es auf Diefer 


Bahn den Weg zu finden willen wird, der zu feinen Zielen führt. 
(Bravo!) 

Wenn zu dieſem Zweck, nah unjerer Anſicht wenigſtens, Das 

Gegebene hinreicht, ſo begreife ich vollſtändig, daß viele Wünſche 


*) StB.: herauszufinden. 
1) Abg. Braun. 
?) Abg. Miquel. 













„daß man daneben noch eine Menge anderer 
und dieich gemünfcht hätte. Ih begreife aber 
1, weil dieſe Wunſche bisher unerfüllt geblieben find, 
ablehnen will und dabei doch behaupten, man wolle 
5 eine Verfaffung, Die Deutſchland zur Einheit führen 
könne. Es find Einwendungen bisher laut geworden und Wunſche 
geltend gemacht von zwei Seiten; ic) möchte jagen, von der uni— 
tarifhen und von der particulariftiichen Seite; von der 
| unitarifhen dahin gehend, dab man auch von diefem Verfaſſungs— 
| entwurf, wie von dem früheren die Herftellung eines conftitutio- 
| nellen verantwortlichen Minifteriums erwartet hat. Wer jollte 
diejes Minifterium ernennen? Einem Confortium von 22 Regie— 
rungen ift diefe Aufgabe nicht zuzumuthen; es würde fie nicht er— 
füllen fönnen. Ausſchließen fünnen Sie aber 21 von 22 Regie— 
rungen ‚von der Theilnahme an der Erecutive ebenfomwenig. Es 
wäre der Anforderung nur dadurd zu genügen gewejen, daß eine 
einheitlihe Spige mit monarchiſchem Charakter geſchaffen wäre. 
Dann aber, meine Herren, haben Sie fein Bundesverhältnif mehr, 
dann haben Sie die Mediatifirung Derer, denen dieſe monarchiſche 
Gewalt nicht übertragen wird. Diefe Mebiatifirung ift von unſeren 
Bundesgenoffen weder bewilligt, noch von uns eritrebt worden. 
Es ift hier angedeutet worden, man fünne fie mit Gewalt er- 
zwingen, von Anderen: fie werde fi zum Theil von felbft ers 
geben, und legteres von einer mir naheftehenden Seite). Wir 
erwarten dieſes nicht in dem Maße und glauben nicht, daß deutſche 
Fürften in größerer Anzahl bereit fein werden, ihre jegige Stel- 
fung mit der eines engliihen Pairs zu vertaufhen. Wir haben 
ihnen diefe Zumuthung niemals gemacht, und beabfichtigen nicht, 

fie ihnen zu maden; 

(Sehr gut! Hört! Hört!) 

noch weniger aber fann ich als unfere Aufgabe betrachten, etwa 


*) Vom Abg. Wagener, der bie Hoffnung ausſprach, daß die kleineren 
deutſchen Fürften gleich den engliſchen Lords je länger deſto mehr erkennen 
und begreifen würden, daß eine wirklihe Reftauration ihrer Bedeutung nur in 
dem Maße möglich jei und auch eine Erhaltung berechtigter Eigenthünmlichteiten 
nur in dem Mafe gelingen werde, als fie anfangen würden, ihre rechte Stellung 
in dem großen deutſchen Gemeinweſen zu ſuchen“ (StB. 120b). 
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1, Tes Air !ürzıre, Der dem „Lühnen" Grafen Bismard die Eigenſchait 


nahrühmte, aub iz den Furiten fertig merden su fönnen, und an dem Nord 
deutihen Bunde in feiner Heihräntung feine Erfülung der deutſchen Wunſche 
erbliden konnte. 

2, Nom Abg. Waldeck: Std. 108. 

2) Yon Sachſen-Coburg-(Sotha, Oldenburg. 


4, S. dazu die Berichtigung Bismarcks in der Erwiderung auf die Rede 
des Abg. Tunder in der 12. Sigung des Reichſtags, 13. März 1867, u. S. 194. 


y 





| 


einem Staate, die ſich ie eisen 
gen aus Sonderinterefjen entgegenftellt. Wir haben es heute 
Ani einer neuen Species von Particularismus zu thun, mit dem 
parlamentariihen Particularismus. 
Heiterkeit.) 
Früher bie es vom dynaſtiſchen Standpunkte aus: „bie 
Waiblingen, hie Welf“, jegt heißt es: „hie Yandtag, hie Reichs— 


tag!" 


Das Net, das der Preußifche Landtag hat, zu unſeren Ver— 
einbarungen hier Nein zu Jagen, es ift ſchon vorhin von anderer 
Seite ?) hervorgehoben, und ic) glaube, es wird das Niemand ernſt— 
lich beftreiten und fi dem gegenüber auf die Macht berufen; — 
diefes Recht hat ein jeder Landtag, jo klein oder jo groß er fein 
mag; denn wir wollen nicht in einer gewaltthätigen, fondern in 
einer rechtlichen Gemeinſchaft leben. Bis jegt aber find die Wider— 
fprüche der übrigen Landtage auf diefer Tribüne nicht in einer 
gleichen Weife angemeldet worden, wie die des Preußiſchen Lands 
tages, und zwar von Seiten, von denen es mic überrafcht hat, 
Der Vertreter einer norddeutihen Nepublif ?) begeiftert ſich plög- 
lich für die monarchiſche Verfaſſung Preußens; 

Heiterkeit.) 
ein katholiſcher Geiſtlicher“) ftellt dieje jelbe Verfaſſung mit dem 
Heile jeiner Seele an dem Leitfaden eines Bibelſpruchs auf dies 
jelbe Höhe, und ſprach zu uns, in Ton und Worten die tiefite 


’) Yom Abg. Michelis. 

2) Abg, Nee (Hamburg). 

#) Prof. Dr. Michelis: „Was nügt es uns, wenn wir bie ganze Welt 
gewönnen und doch Schaden nehmen an unferer Verfaſſung“ (StB. 116b). Er 
fand, daß der Bunbesverfafjungsentwurf mit der Preußiſchen Verfafjung im 
Widerſpruch ftehe, indem er der Vollövertretung das Budgetrecht in Beziehung 
auf ben Militäretat, den „eigentlichen Lebenspunkt aller Verfaſſungen“, nehme, 
nachdem das preußiſche Abgeordnetenhaus Jahre lang für die Aufrechterhaltung 
diejes Rechtes gefämpft habe (StB. 115b). Durch feinen auf bie Preufifche 
Verfaſſung geleifteten Eid hielt er fich verpflichtet, Fein Titelhen von den Rech— 
‚ten preiözugeben, bie die Preußiſche Verfaffung dem Landtage eingeräumt habe, 
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Erfchütterung darüber verrathend, daß an dieſer Verfaſſung auch 
nur ein Artifel geändert werden könnte — auf geſetzmäßigem 
Wege, wohlverftanden. Ich zweifle keinen Augenblid an der auf: 
richtigen Weberzeugung, mit der dieſe Worte geiprodhen wurden, 
aber überraicht hat es mich, daß er die Wirkung davon abichwächte 
durch einen jcherzhaften Seitenhieb auf meine Perion: „ich würde 
mir aud) zu helfen wiſſen, wenn hier Nichts zu Stande fäme” }). 
Meine Herren, ob ich mir in dieſem Falle zu helfen wüßte, das 
will ich hier unerörtert lafien; ih würde mir aber nicht helfen. 
Ich habe meinem Könige und Yande niemals den Dienſt vertagt; 
in einem jolchen Falle aber würde ih ihn verfagen und würde 
denjenigen, die das Chaos herbeigeführt haben, auch überlajfen, 
den Weg aus dem Labyrinthe wieder herauszufinden! 
(Bravo!) 


Wenn*) von anderer Seite, von Abgeordneten, mit denen 
ih mir mancher gemeinichaftlihen Amlicht bewußt bin, von Mit: 
gliedern des Preußiichen Abgeordnetenhauſes?) — von Jolcer 
Seite, von der id glaube, dar fie wirflih das Zuſtandekommen 
der Sache will —, dennoch bier der Satz aufgeitellt worden ilt, 
daß die Preußiſche Verfafjung über der Reichsverfaſſung einitweilen 
ftehe, wenn**) dasjenige, was hier vereinbart wird zwilchen der 
Gejammtheit der Bundesregierungen, nadhdem mit Mühe eine Ver: 
einigung unter diejen erzielt worden, und zwiichen den freigewählten 
Vertretern von 30 Millionen Deutichen, Ihon jeßt vor die Aſſiſen 
des Preußiſchen Yandtages citirt wurde: meine Derren, da hat mic 
ein demüthigendes Gefühl beichlichen, daß diejenigen, die uns neu 
zugetreten jind, To raſch die Illuſion verlieren, die fie etwa gehabt 


*) S. 137. 
**) StB.: daß. 

) Abg. Michelis: „Ih mollte noch mit wenig Worten dem zweiten 
Motiv, welches der Herr Minijterpräfident vorgetragen hat, begegnen, nämlich 
ber Frage, was joll dann werden, wenn ber Berfaljungsentwurf abgelehnt wird? 
Dean jagt, es wird ein Chaos fommen! Nun, das hat Nichts zu fagen. (Große 
Heiterkeit.) Es wird fein Chaos kommen; der Herr Minijterpräfident, der jo 
Großes durchgeführt hat ohne und gegen die Volksvertretung (Große Heiterkeit), 
der wird ganz gewiß aud noch die Krönung des Werkes durd eigene Hand 
vollbringen, ohne daß die Volksvertretung dazu nothwendig ijt” (StB. 116by. 

2) Den Abg. Tweften und Lafer. | 


11. 3. 1367. 





der weitere Gefichtsfreis, den der größere Staat 
au) allen jeinen Mitgliedern mittheilt. 
Bravo!) 

Die Herren, die jo furzweg hier das Wort ausipreden, daß 
ee Landtag das Product unferer Arbeiten in den und 
len verwerfen oder genehmigen werde — ihre Legitimation 
ſchon vorgeftern angezweifelt worden ?). Aber ich möchte 
fragen: was würden Sie jagen, wenn heut zu Tage eine der 
verbündeten Regierungen ſchon von Haufe aus erflärte: wenn dies 
und das nicht in der Verfaſſung ſteht, jo nehme id) fie unter allen 
Umftänden nicht an! Wenn ein Stand oder eine Kafte diefe ſelbe 
Erklärung abgäbe, wenn ein Mitglied der mecklenburgiſchen Ritter— 
ſchaft aufträte und fagte, wenn unjere Rechte nicht geſchont werz 
den — und fie wiegen auf der Waagſchale der Gerechtigkeit gerade 
ebenſo ſchwer, wie die des Preußiſchen Landtags — jo jpielen wir 


nicht mit! 
w (Sehr gut!) 

Ih erinnere Sie daran, meine Herren, als die Verſuche von 
Frankfurt und von Erfurt mißlangen — der von Erfurt nicht jo 
ſehr, wie bier gemeint wurde‘), durd das Widerſtreben der bes 
theiligten Regierungen, wenn ich auch nicht behaupten kann, 
daß unfere preußifche Regierung damals mit der wünjchenswerthen 
Energie ihre Aufgabe vertreten hätte; er jheiterte meines Erach— 
tens daran, daß Hannover und Sachſen einfach auf die öfter: 
reichiſche Armee, die hinter Olmütz ftand, mehr Vertrauen hatten 
als auf den Dreilönigsbund (das war wohl das Durchſchlagende, 
wenn es auch eine Menge anderer Urſachen gegeben haben mag) — 
ich erinnere Sie daran, da man für uns, die wir damals unter 
dem Namen der preußifchen Junferpartei uns die Verantwortung für 


4) Bom Abg, Wagener: „Wenn der Herr Abg. Tweſten vielleicht eine 
indirecte Drohung damit ... ausgejprochen hat, daß, wenn wir gegen feine 
Meinung bier beſchliehen follten, dann doch der Preußiſche Landtag wohl eine 
Remedur eintreten laſſen würde, fo bezweifle ich feine Legitimation, bier im 
Namen des Preußiſchen Landtags zu ſprechen“ (StB. 121a). 

) Ag. Braun: „Man denke aud) an Erfurt, wie dort das Werk mifje 
tathen ift, weil man «3 lediglich baute auf den guten Willen ber Cabinette, 
deſſen man auf die Dauer nicht verfihert war" (StB. 1295). 
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das Nichtzuftandefommen vor der Deffentlichfeit aufladen lafjen*) 
mußten, fein Wort finden fonnte in der öffentlichen Preſſe, was ftarf 
genug war, um „diejen unwürdigen Mangel an Vaterlandsliebe” zu 
brandmarfen, der dahin führte, „aus Standesintereffen lieber einen 
Junkerſtaat von der Größe der Mark Brandenburg zu gründen” — 
und was dergleichen von Jhnen bereits vergefjene Zeitungsartikel 
waren, die auf uns Ehmad und Vorwurf häuften, weil wir das 
Merk gehindert hätten, das wir zu Stande zu bringen in der Lage 
nicht waren. ch habe, als hier vorgeftern dafjelbe Hecht für den 
Preußiſchen Landtag in Anſpruch genommen wurde, in der ganzen 
Verſammlung feinen Ausruf des Eritaunens gehört, außer dem, 
den ich in meinem Inneren unterdrüdte. Ich glaube, meine Herren, 
diejenigen, die diefes Wort ausſprachen, unterjchäßen denn Doch 
den Ernit der Situation, in der wir ums befinden. Glauben Sie 
wirflih, daß die großartige Bewegung, die im vorigen Jahre die 
Völker vom Belt bis an die Meere Siciliens, vom Rhein bis an 
den Pruth und den Tirjeftr zum Kampf führte, zu dem eijfernen 
Mürfelipiele, in dem um Königs: und Kaiferfronen geſpielt wurde; 
— daß die Millionen deutjcher Krieger, die gegen einander ge- 
kämpft und geblutet haben auf den Schlachtfeldern vom Rhein bis 
zu den Karpathen, — daß die Taufende und aber Taufende von 
Sebliebenen und der Seuche Erlegenen, die durch ihren Tod dieſe 
nationale Entſcheidung beftegelt Haben, mit einer Landtagsrejolu: 
tion ad acta gejchrieben werden fönnen, — 
(Bravo!) 

meine Herren, dann jtehen Sie wirklich nicht auf der Höhe der 
Situation! 

Es**) liegt mir fern, irgend eine Drohung auszusprechen, ich 
achte die Rechte unjeres Landtages, ebenſo wie ich fie von Haufe 
aus gern geachtet hätte, wenn es mit dem Beltande des preußi: 
ihen Staates nach meiner Meberzeugung verträglich gewejen wäre; 
aber ich habe die fidhere Ueberzeugung, Fein deuticher Landtag wird 
einen ſolchen Beihluß faſſen, wenn wir uns hier einigen. 

(Bravo!) 
Ich möchte die Herren, die fih diefe Möglichkeiten denken, wohl 


*) „uns“ und „laſſen“ fehlen im StB. 
**) S. 137b. 
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11.3.1867. jehen, wie fie etwa einem Invaliden von Königgräg antworten 
würden, wen der nad dem Ergebnifje diefer gewaltigen Anftrenz 
gung fragt, Sie würden ihm etwa jagen: Ja freilich, mit der 
deutjchen Einheit ift es wiederum Nichts geworden, die wird ſich 
wohl bei Gelegenheit finden, fie ift ja leicht zu haben, eine Ver— 
ftändigung ift ja alle Tage wieder möglich; aber wir haben das 
Budgetrecht des Abgeordnetenhaufes, des Preußiſchen Landtages 
gerettet, das Net, jedes Jahr die Eriftenz der preußiſchen Armee 
in Frage zu ftellen, 

(Unruhe lints.) 

ein Neht, von dem wir als gute Patrioten niemals Gebrauch 
machen würden, und follte je eine Verfammlung jemals jo weit 
auf Abwege gerathen, die es wirklich wollte, jo würden wir den 
Minifter als Landesverräther zur Verantwortung ziehen, welcher 
Äh zur Ausführung hergibt. Aber es ift doch unſer Recht; 
darum haben wir um die Mauern von Preßburg mit dem Kaijer 
von Deſterreich gerungen, — und damit joll der Invalide fich tröften 
über den Berluft feiner Glieder, damit die Wittwe, die ihren Mann 
begraben hat? 

Meine Herren, es ift wirklich eine vollftändig unmögliche 
Situation, die Sie ih da machen; id wende mich gern von dieſen 
phantaftifchen Unmöglichkeiten in das reale Gebiet zurück zu einigen 
Einwendungen, die hier gegen den Inhalt der Verfaffung gemacht 
worden find. Es ift — ich weiß nicht, ob in der Thronrede der 
Ausdrud ftehen geblieben ift —, ſchon gejagt, dak wir das Werf 
der Verbefjerung fähig halten. Ich darf wenigitens hier bezeugen, 
daß wir für feinen Vorjchlag, der wirffih mit der Erleichterung 
des Zuftandefommens und der Verbefferung des Werkes ernftlich 
gemeint ift, unempfänglic find. 

(Bravo!) 

Sie müſſen doch die Regierung nicht in Verdacht haben und 
feine der zweiundzwanzig Bundesregierungen, daß fie fi) von der 
biftorifchen conftitutionellen Entwidelung Deutjchlands losjagen wolle, 
daf fie nun diefes Parlament etwa benugen wolle, um den Parla- 
mentarismus im Kampf der Parlamente gegen einander aufzus 
reiben. Was hätten wir denn davon? it denn eine Regierung 
auf die Dauer denkbar, namentlich eine ſolche, die fi) zur Aufs 





mir in der Art vor, daß wir jedenfalls ein Budget vorlegen wür— 
den, weldes die Gefammtausgaben des Bundes umfaßt, die mili- 
tärifchen nicht ausgefchloffen; nur würden wir das auf der Bafis 
des mit der Vertretung für eine gewiſſe Dauer von Jahren ab- 
zufchließenden Vertrages thun, jo daß man uns an dem Militär 
budget für diefe Zeit feine Streidung machen kann, wenigſtens 
keine jolche, die nicht mit dem Bundesfeldheren vereinbart wäre, 
Es ift ja möglich, daß der Bundesfeldherr fich überzeugt, dies oder 


*) ©. 188a. 
Bismards politiige Reden. TIL, 12 
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11.3. 1867. jenes kann ich entbehren, daß er jelbft jagt, das will id. Aber 
es muß einen Zeitraum geben, in welchem die Exiftenz des Bundes— 
heeres nicht von zufälligen Schwankungen der Majorität abhängt. 
Ich will gern zugeben, daß es jehr unwahrjcheinlic ift, daß ſich 
in diefem Reichstage eine Majorität finden würde, die nicht das— 
jenige bewilligen würde, was ihrer*) Meinung nah zur Vers 
theidigung des Landes hinreichend ift. Ich fürchte in diefer Be— 
ziehung nicht gerade von Particulariften auf diefe Weife, auf die 
hier bingewiefen wurde, ich fürchte vielmehr von der Vermiſchung 
der Frage über die Grenze zwiſchen parlamentarifcher und fürft- 
licher Gewalt mit der Frage von der Vertheidigungsfähigkeit 
Deutjchlands dem Auslande gegenüber; ich halte es nicht für gut, 
daß man das Bedürfniß hat, den parlamentarifchen Einfluß, den 
man erftrebt und den wir ja gerne den Parlamenten gönnen, vor= 
zugsweife an der Armee zu üben, während mannigfadhe andere 
Felder immer überbleiben, um ihn zu üben. Ich glaube, meine 
‚Herren, es iſt ein faſt wirffameres Mittel, fi den Einfluß auf 
die Negierungen zu fihern, den mehrere vorgeftrige Redner ver— 
mißten ), wenn Sie beifpielsweife die Zollverträge in der?) Rich— 
tung Ihrer Gejeggebung unterzögen, welche dem Reiche Silfsquellen 
abſchnitten, wenn Sie beifpielsweife diejenigen Beamten abftrihen, 
die auf dem Neihsbudget für Zollerhebung ftehen; wenn Sie Ihre 
Thätigfeit dahin richten wollten, ein Jhnen unannehmbares Syſtem 
der Regierung zu befeitigen, das Eifenbahn= und Telegraphenwejen 
lahm zu legen’). Ich glaube, meine Herren, das wäre vielleicht 
wirkfamer, als wenn Sie fich Die Beſchließung über die Zufammen- 
jegung und Ausdehnung der Armee vorbehalten; denn dann richtet 
ſich der Beihluß auf die Fundamente der Sicherheit und der ſtaat— 
lichen Eriftenz, namentlich in einem Bundesftaate; da ift die Re— 
gierung in derjelben Unmöglichkeit, nachzugeben, in der die preußiſche 


*) StB.: Ihrer. 

1) Die Abg. Tweſten, Walded. 

2) Der Sinn würde deutlicher durch „dieſer“ ausgebrüdt; der Nebner 
hat offenbar „ber“ ftarf betont. „Ihrer Geſetzgebung“ ift Dativ. 

’) Sinn: „Wenn Sie darauf auögingen, ein Ihnen unannehmbares Re— 
gierungäfyftem zu befeitigen, jo würde ein wirkſames Mittel die Verweigerung 
der Ausgaben für Eifenbahn- und Telegraphenwefen jein.“ 






Jedenfalls, wie ich es mir ſchon anzudeuten erlaubte, brauchen 
wir in dieſer Beziehung ein unantaftbares Uebergangsitadium, bis 
wir organiſch zu Fleiſch und Blut mit einander verwachſen find, 
(Bravo!) 


und diefer Gedanke wird auch, wie ich glaube, von einem großen 
Theil der ftrengeren Conftitutionellen, die aber das Zuftandefommen 
der Sache wollen, nicht angefochten. 

(Bravo! Sehr richtig!) _ 

Im Uebrigen bemerfe ich in Bezug auf einige Einzelheiten, 
die monirt worden find, um zu verhindern, daß die Discuffion 
ſich öfter auf dieſes Gebiet begibt, als nöthig ift, beiſpielsweiſe 
unfere Beziehungen zu Sübdeutfchland. Der Herr Abg. Walded 

at vorgeftern ſich lediglich von der Heritellung eines conftitutios 
nellen einheitlichen Minifteriums die Wirkung verfprodhen, „dann 
hätten wir die Süddeutſchen“, wie er ſich ausdrüdte. Ich glaube, 
wir können fie nicht fiherer zurüdjchreden, als wenn wir in eine 
ſolche Richtung treten, die, wie id) vorhin ambeutete, mit der 
Mebdiatifirung der deutſchen Fürften große Aehnlichfeit hätte, 
Wer**) find diefe Süddeutfhen? Einftweilen ift es die bay— 


*) fehlt im StB, 
**) ©. 138b. 
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11.3. 1867. riſche, die witrttembergijche, die badijche Regierung. Glauben Sie, 
daß Se. Majeftät der König von Bayern oder von Württemberg 
ſich durch ſolche Einrihtungen, wie fie der Abg. Walded in Vor— 
ſchlag brachte, befonders angezogen fühlt? 

(Heiterfeit.) 

Meine Herren! Ich weiß das Gegentheil. 

Unfer Verhältniß zu Süddeutſchland wird fih an der Hand 
des Artikels, der fi im Verfafjungsentwurfe darüber befindet !), 
meines Erachtens einfach und mit Sicherheit entwideln. Wir haben 
zunächft mit Süddeutſchland die Gemeinſchaft des Zollvereins, eine 
Gemeinſchaft, die in diefem Augenblide allerdings bis zu einem 
gewiſſen Grade in der Luft ſchwebt, weil die Friedensverträge eine 
jehsmonatlihe Kündigung vorbehalten, bis wir uns über das Ver— 
hältniß von Nord: und Süddeutſchland in diefer Beziehung geeinigt 
haben werden; um eine Einigung möglich zu machen, war diejes 
Kündigungsrecht nothwendig. Ich denke alfo, jobald wir mit der 
Norddeutſchen Verfaffung fertig find, daß wir zunächft den ſüd— 
deutſchen Regierungen Eröffnungen mahen, damit fie mit uns 
zufammentreten, um den Weg zu berathen, auf dem wir zu einem 
dauernden organijchen, nicht alle zwölf Jahre fündbaren Zollver- 
eine gelangen. Wir haben für den Norddeutſchen Bund dieſe 
Wohlthat gefichert durch Artikel über Zollgefeggebung; wir fünnen 
aber weder verlangen, daß die drei [oder vier ſüddeutſchen Staaten 
alles dasjenige, was wir hier durch die Gejeggebung, an der fie 
ſelbſt nicht Theil nehmen, beſchließen, ohne Weiteres annehmen 
follen, noch fönnen wir ihnen gegen das, was der Norddeutiche 
Reichstag geſetzlich beſchließt, ein Veto einräumen; ein Veto, das 
jede von drei ober vier Regierungen ausüben und mit ihren 
Ständen theilen würde. Soll der Zollverein im bisherigen Um: 
fange fortbeftehen, jo ift es ganz umvermeidlih, daß organiſche 
Einrichtungen gefhaffen werden, vermöge deren Süddeutſchland an 
der Gejepgebung über Zollfahen Theil nimmt. Ich enthalte mich, 


%) Art, 71 des Entwurfs: Die Beziehungen des Bundes zu ben führ 
deutſchen Staaten werben fofort mach Feitftellung der Verfaffung des Nord- 
deutfchen Bundes durch befondere, dem Neichstage zur Genehmigung vorzulegende 
Verträge geregelt werben. 





deutſchlands gegen jeden Angriff, der uns treffen Fönnte, vollſtän— 


d. 
dig ſicher fin — 


Einige andere Themata, auch lediglich um Wiederholungen 
zu vermeiden, erlaube ich mir zu berühren, z. B. die Frage der 
Reichsſteuer. Daß eine Contingentirung nach der Kopfzahl ein 
unvollkommener Modus, eine Aushilfe von vorübergehender Natur 
it, gebe ich gern zu"); das Beijpiel von Bremen — id will nicht 
) Abg. Miquel: „Der Bund führt eine Laftenvertheilung ein, welche 

ber Bolföwirthji 


allen haft geradezu ins Geſicht ſchlagt, .. . er führt 
bie Kopffteuer ein, und bamit ift das Steuerfgftem des Bundes nach meiner 


u. Zi 
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11.3.1867. gerade den Heron Vertreter von Bremen vorzugsmeife aufs Korn 
nehmen — und von Hamburg mit feinen reihen Einwohnern im 
Vergleich zu den Thitringerwaldbewohnern, ift vollftändig zutreffend. 

Die*) Verhandlungen der Vertreter der Regierungen unter 
einander haben auch gezeigt, daß diejes Bedürfniß der Einführung 
von Neichsfteuern ziemlich allgemein empfunden wird, und man 
hat ſich ſchon mit den Gegenftänden, welde fie betreffen könnten, 
bejchäftigt. Ich glaube daher, daß, wenn es bier gelingt, die 
Schwierigkeiten zu überwinden, zu deren Ueberwindung wir bei 
den commifjarifchen Verhandlungen nicht Zeit hatten, namentlich 
eine ſolche Steuergefeggebung fofort jo weit auszuarbeiten, daß fie 
praftifch werden ann, daß bei den verbündeten Negierungen ein 
principieller Widerftand dagegen wenigftens nicht obwalten wird. 
Ich betrachte das als Sache der Zukunft und als Sache der Geſetz— 
gebung, jobald wir conftitwirt find. Conftituiren wir uns fo rajch 
als möglich, dann haben wir die Fähigteit, diefe Frage zu er 
ledigen, und ebenjo die von dem Vertreter für Wiesbaden !) anz 
geregte wegen Freizügigkeit. Wenn er die bisherige Faſſung des 
Artikels nicht vollftändig und erſchöpfend genug findet, fo iſt darin 
doch Alles enthalten, worüber wir uns in diefem Augenblid ver 
ftändigen fonnten**). Es ftehen da zum Theil jehr erhebliche 
partieulare Verfaffungsrechte entgegen, die man nicht ohne Weiteres 
gewaltthätig durchbrechen kann. Ich mache darauf aufmerkfam, 
daß Art. 4 der Verfaſſung, Beftimmung 1, ausdrüdlic die Frage 
der Freizügigkeit, Heimaths- und Niederlaffungsverhältniffe und des 
Gewerbebetriebs u. ſ. w. der Gejehgebung des Bundes zumeift. 
Der Herr Abgeordnete für Wiesbaden wird alfo, wenn er, wie ich 
hoffe, ebenjogut Mitglied des fünftigen Parlaments fein wird, 
Gelegenheit haben, dort feine Anträge zu ftellen, Ebenſo verhält 
es fih mit der Aufgabe über das Civilreht, die Hypotheken und 


Meinung verworfen. Eine Umlage, melde 100000 Bremer gleihmäßig trifft, 
wie 100000 Bewohner des Thüringer Waldes, eine folhe Art der Umlegung 
der Laften fann unmöglich die dauernde Baſis bes Steuerjyftems des Bundes 
fein” (StB. 114a). 
*) ©. 139a. 
**) StB.: konnten. 
*) Abg. Braun. 












Ebenſo z. 
je wegen | Eentrahtrung einer Bundesanleihe, über bie einer 
edner!) eine Beftimmung im Verfafjungsentwurf 
Wir haben nicht geglaubt, daß ſie vermißt werden 
denn der Art. 65 lautet: 
Aubgeſehen von dem durch Art. 58 beftimmten Aufwande 
u für das Bundesheer und die zu demſelben gehörigen Ein- 
richtungen, jowie von dem Aufwande für die Marine (Art. 50) 
- werden die gemeinjchaftlichen Husgaben im Wege der Bundes— 
gejeßgebung und, jofern fie nicht eine nur einmalige Auf- 
reg betreffen, für die Dauer der Legislaturperiode feft: 
a zu gemeinshaftlihen Zweden gemacht werden 
ſoll, fo ift alfo auch dieje Geldbejhaffung, auch diefe Manipulation 
meiner Anficht nach durch Art. 65 auf dem Wege der Bundesgeſetz— 
zu. erledigen*), d. h. der Beſchlußnahme und der Berathung 
des Reichstages und dem Bundesrathe unterworfen und fann auf 
dieſe Weiſe geſetzmäßig zu Stande gebracht werden. Wenn von 
anderer Seite?) dermißt wurde die Möglichkeit, eine Interpellation 
an die Regierung zu richten — meine Herren, bequem ift bie 
Einrichtung gerade nicht, aber ich glaube nicht, daß es bisher 
irgend Jemandem in den Sinn gefommen ift, daß, wenn heute 
eine Interpellation geftellt worden wäre, wir fie nicht beantwortet 
hätten. Ebenſo, wenn die Verfammlung Zeit hat, Petitionen, die 


„au Een fehlt im StB. 


E) 
’) Abg. Lası 
®) Der Abg. — tritiſirte den Entwurf u. A. auf Grund der Frage: 
Was ift in ber Bundesverfaffung dem Reichstage eingeräumt?“ Die Antwort, 
bie er jelbft gab, lautete: „Nichts ald das matte Recht der Theilnahme an ber 
en Hein Wort ift die Nede von anderen Befugnifien, die wir bei 
Parlamenten vorzufinden gewohnt find und ohne welche fie fich nicht ges 

or zu en im Stande find; Nichts von dem Rechte der Inter- 
ellation, Nichts von dem Rechte der Petition, fein Shut für die öffentliche 
Dicuffon. für die Wiedergabe diefer Berichte durch die Preſſe, Yeines der 
vielen Rechte, welche einem Parlamente innat zu fein ſcheinen“ (StB. 1266). 


Ki 





184 I. Reichstag des Nordd. Bundes. 24. Febr. bis 17. April 1867. 


8. 1867. etwa eingehen, zu bearbeiten, und fie auf den Gegenftand, mit 
dem wir uns befehäftigen, Bezug haben — denn nur folche dürfen 
wir für den Augenblid annehmen — fo würde dem aud) Nichts 
entgegenftehen; Sie werden, meine Herren, die ſämmtlichen Re— 
gierungen bereit finden, aud ohne daß wir durdgreifende und 
allgemeine Motive vorgelegt haben, über jeden einzelnen Punkt, 
bei dem Sie Motive vermifien, motivirende Erläuterungen zu 
geben; ich glaube aber, daß das wejentlich in die Specialdebatte 
hineingehört, denn Sie werden nicht zu allen Punkten, zu ſehr 
vielen werden Sie überhaupt*) nicht das Bedürfniß empfinden, 
Motive zu befigen, weil fie in fich ſelbſt Har find, 

Ich weiß nicht, ob ich während der Generaldiscuffion noch 
weiter Veranlafjung habe, das Wort zu nehmen oder einer meiner 
Herren Collegen. Für ben Augenblid wühte ich dem, was id) 
gejagt habe, Nichts weiter hinzuzufligen, als die nochmalige Aufs 
forderung: Meine Herren, arbeiten wir raſch! Segen wir Deutſch— 
land, jo zu jagen, in den Sattel! Reiten wird es ſchon können. 

(Lebhafter Beifall.) 





Der Abg. Fehr. v. Mündhaufen, der fi als Gegner der 
Vorlage zum Worte gemeldet hatte, benutzte die Gelegenheit, dem 
Grolle der Hannoveraner über das gegenwärtige preußiſche Negiment 
in den amnectirten Ländern der welfiihen Krone Ausdrud zu geben. 
Er warf der preußifchen Regierung, die unlängjt die Befchlagnahme 
des Vermögens König Georgs V. verfügt hatte, den Brud „des 
neuen, erſt im vorigen Jahre pactirten Rechtes“ vor, indem die Ver: 
mögenseinziehung dem Capitulationsvertrag von Langenfalza wider 
ſpreche, in weldem ausdrüdlic dem König Georg der Befit des Privat- 
vermögens zugeftanden worden fei. Um darzuthun, wie weit die Aus- 
ſchreitung der Eigenmadht durch die Gemwöhnung daran gehen könne, 
erinnerte er an das Scidjal eines Majors der vormaligen hannövere 
ſchen Armee, der in dem Augenblide verhaftet worden fei, als er einen 
vom König Georg zur Beförderung an feine Gemahlin ihm anvertrauten 
Brief in der Marienburg habe abgeben wollen, weil man gegen ihn 
den Verdacht gehabt habe, er könnte aufmwieglerijhe Drudjchriften bei 
ſich tragen. Empörend für das Gefühl eines jeden Deutfchen fei es, 


* Im StB, fteht „überhaupt“ vor Motive; finngemäß gehört es vor 
möcht", 





| 
| 


Keinem der Unterhändler, die dabei thätig geweſen find, fo lange 
die Truppen bei Langenjalza ftanden, ift es eingefallen, baraus 
etwas Anderes zu machen, als eine militäriſche Convention, um 
für die Dauer des Krieges weiteres Blutvergiehen zwiſchen Truppen, 
die lange befreundet gewejen waren und manche glorreice Ere 
innerung mit einander theilten, zu verhindern. In biefen Sinne 
iſt Sr. Majeftät dem Könige Georg die Sicherheit feines Privat: 
eigenthums zugejihert worden, natürlich desjenigen Privateigen: 
thums, das ſich im Lager und bei ihm befand**). Ueber das übrige 
Privateigenthum, welches bereits im unferen Händen, oder font 
im Königreich Hannover war, und über andere dahin bezügliche 


* 





*) StB. 1436, 
") ©. 14a. 
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11.3.1867. Verhältniffe haben Staatsverträge zu beftimmen; bei Langen— 
jalza hat Niemand an einen Staatsvertrag gedacht, und es iſt 
eine ſophiſtiſche, eine advocatifche Auslegung diejes Actenſtückes, 
wenn man die Capitulation von Langenfalza zu dem Vorwurf 
eines Vertragsbruches mißbraucht. Ich hätte das von dem Herrn 
Vorredner, der mich perfönlich kennt, am wenigſten erwartet, da 
er ſeit Wochen bier ift und über alle Gravamina, die er hat, jeden 
Tag, da ihm meine Thür offen fteht, hätte Auskunft und volle 
Befriedigung finden können. Daß Ihre Majeftät die Königin 
Marie vorzieht, noch in diefem Augenblid in dem preußiſchen 
Sande zu verweilen, ohne daß Ihr Herr Gemahl mit Sr. Majeität 
dem Könige von Preußen Frieden gefchloffen hat, ift ein Beweis 
des Schuges, welchen Fürjten und Fürftinnen auch dann, wenn jie 
unfere Feinde find, jeder Zeit in Preußen finden, und des Vers 
trauens auf diefen Schuß, und ich bewundere, daß die Königin 
Marie das Vertrauen bis zu diefem Grade ausdehnt. Ich weih 
aber, daß der Aufenthalt, daß die Anweſenheit nicht der Königin, 
aber des Hofes in der Marienburg den Dedimantel von Jntriguen 
bildet, die wir nicht auf die Dauer dulden können; ihre Fäden 
abzufchneiden, hat Se. Majeftät der König befohlen. In Folge 
dieſes Befehls ift der Major v. Klenk vor den Augen Ihrer Majes 
ftät der Königin von Hannover verhaftet worden. Wenn Ihre 
Majeftät das nicht anfehen will, muß fie nicht in der Marienburg 
wohnen! Für uns ftehen zu hohe Jntereffen auf dem Spiele; die 
Nuhe des Landes fann aus dergleichen Rückſichten nicht gefährdet 
werden, wenigitens wir find feſt entſchloſſen, nicht damit jpielen 
zu lafjen. Herr v. Klenk war, unjeren Nachrichten nach, Träger 
auch von anderen Papieren; er hat vechtzeitig aus den hannöver- 
ſchen Bureaur Nachricht darüber befommen, daß auf ihn vigilirt 
würde; er hat in Folge defjen dieje anderen Papiere entweder 
nicht mitgenommen, oder frühzeitig in Sicherheit gebracht; es fand 
fich bei ihm nur ein Brief des Königs Georg an die Königin 
Marie. Es ftimmt mit der Intention Sr. Majejtät des Königs 
nicht überein, daß diefer Brief erbroden wurde. An die Königin 
Marie kann ihr hoher Gemahl ſchreiben, was er will; dadurch 
kann die Ruhe des Staates nicht compromittirt werden. Die In— 
tention ift mißverftanden, dadurch der Auftrag überjchritten wor— 
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mir das bezeugen — mit den Worten gewarnt: wenn Sie Preußens 
Ehrgeiz fürchten, können Sie ihn nicht wirfjamer entwaffnen, als 
dadurch, dab Sie feine treuen Bundesgenofjen find*). Einem 
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11.3.1867. Bundesgenofien nad dem fiegreichiten Kriege iſt fein Fürft des 


Haufes Hohenzollern im Stande, ein Haar zu frümmten. Wenn 
Sie fih aber mit unferen Feinden liiren, obſchon Sie diejelben 
Intereſſen mit uns haben, wenn Sie zwiihen Hamburg, Minden 
und Köln einen Staat jhaffen, von dem wir befürchten müſſen, 
daß er jede Verlegenheit Preußens nad) außen benugt, jede Front, 
die wir nad dem Süden machen, um uns, ich will nicht jagen 
den Dold, aber die Waffe in den Rüden zu vennen . . . ein folder 
Staat kann nicht mit unferem Willen beftehen, feine Forteriftenz 
wäre umverträglid mit der Preußens, und derjenige preußiſche 
Minifter, der die erfte Gelegenheit, die ſich zur Befeitigung eines 
ſolchen Hannovers darbietet, verjäumen würde, verräth fein Land, 
verräth Deutjchland! 
(Stürmifhes, anhaltendes Bravo!) 

Sie hätten uns dieje Gelegenheit nicht geben, dieſe Verpfliche 
tung nicht auferlegen müſſen! Wir haben lange unterhandelt, 
vielleicht zu lange, über ein Bundniß mit Hannover, wir haben 
noch bei Langenfalza darüber unterhandelt. Woran fceiterten 
dieſe Unterhandlungen mit Hannover? An der Abneigung Sr. 
Majeftät des Königs Georg, Garantien dafür zu geben, daß die 
hannoverſche Armee fih auf nur ein Jahr lang der Feindjelig- 
feiten gegen uns enthalten möge. Wir haben das Bündniß an— 
geboten von dem Augenblid an, wo wir die Möglichkeit eines 
Krieges vorausfahen. Wir find hingehalten worden mit Tergis 
verfationen. Man hat uns in amtlich mitgetheilten Noten einen 
Neutralitätsvertrag verſprochen, während defjen aber fortgefahren, 
heimlich zu waffnen; man ließ Munition und Waffen nad Stade 
ſchleppen, um dort eine fejte Pofition zu nehmen, um dort mit 
dem Gablenzichen Corps, mit denjenigen Streitkräften, die das Haus 
Auguftenburg in Holftein würde mobil machen fönnen, und deren 
Waffen wir dann in Hamburg gefunden haben, eine Diverfion 
gegen uns im Nüden gemeinſchaftlich mit Defterreich zu machen. 
Diefer Gefahr kann fih Preußen nicht zum zweiten Mal aus— 
ſetzen. Wir haben die Verhandlungen hinausgezogen in der Hoffe 
nung, Hannover*) würde ſich befinnen. Es hat uns widerftrebt, 


*) StB.: Hamburg. 
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bin: 

tann 

in Deutſch⸗ 

Platz greifen, 

in einer Weiſe 

‚ die etwa jagen wollte: „Nun, wir haben die 

Sache nicht jo ernft**) gemeint, num ift Alles wieder beim Alten; 


wir haben in Hannover nur mit jharfen Patronen Manöver ges 


(Hört! Hört! Bravo!) 

Man Hat ſich über den Ernſt der Sache getäufcht; ob in 
demjenigen Dünfel, mit dem Gott öfters die Fürften fchlägt, ob 
in derjenigen Unkenntniß der Diplomaten und Minifter, in der 
Viele ſich über die Realitäten dieſes Lebens befinden, laſſe ih da- 
bingeftellt. Dan hat Krieg gewollt mit offenen Augen, man war 
entſchloſſen, preußiſche Provinzen zu nehmen, wenn man gefiegt 


*) StB.: worden. 


des öfterreich Mobilmahungsantragd vom 11. Juni als Ariegserkläru 
betrachten last das Datum des 12. Juni, |. Staatsarchiv, 
Aegidi und Klauhord XII 57 Nr. 2492u. 
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11. 3.1867. hätte; darnach hat man fein Recht, ſich nachher zu wundern, daß 
der Krieg die ernjten Folgen hatte, die er num gehabt hat, und 
num uns gegenüber einen Ton der Klage über dieje Folgen anzu— 
ſchlagen. 

Meine Herren! Wenn das Blut, wenn die Freiheit von Preußen 
aufs Spiel geſtellt wird, wenn das ganze Königreich, wie es war, 
mit ſeiner glorreichen Krone als Einſatz ſtand, wenn die Kroaten 
unſer Land mit ihren Plünderungen bedrohten, wenn die Fremd— 
herrſchaft, ich weiß nicht, auf wie lange, uns bedrohte*), wenn 
man uns in der Gefahr einen Stich in die Seite gibt, dann ſoll 
man fi darnad) nicht auf den Standpunkt der Sentimentalität 
Stellen und über ſchlechte Behandlung lagen! 

(Lebhaftes Bravo!) 

Glaubt man das zu können, jo iſt es eine Unkenntniß der 
Dinge, an der jeder Staat und jede Krone zu Grunde gehen muß, 
welcher mit diefer Unfenntniß gefchlagen ift! 

Der Herr Vorrebner hat uns noch einen jpeciellen Vorwurf 
gemacht, er hat darüber geklagt, daß Leute ohne Urtheil und Recht 
im Widerfprud mit der Gefeßgebung nach der Feltung Minden 
abgeführt jeien‘), Meine Herren! Im hannoverſchen Gebiete 
lag feine Feſtung, fonft hätte ich es für correcter gefunden, fie 
dahin abzuführen. 

(Große allgemeine Heiterfeit, Bravo!) 

Das ift aber meines Erachtens das Einzige, worüber vom 
juriftiihen Standpunkt aus Beſchwerde geführt werden kann in 
einem Lande, wo nad Kriegs: und Völkerrecht in diefem Augen— 
blid die abjolute Negierung befteht, die Regierung eines Eroberers, 
zwar eines folhen, der mit Ihnen Freund und Landsmann fein 
will und fi als jolcher fühlt, immerhin aber doch eines Eroberers 


S. 145. 

Abg. v. Munchhauſen: „Faſt ber einzige Gebrauch, der von der 
Legislation gemacht worden iſt, enthält die Beſtimmung, daß für einen ſpeciellen 
gegebenen Fall die Abfuhrung und Detention von Civilperſonen nad) der Feſtung 
Minden zuläffig fei. Diefer Fall war beſchränkt auf das Infultiven preußiſcher 
Militärperfonen. Die Verhaftung umd Abführung nad Minden ift aber bei 
ſoichen Perfonen wiederholt vorgekommen, deren Lage durchaus leine Aehnlich- 
feit hat mit der Bedingung, für welche die Strafe verhängt worden" (StB, 
142b). 
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*) fehlt im StB. 
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12.3.1867. für den Norddeutſchen Bund; am feiner Wiege habe die institia nicht 
geftanden: nur das Princip der Zwedmäßigfeit und der Satz, daß, 
wer den Zwed will, e8 nidt jo gar genau mit den Mitteln nehmen 
muß, babe in der leitenden Politit des preußichen Staates feinen 
Ausdruf gefunden. So habe der Arieg in Schleswig-Holftein, der 
zur Befreiung des Landes von unberechtigter Herrſchaft des däniſchen 
Königs begonnen worden fei, unter Nichtachtung des Erbrechtes des 
Auguftenburgers zur Einverleibung in Preußen geführt, der Befreier 
ſei zum Vergewaltiger geworden. Auch der deutſche Krieg zeige Nichts 
als Gewaltthat. „Preußen war nicht gedrängt zum Kriege. Geit 
Jahren war feine Politik unzweifelhaft beflifjen, jede Lebensthätigkeit 
des Deutjchen Bundes im Keime zu erftiden, um dadurch in den Augen 
der Nation die Bedeutung dieſes Bandes um fo ficherer zu untergraben. 
Es war Preußen nicht in der Defenfive gegen den Bund, fondern ums 
gefehrt, der Bund und Defterreich waren in der Defenfive gegen das 
unberectigte und eigenmäctige Vorgehen Preußens in den Herzog: 
thümern. Vor dem Kriege herrſchte niht nur in den europäiicen 
Ländern, nicht nur in den außerpreußiſchen deutſchen Landen, fondern 
aud in Preußen felbft, von der Saar bis nad Memel und von der 
Hütte bis zum Palaft die Ueberzeugung vor, daß die Aagreffion und 
das Unrecht auf preußiſcher Seite ſei.“ Im weiteren Verlauf feiner 
Rede bemängelte er den Ausdrud: fehshundertjährige Leidens: 
geſchichte Deutſchlands, den Graf Bismard neulich gebraucht habe. 
„I glaube, die Zahl war wohl nicht mit Vorbedacht jo gegriffen, 
denn ich kann ungeachtet der lebhaften Apologie des gegenwärtigen 
Negierungszuftandes in Hannover unmöglich vorausfegen, daß die Hin: 
neigung zu dem Fauftrecht und die Abneigung gegen das Haus Habsburg 
fo groß jein follte, um die Leidensgeſchichte Deutfchlands von dem Zeit: 
punkte zu datiren, wo Nubolph von Habsburg die Burgen der Raub: 
ritter brah, um Deutjchland den inneren Frieden zurüdzugeben. Ich 
glaube deshalb nicht zu irren, wenn ich vielmehr vorausfege, daß der 
eigentlihe Gedanfe des Herrn Grafen... dahin geht, daf die ge: 
fammte Entwidelungsgefhichte Deutjchlands mehr oder minder verfehlt 
fei und zwar während des ganzen taufendjährigen Beſtandes des Deut: 
ſchen Reiches, weil die Entwidelung nun einmal eine wefentlid andere 
geweſen ift, als beifpielsweife die Entwidelung Frankreichs oder Ruß: 
lands." Diefer Auffafjung ftellte er die des Generals v. Radowitz 
entgegen, der die Mannigfaltigfeit und den Reichthum deutſchen Geiftes- 
lebens auf die particulariftiihen Bildungen zurüdgeführt habe. Der 
Norddeutſche Bund fei nur das alte Preußen, „nur mit etwas breiteren 
Schultern, etwas ftärferer Taille und einem leichten deutfchen Rod.“ 
Graf Bismard erwiderte*): 


*) StB. 158a. 
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Mittwoch 13. Mrz 1807. 


Der Abg. Dunder nahm in der 12. 


12. Sigung des Reichstags des Norddeuffehen Bundes 
de fr sie 
wichtigſten 


ſie die 


da 


ſei 


Sitzung des Reichstags 13.3, 


die Bundesverfafjung zu erheben, 


en 
meten unaı 
iſchen Volles verfümmere. Den Bor- 


Be 
preußifch 


um Widerſpruch 
—— Abgı 
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wurf des parlamentariihen Particularismus, den Graf Bismard 
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gegen bie Vertheidiger der in der Preußifhen Verfafjung verbrieften 
Nechte des Abgeorbnetenhaufes erhoben hatte, fuchte er zu entkräften, 
indem er dem Grafen Bismard unter Hinweis auf feine Thätigteit 
ala Abgeorbneter des Erfurter Parlaments den Vorwurf machte, daß 
er fih den Erfurter Einheitsbeftrebungen mit den Worten entgegen: 
geftemmt habe: „Wir wollen den Bunbesjtaat, aber lieber, als um 
den Preis dieſer Verfafjung, wollen wir ihn gar nicht“ (vgl. Bd. I 235). 
Die Norddeutſche Bundesverfafjung charakterifirte er als ein Bundniß 
des Starfen mit dem Schwadhen, das nur fo lange dauern werde, 
als der Schwade fi willig dem Gebote des Starken füge; er wies 
auf den Widerfpruh Hin, den der oldenburgiſche Bevollmächtigte 
zu wiederholten Malen in den Situngen der Gomferenz, nicht 
bloß im Schlußprotofoll, gegen die Grundlagen diefer Verfafjung ers 
hoben habe, und bat um Aufllärung darüber, mit weldem Grunde 
der Präfident der Bundescommifjare diefe wiederholt geftellte For: 
derung als eine Aeuferung eines todten Glaubens bezeichnet habe. 
Die Frage Bismards, was wohl ein Invalide von Königgräg dazu 
fagen würde, wenn man ihn über das Nichtzuftandefommen der deutſchen 
Einheit, für die er gekämpft und gelitten habe, damit tröften wolle, 
daß ja das „Budgetrecht des Mbgeorbnetenhaufes” gerettet fei, be 
antwortete er mit der Gegenfrage: warum der Minifterpräfident, „wenn 
dafjelbe ein fo leichtwiegendes, ein fo wenig der Mühe verlohnendes 
Necht fei, To ſchöne und fo Fräftige Jahre feines Lebens daran gejeht 
habe, um über dieſes Bubgetrecht mit dem preußifchen Abgeorbnetenhaufe 
einen jo ernften Kampf zu führen.” Graf Bismard erwiderte*): 

Ich freue mich, daß der Herr Vorredner mir Gelegenheit gibt, 
einen Irrthum zu berichtigen, den ich vorgeftern an dieſer Stelle 
begangen habe ?), indem ich jagte, daß die in dem Schlußprotofoll 
von Dlvenburg niedergelegte Aeußerung in den früheren Con— 
ferenzen nicht zur Sprade gebracht worden wäre. Sie ift aller— 
dings in einer derjenigen Conferenzen, denen ich nicht beigewohnt 
habe, von dem oldenburgifchen Herrn Gejandten zur Sprache ges 
bracht worden, indefjen fofort mit einer jo überwiegenden, an Ein— 
ftimmigfeit grenzenden Majorität unferer Bundesgenofjen abgewieſen 
worden, daß man niemals darauf zurüdgelommen ift und ber 
Sache nicht den Einfluß auf die weitere Discuffion zugefchrieben 
bat, daß ich damals davon in Kenntniß gejegt worden bin. Ich 
freue mich, diejes hier berichtigen zu können. 


*) StB. 178b. 
) S. 0. &. 171. 
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PT 


Der Here Vorrener hat ferner von Erfurt und meiner Ver- 18.8.180} 


gangenheit dort gefprochen. Ich fpreche ungern von meiner Perfon, 
id) habe nicht die Gewohnheit, das zu thun, aber das Gefühl, daß 
ich eines hohen Grades von Vertrauen in der Stellung, in ber id) 
bin, aud zu meiner Perjon bedarf, veranlaft mich, eine kurze 
Neuerung zu thun über die Stellung, die id in Erfurt hatte, 
und über die, die ich jegt habe: Ich kam nad Erfurt mit den— 
jenigen politiichen Anfchauungen, bie ich, ich möchte fagen, aus 
dem Vaterhaufe mitbrachte, geſchärft in jener Zeit dur) den Kampf 
gegen die Angriffe der Bewegung von 1848 auf Zuftände, die mir 
werth waren. Im Jahre darauf, 1851, bin ich in die praftifchen 
Geſchäfte eingetreten und habe ſeitdem Gelegenheit gehabt, Erfah— 
rungen in der praftiihen Politik, ſechzehn Jahre hindurch in 
Stellen, wo ic ohne Unterbrechung mit der großen Politik, nament— 
lich aber mit der deutſchen, bejchäftigt war, jammeln zu können. 
Ich habe mich dabei überzeugt, daß aus dem Zufchauerraum die 
politifche Welt — nicht bloß die auf den Brettern, die die Welt 
bedeuten — anders ausfieht, als wenn man hinter die Coulifjen 
tritt, und daß der Unterfchied nicht bloß an der Beleuchtung liegt. 
Ich habe an mir ſelbſt wahrgenommen, daß man die Politik anders 
beurtheilt, jo lange man als Dilettant ohne das Gefühl ſchwerer 
perfönliher Verantwortlichkeit, etwa in den Mußeftunden, die die 
anderweitige Berufsart zuläßt, an ihr mitwirft, als wo man im 
Gegentheil einer vollen Verantwortung für die Folgen jedes Schrittes, 
den man thut, fich bemußt ift. Ich habe in Frankfurt im Amte 
erkannt, daß viele der Größen, mit denen meine Erfurter Politik 
gerechnet hatte, nicht exiſtirten, daß das Zuſammengehen mit Defter- 
reih, wie es mir denn aus den Erinnerungen an die heilige 
Alliance, die durd die Tradition der früheren Generation mir 
überfommen waren, vorſchwebte, — daß diejes nicht möglich war, 
weil das Defterreich, mit dem wir rechneten — es war die Periode 
des Fürften Schwarzenberg —, überhaupt eben nicht eriftirte. Ich 
beſchränke mich auf diefen kurzen Rückblick, indem ich hinzufege, 
daß ich mich glücklich ſchäze, überhaupt nicht zu dem 
gehören, die mit den Jahren und mit den 
lernen. 






(Lebhaftes Bravo!) 





des Abgeordnetenhaufes vom 23. September V auszuführen. 
(Zebhaftes und wiederholtes Bravo.) 


14. Sißung des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 
Montag 18. März 1867. 


8.3. 1867. — SCH — Reichstags die Sp: 


ge Dane einzulegen. % that e8, indem er nad) einem längeren 
— über die Rechte der polniſchen Nation folgende Erklärung 
verlas: 
„In Erwägu 
daß dem Reichstage vorgelegten Verfaſſungsentwurfe 
die Norddeutſchen Staaten einen ewigen Bund zum u des 
Bunbesgebietes und des innerhalb dejjelben tigen Kedts 
| ſowie zur Pflege der Wohlfahrt des deutſchen Volles icliefen, 
| hierdurch alſo aus freiem Antriebe einen deutſchen Bundesitaat 
auf nationaler Grundlage begründen; 
| In Erwägung, 
1 daß durch dieſen Verfaſſungsentwurf die der Krone donhen 
| unterworfenen — polniſchen Landestheile, welche niemals 
Wi weder zum Deuiſchen Reiche, noch auch zum früheren Deutſchen 
N Bunde gehört haben, dem Norddeutſchen Bunde einverleibt werben; 








%) Dal. 8b. IT 1A. 


= 
8 
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Yab ae dem Mel des Nationalitätöprincips und Selbſt⸗ eo 
in en ional 

beftimmungsredhts liegt, daß ein Volk, welches biefes Princip 

für ſich und feine ftaatliche Entwidelung in Anſpruch nimmt, 

daſſelbe Recht anderen Nationalitäten zugeftehen muß; 


In Erwägung, 
daß —S eine neue Staatenbildung, welche Gebiete des, 

durch das politiſche Verbrechen der Theilung zerſtückelten 

niſchen Reiches wider ihren Willen als integrirenden Theil in 
ſich aufnehmen wollte, niemals als zu Recht beſtehend erachtet 
werben fönnte; 

In Erwägung, 
daß den ehemals polnifchen Zandestheilen Preußens durch inter· 
nationale Verträge nationale Nepräfentation und Inſti— 
wie aud Einrichtungen zur Erhaltung ihrer Nationalität zu 

geſichert worden, und überdies anerfannter Maßen alle ehemaligen 

Dolnifcen Zandestheile in den Grenzen von 1772, trog der Thei: 
lung unter drei Souveräne, unter einander ein einheitliches 
nationalsterritoriales Ganze bilden und deshalb die polniſchen 
Gebiete Preußens in einen anderen, nationalen Deutſchen Bund 
wider ihren Willen nicht aufgenommen werben können; 

In Erwägung, 
daß internationale Verträge weder von einem der Contrahenten, 
noch durch Beſchluß irgend einer Volksvertretung einfeitig auf⸗ 
gehoben werden fünnen, wie dieſes aud Seitens der Mitcontra: 
henten bereits bei früheren Verſuchen einer Gebietsermweiterung 
des Deutihen Bundes durch Einlegung von Proteften anerkannt 
worden ift, 

erflären die Unterzeichneten im Anſchluſſe und in Uebereinftimmung 

mit dem Seitens ihrer Landsleute in der Sitzung des preußiſchen 

Abgeorbnetenhaufes vom 11. September 1866 zu den Aeten des 

Haufes eingereichten Protefte gegen den Entwurf eines Wahlgeſetzes 

für den Norbdeutfehen Bund, 
daß die durch den vorliegenden Verfafjungsentwurf in Ausficht 
genommene, Incorporation der ehemals polnijchen Landestheile 
Preußens in ben —— Bund eine Verlegung der poli- 

der Polen involvire, welde ihnen 

Rechte zuftehen, als auch 

fin, — 















einfeitigen Beſchluß 
ehemals polniſchen 
ı Bund einzuvers 


18.3, 1867. 
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Graf Bismard erwiderte in folgender Nebe*): 

Meine Herren! Wir Alle find gewählt, darüber ift fein 
Zweifel, um die Verfafjung des Norddeutichen Bundes zu Stande 
zu bringen; aud die Abgeordneten der Provinz Poſen find zu 
feinem anderen Zwede gewählt. Die Bewohner der Provinz find 
auf diefem Fundament zu den Wahlen aufgefordert, und die Wahl- 
verhandlungen ergeben, daß fie fi mit großem und ungewöhn- 
lihem Eifer, beinahe 90 Procent der Bevölkerung, daran betheiligt 
haben. Wenn der Herr Abgeordnete dennoch einen Proteft gegen 
das Zuftandefommen diejes Bundes in dem beabjichtigten Umfange 
gerichtet hat, jo glaube id, Hat er uns jelbft deutlich genug zu 
erkennen gegeben, daß diejer Proteſt fich eigentlich nicht gegen den 
Bund, ſondern gegen die Einheit der preußiſchen Monarchie richtet. 
Dieje Einheit anzuerkennen ?) und doch dagegen zu proteftiren, daß 
der Staat, zu dem man gehört **), berechtigt fei, feine ftaatlihen 
Zwede auch im Verein mit den Nachbarftaaten zu erftreben, mit 
denen er glaubt, fie beſſer erreichen zu können — kann in der That 
Niemand, der nur einige Logik ſich bewahrt hat, einfallen. Der 
Proteſt richtet fi, wie der Herr Abgeordnete ja nicht zweifelhaft 
gelaffen hat, gegen die Einheit der preußifhen Monarchie. In 
diefem Sinne hätte er meines Erachtens bei einer früheren Ge 
legenheit — immer nicht mit Necht, aber doch mit mehr Logit — 
angebracht werden fönnen, als bei der jegigen gerade, ich meine 
bei der Begründung der Preußiſchen Verfaſſung. Ich habe gar 
feine Verpflichtung, mich auf die Argumente des Herrn Vorredners 
über das hinter der Preußiſchen Verfaſſung Liegende einzulaffen. 
Inſoweit es nothwendig wird, werden diejenigen Herren Abgeord- 
neten, die denjelben Debatten, wörtlich denjelben, bereits zehn 
und zwanzig Mal im Preußiſchen Abgeordnetenhaufe afjiftirt haben, 
auch ihrerjeits vielleicht wörtlich ihre dagegen gehaltenen Reden 
wiederholen können. Es ift meines Erachtens nicht meine Aufgabe, 
mic bier in die Beleuchtung der einzelnen Details und ihrer Ent- 


*) StB. 210a. 
**) &. 2106. 
2) Abg. Kantak: „Wir (Polen) haben einen Staat, dem wir thatſächlich 
angehören, das ift der preußifche Staat, und an diefem Verhältnifje rüttelm 
wir ja nicht“ (StB. 207 b). 


Die polnifcgen Abgeordneten find nicht Vertreter ber poluiſchen Nation. 199 
ftellung, Unzichtigteit und Hinfälligteit einzulafjen, fondern nur den 18. 8. 186 
principiellen, allgemeineren Standpunkt der preußiſchen Regierung 
zu dieſen Veftrebungen gegen die durch Art. 1 der Verfaſſung 
verbürgte Einheit des preußiihen Staatsgebietes hervorzuheben. 
Hauptfächlich aber kommt es mir darauf an — und wir find das, 
glaube ih, unferen Bundesgenoffen ſchuldig — die Illuſion zu 
befämpfen, als ob eine erhebliche Anzahl der Wähler, welche hier 
von den Abgeordneten polniſcher Nationalität vertreten werden, 
mit den hier fundgegebenen Beitrebungen derjelben nad) einer Zer— 
reißung der Einheit des preußiichen Staates überhaupt einvers 
fanden wäre, — als ob die Herren irgend ein Mandat hätten, 
ihre Wähler in diefem Sinne bier zu vertreten, als ob fie legiti— 
mirt wären, Namens ihrer Wähler diefe rein perfönlichen Anfichten, 
die der Herr Abgeordnete hier ausgejproden hat, im Namen ihrer 
Committenten auszufprehen. Es it befannt, daß gerade die Bes 
mwohner des preußiſchen Antheils der ehemaligen Republif Polen 
vor Allen und mit Recht empfänglich und dankbar gewejen find 
für die Wohlthaten der Civilifation, die ihnen damit in höherem 
Grade als früher zugänglich geworden find. 

(Bravo!) 

Ich kann es mit Stolz jagen, daß derjenige Theil der ehe- 
maligen Republif Polen, welcher unter preußifcher Herrichaft fteht, 
fi) eines Grades von Wohlftand, von Nechtsficherheit, Anhängliche 
feit der Einwohner an ihre Regierung erfreut, wie er in dem 
ganzen Umfange der Nepublif Polen, jo lange es eine polnifche 
Geſchichte gibt, nicht vorhanden und nicht erhört gewefen ift. 

(Wiederholtes Bravo!) 

Die Bewohner der Provinz Haben ihre Dankbarkeit dafür, 
ihre Anhänglichkeit an die preußifche Regierung und an das Königs 
liche Haus bei jeder Gelegenheit, die ihnen geboten war, in ihrer 
großen Majorität b Es ift trotz aller Verführungsmittel, 
die angewendet efähr alle 15 Jahre fich wieder: 
holenben 3 38 
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18. 3.1867: zugsweiſe nur vom Adel und gutsherrlichen Beamten und Arbeitern 
geihehen. Der Bauer hat ftets mit großer Energie gegen jeden 
Verſuch, die Zuftände, von denen er durd) feine Väter gehört hatte, 
wieder herzuftellen, zu den Waffen gegriffen in Reih und Glied — 
mit einer Energie, welche die Regierung im Jahre 1848 nöthigte, 
im Interefje der Menfchlichleit andere als polnifche Truppen gegen 
die Aufftändifchen zu verwenden. 

(Hört! Hört!) 

Diefe jelben Gefühle der Anhänglichkeit haben die polnifchen 
Soldaten — ich berufe mich auf das Zeugnif des verehrten Gene— 
rals, welcher an der Spige des fünften Armeecorps fteht!) — 
auf allen Schlachtfeldern bethätigt; fie haben ihre Treue gegen den 
König auf den dänifhen und auf den böhmiſchen Schlachtfeldern 
mit ihrem Blute und mit der ihrer Nationalität eigenthümlichen 


Tapferkeit befiegelt. J 
(Bravo!) 


Haben *) etwa dieſe jelben Einwohner durch die jüngiten 
Wahlen, woran fie ſich mit befonderer Lebhaftigkeit betheiligt haben, 
eine andere Meinung an den Tag gelegt — eine Meinung, welche 
die Vermuthung erweden könnte, daß der Herr Vorredner hier im 
Namen einer irgend erheblichen Anzahl von ihnen geſprochen hätte? 
Die Behauptung, daß dem jo jei, nöthigt mich, auf die Debatten 
von voriger Woche in Betreff der polnischen Wahlen *) zurüdzus 
fommen. ch habe damals dem Herrn Abgeordneten in Ausficht 
geftellt, daß ich ihm einige der Nachrichten, die uns über die 
Wahlen zugegangen wären, mittheilen würde. Seine heutige Rede 
nöthigt mic, Wort zu halten, und ich erlaube mir, auf den Tiſch 
des Haufes einen Bericht des Oberpräfidiums der Provinz Pofen 
niederzulegen, aus deſſen amtlichen Angaben ich mit Erlaubniß 
des Herrn Präfidenten einige — das Ganze würde viel zu 
lang fein — bier vortragen muß, um dasjenige zu erläutern, was 
ich nachher jagen will, 

Die Herren Abgeordneten von jener Seite 

(auf die polnifhe Fraction deutend.) 


*) 6. 2lla. 
*) General v. Steinmeg. 
)8 0.8. 166 f. 











Anhänglichkeit an den Diener feiner Kirche 
dazu zu bringen, Zeugniß gegen ihn abzulegen. Indeſſen das- 
jenige, was zu unferer Kenntniß gekommen iſt, reicht hin, um 
ex ungue leonem ?) zu erfeonnen. Ich erlaube mir, nur drei bis 
vier, ich kann nicht jagen hervorragendere Fälle, denn fie ftehen 
ſich alle gleich, anzuführen: 

Der Geiftliche Wieczorkiewicz in Splawie hat bei einer Zus 
ſammenkunft mit polniihen Bauern diefe mit folgenden Worten 
angeredet: 

„Die Wahlen find vor der Thür, man muß fich zufammen- 
nehmen; ſonſt wird man uns verbieten, polnifch zu jprechen, 
polniſch zu ſchlafen, polniſch zu beten, polniſch zu fingen 
und zu weinen, polnijch eine Kanzelrede zu halten — unfere 
Kinder werden alle deutjch werden, und dann geht es in 
Deutfchland gerade jo, wie in Nufland, dann werden wir 
gehangen werden, wenn wir uns Polen nennen.” 

Ein anderer Fall: Der Propft Kunze in Kiebel, welcher als 
Wahlcandidat für den Wahlkreis Bomſt-Meſeritz aufgeftellt war, 
derjelbe 

„bat nicht nur in verfchiedenen Ortſchaften, z. B. in der 
Stadt Wollſtein Wahlverfammlungen ſelbſt abgehalten — 
mas einem Erlaß des hochwürdigen Erzbijchofs direct wider- 
ſprach — und*) für feine Wahl agitirt, ſondern auch in den 
Parochien Priement, Altkfofter und Schlußenze, in welchen 
die Pfarrgeiſtlichen ſich von der Agitation fern hielten, ſelbſt 
die Leute zur Abgabe der Stimme für ihn zu bereden ger 
ſucht, indem er die — Agitationsmittel bei Polen, 

e Sprache und ihren Glauben, bei Deuts 
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18.3. 1867. ſchen, man wolle ihnen den katholiſchen Glauben nehmen, 
zur Anwendung brachte.” 
Ferner: 

„Die polniſchen Bauern zu Zodyn haben dem Nitterguts- 
befiger Jaenſch, als dieſer fie am Montag den 11. Februar 
fragte, weshalb fie denn zu der Partei des Propftes Kunze 
übergehen wollten, erwidert: er möge doch ihnen das nicht 
nachtragen: fie wühten, dab fie ihm jo Vieles zu danken 
hätten und daf er gewiß ihr Beſtes wolle — aber diesmal 
könnten fie nit anders, fie dürften nicht feinem Rath fol- 
gen; es handle fih um ihr Seelenheil, der Obraſche Propit 
babe ihnen gejagt, daß fie*), wenn fie dies Mal nicht ihm Folge 
leiften und nicht feine Zettel abgeben würden **), bei der 
Dfterbeihte niht auf Abjolution rechnen Lönnten.“ 

. (Hört! Hört!) 

„In Woynowo find die Frauen der deutichen, aber katholi— 
ſchen Leute zu ihrem Dienftheren, Gutsbefiger Boehmak, ges 
fommen, und haben ihm Vorhalt gemacht, wie er ihre Männer 
fönne zu einer Sache bereven wollen, bei welcher es fih um 
ihr Seelenheil handle. 

Auch der Propit Zembsti in Slupia hat am 10. Februar 
d. 3. über die Wahl gepredigt — das haben Viele in 
demfelben Sinne von der Kanzel her gethan — und unter 
vielen Thränen feinen Parochianen verſichert, daß, wenn fie 
nit einen Polen wählten, fie unzweifelhaft die katholiſche 
Religion ***) und ihre polnifche Sprache aufgeben müßten. 
Nach dem Gottesdienfte find außerhalb der Kirche durd die 
Kirchendiener die Wahlzettel vertheilt worden.“ 

Ich lege dieſes Schriftftüd, weldes, ich weiß nidt, ob 50 
oder 20 Fälle enthält, auf den Tiſch des Haufes nieder zu Jeder— 
manns Einfiht, und glaube es jpäter durch den Drud veröffents 
lichen zu jollen. Ueber die Provinz Weſtpreußen und den polnisch 
ſprechenden Theil derjelben find die umfafjenderen Nachrichten noch 
nicht eingegangen. Aber aus den Bruchſtücken, die mir vorliegen, 

*) Beide Worte fehlten im StB. 


**) fehlt im StB. 
++) ©. 211b, 


— Pa 


BES r 

Boiige Waagaion: Mßtrau ber Sin u piktfhen Amen. 208 
Hann ich doch 5.8. anfühten, daß in Orten, wo es notorifd) mir 18.9. 186 
drei Leute gab, die polniſch Eonnten, 130, ſämmtlich katholiſcher 
Confeſſion, geängſtigt durch die Sorge für ihren Glauben und für 
ihr Seelenbeil, für den polniſchen Candidaten geftimmt haben. Die 
Frauen find hierbei wie gewöhnlich in Bewegung gejegt. Eine 
wird hier redend eingeführt: 

„Wenn wir jetzt zugeben, daß unjere Männer für *) 
einen Deutfchen ftimmen, To fommt in 14 Tagen ein evanz 
gelifcher Geiftlicher und tauft uns Alle um, und wir müſſen 
evangeliih**) werben.“ 

Ich fege Hinzu, daß ich bei der Heiligkeit des geiftlihen 
Standes nicht daran zweifeln kann, daß diefe Herren das, was fie 
ihren Beichtkindern gejagt haben, wirklich glauben; aber dann, 
meine Herren, herrſcht unter ihnen ein Grad der Unwiſſenheit in 
Bezug auf weltliche Dinge, der die Negierung dringend wünſchen 
laſſen muß, daß ihm von Seiten der höheren Geiftlichfeit ein Ende 
gemacht werde, namentlich, wenn die Geiftlichkeit dort die Inſpee— 
tion über den Jugendunterricht behalten fol, Aus dem Ganzen 
aber ziehe ich den Schluß, daß, wenn die polnifch redenden Herren 
Abgeordneten irgend ein bejonderes Mandat neben dem allgemeinen 
bier haben, es nur dasjenige fein kann, die katholiſche Kirche 
gegen alle Angriffe zu vertheidigen. Nun, meine Herren, follte 
der Fall ſolcher Angriffe eintreten, fo fünnen Sie glauben, daß 
die Königliche Regierung und ich perſönlich für Sie ein ebenfo 
entſchiedener und zuverläffiger Bundesgenofje fein werde, wie etwa 
mein Eatholijher Herr College, der Geheime Rath v. Saviany. 
Es ift auch für die Frage, ob die Katholiken in der Weberzeugung, 
ihren Glauben jhügen zu müſſen, oder ob die Polen in dem 
Wunde, ihre nationalen Beftrebungen bier bethätigt zu ſehen, 
geitimmt haben, das Zahlenverhältnig der Einwohner von Wichtig- 
feit. Es gibt nad) der legten Zählung in den Provinzen Pojen 

N h es id doch hier nur handeln 
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18. 3. 1867. ſammengerechnet. Es geht daraus hervor, daß ungefähr 300.000 
Katholiſche deuticher Zunge fi in beiden Provinzen befinden, 
welche durch diefe Umtriebe bewogen find, zum großen Theile mit 
für die polniſchen Candidaten zu ftimmen. In einigen anderen 
Kreifen hat ſich die äußerſte Linke der Fortjchrittspartei herbei ges 
laſſen, auch ihrerjeits für den polnischen Candidaten Herrn v. Doni- 
miersti zu ftimmen. Sie find alſo, wie id hier nachgewieſen zu 
haben glaube, nicht legitimirt, wenn Sie Namens der beinahe 
3000000 Einwohner diefer beiden Provinzen, höchſtens legitimirt, 
wenn Sie Namens der Katholiken, nicht aber, wenn Sie Namens 
der Polen jprechen, namentlich nicht legitimirt, wenn Sie im Namen 
der Nationalität für diejenigen ſprechen, die in der Furcht, das 
Heiligfte, was fie in ihrem Herzen tragen, ihren Glauben, beeinz 
trächtigt zu jehen, für Sie geftimmt haben, in Folge einer Furdit, 
die durch fünftliche und dur unmahre Vorſpiegelungen in ihnen 
erregt war. 

Der Herr Vorredner hat mich dadurch, daß er felbit fich dar— 
auf eingelafien hat, zu einem gefchichtlichen Nüdblid aufgefordert. 
Ich will daher auch unterfuchen, ob er vom hiftoriihen Stand— 
punfte etwa einen Beruf hatte, die Intereſſen diefer Provinzen 
bejonders zu vertreten, und zwar mehr als irgend Jemand. 

Wie entjtand denn die Provinz Wejtpreußen und die Ordens— 
berrichaft in Preußen? Der Herzog Conrad von Mafovien *), um 
ſich der Einfälle der heidnifchen Preußen zu erwehren, die Kujavien 
und Mafovien bis tief hinein vermüfteten, rief die Deutfchen Ordens— 
herren **) und gab ihnen einen Kleinen, damals polnifchen Lands 
ſtrich, das Dobriner Land‘). Zugleich veripradh er ihnen — und 
das lag in der Natur der Sache — daf fie Alles befigen jollten, 
was fie der Wildnif, der menjchlihen und der natürlichen — dem 
wilden Stamme, den damals heibnifchen Preußen abgewinnen 
würden. Auf diefe Weife wurde das geſammte Land dftlich der 
Weichjel, welches heut zu Tage einen erheblichen Theil von Weit 


*) StB.: Mafurien, 

+) StB.: Deutfhen und Orbenäherren. 

1) Die Berufung des Deutfchen Nitterorbens erfolgte 1296; unter Her⸗ 
mann Balt begannen die Orbensherren 1230 den Kampf gegen bie heidniſchen 
Preußen. 





preußen und Oſtpreußen umfaßt, ein rein“ deuhſches 
ſirt durch Deutſche, und dazu erwarb der‘) Orden 
Weftpreußen links der Weichſel durch die Verträge, 
indem nach dem Ausfterben, nicht etwa einer polnifhen Donaftie, 
fondern der Hinterpommerfchen Herzöge mit Meftewin IT. im 13. Jahre 
hundert dieſes Land Hinterpommern mit der Hauptitadt Danzig 
an den Lehnsherrn, den Markgrafen von Brandenburg fiel, der 
Markgraf Waldemar davon Befig nahm; und als nad feinem 
frühzeitigen Tode feine Nachfolger nicht im Stande waren, es zu 
behaupten, cedirten fie diefe Landestheile, das heutige Pomerellen, 
damals Hinterpommern, an den Deutjchen Orden. Diefem hat es 
die Krone Polen jpäter dur Krieg und Eroberung abgewonnen, 
als der Ordensitaat dadurch gejchwächt wurde, daß die damalige 
— preußifche Fortſchrittspartei, möchte id jagen — die Städte 
und Landftände, fi mit dem Landesfeinde Polen in Verbindung 
jegten, die Kraft des Ordens ſchwächten, die Deutfchen bei Tannen— 
berg?) geſchlagen wurden, und ſchließlich nach verſchiedenem Hinz 
und Hervertragen zwiſchen Danzig und anderen Städten und den 
weſtpreußiſchen Ständen ein Abkommen zwifchen ihnen und der 
Krone Polen zu Stande kam, vermöge deſſen fie in Perfonalunion 
leben jollten, und auf diejes haben ſich nachmals die Weftpreußen 
oft, wie jegt unſere polnischen Abgeordneten, berufen, aber ohne 
allen Erfolg. Dieſe Transaction wurde ſchließlich durch den Frieden 
von Thorn im Jahre 1466 janctionirt, und jo kam Polen durd) 
das Recht der Eroberung, jpäter durch Verträge janctionirt, 
in den Beſitz von Weftpreußen, und benutzte diefen jehr bald, um 
das Land zu polonifiren, nicht etwa — wie man uns Schuld ge: 
geben hat, zu germanifiren — durch Cultur, fondern durch Feuer, 
Schwert und Zwang. 
(Sehr richtig!) 


Es jeßte gegen die gejhloffenen Verträge polniihe Beamte nad) 
Weitpreußen hinein, die ſich dort bereicherten, indem fie den Adel 
theils aus feinen Gütern verdrängten, theils zwangen, ſich zu poloni- 
firen. So wurde aus der alten deutſchen Familie Hutten 





*) ©. 212a. 
) Am 15. Juli 1410. 
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18.3. 1867. einfache Ueberfegung des Namens: Czapski, jo aus dem beut- 
ſchen Namen Rautenberg das polniſche Klinski, aus Stein 
Kaminski. Ih fünnte die Zahl bedeutend vermehren, unter 
der wir jet, während deutjches Blut urjprüngli in ihren Adern 
fließt, die heftigften Gegner Deutſchlands jehen. 

(Hört! Hört!) 

Die Städte wurden vertragswidrig in ihren Freiheiten beein— 
trächtigt; es wurde jpäter die Neligionsfreiheit gewährleiftet, man 
hielt fie auch theoretiſch aufrecht, aber man ſchloß die Kirchen, man 
nahm fie weg und gab fie den katholifchen Gemeinden, die nicht vor— 
handen waren, die erſt gefchaffen werden mußten und*) aus dem Güter 
erwerbenden Adel und den Beamten, welche dorthin gefchiett wurden *), 
beftanden. Manche der Städter — ich erinnere nur an Thorn — 
baben ihre Protefte dagegen auf dem Schaffotte zu büßen gehabt. 
Ton 19000 Dörfern waren durch die Verheerungen der Polen in 
Weftpreußen nad der Schlaht bei Tannenberg nur etwa 3000 
übrig geblieben. Auch diefe waren ihnen noch zu viel. Die Kriege 
zwifchen Polen und Schweden räumten darin auf, und es ift mehr 
als ein Mal gefchehen, daß emtlafjene polnifche Armeen in den 
verwüfteten deutſchen Dörfern colonifirt wurden. Won denen ftammen 
Ihre**) jegigen Wähler, meine Herren, aus der Gegend von 
Marienburg und Stuhm; das find colonifirte polniſche Soldaten 
auf den Brandftätten deutjcher Bauernhütten, daraus jtammen 
Ihre Landsleute in Gegenden, von denen her die Quellen ber 
deutfchen Cultur fi über Preußen ergoffen haben, in den Gegenden 
von Thorn, Raden, Frided, Löbau. 

Meine Herren, wie Sie Angefichts diefer Thatſachen, diefer 
Gewalt, die von Ihren Vorfahren jeder Zeit gelibt wurde da, wo 
fie die Macht dazu hatten, fih auf die Geſchichte berufen, das 
verftehe ich nicht. Ihr Anſpruch auf Weftpreußen bat jo lange 
gegolten, als der Säbel, der ihn eroberte, ftark genug war, ihm zu 
behaupten; als Ihr Arm erlahmte, hörte der Anſpruch mit der 
Rechtsquelle auf, aus der allein er hergeleitet wurde. 

(Sehr richtig!) 


*) „und“, „wurden“ fehlen im StB. 
*) SB.: ihre. 
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Aehnlich verhält es fich mit dem Großherzogthum Poſen. Wir 18.8. 1861 
haben dieſes Sand, in dem fich jest 800000 polniſch ſprechende 
Preußen und 700000 deutſch prechende Preußen befinden, 

«Hört! Hört!) 
in*) großen und jchweren Kriegen gewonnen. Nachdem im fieben- 
jährigen Kriege Polen für uns nicht eine Schutzwehr, ſondern der 
ftete Ausgangspunkt und Zufluchtsort der rufjiihen Heere gewejen 
war, haben wir es zum zweiten Mal in ſchwerem Kampfe gegen 
einen übermächtigen Feind im Jahre 1815 erworben, und dieſe 
Eroberung ift durch völferrechtliche Verträge bejiegelt worden. So 
entftehen alle Staaten. Wir befigen Pofen mit demſelben Rechte 
wie Schlefin. Wenn Sie gegen das Necht der Eroberung an— 
kämpfen, jo haben Sie Jhre eigene Gejchichte nicht gelefen; ich 
glaube, Sie haben fie gelefen, verfchweigen fie aber forgfältig. 

Heiterkeit.) 

Die Anfänge von Polen waren Elein, meine Herren! Das 
Land am Goplo:See und an der Warthe, was man jet Große 
polen nennt, was alſo nad) dem älteren Begriffe ein ſehr erheb- 
licher Theil von Polen war, vereinigte ſich durch Agglomeration 
mit Kleinpolen in der Gegend von Krakau. Das Alles über- 
ſchreitet noch nicht die Grenzen des heutigen Weftgaliziens und 
Großherzogthums Pofen, erfüllt noch nicht einmal die des Königs 
veihs Polen. Als fie ſich mächtig fühlten durch die Heirath mit 
den litthauifchen Großfürften, die ihnen an und für ſich fehr er- 
hebliche, eroberte Länder zubrachte, wandte ſich diefer Eroberungs- 
trieb gegen den Deutjchen Orden. Vorher hatten fie ihm genügt 
nad) einer anderen Richtung hin auf Koften Rußlands. Nachdem 
durch die Anfiedelungen der deutſchen Nitter gegen die heidniſchen 
Preußen auf diefer Seite Ruhe geſchaffen war, etwa vom Jahre 
1230 ab, wandte jih der Eroberungstrieb gegen die damals von 
tatarifch **)-mongolifchen Horden bedrängten Ruſſen. Polen gewann 
die Gebiete, die heut zu Tage Oftgalizien ausmachen, von denjelben 
Ruthenen bewohnt, welche die Provinzen Volhynien und Podolien, 
welche den Südoften des Königreichs Polen bewohnen; Polen trug 


*) S. 212b. 
+) StB.: tartarifh. 
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"18.3. 1867. fein Schwert weit über den Dnjepr hinaus, fie gewannen die alte 
ruſſiſche Reſidenz Kiew und weit darüber hinaus Tſchernigow, 
Smolenst und jehr weite Landtreden, an fi) von größerer Aus- 
dehnung als dasjenige, was Rußland bei der eriten Theilung 
Polens gewann. Zu gleicher Zeit hatten die Litthauer den ruffie 
ſchen Volksſtamm in Geftalt der Weißruffen, die die Gegend von 
Witebsl bewohnen, ſtark angejchnitten, und nachdem fie fi auf 
diefe Weife dann fräftig genug fühlten, fielen fie mit den ver— 
einten Litthauern den Deutſchen Orden an und nahmen ihm das 
wohlerworbene, blühende, der Wildniß abgerungene Weftpreußen 
ab, um es zu verheeren und den freien Bauernftand derjenigen 
Unterdrüdung Preis zu geben, welche die polnijche Herrfchaft immer 
charalteriſirte. 

(Hört! Hört!) 


Der Herr Vorredner hat es ziemlich unummwunden ausgeſprochen, 
was er mit den preußifchen Zandestheilen anfangen will, wenn 
er fie aus ihrem bisherigen Verbande gelöft hätte, wenn er, wo 
wir die Nachteile der Grenzen wollen verſchwinden laffen, neue 
Grenzen, Zollgrenzen hätte fchaffen können, zwiſchen Weftpreußen 
und Polen einerjeits, und dem weſtlichen Deutichland hinauf, 
refpective Oftpreußen, andererjeits. Er hat die Theilung Polens 
ein Verbrechen genannt. Meine Herren, es war fein größeres, 
als die Theilung Rußlands, die Sie*) im vierzehnten Jahrhundert 
vornahmen, als Sie*) die Gewalt dazu hatten. Greifen Sie in 
Ihren eigenen Buſen und jagen Sie fi, daß Sie das Verbrechen 
der Eroberung hundertfältig, als Sie mächtig genug dazu waren, 
begangen haben. 

Den Gedanken der Wiederherftellung der Republik Polen in 
den Grenzen von 1772 — id) will nicht weiter zurüdgreifen — 
braucht man nur auszudenfen, um fi von feiner Unausführbars 
keit zu überzeugen. Es ift eine Unmöglichkeit aus dem einfachen 
Grunde, weil es dazu nicht Polen genug gibt; es gibt ſehr viel 
weniger Polen in der Welt, als man gewöhnlich glaubt. 

Heiterkeit.) 
Man ſpricht von 16 Millionen Polen. Das Gebiet der ehe 


*) StB.: fie — fie. 
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maligen Republil Polen von 1772 ift — id) abftrahire ganz 
dem durch bie Friedensfhlüffe von 1660 an Schweben verlorenen, 
früher eroberten Livland, und von dem durch den Frieden von, 
Andrufow‘) an Rufland jenfeits bes Dnjeprs abgetretenen Ge: 
biete mit der Stadt Kiew ohne das heutige Gouvernement gleichen 
Namens — dennoch ift das Gebiet, das übrig bleibt, heut von 
etwa 24 Millionen Menſchen bewohnt, unter diejen*) befinden 
ſich 793 Millionen Polen, mehr gibt es in der ganzen Welt nicht, 
Heiterkeit.) 
und davon find 14. Millionen zerftreut in weiten Gebieten, welche 
die wetlichen Gowvernements des ruſſiſchen Reiches ausmachen, 
unter Volterſchaften, die nicht nur Feine Polen find, fondern es 
auch gar nicht fein wollen, die um Alles in der Welt nicht unter 
die polnische Herrſchaft zurüdwollen. Sehen Sie nur in Galizien 
die Feindfhaft der Nuthenen gegen die Polen, denen fie früher 
amterworfen waren, glei den Weftpreußen. Ich führe gerade 
dieſes Beifpiel an, weil es Allen befannt ift, und Sie werden daran 
den Maßſtab haben, weldes die Gefühle der über 10 Millionen 
Nichtpolen find, die mit 1200000 Polen den Weften des ruffifchen 
Reiches bewohnen. In den weſtruſſiſchen Provinzen jtehen gegenz 
über den 10 Procent Polen, die in ihnen zerftreut wohnen, als 
frühere Herren, die mit der Eroberung gekommen find und Land 
an fich gebracht haben oder als Nenegaten ihres Volkes polnijche 
Sitte und Sprache angenommen haben, 90 Procent andere Völler, 
zum größten Theil ruffiihen Stammes, Nuthenen und Weißruſſen; 
dieſe ſprechen nur ruſſiſch, weinen ruſſiſch, wenn fie unter polni- 
ſcher Herrſchaft find, ie 
Heiterkeit.) 


fie find Rufen und wollen Ruffen bleiben, und ftehen der ruſſiſchen 
Regierung bei im Kampfe gegen den polnifhen Adel. Die fibrigen 
find Litthauer, Letten, Deutſche und eine ganz erhebliche Anzahl 
von Juden. Da haben Sie aljo von 24 Millionen 12 Millionen, 
wo es doch die äuferfte Ungerechtigteit wäre, wenn man den 
10 Procent unter ihnen eine gefürchtete und verhaßte Herrſchaft 









*) ©. 213a. 
) Im Jahre 1667, 
Bismards politifhe Ra 
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18.3.1887. fiber die übrigen 90 Procent beilegen wollte. In Galizien, wie 
ich ſchon erwähnte, haben Sie 2 Millionen Ruthenen gegen 2 Mil- 
lionen Polen in Weftgalizien, im Königreich Polen 3400000 Polen, 
außerdem *ı Million Rufen im Südoſten vom Gouvernement 
Lublin und Y Million Litthauer vom Niemen bis ungefähr nach 
Suwalti am nordöftlihen Zipfel des Königreichs; ferner haben 
Sie 300000 Deutihe, 600000 Juden und dann den Reſt von 
3400000 Polen. Ich babe ſchon erwähnt, daß wir in der Pro= 
vinz Poſen deren 800.000 haben, in der Provinz Weftpreußen etwa 
350000. Zählen Sie diefe Alle zufammen (nur diejenigen aber, 
die compact genug wohnen, um ein Gemeinwejen zu bilden und 
die bei fich zu Haufe dodh wenigftens in der Majorität find), 
dann bekommen Sie, wenn ich mich nicht irre, 6Y. Millionen 
Polen heraus, und im Namen diefer 6% Millionen Polen fordern 
Sie die Herrfhaft über 24 Millionen zurüd mit einem Tone, 
einem Gefühl, als ob es die tiefſte, unwürdigſte Knechtung und 
Erniedrigung wäre, daß Sie die Leute nit noch ferner unter 
Ihrer Herrichaft haben und knechten können, wie es leider Jahr— 
hunderte lang, ja ein halbes Yahrtaufend lang geichehen ift. 
(Hört! Hört!) 

Man braucht nur die Verhältniffe genauer zu kennen, und 
diefer Anfpruch hat vor Europa feinen Beltand: das Ganze ver 
ſchwindet in Utopie, namentlid wenn man zur Verwirklihung der 
Utopie darauf ausgehen muß, zunächſt drei große Neiche zu zer 
ftören, Oefterreich, Preußen, Rußland, drei unter den fünf oder ſechs 
europäifhen Großmächten in die Luft zu fprengen, um auf den 
Trümmern derfelben eine neue phantajtiiche Herrihaft von 6 Mil- 
lionen Polen über 18 Millionen Nichtpolen zu begründen. Ja, 
es ift nicht einmal glaublih, daß diefe 6 Millionen Polen pol- 
niſch beherrſcht jein wollen; fie haben, zu trübe Erfahrungen ger 
macht. 

Geiterleit.) 
Wodurch iſt die polniſche Bewegung in Weſtgalizien zum Stillſtand 
gekommen? Weil der polniſche Adel ſich überzeugte, daß der Bauer 
durchſchaute, wohin er zielte, nämlich zur Wiederherſtellung Polens; 
da hat der polniſche Bauer einen Schreck bekommen und hat ſich 
weggewendet von der Bewegung und von den Vorſpiegelungen, 








i Behauptung zu unterftügen, daf 
bit die 6 Millionen Polen nicht die Abficht haben, von ein paar 
Mal hunderttauſend polniſchen Edelleuten von Neuem rſcht 


wi 
der. Meelauf ber Sufrrtstion in Fuhlanb. yeigt biah, 
36 mil. Se zufffce Herrfägft mit als eine hefonbers milhe 


(Heiterfeit.) 
aber der polnifche Bauer hat zu ihr doch mehr Zutrauen, als zu 
der Herrſchaft feines adeligen Landsmanns. 
(Sehr richtigh 

Wo die Nuffen hinfamen und die Hängegensdarmen vers 
ſchwanden, fanden fie damals, vor drei Jahren, die bereitwilligfte 
Unterftügung, joweit die Furchtſamkeit der eingejehüchterten Ber 
‚völferung es geftattete. Ich möchte Sie alſo bitten, meine Herren, 
Sie, die Sie behaupten, das polniſche Volk zu vertreten, verzichten 
Sie darauf, Europa, Preußen, Ihre eigene Provinz in Unruhe 
zu erhalten, indem Sie einem ganz unerreihbaren Ziele nadhjagen. 
Man fann in Ihnen vielleicht die Hoffnung erweden, dies Ziel 
ſei erreichbar, aber dann täuſcht man Sie, oder Sie täufchen ſich 
ſelbſt darüber, wie man es leicht thut über das, was man wünſcht. 
Daß der polnifche Adel ein gewiſſes Heimweh nach den früheren 
Zuftänden hat, ift mir vollftändig erklärlich, das findet ſich auch 
in den deutjchen ehemals geiftlichen Territorien in ganz analoger 

2 
Be (Heiterfeit.) 
Sie darauf, dieſem Phantom nachzujagen, vereinigen 
igen Sie fih mit der Mehrzahl Ihrer 
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1867. polnisch fprechenden Brüder in Preußen, mit den polnijchen Bauern 
in*) der Theifmahme an den Wohlthaten der Civilifation, die Ihnen 
der preußiiche Staat bietet, am den Wohlthaten, die Ihnen die 
durch den Norddeutjhen Bund vermehrte friedliche Sicherheit ge= 
währt, betheiligen Sie ſich ehrlich am gemeinfamen Werk, und Sie 
werben unfere Hand offen finden, und wir werden Sie mit Freuden 
als unfere Brüder und Landsleute in unſerer Mitte begrüßen. 

Der hohen Verfammlung aber in ihrer deutjchen Mehrzahl 
möchte ich diejes Beijpiel der Polen noch bejonders vor Augen 
halten, um den Beweis zu liefern, wohin ein großer, mächtiger 
Staat, geleitet von einem tapferen, Eriegerifchen und gewiß auch 
einfichtigen Adel, gelangen kann, wenn er die Freiheit des Einzelnen 
höher ftellt, als die Sicherheit nad außen, ich will nicht jagen, 
als die Einheit, — wenn die Freiheit des Jndividuums als eine 
Wucherpflanze die allgemeinen Intereſſen erſtickt! 

(Ruf: Sehr richtig!) 

Die energifchiten Anftrengungen — und wer bewundert nicht 
den Grad von Energie, den der polnifche Adel anwendet, um bie 
verlorene Herrſchaft wieder zu erlangen? — die energifchiten Anz 
ftrengungen, die größte Hingebung für gemeinfame Zwede, die 
glänzendfte Tapferkeit, die einzelne Jndividuen fir diefen Zweck 
an den Tag legen, Alles das reicht nicht Hin, um die verlorenen 
Güter zurüdzubringen. Es bleibt das Wort des Dichters wahr: 
„Was du vom Augenblide ausgeihlagen, bringt feine Ewigkeit 
zurück!“ *) 

(Lebhaftes wiederholtes Bravo, vereinzeltes Ziſchen, proteftirender Auf 
aus dem Gentrum, doch wieder Ziſchen.) 

Auch aus der Mitte des Reichstags wurde der polniſche Proteft 
durch die Abg. v. Saenger und v. Unruhe-Bomſt energiſch zurüds 
gewieſen. — Ein ähnlicher Proteft erfolgte unmittelbar darauf durch 
den Abg. Kryger (Hadersleben) gegen die Einbeziehung Nordſchles— 
wigs in den Norbdeutfchen Bund, da jo lange, bis die durch Art. V. 
des Prager Friedensvertrages anerkannten vertragsmäßigen Nechte der 


Be 





*) StB.: an. 
9 Was man von der Minute ausgeſchlagen, 
Bringt feine Ewigkeit zurück, 
Schiller, Refignation. 
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Das Schietjal Polens eine Mahnung. — Art. 
nordlichen Diftricte von 


itten, die ni 
Bere it A re 

Ich kann mid in Erwiderung auf die Neußerungen des Herrn 
Vorredners auf dasjenige beziehen, mas ich über diefe Frage im 
preußiſchen Haufe der Abgeordneten gejagt habe *), und was durch 
den eriten Herrn Nebner, der heute auf diefer Tribüne ftand ®), 
auch heute nochmals verlefen worden ift und alfo den Acten der 
heutigen Discufjion einverleibt werden wird. Ich ergreife außer— 
dem nur das Wort, um gegen zwei factiihe Angaben des Herrn 
Vorredners einen Widerfpruch einzulegen, Einmal gegen die Anz 
gabe, daß die Grenze des Norddeutichen Bundes eine zweifelhafte 
jei umd nicht feſtſtände. Wenn die Verfaſſung fo angenommen 
wird, wie fie gegenwärtig liegt, jo wird damit zur Grenze des 
Gebietes des Norddeutichen Bundes bis auf Weiteres diejenige 
Grenze, die im Wiener Frieden zwijchen Dänemark auf der einen 
und Preußen und Defterreich auf der anderen Seite ftipulirt worden 
iſt. Soll eine andere Grenze gezogen werden, jo find darüber die 
weiteren Verhandlungen **) vorzubehalten, und ich glaube nicht, daß 
dasjenige, zu dem ſich Preußen in diefer Beziehung verftehen würde, 
einen Widerſpruch von Seiten feiner Bundesgenofjen erfahren dürfte, 
Man könnte gegen diefen Widerſpruch fogar einwenden, daf die 
Bundesgenofien im Voraus darauf verzichtet haben, indem fie den 
Inhalt des Prager Friedens bei Schließung unferes Bindnifjes 
als rechtsbeitändig anerkannt haben, feinem vollen Umfange nad, 
alſo auch in Betreff diefer Beltimmung. 

Die zweite Behauptung, die id als thatſächlich unrichtig bes 
ftreite, ift diejenige, daß irgend ein Einwohner von Schleswig 
aus dem Vertrage, den Preußen mit Deterreich abgeſchloſſen hat, 
ein Recht ableiten fünnte auf die Abftimmung. Nur Se. Majeftät 
der Kaifer von Defterreih hat das Necht, von uns die Ausfüh— 
rung des Prager Friedens zu fordern, in welhem Maße, das läßt 
der Inhalt des Prager Friedensinftruments ſelbſt unbejtimmt; er 


*) StB. 219a. 
**) ©. 2196. 
') Situng vom 20. December 1866, 
2) Abg. Kantat. 
























E ir, tet 
dahin ausgefprodhen babe, jo habe ich dies allerdings gerade 
Nücfiht auf Nordſchleswig gethan, indem id damit Habe 
wollen, daß es für die Macht und den ftaatlichen Beſtand Preußens 
von feiner entſcheidenden Wichtigkeit ſei, ob dort einige däniſch 

Einwohner, die lieber zu Dänemark gehören wollten, 
mehr bei Preußen find oder weniger. Die Grenze, die wir in 
diefer Beziehung nicht überfhreiten dürfen und wollen, wird ge- 
zogen durch das Intereſſe des preußiſchen Staates an feiner mili— 
tärifchen Sicherheit: eine Grenze, durch die unfere ſtrategiſche 
Sicherheit nad) jener Richtung Hin beeinträchtigt würde, die ung 
in Verlegenheit jegen könnte, das mit ſchwerem Blut und Anz 
ftrengung gewonnene Düppel nohmals zu nehmen, würden wir 
unter feinen Umftänden anerfennen und zugeben önnen; dazu find 
mir aber auch nicht verpflichtet. 

(Bravo!) 

Es ift nicht gejagt in dem Frievensinftrument „der nördliche 
Diftriet von Schleswig”, wobei man fih Schleswig etwa in zwei 
Diftricte, einen nördlihen und einen füdlichen gejchieden dächte; 
es ift nicht gejagt „ein ſprachlich abgegrenzter Diftrict“ ; es ift der 
Ausdrud gebraucht „die nördlichen Diftricte“, alfo ſolche Diftricte, 
deren es mehrere, vielleicht viele in Schleswig gibt — man kann 
ih das Maß diefer Diftricte jehr Hein, man kann es fich ſehr 
‚groß denken, und jo groß, wie es in Kopenhagen vorjchwebt, glaube 
ic, wird es nicht ausfallen. 

(Heiterkeit.) 

Ich will hier unerörtert laffen, ob wir zur Feftitellung dieſer 
einer Uebereinftimmung mit Oefterreich bedürfen. Wenn es 
Kaiſerlichen Cabinette verlangt würde, jo würden wir uns 


er 











Llimmmg gefhritten wirb, mit der Königlich hänifchen Regierung 
darüber zu verhandeln, ob fie die Rückceſſion und in welhen Um: 
farge, unter welchen Bedingungen fie fie annehmen will. Wir 
Könen, wenn dieſe Ceſſion deutjche Einwohner mit in fich begriffe, 
und zwar ſolche, die laut erklären, deutſch bleiben zu wollen, nicht 
anders zu ihr fchreiten, meines Erachtens, als indem wir das Ger 
ſchid der Deutſchen entweder durch Enclaven, die wir vorbehalten, 
ſicher tellen, oder dadurch, daß wir mit Dänemark einen Staats- 
vertrag abſchließen, für deſſen genaue Innehaltung wir andere 
Vürgfdaften verlangen müßten, als diejenigen, welche früher die 
Deutſchn Schleswigs nur unvollfommen ſchützten. 
(Bravo!) 

Es ift ferner nicht zu vergeffen, daß auf den Herzogthlimern 
Schleswiz⸗Holſtein eine erhebliche Schuldenlaft ruht, die jeden ein 
zelnen *) Theil diefer Herzogthümer afficirt. Won dänischen Schulden 
haben die Herzogthümer 29 Millionen dänifhe Thaler, wenn ich 
richtig rechte, etwa 22%: Millionen preußische Thaler übernommen; 
an Kriegsbiten für Defterreih haben wir ausgelegt nad) dem In— 
halt des Irager Friedens 15 Millionen; unfere eigenen Kriegs: 
koſten, wie wir fie nad dem Wiener Vertrage von den Herzog- 
thümern zu verlangen haben, werden fi nad) einer vorläufigen 
Schätzung af 25 Millionen Thaler belaufen; es kommt alſo eine 
Summe »oı über 60 Millionen Thalern, aljo über 60 Thaler auf 
den Kopf de Bevölkerung. Auf eine Bevölkerung von beifpiels- 
meife 10000 Einwohnern würde nothwendig eine Schuldenlaft 
von 6 Millioren und einigen Hundertaufend Thalern fallen. Alle dieſe 
Verhältniffe yerden in Verhandlungen mit Defterreich, mit Däne— 
mark geklärt verden müſſen, ehe zur Ausführung der Beſtimmung 
geihritten weden fann. So lange kann die Bundesverfaffung 
nicht aufgeſchben werden, können auch die Grenzen des Bundes 
nicht ungewiß bleiben. Und gerade bei der Unbeftimmtheit der 












Grenzen fällt es noch mehr ins 2 ‚fein Schleswiger be- 
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18.8.1867. haupten kann, gerade ihm gäbe diefe Beſtimmung ein aud) 
moralifces Anredht; denn daß ein juriftiihes Net 
unjerem Vertrage mit Defterreich von feinen Bewohner Sc) 
Holſteins abgeleitet werden kann, darf ich einer Verſammlung, 
fo viele Juriften unter fic zählt, nicht erſt beweifen. 

(Bravo!) 





Die Mahnung, die Graf Bismard in Anknüpfung ar die 
Schilderung der Bejtrebungen des polniihen Adels und ihrer Folgen 
ausgeſprochen hatte, es möchte ſich der Neichstag dieſes Beiſpel vor 
Augen halten, als einen Beweis dafür, wohin ein mächtiger Staat 
gelangen Fünne, wenn er die freiheit des Individuums höhe ftelle, 
als die allgemeinen Intereſſen, gab dem hannoverfchen Abg. ı Ham: 
merftein Veranlafjung, im Namen des hannoverjhen Adels zu ver 
fihern, daß er auf dem Standpunkte des polnischen Adels, auf dem 
Standpunkte des Protejtes nicht ftehe, fondern nur wünſche daß bei 
dem Neubau Deutſchlands die Rechte der einzelnen Staaten, ie Nechte 
der Einzelnen und der Geſammtheit gewahrt würden, jo wit es mit 
einem gefunden Aufbau des Deutſchen Bundesſtaates vertuglich fei. 
Zu factifcher Berichtigung bemerkte Graf Bismard*): 

Ich will nur zu einer kurzen factijchen Berichtigung das Wort 
nehmen, da der Herr Vorredner meine Aeußerungen von heute 
mißhört hat. ch habe nicht von Beftrebungen des hamnöverjhen 
Adels geiproden, den ich mit dem polnischen parallelifite, jondern 
von den vielen Schwierigkeiten, die mande Eingejejjne früherer 
geiftlicher Territorien in Deutfchland Hätten, die günlige frühere 
Lage des Adels in diefen Territorien heute zu vergefen. 

Der Abg. Schraps befämpfte den Entwurf als Gegner des 
Bundes überhaupt und brachte dabei das Verhältnig zu Luxemburg 
und Limburg zur Sprache, das in dem Entwurfe gar nicht berührt 
fei. Die reis: und volksfeindliche Politif, die in Prußen heimisch 
fei, habe unter dem Regiment des Deutſchen Bundes de verfajlungs: 
mäßigen Zuftände nie zur Entwidfelung fommen Lafjen, diefelbe Politit 
habe die Suremburger, die ftet® zu Deutſchland geheten, von uns 
meggetrieben, fie werde nun aud Holland, das jtet? die Vormauer 
und der Vorfämpfer Deutfchlands gegen Frankreich gweſen ſei, dem 
Feinde in die Arme treiben. Das Beſatzungsrecht Prefiens in Lurem: 


ets. 222b. 





über das dortige Militärbudget die Abgeordneten geneigter zu 


2 (Heiterkeit.) 

aber diejer Nüdjicht kann ich doch nicht allein den Urfprung diefer 
Gerüchte zuſchreiben, als ob wir Holland bedroht hätten, — Ge: 
rüchte, die fo vollftändig aus der Luft gegriffen find, daß mit 
feinem Buchftaben jemals der mindefte Anlaß gegeben ift, der einer 
ſolchen Erfindung aud nur die Haaresbreite Raum darböte, auf 
der eine Lüge Fuß faſſen fönnte. 

Wir Haben mit Holland — mit den Niederlanden, will ic) 
richtiger ausbrüden — bei Gelegenheit des Ausbruchs bes 
Krieges über Luxemburg eine kurze Auseinanderfegung gehabt, 
Die Großherzogli luremburgiſche Regierung folgte nicht unferem 
Beiſpiel, fi vom damaligen Deutjhen Bunde zu trennen, nadj- 
ee ve 14.116. Juni erfolgt war; fie blieb 
in der Verfammlung, fie aſſociirte ſich aljo gewiſſermaßen der 
Corporation, bie mit uns im Kriege war, fie fuhr fort, Dazu zu 


& 








(Heiterkeit. 
Rn: ſelbſt damals in diefen Vorgängen der Keim irgend ei 
Befürtung für Holland, einer Bedrohung der Niederlande a 
haben fönnte, kann ich nicht annehmen, das find vorüb angı 

Dinge. Bekannt ift, daß die Königlich niederländiihe 9 
wünſcht, das Band, weldes einen Theil ihres unmittelbaren 
bietes, einen Theil der Provinz Limburg feit einer Neihe " 
Jahren mit umfaßt, gelöft zu jehen; fie hatte darüber ſchon in 
Frankfurt beftimmte Anträge gemacht. Wir haben die Ueberzeu— 
gung, daß, wenn wir mit Entſchiedenheit darauf beftanden hätten, 
die Niederlande ſollten für Limburg beitreten, wir dadurch den Nieder- 
landen einen Anlaß zur Beforgniß gegeben haben würden, indem es 
dann ja eben wiederum darauf anfäne, die Zerreißung einer ſtaatlichen 
Einheit herbeizuführen, die die polniſchen Herren Abgeordneten der 
preußijchen Monarchie anthun wollten bei dem tiefer einſchneidenden 
Syſtem des jebigen Bundes. Wir haben diefe Zumuthung nicht 
geftellt, eben jo wenig ift uns in Bezug auf Luremburg jemals 
ein Wunſch des dortigen Souveräns, der dortigen Negierung, der _ 
dortigen Einwohnerfhaft ausgeſprochen worden, für diejes Groß— 
berzogthun dem Norbdeutjchen Bunde anzugehören. Man Fönnte 
im ganz ftrengen Wortsfinne annehmen, daß nad) der Analogie 
der Friedensihlüffe, die wir mit Meiningen, mit Reuß gemacht 
haben, ſchließlich vielleicht jogar ein Friedensſchluß mit Luremburg 
nöthig wäre. Aber dieje indivecte Kriegserflärung, die im Ver: 
meilen Zuremburgs im Bunde lag, hat gar feine Folgen gehabt, 
weder einen Kampf nod einen Friedensſchluß. Unſererſeits ift 
auf die Zugehörigkeit Luremburgs und Limburgs zu Deutjchland 
weder verzichtet worden, noch ift fie als ein Rechtsgrundſatz aus— 
gejprodhen worden. Wir fünnen den Souveränen, die dem Bunde 
nicht beitreten wollen, feine Gewalt und Leinen Zwang anthun. 
Wenn einer der übrigen Souveräne, mit denen wir uns jegt im 
Bunde befinden, nachhaltig und- entjchieden geweigert hätte, dem 
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A 
Norddeutſchen Bunde beizutreten — ich glaube doch, die geogra- 18.8.1867. 


phiſche Situation eines folden Staates müßte ehr zwingend ihrer 
Natur nah auf uns gewirkt haben, wenn wir hätten einen Druck 
auf eine ſolche Regierung ausüben follen in einer Lage der euro— 
päiſchen Verhältnifje, wo wir ebenfo wie die anderen Großmächte 
das Intereſſe haben, den Zunder, der*) den Frieden Europas in 
Brand fteden könnte, in feiner Weije zu vermehren. Ich kann 
deshalb nur conftatiren: von Seiten Limburgs**) ift uns niemals 
die Abficht und der Wunſch ausgefproden worden, dem Norddeuts 
ſchen Bunde beizutreten, von Seiten Luremburgs ift uns entſchieden 
der Wunſch ausgeſprochen worden, in dieſer Beziehung nicht bes 
belfigt zu werden. 

Der Abg. v. Hennig, Mitglied der Fortſchrittspartei, trat als 
entſchiedener Vorkämpfer gegen die nationalen Anſprüche der Polen 
auf; am Schluffe feiner Rede fam er auf einige Neußerungen des 
Grafen Bismard zurüd, um fie zu entfräften. Ex proteftirte ein- 
mal gegen den Vergleich der deutſchen Fortfhrittspartei mit dem Bunde 
der Landritter und Städte in der Provinz Preußen, denn jeder Zeit 
habe die deutſche Fortſchrittspartei e8 von ſich gemwiefen, irgendwie 
mit einem fremden Sande in Verbindung zu treten, fie habe die Be: 
wegung zur Neuconftituirung Deutfhlands in Fluß gebradt und auf 
populärem Wege zu erreichen geſucht, was die Negierung fpäter auf 
dem Wege der Gewalt theilweife wenigitens glücklich durchgeführt habe. 
Weiter erhob er Widerfpruc gegen die Mahnung, der Reichstag möge 
ſich die Geſchichte Polens zum warnenden Erempel dafür nehmen, wie 
gefährlich die Wucherpflanze Freiheit einem großen Staate werben 
könnte. Er betritt dem gegenüber, daß es in Polen überhaupt reis 
heit gegeben habe, wenigitens eine Freiheit, die begrifflih Dem ent⸗ 
ſprochen hätte, was man in Deutjchland Freiheit nenne. Dort habe 
die Freiheit in der Ausübung des liberum Veto bejtanden, hier gelte der 
Sat, daß der Einzelne nicht berechtigt fei, zu verlangen, daß das Ge: 
did des Vaterlandes nach feinem Eigenmillen entchieden werde. Graf 
Bismard erwiderte ***):; 

Ih bemerfe nur, daß die Polen ſelbſt in dem polniſchen 
Staate dod die Unabhängigkeit des Einzelnen als das wahre Kri— 
terium ihrer Freiheit anfahen. Jh erinnere mich, einen polnifchen 
Wappenſpruch gelefen zu haben, der, wenn id) richtig citire, une 

*) 8, 224a. 


**) StB.: Sugemburgs, doch erfordert der uf 
vr) StB. 2260. 














Preußen das Lob ertbilt, daf fi fi) niemals mit f 
ftrebungen eingelafjen habe, jo rechnet er offenbar die r 
Beſtrebungen nicht zu den fremden, es find einheimifche. Ich er⸗ 
innere mich wenigſtens, daß ich ſeiner Zeit vor etwa vier 
in einem fehr bitteren und anſtrengenden Kampfe der verbündeten 
polnischen und Fortichrittspartei auf einem anderen Boden gegen 
über gejtanden habe. 
(Sehr richtig! Bravo! reits.) 


Der Abg. v. Carlowit berührte in feiner Nede die unklaren 
Beziehungen zwifchen dem Norbdeutjchen Bunde und den fübbeutjegen: 
Staaten, bie durch die Ereigniſſe des legten Jahres an 
feit gewonnen hätten und ohne Vertragsbruch im Stande wären, ſich 
eventuell mit Frankreich gegen Preußen zu verbünden. Schlimmer aber 
als mit den ſuddeutſchen Staaten, mit denen ja die Bundesverfafjung die 
‚Herftellung einer dauerhaften Verbindung auf dem Wege des Vertrags 
zulaffe, jtünde es mit Luxemburg, das völlig aufgegeben erfcheine und 
durch feine Trennung von Deutjchland Gefahr laufe, unter die Herr 
ſchaft Frankreichs zu fommen. Er bat, Luremburg aud) ferner in einer, 
wenn aud) nur loderen Verbindung mit Deutſchland zu erhalten, wünſchte 
aber andererſeits aud nicht, daß der König von Holland für Lurem: 
burg dem Norbdeutfchen Bunde beitrete. Graf Bismard entgegnete*): 


Der Herr Redner hat ungeachtet meiner bündigen Verfiherung, 
die ich, wie ic) glaube, in der legten Sigung gegeben habe, über die 
Beziehungen Preußens und des Norddeutſchen Bundes zu Süddeutjche 
land (S. 180 ff.), heute von Neuem das Schredbild aufgeitellt eines 
Bündniffes zwijchen den ſüddeutſchen Staaten und dem Auslande 
gegen Preußen. Ich glaubte mic neulich deutlich genug aus— 
geſprochen zu haben, ich jehe aber heute, daß ich jelbft von einem 
jo einfichtigen und mit den Geſchäften vertrauten Politifer, wie 
der Herr Vorredner ift, nicht verftanden bin. Ich freue mich daher 





*) StB. 229a. 
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Hinzufügen zu können, daß diejenigen Beziehungen zwiſchen Nord-'18. 3. 1867. 
deutfchland und Süddeutſchland, die ich mir neulich nur anzudeuten 
erlaubte, bereits jeit dem Friedensjchluß vertragsmäßig verbürgt find?). 

(Hört! Hört!) 

Ich hoffe, dies wird den Herrn Vorrebner darüber vollftändig + 
beruhigen. Der Herr Vorredner hat eine eigenthümliche Neigung 
verrathen, kitzliche und ſchwierige Fragen zu berühren, 

(Seiterfeit.) 
diefe und eine, die mir der Mühe in der That noch weniger werth 
ſchien, die Iuremburgiiche. Ich habe mich ſchon vorher über dieſe 
ausgeſprochen, jo weit es nöthig war, ich glaube, der Herr Vor— 
redner iſt mit ſich felbit darüber in Widerſpruch getreten, indem 
er es für eine der ſchwächſten Seiten des früheren Bundes bielt, 
daß folde Souveräne, die außerhalb des Bundes ein größeres 
Gebiet befäßen, Mitglieder geworden wären. Nichtsdeftoweniger 
ſchlägt er ſelbſt in diefem Augenblide vor, den König der Nieder 
lande als Großherzog von Luremburg wieder in den Bund auf 


— (Seiterfeit.) 
oder dem Großherzog das Großherzogthum, das er mit vollem 
Nechte befigt, abzunehmen, tertium non datur. 

(Sehr richtig!) 

Der Herr Vorredner ſprach eine Art von Vorwurf gegen mich 
aus — der Vorwurf trifft mich perſönlich — daß die Siege unferer 
Truppen in Niolsburg nicht hinreichend ausgenugt wären. Ich 
bedauere, daß mir fein Rath damals nicht zur Seite geftanden, 

Heiterkeit.) 

vielleicht hätten wir dann mehr erlangt. Die luxemburgiſche Frage 
aber, meine Herren, fann der Herr Vorredner auch heute noch auf 
eigene Hand auf ſich nehmen, und wenn es ihm gelingt, den Große 
herzog zu disponiren, daß er jih dem Norddeutichen Bunde an- 
ſchließt, dann wird er ſich vielleicht jagen Fönnen, eine europäiſche 
Frage geihaffen zu haben, ob etwas Weiteres, das bliebe abzu— 
warten. 


) Am 19. bezw. 23. März 180 
aboeſchloſſenen Schuverträge du 
veröffentlicht. 
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18. 3. 1807. Art. 1 des igsentwurfs wurde Ablehnung fänmt- 
licher Aı a Faffung der — angenommen. 





17. Sitzung des Reichstags des Norddeutſchen Bundes 


Donnerfing 21. März 1867. 


21. 3. 1867. Der Art. 4 des Verfafjungsentwurfs für den Norddeutſchen Bund 
zählte die Angelegenheiten auf, welche der Beauffihtigung und Gejet: 
‚gebung des Bundes unterliegen jollten, als; Beftimmungen über Heimaths- 
Zoll · ¶ Münzweien, Strafreht u. f. wm. Der Abg. Braun (Wies- 
baden) beantragte, den 13 Nummern diefes Artikels als Nr. 14 bins 
zuzufügen: 

Der Beauffihtigung des Bundes und der Geſetzgebung defjelben 
unterliegen: 

14. Die Feititellung der Befugniffe, welde fein Bundesftaat in Ber 
zug auf Preß⸗, Vereins: und Verſammlungsrecht, ſowie in Bezug 
auf die fonftigen perſönlichen und ftantsbürgerlichen Rechte feinen 
Angehörigen vorenthalten darf. 

Bei der Specialdiscuffion über Art, 4, mit welher die 17. Sigung 
des Neichstags begann, gelangte auch diefes Amendement zur CErörter 
rung. Der Abg. v. Bodum: Dolffs befämpfte daſſelbe lebhaft, weil 
es die Beihlußfaffung über gewiſſe Grundredte in die Hände des 
Yundesrathes verlege und damit die wichtigften Nechte der einzelnen 
Staaten allen Chancen der Bundesgejeggebung unterwerfe. Auch die 
Abg. dv. Binde und Wagener baten um Ablehnung des Amen- 
dements. Unter den Vertheidigern deſſelben ſuchte der Abg. Graf 
Schwerin die Befürchtungen, die wegen eines Uebergreifens des Bun— 
des in die Landesgejehgebung bei Annahme des Amendements laut 
geworden waren, zu widerlegen, indem er ausführte, daß das Amen: 
dement ja nur die Möglichkeit geben wollte, in Bezug auf Preſſe, 
Vereinswefen u. ſ. w. ein Bundesgefeh zu erlafien. Das Schwer: 
gewicht im Bunbesrathe liege aber bei Preußen; denn wenn Preußen 
mit feinen 17 Stimmen unter Hinzufügung ber drei mecklenburgiſchen 
und zwei reußiſchen Stimmen der Meinung fei, daß in Bezug auf 
die Preß⸗ und Vereinsgefeggebung in einem einzelnen Bundesftaate 
Etwas abgeändert werden müfje, jo jei es im Stande — die Zuftim- 
mung des Reichstags vorausgefegt —, ein entſprechendes Gefeg durch⸗ 
zubringen; wiberjege es fi) mit Unterſtützung der genannten Klein: 
ftaaten einer vorgefhlagenen Abänderung der Landesgeſetzgebung, fo 
müfje diejelbe unterbleiben. Er erklärte, ven Widerjprud der Herren 






begreifen zu fönmen, die glaubten, 
* Dadt haben ı  Deutfland zu — 
— Bismard das Wort”): 

Ich habe nur das Wort ergriffen, N 
fiht des Herrn Nebners, der foeben die Tribüne verläßt, auszu- 
ſprechen, nämlich gegen dasjenige Argument, daß er nicht begreife, 
wie Jemand, der Preußens Führung auf dem Wege wolle, den id) 
mit ihm auch ferner zu wandeln hoffe, diefer Sache widerſprechen 
könne. Der Herr Redner hat dabei, glaube ich, ein Motiv unter 
ſchätzt, weldes in mir, wenigftens als Minifter — ich jage nicht, 
als Abgeordneter — das ſtärkſte iſt bei demjenigen Widerſpruch, 
den ich gegen irgend eines der vielen hier auftretenden Amende- 
ments erhebe, nämlich die mich nie verlafiende Sorge: werben wir 
dafür die Zuftimmung der übrigen Regierungen erlangen? kann 
an dieſer Sache die Zuftimmung fcheitern? ift die Sache der Mühe 
werth, das Ventil der Maſchine auf diefe Probe zu ftellen? Und 
in der Beziehung kann ih mid) auf die Argumentation des Herrn 
Vorredners berufen; ich glaube, er hat ſchon dazu beigetragen, die 
Ueberihägung des Werthes diejes Amendements, falls**) es anz 
genommen würde, zu vermindern. Es handelt fi, wie ſchon vor- 
ber hervorgehoben worden ift, nur um ben Unterſchied der Gejeg- 
gebung und der Verfaffungsänderung, 

(Sehr richtig!) 

um bie Frage: ift zur Einführung diefes oder jenes Grundrechtes, 
diefer oder jener Garantie — es ift nicht ganz der richtige Ausdrud, 
aber die Herren verftehen mich — erforderlih, daß zwei Drittel 
der Stimmen im Bundesrathe dafiir vorhanden find, oder reicht 
die größere Hälfte hin? Um uns einen Gedanken von dem prak— 
tiſchen Werth diefes Unterjchiedes zu machen, faſſen wir die Sache 
einmal nicht von der Seite des Druckes auf, der fid hinter das 
Durchbringen einer folhen Sache jegen läßt, jondern von der 
Seite der Widerftandsfraft. Bei dem Erforderniſſe von zwei 
Dritteln Majorität genügt Preußens Widerfprud mit 17 Stimmen, 
um das Zuftandefommen unmöglic zu machen. Bei Annahme 





*) StB. 302a. 
+) ©. 302b. 






find, ift es nicht wünſchenswerth, eine < 
en; es mürde dann nur nod eine der ein 

Binzutreten bürfen, dann wäre die Majorität von 22 da, 
Widerſpruch im Bundesrathe erheben könnte, an dem die 
ſcheiterte. Won diefer Seite betrachtet, meine Herren, g 


Werth, daß fie darum das Ganze auf die Probe ftellen ſoll 
Ich hoffe, daß, wenn der Fall der Entſcheidung einträte, a 
auf Seiten der Bumdesregierungen durch*) ſolche Dinge unfer 
nicht gehindert werden wiirde; daß jolche Anftände nicht au 
um die Grundlage, die wir haben, zu zerftören und in die 2 
zu fprengen: — aber, meine Herten, ſicher find wir doch im 
diefer Sache nit! Wenn ich hier als Abgeordneter ſpräche, ſo 
würde id jagen: man fann es annehmen, man fann es ablehnen; 
ich jehe darum feine Gefahr für das Vaterland. Als Minifter 
Tann ich nur dazu vathen, es abzulehnen, 
(Bravo!) 
Das Amendement Braun wurde in namentlicher Abſtimmung 
mit 130 gegen 128 Stimmen abgelehnt. 
€s folgte die Beratung über das Amendement Tweſten: 
Der Reichstag wolle beihließen: 
a) dem Art. 4 als Nr. 15 hinzuzufügen: 
15. Das Militärwefen des Bundes und die Ariegsmarine; 
b) mit dem Antrage zu a für untrennbar zu erklären und als alin. 2 
zu Art. 5 (oder fonft an geeigneter Stelle) hinzuzufügen: 
Bei Gefegesvorfhlägen über das Militärwefen und bie 
Kriegsmarine gibt, wenn im Bundesrathe eine Meinungs: 
verſchiedenheit ftattfindet, die Stimme des Präfiviums den 
Ausſchlag, wenn fie fic für die Aufrechterhaltung der bejtehen: 
den Einrichtungen ausſpricht; 
und in Verbindung damit die Discuffion über ven Antrag Schaffrath, 
dem Abjchnitt IT Art. 4 am Schluffe hinzuzufügen: 
$ 14 Das Militär: und Marineweſen; 
$ 15 das Bundesfinanzwejen, und 
$ 16 die Abänderung und Auslegung diejer Verfafjung. 


* StB.: über. 
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2 “ den Vorzug —— 
Worte zu kommen, ſo bin ich in der angenehmen Lage, mich ganz 
eng an den Gegenftand halten zu können, der uns augenblicklich 
vorliegt‘). In Bezug auf denjelben erlauben Sie mir nur her 
vorzuheben, daß die Bundescommiſſare bei ihren Berathungen 
diejen wichtigen Gegenftand nicht etwa zufällig überjehen oder 
vergeffen haben, fonbern daß fie Erwägungen ftattgaben, nad) 
welchen fie einen jolden Zufag, wenn nicht für überhaupt ent— 
behrlich, doch als für jegt entbehrlich anſahen. Indeſſen bin ic) 
im Augenblid in der Lage, im Namen der Königlich preußiſchen 
Regierung auszuiprechen, daß ihr dieſer Zufas, das Amendement 
des Herrn Tweſten, wenn es ungetheilt zur Annahme fommt, 
annehmbar fein würde. Wenn id) ausnahmsweiſe bei dieſem 
Gegenftande eine ſolche Aeußerung thue, zu der ich in Ueber 
einftimmung mit dem Großherzoglich beffiihen Commifjar?) das 
Recht für gewöhnlich in diefem Stadium nicht in Anſpruch nehme, 
jo bin ich im diefe Möglichteit dadurch verjegt, daß ich aus der 
Anficht der hier anweſenden Commifjare die Neberzeugung ger 
wonnen habe, daß wir Ausficht haben, zu diefem Amendement die 
Zuftimmung der übrigen Regierungen zu erlangen. Wir haben 
fie noch nicht, aber wir hoffen, fie zu gewinnen. 

Dagegen das Amendement Schaffrath wiirde, für die König: 
lich preußifche Regierung wenigftens, nicht annehmbar fein. 

Der Antrag Tweften wurde mit großer Majorität angenommen. 


Nebner, den Abg. Günther, der wiederholt zur Sade gerufen werden mußte, 
weil er fi) von dem Gegenftande der Discuffion auf das Gebiet der General- 
discuffion über die gefammte Bundesverfafjung verirrte. 

*) Geh. Legationsrath Hofmann. 


Bismards politijce Reden. TIL. 
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226 II. Reichstag des Nordd. Bundes, MH. Febr. bis 17. April 1867. 


18. Sitzung des Reichstags des Norddeuffchen Bundes 
a Sonnabend 23, März 1867. 


Für F 5 des — * ———— 
ꝛesrath und den eichstag beantragte 
der Keule Angerer folgende Faflung: 

Die Bundesgewalt wird innerhalb der durch diefe Verfaſſung 
geſtedten Grenzen durch die verfaflungsmäßigen Organe der 
jelben ausgeübt: die Bundesgejeggebung inäbefondere, nah Map: 
gabe des Inhalts diefer Berfaffung, durch die übereinftimmende Be: 
ſchlußfaſſung des Bundesraths und des Neihstags. 

Gegen den Antrag machte der Abg. v. Vinde geltend, dab er 

im Weſentlichen Nichts bedeute, inhaltslos und doctrinär fei; wenn 
der Abg. Errleben zur Befürwortung des Antrags darauf hingewieſen 
— er von Wichtigleit ſei für die Mitwirkung des Reichstags 
BVerfofjungsänderungen, jo wiſſe er nicht, wie durch die Faflung 

% Artikels nad; den Anträgen des Abg. Dr. Zahariae die Aendes 
rung der Verfafjung erleichtert oder erſchwert werden könne — denn 
davon enthalte der Antrag Nichts. Daß der Reichstag auch bei Ver— 
faffungsänderungen gefragt werden müffe, verjtehe ſich von felbft, da 
er zu jedem Acte der Gefeggebung mitzuwirken habe; ob es dazu wie 
im Bundesrathe einer Zweibrittelmajorität bebürfe, wie der Vorredner 
anzunehmen geneigt ei, darüber fei weder aus der Verfafjung noch 
aus dem Antrag etwas zu entnehmen, Er bat um Ablehnung des 
Amendements. Graf Bismard äuferte fih in demjelben Sinne*): 


Ich kann die Aeußerung bes Herrn Vorredners nur wieder- 
holt beftätigen. Die verbündeten Negierungen haben feinen Zweifel 
darüber gehabt, daß eine Verfaffungsänderung mindejtens dod ein 
Act der Geſetzgebung fei, und zwar ein ganz eminenter und ein— 
ſchneidender, der deshalb in Bezug auf den Bundesrath an die 
Erjehwerung, die zwiſchen "s und *s liegt, gefnüpft if. Im 
Uebrigen find bei der Beratdung wir ftets von der Vorausjegung 
ausgegangen, daß, wie zu jedem anderen Acte der Gejeggebung, 
ein Votum des Neichstages, bei dem aber nad) einfacher Mehrheit 
bejchloffen werde, auch für eine Verfaſſungsänderung erforderlich fei. 

Auch darin kann ich dem Herrn Vorredner nur beitreten, 
wenn er diefen Antrag in die Kategorie derjenigen zählt, die prak— 


— Sts. 324 b. 


— 








ap uderie mare vr, ie Bun De ae 
mit großer Majorität angenommen. 


19. Situng des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 
Dienftag 26. März 1867. 
Art. 6 des Verfafjungsentwurfs —— von der ER 26. 3. 1867 


die 
gabe 
Bundes vertheilt 


Ein Amendement der Abg. Braun (Wiesbaden) und Midaelis 
Bundes“ ſtreichen, 

und in der 19. — des Reichstags befürwortete der Braun 
die ng Deutſchen Bund 


noch wenig ſubſidiare 
Geltung habe. Der Abg. Frhr. v. Vincke (Hagen) rieth, den Zu— 
ſatz beizubehalten, da mit demfelben wohl ein Fingerzeig habe gegeben 

jollen, daß Preußen feine prädominirende Zahl von Stimmen 
im Bundesrathe haben wolle, was für die Entſchließung der fübdeute 
ſchen Staaten über einen möglicher: Beitritt zum Norbbunde nicht une 
weſentlich ſei. Graf Bismarck erklärte*): 


Jede Stimmvertheilung diefer Art hat nothwendig etwas Will- 
liches. Sie jo einzurichten, etwa wie im Neichstage, daß die 





einen ganz außerordentlicen Vorzug, der namentlich, je mehr 
Spielraum der Willtür geboten ift, um jo ſchwerer ins Gewicht 
fällt, nämlich denjenigen, daß die Negierungen ſich darüber ger 
.einigt haben, was für einen anderen nicht jo leicht zu erreichen 
fein wird. Warum haben fie fich darüber geeinigt, meine Herren? 
Weil hier eine zwar auch willkürliche Vertheilung vorliegt, die 
aber 50 Jahre alt ift, und an die man fi 50 Jahre lang ge 
wöhnt bat. Es bat in den Wünſchen der Regierungen gelegen, 
daß diefen Motiven gerade Ausdrud gegeben werde, daß fie des- 
halb, weil diefes Stimmverhältniß ein bergebrachtes ift, ſchon in 
rechtlicher Geltung beftanden hat, ihm beigetreten find, nicht aber 
deshalb, weil fie hierin gerade eine richtige Wertheilung nad) 
Macht, Einfluß und Bevölkerung gejehen hätten, Wir legen 
darauf Werth, daß diejer, wie der Herr Vorredner?!) bereits bes 
merkte, jedenfalls unſchädliche Zuſatz beibehalten werde. Daß 
daraus eine jubfidiäre Geltung des früheren Bundesrechts deducirt 
werden könnte, muß ich entjhieden in Abrede ftellen. Gerade, 
wenn es hier nicht ausdrücklich erwähnt und dennoch genau die 
Stimmzahl des früheren Bundesplenums gewählt wäre, könnte 
man eher auf die Wermuthung kommen, daß im Allgemeinen das 
frühere Necht eine gewiſſe jubjidiäre Bedeutung haben jolle. Aber 
gerade weil es hier und nirgends wieder ausnahmsweife angezogen 
ift, fehlt diefer Wermuthung jeder Boden. 


Art, 6 wurde einftimmig nad) Maßgabe der Vorlage ange 
nommen. 





Art. 8 des Regierungsentwurfs lautete: Der Bundesrath bildet 
aus feiner Mitte dauernde Ausſchüſſe: 1. für das Landheer und die 
Feftungen, 2. für das Seeweſen, 3. für Zoll: und Steuerwejen, 4. für 


1) bg. v. Vinde (Sagen). 


Der Abg. v. Hammerſtein erbat ſich 


feiten, bie er in Art. 8 gefunden habe, Auskunft von 


en, da er nicht zufammen fei. 


böten Unflarheiten dar; es ſei zweifelhaft, ob unter — bloß 


Gewerbe lomme. 
dem Bundesrathe zur — — folften , ‚ober — dem 
um bei der Executivgewalt mitzuwirken. Endlich empfahl er den An: 
trag des Abg. Dr. Zachariae, das Wort „Bundesfeldherr” durch „Präs 
fidium“ zu erfegen. Graf Bismard erwiderte*): 
Was den Ausdrud „dauernd“ anbelangt**), jo ift derjelbe 
dahin gemeint geweſen, daß dies nicht Ausſchüſſe fein follen, die 
einmal ad hoc zu einem bejtimmten Zweck gewählt werden, 
ſondern ſolche Ausſchüſſe, welche ftets eriftiren jollen. Ob fie 
immer verfammelt jein jollen, ob fie auch dann in Thätigfeit fein 
follen, wenn der Bundesrath nicht verfammelt ift, hängt von den 
Bejchlüffen des Bundesraths ab und von der Beduürfnißfrage. 
Der Bundesrath kann jehr wohl das Bedürfniß haben, daß lang- 
wierige, vorbereitende Arbeiten, die aus dieſen Ausſchüſſen hervor- 
gehen, erledigt werden, ehe er in feiner vollen Anzahl zufammen- 
tritt, namentlih da die Mitglieder des Bundesraths möglicher 
Weiſe aud in ihrer engeren Heimath Gefchäfte von Wichtigkeit 
haben können, jo daß man mit ihrer Zeit fparfam umgeht***), 
Es iſt das facultativ je nach den Beſchlüſſen des Bundesraths. 
Ich glaube nicht, daß irgendwie eine formale Handhabe dazu ge 














feldherrn 

das auch ſelbſt gefühlt, daß damit Nr. 2 declarirt fei, daß es die 
Kriegsmarine ſein ſoll. Daß zwiſchen der Kriegsmarine und den— 
jenigen Behörden, die ſich die Pflege für Handel und Verkehr an— 
gelegen jein laffen, aljo aud) bie Seeihifffahrt des Handels, viele 
Berührungspuntte und gemeinfame Gejhäftsobjecte vorliegen, das 
erweiſt ſich in jedem Einzelſtaate aus den Berührungen zwiſchen 
Handels und Marineminiſterium, und ich glaube, wir find bier 
nicht verfammelt, um die Gejchäftsordnung des Bundesraths und 
feiner Ausſchüſſe ſchon zu berathen. 

Was ferner den Nenderungsantrag betrifft, ſtatt „Bundes— 
feldherr“ „Bundespräfidium” zu ſetzen, jo halte ich venfelben für 
einen vollitändig müßigen, für einen von denen, die, ich will nicht 
jagen, darauf berechnet find, aber feinen anderen Erfolg haben, 
als uns unſere Zeit mit müßigen Fragen verlieren zu laſſen, bes 
fonders wenn längere Reden gehalten werben. Der defenfive 
Charakter unjeres Gejfammtbündnifjes wird nicht durch ſolche Kleine 
Worte beeinträchtigt, und große Staaten, die ein Urtheil darüber 
fällen, haben nicht die Gewohnheit der Silbenftecherei. 

Der Abg. Tweſten fand einen gewiſſen Widerſpruch zwifchen 
der Aeußerung des Grafen Bismard: Die Bundesausihüfe würden 
in der Regel mit dem Bundesrathe zugleih tagen, und der Be: 


ftimmung, daß der unter Nr. 7 aufgeführte Ausihuß für das Rech 
nungswejen alle drei Monate die Beträge der Zölle und Verbrauchs: 
abgaben feftftellen ſolle, woraus hervorgehe, daß diefer Ausſchuß, auch 
abgefehen von den Verfammlungen des Bundesraths, mindeftens alle 
drei Monate zufammenkommen müfje. Ebenſo werde der Ausſchuß für 
Handel und Verkehr, der bei Anftellung von Gonfuln gehört werden 
folle, gelegentlich außer der Zeit berufen werden müſſen. 





ea se 
hervor, daß es nicht die Mbficht des 
— ſei, fi dieſer Ausſchüſſe als eines Präſidialorgans 
ohne die Sicherheit der Uebereinſtimmung des Bundesraths be— 
— —— wollen. 
Der Abg. — beſchwerte el Inge des Grafen 





m eng 
"u ler, melde na hen Si: 
oder darauf abzieften, das Ve zu 
ee halten, 
ee en una, Rufen ol, Det Geige OREeH IE 


etwas 
a ——— berechnet. ent Bismard erwiderte**): 

Ih muß dem Heren Vorredner erwidern, daß er fich hier 
einen Vorwand zu fittliher Entrüftung aus. vollfommener eigener 
Erfindung geſchaffen hat; ich berufe mid) darüber auf die fteno- 
graphiſchen Berichte. Ih babe gerade das Umgekehrte gejagt: 
„Anträge, die, ic will nicht jagen, darauf beredinet find, aber 
jedenfalls die praftifche Folge haben, daß das Geſchäft aufgehalten 
wird.” Ich habe dem Herrn Vorredner auch nicht Spigfindigkeit 
vorgeworfen, das muß id) als unbegründet — id) will [feinen 
Ausdrud gebrauchen — zurüdweifen. Ob id darin Recht 
, daß ich fage: dergleichen Anträge, die ich als vollſtändig 
ig Begeichnete, halten uns auf, darüber appellive ich einfach a 
die Wahrnehmung der heutigen Siyung; über diefe Frage, ob 
err, 0b Ba een. die doc ebenjo gleichgültig 

ich err Abgeordnete für Göttingen“, 

















dv. — den Zufah: 
ferner die der einzelnen Verwaltungszweige, welche 
nad dem Inhalt diefer Verfaſſung zur Competenz des Prä- 


des zweiten Satzes von Art. 18 einen befonderen Artikel einzufchalten 


mit folgendem Wortlaute: 

Die Anordnungen und Verfügungen des Bundespräſidii 
werben im Namen des Bundes erlaffen und bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung des Bundesfanzlers oder eines der 
vom Präfidium ernannten Vorftände der einzelnen Verwaltungs: 
zweige, welche dadurch die Verantwortlicfeit übernehmen. 

Der Antrag bezwedte aljo die Einführung verantwortlicher Bundes: 
minifter neben dem nad) dem Verfafjungsentwurf allein verantwort- 
lichen Bunbesfanzler. 

Nachdem der Abg. v. Bennigfen in der Sitzung vom 26. Mai feinen 
Antrag begründet hatte, erhielt der Abg. v. Thielau das Wort; in 
dem Augenblide, da er feine Rede begann, erhob jih auch der Prä— 

der Bundescommifjarien Graf Bismard, um zu ſprechen. Der 
Praſident unterbrad deshalb Heren v. Thielau, doch wehrte ihm 
Graf Bismard mit den Worten**): S 


Ich bitte den Herrn Abgeordneten, das Wort zu nehmen, ich 
werde ihm folgen. 


*) ©. 358b. 
*+) StB. 376b. 


Mühkige Anträge. — Die Initruction Des Bundeskanzlers. 233 


Nachdem ſich Hierauf der Aba. v. Thielau aegen das Amen: 
dement des Abg. Bennigien ausaciproden hatte, erariff Graf Vis. 
mard das Xort*ı: 

Inſoweit cine Verantwortlicfeit in der Unterzeichnung liegt, 
glaube ih, it es für Ihren Zweck aleichaültia, ob dieſe Verant— 
wortlichfeit von einer oder von mehreren Perſonen getragen wird; 
es it nur der Wunſch ausaciproden, daß überbaupt Berjonen 
defignirt jeien, an denen die Verantwortlichkeit baftet. Wenn ich 
diejes Amendement recht veritebe, jo würde co bei feiner Annahme 
für die preußifhe Regierung nicht facultativ, ſondern nothwendig 
jein, ihren Einfluß und ihre Stellung in dem Bundesrath dadurch 
zu Schwächen, daß ſie denjelben nicht in einbeitlicher, ſondern in 
collegialifcher Form ausübte. Cs würde aewiffermaßen zwischen 
den verjchiedenen preußifchen Bundeosgefandten, etwa dem Yunbes- 
fanzler, der ja zu ihnen gehört, auf der einen Seite und feinem 
militäriihen Collegen auf der anderen vielleicht eine collegialifche 
Abftimmnung noch nothwendig jein, um das preußifche Votum, 
welches ja nur einheitlich abgegeben werden fann, feitzuftellen, und 
bei dieſer collegialifchen Abſtimmung könnte ſich möglicher Weife der 
Bundesfanzler in der Minorität befinden, indem jeder der mit ihm 
concurrirenden preußiichen Collegen ſich auf feine befondere und 
perſonliche VBerantwortlichfeit beriete. Cs iſt Zache des Bundes: 
fanzlers, oder des ihm vorgeiegten””) Minilters Des Auswärtigen, 
ih mit feinen Collegen, den vreukiihen Miniſtern, in derjenigen 
Fühlung zu erhalten, daß er in erheblichen politiichen Fragen weiß, 
wie weit er im Bundesrath gehen kann, ohne dar er der Unter— 
fügung des vreußiihen (jeſammtminiſteriums, zu Dem er qehört, 
verluitia geht. Aber die ‚nitruction des Bundesfanzlers kann 
meines Eradıtens nur vom vreukiihen Miniſter der Ausmärtigen 
Angelegenheiten ausgehen oder Der Yegtere muß Telbit der Bundes: 
fanzler sein. 

Zie berühren da tiergehende Fragen über das innere Räder: 
werk eines collegialiich zuiammengeiegten Miniſteriums; ich würde 
mih außer Stande fühlen, auf dieſes ganze Werk einzugehen und 





tB. 376 1. 


26. 8. 1867. 







zu ſcheiden en 
die Verantwortlichfeit, die der Bundes 
Unterzeichnung übernimmt, wofür, * mir 


dem ’es A: vee Seffungsfnberuitgn 
der ich micht weiß, welche Tragweite ihr die übrigen Negier 
gen geben. Aber ich halte es für lange nicht fo ſchlimm, wie 
Sie en aus den Aeußerungen des Herrn Vorredners vom Stand: 
punkte einer der Yundesregierungen aus gefunden haben, als wenn 
ein collegialiſch organifirtes preußiſches Minifterium, fei es das 
ur ſei es ein paralleles, hineingetragen wird in die Mitte 

des Bundesraths, und im letzteren Falle find nicht nur die Ber 

















wärtigem Minifter, und meinen preußiſchen Collegen, mit welchen 
ib innerhalb des Bundesraths nicht concurriren kann. 
Der Abg. Tweiten führte aus, in dem Antrage v. — 


u nicht gejagt, daß die Chefs der Verwaltungszweige, melde die 
Krone Preußen zu ernennen habe, nothwendig Mitglieder des Bundes: 
nahe fin men, fondern Se. Majeftät der König ne ae 
der Verwal je ernennen, ohne daß es nothwendig wäre, daß 
fie Mitglieder des Bundesraths wären; jomit ſcheine das Bedenten, 
als ob im Bundesrat zwifchen den preufifchen Verwaltungschefs anders 


*) StB.: Bundesſtaates. 














des Yundesraths jtehen, dann ſcheint mir der Antrag in ſehr — 
Verwandtſchaft und faſt Identität mit dem ſchon abgelehnten Aı 
trage eines unitariicen Bumdesminifterii —— 
ee aan, weite ſchon vorher erörtert find. Ich 
will nur Eins nad) hervorheben, was noch nicht jo ſcharf hervor— 
gehoben ift. Sie würden mit einem jolden Bundesfinanzminifter 
3. ®. den Königlich ſachſiſchen, den Großherzoglich beffiichen u. ſ. w 


meine Herren, und wir haben feine Nothwendigfeit, Etwas von 
ihnen zu verlangen, wenn dadurch eher unjer ganzes Werk in Ges 
fahr gerathen fönnte, als daf wir dieſe Concejfion erreichen, welche 
zu fordern die Königlich preußiiche Regierung weder den Willen, 
noch die Berechtigung hat, 

Der Antrag v. DEN: wurde zuerſt mit einfacher — 
— angenommen, Art. 12 der a in Verbindung 

‚dem eventuell angenommenen Amendement des Abg. v. — 
dagegen mit 125 gegen 125, darauf in namentlicher Abſtimmung mit 
122 gegen 126 Stimmen abgelehnt. 





*) StB. 377b. 
”) ©. 378a, 






ne 
en ı worden war. 
"Bismard das Mare): 








ſchen Monarchie, fönnen doch nur zwei Vorausfegungen zum 
haben. Entweder find Sie der Meinung, daß wir — 


wir)***) nicht fähig gewefen find, das richtige Ma deifen, n 
wir erftreben können, eritreben dürfen, erreihen können, zu 


*) StB. 3882. 
*) StB.: den. 
***) Die eingeflammerten Worte find zu ergänzen. 





(Sei 
die 
thun müſſe, damit fie fich entſchließen, das zu fordern, was fie im 
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öfter bezeichnet habe, in dem, was uns unentbehrlig ſchien 
Fuhrung eines nationalen Gemeinweſens. Dies glauben wir 
zu haben, wir glauben, daß die Mittel dazu ausreichen. 
‚Herr Vorredner hat nun gejagt, daß fein Amendement die 
iffe der Preußen verbündeten Regierungen nicht beeinträchtige 
nicht beeinträchtigen fönne‘). Zuerit muß ich zu erwägen 
daß darüber diefe Regierungen ſelbſt die beften Richter find; 
„daß man ihnen, wenn fie eine Beeinträchtigung darin 
bo nicht überzeugend widerfprehen kann. Sie ſchaffen 
eine den Minifterien und höchſten Negierungen der einzelnen Bun— 
deslander — Spitze und Behörde außerhalb des Bundes: 
Ib des Bundesraths findet die Souveränität einer 


Ih 


und 
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In 











Findet, fan nicht mehr 





Bundesacte, jondern auch dem Geifte nad 
wurf geeinigt baben, feine Notiz nehmen. Ich möchte Sie 

bitten, den Einfluß der Regierungen, die Nothwendigkeit ihrer 

wirfung beim Zuftandefommen des Werkes nicht zu unterſchätzen. 
Wir kommen jonft auf denfelben Weg, den wir in den Jahren 
1848—1850 gewandelt find. Damals waren die Regierungen 
minder ſtark und hatten geringeres Selbftgefühl als heute. Trotz⸗ 
dem ift es damals nicht gelungen, den wohlwollendften und viel- 
leicht theoretijch richtigiten Gebanfen für nationale Einigung Anz 
erfennung zu ſchaffen, weil das Einverftändnif der Negierungen 











Fehler, daß fie früher bereits abgeworfen find oder von Haufe aus 





*) &. 3886, 
') Verminderung des Rechts. 


= Der Abg. v. Thielau bat gleichfalls um Ablehnung des 
v. Bennigſenſchen Amendements, da es nicht bloß unnüg wäre, ſondern 
irt werben fönne. Denn 


angenommen würbe 
* das ie preufi 
a ‚aber dürfe nichts 
p Regierung, als ein 





fenen HuftragS den 

u ‚ob auch diefer Antrag * — N 
es ftoßen würde, Graf Bismard gab folg ) 
beftätigt nur die Nichtigkeit deſſen, mas ic) uonher über das Bes 
dürfniß fagte, daß diejenigen Herren, die Etwas zu Stande bringen 
wollen und Amendements nicht ftellen, um aufzuhalten oder um 
gewifjermafen, nad) einem vulgären Ausdrud, die Suppe zu vers 
jalzen, daß dieje Herren, die Etwas zu Stande bringen wollen, 
bevor fie einfehneidende, bedeutfame Amendements ftellen, noch bei 
— einem der Commiſſarien ſich erlundigten, wie die Stellung 

der Negierungen dazu ift. Wir mürden dann eine Menge von 
Mifverftändnifien und unter Umftänden aud) von mißverſtändlichen 
Abftimmungen vermeiden. 

Ich kann dem Heren Vorredner nur verfichern, daß ich in 
dem einen Theile, den er von der Nede des Hern v, Thielau 
reproducirt hat, wejentlih mit Herrn v. Thielau einverjtanden 
bin. Der ganzen Nede bin ich, weil ich ein augenblidlich dringen- 
des Geſchäft ſchriftlich zu beforgen hatte, nicht im Stande geweſen, 
zu folgen, aber darin bin id mit derjelben einverftanden, daß die 
Verantwortlichfeit der preußifchen Minifterien genau diefelbe bleibt, 
wie vorher. Ich glaube auch mich geftern‘) in meiner legten oder 
vorlegten Aeußerung eben dahin ausgefprohen zu haben, indem 
ich fagte, ich müßte als preußiſcher Minifter der Auswärtigen Anz 
gelegenheiten darauf beftehen, daß ich entweder jelbft der Bundes— 
fanzler bin, oder**) daß die Inſtruetion des Bundeskanzlers aus— 
ſchließlich von mir abhängt. Wenn ih num dieje ausſchließliche 
Berechtigung in dem Sinne mißbrauchen wollte, daß meine gleich 
mir verantwortlichen und auf die Verfaſſung vereidigten preußiſchen 

*) StB. 3933. 


**) ©. 393b. 
)&.06.2333 7. 
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27.3.1867. nifjes des preußiſchen Minifteriums entbebren könnte. Dies wäre 
nur denkbar in bem Falle, daß Preußen in der Minorität ges 
blieben wäre, daß Preufen, in dieſer Minorität des Bundesrathes 
ſich befindend, aud vor dem Neichstage feine Anficht vertheidigt 
hätte, und aud im Reichstag in der Minorität geblieben wäre, 
dann tritt allerdings möglicher Weife ein Bundesgeſetz in Kraft, 
für welches das preußiſche Minifterium nicht geneigt geweſen ift, 
die Verantwortung zu übernehmen, gegen welches es deshalb votirt 
bat; es wiirde aber dann von dieſer Verantwortung gewiſſermaßen 
losgejprochen fein durch diefe preußifchen Neichstansabgeordneten, 
die ihrerjeits die Majorität für das Geſetz hergeftellt hatten, troß 
des Widerſpruchs der preußifchen Negierung, jedenfalls aber bliebe 
dann dem preußifchen Minifterium übrig, wenn es ſich nicht 
fügen will, durch das Präfidium eine Auflöfung des Reichs— 
tages zu ertrahiren. Ich glaube, das ift ein ganz regelmäßiges 
Spiel conftitutioneller Einrichtungen, und die Verantwortlichkeit 
fir irgend Etwas, was innerhalb des Bundes zu gejchehen hat, 
wird gegen das, was jegt davon vorhanden ift, in feiner Weiſe 
vermindert. Daſſelbe Raifonnement läßt ſich auf die Minifterien 
der übrigen Bundesftaaten anwenden, nur mit dem Unterjchied, 
daß fie nicht diefelbe ‚erhebliche Stimmenzahl, dieſelbe Majorität 
von engeren Landsleuten in dem Reichstag haben, die ihnen die 
Chancen gibt, gerade ihre Meinung durchzubringen. Dadurch aber 
haben die verbündeten Regierungen meines Erachtens ſchon dies 
jenigen Opfer gebracht, welhe man rechtmäßiger Weife von ihnen 
fordern darf, weil ein größeres für den zu erreihenden Zwed nicht 
nothwendig ift. Ich glaube, ich habe das Bedenken ſchon wider— 
legt, daß feine Vergewaltigung*) des Bundespräfidiums ftattfin= 
den würde; meine Bedenken liegen nicht in der Nichtung, fie 
richten ſich dagegen, daß ich es nicht — doch ift das eins der 
untergeordneten Bedenken — acceptiven fann, die Zahl der— 
jenigen Collegen — denn ſolche würden es für mich werden — 
mit denen ich die Verantwortung zu theilen hätte, zu vermehren 
und dadurch die Arbeit zu vermehren, die in der That nicht Klein 
ift, wenn es fich handelt, zwiſchen acht Miniftern, die ehrlich an 


*) StB,: Verwaltung. 
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ihrer Meberzeugung hängen, eine Uebereinftimmung herzuftellen. 3.18 


Sollte ich nod mit anderen zur Eontrafignatur berechtigten Be— 
amten eines anderen Minifteriums die*) Verantwortung theilen, 
jo würde mir das zu viel, Der Herr Vorredner hat ferner mir 
zwar jchmeielhaftes Vertrauen für die Auswärtige Politik, aber 
gemäßigtes Mißtrauen in Bezug auf meine Vorliebe für die Ent 
widelung der Volksfreiheit ausgeſprochen . Er thut mir, glaube 
id, in letzter Beziehung Unrecht. Ich habe niemals in meinem 
Leben gejagt, daß ich der Rolfsfreiheit mich feindlich entgegenitellte, 
ſondern nur gejagt und natürlich unter der Vorausjegung „rebus 
sie stantibus*: meine Intereffen an den Auswärtigen Angelegenz 
heiten find nicht nur ftärker, ſondern zur Zeit allein maßgebende 
und fortreißende, jo daß ich, joviel ich kann, jedes Hinderniß durchs 
breche, welches mir im Wege fteht, um zu dem Ziele zu gelangen, 
welches, wie ich glaube, zum Wohle des Vaterlandes erreicht 
werden muß. Das fließt nicht aus, daß auch ich die Ueber— 
zeugung des Heren Vorredners theile, daß, den höchſten Grad von 
Freiheit des Voltes, des Individuums, der mit der Sicherheit und 
gemeinfamen Wohlfahrt des Staates verträglich ift, jederzeit zu 
erſtreben, die Pflicht jeder ehrlichen Regierung ift. 
(Bravo!) 

Der Ag. v. Miquel fühlte fi durd die Neußerungen des 
Grafen Bismark aufs Aeuferfte beunruhigt. Wenn nad) Einführung 
einer Bundesverfafjung fr die der Competenz des Bundes überwiefenen 
Gegenftände doch nod die preußiihen Minifter verantwortlich; blieben, 
fo bedeute dies geradezu die Auflöfung des Bundes. Die Bundes: 
verfaſſung ſchaffe nad) feiner Anficht einen neuen Staat; die innerhalb 
diejes Staates handelnden Miniſter handelten nicht als preußiſche, 
ſondern als Bundesminifter. Sei aber die von dem Minifterpräfidenten 
ausgefprochene Theorie richtig, To habe der Reichstag die Pflicht, eine 
DVerantwortlichleit auch der Bundesbeamten in die Verfaffung zu bringen. 
Jede unitariihe Tendenz liege dem Antrage des Abg. v. Bennigfen 


S. 394a. 
) Abg. Lasker: „Es fan. mir nicht entfernt ein, 5% von * — 
ommer des vorigen 
habe ... Aber, 
nicht gleich gut 


ich meine 
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27. 3. 1867. fern, feine Tendenz fei lediglich eine freiheitliche, er folle die Garantie 
der wirklich gejegmäßigen Regierung geben. An der Regierung ſei es, 
Entgegentommen die Befürchtung zu beſchwichtigen, daß der Ent- 
wurf nicht bloß die Einheit begründen, fondern auch die Freiheit ge: 

fährven fönnte. Graf Bismard ermwiderte*): 

Ich habe nur das Wort ergriffen zu nochmaliger Richtige 
ftellung deſſen, was ich gejagt habe, indem ich befürchten muß, 
daß auch andere Mitglieder der Verfammlung meine Aeußerungen 
durch diejelbe Brille jehen könnten, wie der Herr Redner, der ſo— 
eben die Tribüne verläßt. Es ift mir vollfommen unverſtändlich, 
weshalb die Herren meinen Aeußerungen eine folde Tragweite 
beigelegt Haben, wie fie aus dem Antrage des Herrn Abg. Lasfer 
hervorgeht, und wie eben der Herr Vorredner dadurch zu erkennen 
gab, daß er jagte, fie änderten **) die ganze Auffafjung des Ver— 
fafjungsentwurfs. Ich habe im Gejammtinhalt meiner Aeuße— 
rungen Nichts weiter conftatirt***), als was meines Erachtens für 
Jeden zweifellos auf der Hand liegt, daß in dem verfaſſungs— 
mäßig vorhandenen Maße von Minifterverantwortlichkeit, deſſen 
ſich die gefammten Bundesſtaaten erfreuen, NichtsT) geändert wird, 
indem jede Regierung eines Einzelftaates verantwortlich bleibt für 
die Art, wie ihre Stimme im Bundesrathe abgegeben wird. Liegt 
Ihnen darin nod) etwas Neues, jo beweilt es, daß wir überhaupt 
gegenfeitig im Dunkeln tappen. Ich babe dabei den einzigen 
Ausnahmefall hervorgehoben, daß ich es als eine factiſche Unwahr⸗ 
jcheinlichkeit bezeichnete, daß Preußen gegen feinen Willen über 
fimmt würde und in der Minorität bliebe; auch da habe ich auf 
das verfafjungsmäßige Auskunftsmittel verwieſen, weldes wejent- 
lid) in der Hand des Präfidiums, nicht in der eines der übrigen 
Bundesgenoſſen liegt, nämlich Auflöfung des Reichstags, der eben 
der antipreußifchen Bundesmajorität beigeftimmt haben würde. 
Es kann das für Niemand etwas Neues geweſen fein, es jpringt 
Jedem in die Augen, der ſich die Mühe gegeben hat, den Entwurf 
mit Aufmerkfamteit zu leſen; Sie wollen aber darüber hinaus 


*) StB. 397. 
**) St8.: ändern. 
*) ©. 3976. 

+) StB.; in Nichte. 
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eine neue Verantwortlichkeit ſchaffen, die allerdings der Yundes- 27. 8, 1867. 
fanzler, injoweit fie in dem Gegenzeichnen Liegt, übernimmt, wie 
id das ſchon früher hervorgehoben habe. Sie wollen aber, daß 
diefe VWerantwortlichleit nicht nur mom Bundeskanzler, von dem 
preußifhen Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten und von 
defien Collegen getragen werde, ſondern zu diefen noch eine andere 
Anzahl Organe ſchaffen, die verantwortlich fein jollen, und dem 
wiberfpreche ich im Namen der preufifchen Regierung und im 
Namen der verbimdeten Regierungen nochmals und wiederhole auf 
das Beltimmtefte: was der Herr Vorredner verlangt *), ift nicht eine 
Ausbildung diefer von uns gemachten, von den Regierungen vers 
einbarten Vorlage, jondern feine Auffafjung, wie ich aus feiner 
jegigen Rede mit vollftändiger Klarheit erfenne — ich habe früher 
das Gegentheil geglaubt — ift im Widerfpruche mit den princi- 
piellen Grundlagen der Bundesverfaffung. Nun, ic kann das nicht 
ändern, er ift vollfommen in feinem Rechte, wenn er dagegen 
ftimmt, aber, wir haben den größten Theil des Werkes gethan, 
wir haben den Blod nahe an den Gipfel gehoben, und mit tiefem 
patriotiihem Schmerze werde ich ihm wieder dem Abgrunde zu— 
rollen jehen. Aber Deutjchland wird ſich dann ewig erinnern, 
wer die Verantwortung für das Miflingen trägt, — wir nicht! 
Wenn Sie auf fleinlihe untergeordnete Aenderungen, nachdem 
fie fich für die Regierungen als unannehmbar erwiejen haben, feit 
beftehen, ſelbſt auf die Gefahr hin, das ganze Werk zum Scheitern 
zu bringen, dann wird ſich die Nation Ihrer Namen wohl er— 
innern, meine Herren! 
(Lebhaftes anhaltendes Bravo! rechts.) 
Das Amendement des Abg. Lasker wurde zurüdgezogen, bas- 


jenige des Abg. v. Bennigfen mit 140 gegen 124 Stimmen ver 
worfen, der Art. 16 unverändert angenommen. 


*) StB.: verlangte, 


28. 3. 1867. 
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21. Sißung des Reichstags des Norödeufichen Bundes 
Donnerftag 28. März 1867, 


Zu Art. 21 des Entwurfs einer Verfaſſung für den Norddeutfchen 
Bund, der in der 21. Sitzung des Reichstags zur Berathung kam und 
folgenden Wortlaut hatte: 

„Der Reichstag geht aus allgemeinen und directen Wahlen 
hervor, welde bis zum Erlaß eines Neihswahlgefeges nad) 2 
gabe des Gefeges zu erfolgen haben, auf Grund deſſen der 
Reichstag des Nordveutfchen Bundes gewählt worben ift. Be 
amte im Dienfte eines der Bundesftaaten find nicht wählbar“ 
nahm Graf Bismard das Wort, um den Standpunkt der verbündeten 
Negierungen zu der Frage darzulegen *): 

Da ic höre, daß bereits Schlufanträge vorliegen, jo will ich 
mit wenig Worten die Stellung der verbümdeten Regierungen zu 
diefem Artikel präcifiren. Das allgemeine Wahlrecht ift uns ge— 
wifjermaßen als ein Erbtheil der Entwidelung der deutſchen Ein— 
heitsbeftrebungen überfommen; wir haben es in der Reichsver— 
fafjung gehabt, wie fie in Frankfurt entworfen wurde; wir haben 
es im Jahre 1863 den damaligen Beftrebungen Defterreihs im 
Frankfurt entgegengefegt), und ich kann nur jagen: ich kenne 


*) StB. 429a. 

’) Bgl. Bericht des Stantsminifteriums an den König vom 15. September 
1863, in dem es Heift: „Die ausgedehnten Befugniffe, welhe in der Neformz 
acte dem aus wenigen und ungleichen Stimmen zufammengefegten Directorium, 
mit und ohne Veirath des Bundesrathes gegeben werden, die unvolllommene 
und den wirklichen Verhältniffen micht entfprehende Bildung der an Stelle 
einer Nationalvertretung vorgefchlagenen „Verfammlung von Bundesabgeorbnes 
ten*, welche durch ihren Urfprung auf die Vertretung von Particularinterefjen, 
nicht von deutſchen Intereſſen hingewieſen ift, und die auf einen Kreis ver- 
haltnißmäßig untergeorbneter Gegenftände beſchränkte und dennoch vage und 
unbeftimmte Befugniß auch diefer Verfammlung — lafjen jede Burgſchaft dafür 
vermiffen, daß in der beabfichtigten neuen Organifation des Bundes die wahren 
Bedürfniffe und Interefjen der deutihen Nation, und nicht particulariftifce 
Beſtrebungen zur Geltung kommen werden. — Dieſe Bürgichaft kann Ew. Majes 
ftät Staatsminifterium nur in einer wahren, aus birecter Betheiligung 
der ganzen Nation hervorgehenden Nationalvertretung finden. Nur 
eine ſoiche Vertretung wird für Preußen die Sicherheit gewähren, baf es Nichts 
zu opfern hat, was nicht dem ganzen Deutſchland zu Gute komme. Kein noch 
fo künftlid) ausgedachter Organismus von Bundesbehörden Tann das Spiel und 
Miderfpiel dynaftiicher und particulariftifher Intereffen ausſchließen, welches 
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wenigftens fein befferes Wahlgefeg. Cs hat ja gewiß eine große 28. 3. 1887. 
Anzahl von Mängeln, die machen, daß auch dieſes Wahlgejeh die 
wirklich befonnene und berechtigte Meinung eines Volkes nicht voll- 
ftändig photographirt und en miniature wiedergibt, und die ver— 
bündeten Regierungen bangen an diefem Wahlgefeg nicht in dem 
Maße, daß fie nicht jedes andere acceptiren follten, deſſen Vorzüge 
vor diefem ihnen nachgewiefen werden, Bisher ift diefem fein 
einziges gegenüber geftellt worden. Ich habe nicht einmal eurſoriſch 
im Laufe der Neden*) ein anderes Wahlgefeg diefem gegenüber 
rühmen hören; ich will damit nur motiviren, dab „verbündete 
Regierungen”, die gewiffermaßen eine vepublifanijche Spitze, die in 
dem Worte „verbündete Regierungen” liegt, bilden, keineswegs ein 
tief angelegtes Complott gegen die Freiheit der Bourgeoifie in 
Verbindung mit den Mafjen zur Errichtung eines cäfarijchen Re— 
giments beabfichtigt haben können ). Wir haben einfach genommen, 
was vorlag, und wovon wir glaubten, daß es am leichteften an—⸗ 
nehmbar jein würde, und weitere Sintergedanken nicht dabei ges 
habt. Was wollen denn die Herren, die das anfechten, und zwar 
mit der Beſchleunigung, deren wir bedürfen, an deſſen Stelle 
fegen? Etwa das preußische Dreiclaſſenſyſtem? Ja, meine Herren, 
wer deſſen Wirkung und die Gonftellationen, die es im Lande 


fein Gegengewicht und fein Correctiv in der Nationalvertretung finden muß. 
In einer Verfammlung, die aus dem ganzen Deutfchland nad dem Mafiftab 
ber Bevöfferung durch birecte Wahlen hervorgeht, wird der Schwerpunft jo 
wenig wie außer Deutjchland, jo auch nie in einen einzelnen, von dem 

ſich innerlich Loslöfenden Theil fallen. Die Interefjen und VBebürfniffe des 
preußifchen Volles find mejentlih und unzertrennlich identiſch mit denen des 
deutſchen Volkes; wo dies Element zu feiner wahren Bedeutung und Geltung 
tommt, wird Preußen niemals befürchten dürfen, in eine feinen eigenen Inter- 
eſſen wiberftrebende Politit hineingezogen zu werden; — eine Befürdtung, die 
boppelt gerechtfertigt ift, wenn neben einem Organismus, in welchem der 
Schwerpunkt außerhalb Preußens fällt, die widerſtrebenden particulariftiichen 
Elemente principiell im die Bildung der Volksvertretung hineingebracht werden.“ 

*) StB.: Rebe. 


7) Bon den Gegnern des directen Wahlrechts war der Verdacht wiederholt 
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B.1807. ſchafft, etwas in der Nähe beobachtet hat, muß jagen, ein wiber- 
finnigeres, elenderes Wahlgefeg ift nicht in irgend einem Staate 
dacht worden, 
— * (Unruhe und Bravo!) 


ein Wahlgejeg, welches alles Zufammengehörige auseinanderreißt 
und Leute zufammenwürfelt, die Nichts mit einander zu thun 
haben, in jeder Commune mit anderem Mafe mißt, Leute, die 
in irgend einer Gemeinde weit über die erſte Claſſe hinaus— 
reichen, dieje allein ausfüllen würden, in einer benahbarten 
Commune in die dritte Claſſe wirft, in Gemeinden, wo beiſpiels— 
weife drei Befiger jeder ungefähr 200 Thaler Steuer bezahlt, deren 
zwei in die erfte und den dritten, der 7 Silbergrojchen weniger bes 
zahlt, in die zweite verwirft, wo feine Mitwähler mit 5 Thalern an— 
fangen, und von den bäuerlihen Beſitzern mit 5 Thalern Steuern 
kommt wieder eine gewiffe Anzahl zu zwei, plöglich zwiſchen Hans mit 
4 Thle. 7 Sgr. und Kunz mit 4 Thlr. 6 Sgr. reißt die Reihe 
ab, und die Anderen werden mit dem Proletariat zufammenges 
worfen‘). Wenn der Erfinder *) diejes Wahlgejeges ſich die prak- 
tiſche Wirkung defjelben vergegenwärtigt hätte, hätte er es nie 
gemadt. Eine ähnliche Willfürlichleit und zugleih eine Härte 
liegt in jedem Cenſus, eine Härte, die da am fühlbarften wird, wo 
diefer Cenſus abreift, wo die Ausſchließung anfängt; wir können 
es dem Ausgeſchloſſenen gegenüber doch wirklich ſchwer motiviren, 
daß er deshalb, weil er nicht diefelbe Steuerquote wie fein Nach— 
bar zahlt — und er würde fie gern bezahlen, denn fie bedingt ein 
größeres Vermögen, das hat er aber nicht — er gerade Helot 
und politiſch tobt in diefem Staatswefen fein jolle. Diefe Argus 
mentation findet überall an jeder Stelle Anwendung, wo eben die 
Reihe derer, die politifch berechtigt bleiben jollen, abgebrochen wird. 

Auf ſtändiſche Wahlrechte zurüdzugreifen, hat noch Niemand 
vorgeſchlagen, und ich erwähne fie nur, um die Nichtigkeit einer 
vorhin?) hier ausgejprochenen Meinung zu beftätigen, dab im 


*) &. 429b. 

2) S. die Kritit Bismards über das Dreiclafjenfyftem Bd. I 126. 127. 
302, II 94 ff. 

2) Vom Abg. Wagener: „I gehe... von ber Auffafjung aus, daß 
Wahlgejege mehr oder weniger formale und untergeordnete Dinge find und daß 
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Ganzen jedes Wahlgejeg unter denjelben äußeren Umftänden und 28. 3, 1867. 
Einflüffen ziemlich gleiche Nefultate gibt. Ich glaube, wenn wir 

heute auf der Bafis des Vereinigten Landtages mit zehnjährigem 
Grundbefig wählten, würden wir ungefähr diefelbe Vertretung 

haben, und die Gejammtbeftände der Vertretungen Deutſchlands 

haben jeit meiner parlamentariihen Laufbahn, feit 1847, nicht 
gewechjelt: ich habe immer dieſelben alten, zum Theil lieben, zum 

Theil fampfbereiten Gefichter mir gegenüber gejeben. 

(Große Heiterfeit.) 

Ich halte die Frage fir offen, bis mir Jemand überzeugend 
darthut, daß ein anderes Wahlgeſetz befjer ift und freier von 
Mängeln, als das im Entwurf vorgelegte, und im Beſitz bejon- 
derer Vorzüge, die diefes nicht hat; die Frage ift discutirbar, aber 
id glaube, wenn wir uns in ihre Discuffion vertieften, würden 
wir die ganzen Bibliotheken, die über diefe Frage im Laufe der 
legten dreißig Jahre geichrieben worden find, hier discutiren und 
würden uns doch jchwer einigen. Ein Vorwurf ift dem Wahl: 
gejege aus dem Haufe deshalb gemacht, weil es directe Wahlen 
und nicht indirecte vorjchreibt; meiner Weberzeugung nad) bilden 
aber die indirecten Wahlen an ſich eine Fälſchung der Wahlen, 
der Meinung der Nation. Es läht fih das jchon aus einem ein= 
fachen Necenerempel, welches ih ſchon vor zwanzig Jahren aufs 
geftellt habe und bier wiederhole, darlegen: Wenn man annimmt, 
daß die Majorität in jeder Stufe der Wahl nur eins über die 
Hälfte zu fein braucht, jo vepräfentirt der Wahlmann jehon nur 
einen Urwähler mehr als die Hälfte, der Abgeordnete repräfen- 
tirt nur einen Mann über die Hälfte der Wahlmänner, deren 
Gefammtheit ja ſchon nur Etwas über die Hälfte der Urwähler 
repräfentirt, der Abgeordnete, wenn nicht jehr große Majoritäten 
überall thätig geweſen find, ich nehme den jhlimmften Fall an 
mit jehr Kleiner, vepräjentirt mit mathematijcher Sicherheit bei den 
indirecten Wahlen nur Etwas über ein Viertel der Urwähler, und 


der Ausfall der Wahlen, mag man biefes oder mag man jenes Wahlgeſet zu 
Grunde legen, in der Hauptface bebingt und beftimmt werbe von ben gerade 
die Zeitepoche beherrſchenden geiftigen und politiſchen Hauptftrömungen und 
Potenzen” (StB. 421 a). 


T — l 
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28.3. 1867. die*) Majorität der Abgeordneten in dem Falle nur Etwas tiber 
l ein Achtel des Ganzen. Von dieſen unvermeidlichen Halbirungss 
| ftufen jcheiden wir bei den directen Wahlen die eine gänzlich aus. 
| Dann habe id) ftets in dem Gefammtgefühl des Volkes noch 
mehr Intelligenz als in dem Nachdenken des Wahlmannes bei 
dem Ausfuchen des zu Erwählenden gefunden, und ich appellive 
an die ziemlich allgemeine Erſcheinung — ic) weiß nicht, ob die 
Herren meine Wahrnehmungen Alle theilen, aber ich habe den Eins 
drud, daß wir bei dem directen Wahlrechte bedeutendere Capaci- 
täten in das Haus bringen, als bei dem indivecten. Um gewählt 
zu werden bei dem directen Wahlrechte, muß man in weiteren 
Kreifen ein bedeutenderes Anjehen haben, weil das Gewicht der 
localen Gevatterfchaft bei dem Wählen nicht jo zur Hebung fommt 
in den ausgedehnten Kreifen, auf die es bei directer Wahl anz 
kommt, 
(Ruf: Sehr richtig!) 

Ich hoffe, das hohe Haus wird für die indirecte Schmeichelei, 

die ich hierdurch ausdrüde, empfänglich jein. 
(Große Heiterkeit.) 

Was nun den Antrag auf Errichtung eines Oberhaufes bes 
betrifft‘), To fann er an und für fi im Princip ja nur jedem 
Conjervativen willfommen fein. Es ift ein Hemmſchuh, der an 
der Staatsmaſchine angebracht wird, um auf abſchüſſigen Stellen **) 
ein zu raſches Fortgleiten zu hindern; es ift eine ftärfere Bethei— 
ligung derjenigen, die Etwas zu verlieren haben, an dem Staatss 
wejen, Derer, die nicht geneigt find, auf Koften und Gefahr des 
Staates zu hoch zu jpielen, weil der eigene Einjag zu ſtark iſt. 
Es ift die Uebertragung eines der weſentlichſten Vorzüge der enge 
liſchen Einrichtungen auf unjere Zuftände, eines Vorzugs, den ich 
darin juche, daß es in England eine große Anzahl annähernd 
föniglicher Eriftenzen gibt — id) will näher erläutern, was id) 
darunter verftehe — gänzlich desintereffirte Eriftenzen, die auf 
diefer Welt eigentlich nichts Exhebliches zu wünſchen haben, was 

*) StB.: der. 

*) ©. 430n. 


1) Ein Oberhaus neben dem Reichstag hatten die Abg. v. Below und 
Windthorſt gefordert. 


er 





dem poliifchen Gebiete ae 
Beſtrebungen zu ſuchen. Das halte id) für einen auferordentlichen 
Vorzug der engliſchen Zuftände. Man erperimentirt dort nicht jo 
leicht, weil diejenigen, die dort erperimentiren jollen, zufammen 
einen gewaltig hohen Einfat von Vermögen und Wohljein zu vers 
tieren haben. 

essen haben wir nicht geglaubt, die ſchon comes 
plicirte Maſchinerie der Verfafjung, die wir vorgelegt haben, wein 
die Einjchiebung eines dritten, oder wenn Sie wollen, 

Gliedes noch ſchwerfälliger zu machen. 
(Ruf: Sehr rigtig!) 

Es ift mir an umd für ſich micht leicht, mir ein deutſches 
Oberhaus zu denken, das man einjchieben könnte zwiſchen dem 
Bundesrath, der, id) wiederhole es, volltommen unentbehrlich ift, 
als diejenige Stelle, wo die Souveränität der Einzelftaaten fort 
fährt, ihren Ausdrud zu finden — das man aljo einfchieben 
Fönnte zwiſchen diefem Bundesrathe und diefem Neichstage als*) ein 
Mittelglied, welches dem Neichstage in feiner Bedeutung auf der 
focialen Stufenleiter einigermaßen überlegen wäre und dem Bun— 
desrathe und deſſen Vollmachtgebern binreihend nachſtände, um 
die Elaffification zu rechtfertigen. Wir würden in der Verfamms 
fung nicht fouveräne Pairs, Mitglieder haben, die ihrerfeits ge- 
neigt find, zu rivalifiren mit den mindermächtigen Souveränen 
in ihrer focialen Stellung. Der Bundesrath repräfentirt bis zu 
einem gemiffen Grade ein Oberhaus, in welchem Se. Majeftät 
der König von Preußen primus inter pares!) ift, und in weldem 
derjenige Ueberreſt des hohen deutſchen Adels, der feine Landes— 
hoheit bewahrt hat, feinen Play findet. Dieſes Oberhaus nun 

Mftändigen, daß man ihm nichtſouveräne Mit: 
‚zu ſchwierig, um die Auss 
aus aber in feinen 
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38,8. 1867. Beftandtheilen außerhalb des Präfidiums jo weit herunterzubrüden, 


daß es einer Pairsfammer ähnlicd würde, die von unten vervoll- 
ftändigt werden könnte, halte ic für unmöglid, und ich würbe 
niemals wagen, das einem Herrn gegenüber, wie der König von 
Sachſen ift, auch nur anzudeuten. Der hauptſächliche Grund aber, 
warum wir feine Theilung des Neichstags in zwei Käufer vor— 
geſchlagen haben, liegt immer in der zu ftarfen Complicirung der 
Maſchine. Die Gejebgebung des Bundes kann ſchon dur einen 
anhaltenden Widerſpruch zwifchen dem Bundesrathe und dem Reichs 
tage zum Stillftand gebracht werden, wie das in jedem weis 
fammerfyftem der Fall ift; aber bei einem Dreikammerſyſtem — 
wenn id einmal den Bundesrath als Kammer bezeichnen darf — 
würde die Möglichkeit, die Wahrſcheinlichkeit dieſes Stillftandes 
noch viel näher liegen, wir würden zu ſchwerfällig werden. 

Da ic einmal das Wort habe, jo bemerfe ich noch Einiges 
über den Schlufpafjus des Artikels, nämlich den Ausſchluß der 
Beamten. Dieje Beftimmung hat ihren Grund in den mannige 
fachen Uebelftänden, die mit der Betheiligung der Beamten an 
den öffentlichen Verhandlungen zweifellos verbunden find, und die 
bier von der Tribüne her ſchon berührt worden find. Als einen 
derjelben,, der hier noch bejonders maßgebend hat jein können, 
bezeichne ich die Beſorgniß, daß Beamte zu jehr geneigt fein 
möchten, den particulariftiihen Negungen derjenigen Bundesregie— 
rung, der fie dienen, Ausdrud zu geben in der Verfammlung. 
Die anderen Gründe dagegen find mehr allgemeiner Natur, und 
für mic) der Hauptgrund ift Die Loderung der Disciplin in dem 
Beamtenftande. Je mächtiger die parlamentariſchen Einflüffe auf 
das Staatsleben einwirken, defto nothwendiger ift meines Erach— 
tens eine ftraffe Disciplin in dem Beamtenftande. Wir haben in 
Preußen augenblidlich gewifjermaßen zwei Verfaſſungen, die neben— 
einander laufen: wir haben die*) alte Conjtitution des Abfolutismus, 
die ihre Schugwehr gegen Willkür in der Unabjegbarfeit der Beamten 
fand, und wir haben die moderne conftitutionelle Verfafjung, 
mit welcher in faſt allen anderen Ländern dieſe Unabſetzbarkeit der 
Beamten unverträglich gedadt wird. Wir — wenn ic) jage „wir“, 


*) ©. 430b. 









hehe, muB iin bei [ölehte, oft unzulänglicher Befoldung über 
Verſuchungen binweghebt, um feinen Preis verloren geben und 
möchte lieber die Uebeljtände einer gehemmten und genirten Re— 
De tragen, A 

beliebig 


Disciplin feitzubalten, und jcheuen uns vor Allem, 
Ber ift, fie zu lockern. Ich kann nicht behaupten, dab 
ü einen günftigen Eindrud macht, ich kann faum daran 
‚zweifeln, daß es das unbehagliche und berechtigte Gefühl, daß 
‚Etwas frank jein müfje im Staate, hervorruft, wern man erlebt, 
daß in der Deffentlichkeit ein Beamter feinem höchſten Chef ent 
gegentritt und ihm gegenüber und in Bezug auf ihn öffentlich eine 
Sprade führt, die derjelbe Beamte unzweifelhaft zu wohlerzogen 
it, um fie zu Haufe jeinem Canzleidiener gegenüber zu führen. 
(Bewegung.) 
Das kann ich nicht als eine nützliche Einrichtung anfehen. 
Ich gebe gern zu, daß diejes Bedenken fich jchon heben würde, 
wenn nicht die Claufel des Zwangsurlaubes in der Verfaſſung 
ftände, daß eine Negierung durch die Verfaffung gezwungen ift, 
demjenigen Beamten, von dem fie vorausjegt, er wird fie mit 
‚Heftigfeit angreifen, hierzu ausdrüdlich den Urlaub zu bemilligen. 
35 bin als Minifter jehr bereit, mir die ftärkten Vorftellungen 
einem Beamten, der von jeinem Pflichtgefühl geleitet wird, 
nem iftſtück gefallen zu laſſen, aber id) würde es ſchwer 
bleiben, wenn ich genöthigt wäre, in meinem 
d zu beſchäftigen, der mir öffent: 
die id in meiner Stellung An 
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um Wenn fi diefen Webelftänden gegenüber*) eine Abhilfe nicht 
vollftändig ſchaffen läßt, jo wurden die verbündeten Regierungen 
für jede partielle Abhilfe, die hier durch Neichstagsbejchluß gewährt 
würde, immer noch dankbar fein. In diefer Nichtung würde z. B. 
das Amendement, weldes zulegt eingebracht wurde), weldes auf 
die geiftlihen und richterlichen Beamten den Ausschluß bejchräntt, 
wie ich glaube, jämmtlichen verbündeten Regierungen annehmbat fein. 
(Bemwegung.) 

Wie mir vorſchwebt, eriftirt derfelbe Ausfhluß der richter— 
lichen Beamten in mehreren fremden Verfafjungen. Daß die Bes 
theiligung an den Parteifämpfen auf die Richter einigermaßen 
mehr zurückwirkt, als mit der Unparteilichfeit der richterlichen 
Stellung verträglich ift, 

(Oh! oh! linfs.) 

meine Herren, davon habe ich ſelbſt vielfadhe Beifpiele erlebt. Ich 
will Jhnen nur eines citiren. Ich bin namentlich in den erſten 
Jahren meiner Amtsführung ungemein oft in der Lage gewejen, 
daß mir Erkenntniffe, die ohne mein Wiffen und meine Anregung 
gefaßt waren, wegen Beleidigung des preußiſchen Miniſterpräſi— 
denten, zur Einſicht zugefhidt wurden mit der Anfrage, ob ich fie 
veröffentlichen laſſen wolle. Ich habe mande diefer Erfenntniffe 
gelefen, andere nicht. Im Durchſchnitt fand ich, daß diefelben 
Beleidigungen, die, wenn ein ehrbarer Handwerfsmeifter fie gegen 
einen anderen ausſpricht, eine ſchwere Strafe, wenn er fie öffent 
lich ausſpricht, Gefängnis oder eine höhere Geldftrafe nad ſich 
ziehen können, dem preußiſchen Minifterpräfidenten**) gegenüber 
angewendet, durchſchnittlich 10 Thlr. kofteten. 

Für 10 Thlr. hatte Jeder die Freiheit, mir die ſchmachvollſten 
Injurien öffentlich zu jagen oder druden zu laſſen, die er wollte. 

(Heiterkeit und Bewegung.) 


Daß da mit einem Maße gemefjen war, welches von politifcher 
Beeinfluffung ganz frei gewejen wäre, den Eindrud habe id) nicht 


*) fehlt im StB. 

**) ©. 431a. 

Y) Vom Abg. Grafen v. d. Schulendurg: „Nicht wählbar find Geift- 
liche und richterliche Beamte im Dienfte eines der Bundesftaaten.” 
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22. Situng des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 
Freitag 29. März 1867. 

Zu Art. 22 des Verfafjungsentwurfs: „Die Verhandlungen des 

Reichstages find öffentlich“ beantragte Abg. Lasker folgenden Zuſatz: 

„Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in den öffentlichen 
Situngen des Reichstages bleiben von jeder Verantwortlichfeit frei.” 
Nachdem der Abg. Lasker fein Amendement befürwortet, der Abg. 
Dr. Beder (Dortmund) das dem Inhalte nad) gleiche, nur in der Form 
etwas fchärfere Amendement Ausfeld empfohlen hatte, nahm Graf Bis- 
mard das Wort”): 

Die verbündeten Regierungen befürchten von der Freiheit der 
Veröffentlidung der Parlamentsreden feine Gefahr. Wir haben 
gefehen, daß Neden aus dem preußifchen Abgeoronetenhaufe, wie 
fie wohl ſtärker in feiner Verfammlung diefer Art gehalten worden, 
veröffentlicht wurden ohne jede Gefahr. Die Gründe, die ums 
veranlaft haben — und mic bei einer anderen Gelegenheit !) 
perfönlid — einer ſolchen gefeglihen Beſtimmung, wie fie bier 
von jener Seite 

(lints.) 
befürwortet wird, zu widerſprechen, find andere; ich kann fie wohl 
bezeichnen als Gründe der Sittlichkeit. Es gibt viele Dinge, die 
ein Staat dulden kann; er fann fie ignoriren; aber etwas Anderes 
ift es, fie gefeglih zu janctioniren. Dazu rechne ich aud das 
Necht, einen anderen Mitbürger zu beleidigen, ohne daß diejer 
irgend eine Genugthuung dafür finden könnte. Ich will von Ver: 
brechen, die man mit Worten begehen kann, nicht reden; ic rechne 
gar nicht darauf, daß fie an der Stelle begangen werden würden. 
Ih will nur reden vom Schuge der Ehre eines jeden Bürgers, 
welchen Schutz das Gejeg ihm ſchuldig iſt. Diefen Schug ihm 
zu entziehen, das halte ich — ich wiederhole es — gegen die 
Sittlichleit, gegen die Menjchenrechte, Unter Menſchenrechten lafje 
ich mir ausdrücklich diejenigen gefallen, welche in Frankreich im 
Jahre 1791 adoptirt wurden, und in die Verfaffung der Nepublit 


*) StB. 442. 
)8.0.8. 32 f. 
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übergegangen iind. Es beißt darin ausdrüdlib, und zwar in 
Bezug auf die Freiheit der opinions. die Jeder austpreden Fonme, 
daß dieſe Freiheit darin beſtehe, Alles zu thun, was Anderen 
nicht ſchadet. Dieſe Reſtriction legt ſelbſt ein io weit gehendes 
Actenitüd auf, mie jenes. Tie Geſetzgebungen anderer Staaten, 
auch pie der allerfreieiten, ichügen weniaitens die Privatehre. Ich 
erufe mich darüber 3. B. auf die amerifaniiche, deren Beftime 
Mungen ih mir habe ausziehen laifen aus Kent, Commentaries 
ON American law. Vol. I, pag. 244: 

„Obgleich ein Mitalied Des Congreſſes außerbalb Deo 
Congreſſes nicht verantwortlich it für Worte, welde es in 
demielben geſprochen, auch wenn dieſelben beleidigend für 
Individuen ind, to kann cs Doc, wenn es Feine Rede ver: 
örfentlihen läßt, wegen Yibells beitraft werden by action 
(in einer Civilklage auf Schadenerfaß) und by indietment, 
d. h. criminell. So ift es in England Nectens ımd jo ift 
es geredt.” 

Aus England ſelbſt wird Ahnen ein ſehr bekannter Fall in 
Erinnerung jein, nämlich der all Stoddale wider Hanſard, wo 
die Veröffentlichung nicht einer Rede, Tondern eines „parliamentary 
paper* oder „report* — es find Dies techniſche Ausdrücke für 
amtlihe Actenftüde, die auf Befehl des Parlaments aedrudt 
werden — etwas Beleidigendes für einen Gefängnißwärter ent: 
hielt, welder darüber Elagbar wurde. Die engliſchen Gerichte 
waren darüber ganz zweifellos, daß fie den Truder wegen Ber 
leidigung zu verurtheilen Hätten, und tbaten cs. Das Parlament 
griff ein wegen Yrivilegienbrudys und bedrohte die Ausführung 
diejes gerichtlichen Urtheils mit parlamentarischen Strafen. Aber 
das Parlament hat auch bei diefen Gelegenheiten, wo «5 in den 
Rechtsgang eingriff, niemals Die Anſicht ausgelprochen, Reden 
und Motivirungen einzelner Abgeordneten irgendwie zu ſchützen 
bei der Publication, jondern nur reports and papers, und jo it 
es meines Wiſſens nocd Heutzutage in England Nedt. ſo daß dort 


wenigitens, in England, in Amerika un elpili⸗ 
firten Ländern, die Privatehre ſich de en 
Schutzes erfreut. Tiefe Motive, bief n 


Menſchenrecht auf Schutz gegen Bel 


Bismards pohtiidie Resen. III. 


W. 3. 1807. 
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3.1007. mid), wenn ich mach wie vor die geſetzliche Sanction der Ver— 


öffentlicung folder Neben, welche injuriös für Privatleute find, 
befämpfe. Daß die Freiheit dadurch nicht beſchränkt wird, liegt 
auf der Hand. Ich habe jofort, wie bas Parlament sufammenz 
trat, an ſämmtliche Behörden, die unter der Autorität der Könige 
lichen Regierung ftehen, durch die betreffenden Herren Reſſortchefs 
die Aufforderung richten laffen, in feinem Falle gegen die Ver— 
öffentlihung einer Parlamentsrede einzufchreiten, es ſei denn, daß 
fie zuvor an die Regierung berichtet Hätten, und der Fall fo ſtark 
wäre, daß die Autorifation von der Staatsregierung ertheilt werden 
müfe. Die Regierung wird nicht in Verlegenheit kommen, von 
diefer rejervirten Befugniß Gebrauch zu machen, am allerwenigiten 
wird fie davon Gebrauch mahen in Bezug auf die Angriffe, die 
die Regierung ſelbſt treffen, fie wird nur zum Schuge der Privat 
rechte gegen perjönlihe*) Beleidigung jemals davon Gebrauch 
maden. Wenn behauptet wird, daß unter diefer Einrihtung die 
Freiheit lite, jo halte ich das für eine der übertriebenen Decla— 
mationen, denen ich lediglich einen ornamentalen Charakter in den 
Reden der Vertheidiger des Antrags beilege. 

Wenn einer der Herren Worredner, der Abgeordnete für 
Berlin !), bei diefer Gelegenheit darüber Klage geführt hat, daß 
unter Umftänden der mühſam erzwungene höflihe Ton einen 
anderen Pla mache, und damit ziemlich deutlich auf eine lebhafte 
Discuffion, die id vor einigen Tagen angeregt hatte?), anfpielte, 
jo möchte ich dem Herrn Abgeordneten doch Eins zur Erwägung 
geben. Wenn man fünf Jahre lang ſchwer gekämpft hat, um das 
zu erreichen, was hier vorliegt, wenn man feine Zeit, die befte 
‚Zeit des Lebens, feine Geſundheit dabei geopfert hat, wenn man 
fi) der Mühe erinnert, die es gefoftet hat, oft einen ganz Kleinen 
Paragraphen, eine Anterpunctionsfrage zwijchen zweiundzwanzig 
Regierungen zu entfcheiden, wenn man nun auf den Punkt ges 
tommen ift, wie er hier vorliegt, dann treten Herren, die von 
allen diefen Kämpfen wenig erfahren haben, von den amtlichen 


*) 8. 4426. 
1) Abg. Laster. 
8. 0. 8, 236 ff. 
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Vorgängen Nichts wiſſen können, in einer Weife auf, die ich nur 
damit vergleichen ann, daß Jemand in meine geſchloſſenen Fenſter 
einen Stein hineinwirft, ohne zu willen, wo ich ftehe. Er weiß 
nicht, wo er mich trifft, er weiß nicht, welche Geſchäfte er mir 
gerade im Nugenblid erjchwert, die vorliegen, und die mir durch 
diefen Widerftand unmöglich werden. Er weiß nicht, welche aus— 
wärtigen Fragen im Augenblide ſchweben, 
(Hört! Hört!) 

die bei energiſcher Unterftügung der Negierung von Seiten des 
Parlaments eine andere Behandlung gejtatten würden, als in 
einem Falle, wo man fieht, dab das Parlament nicht unbedingt 
mit der Regierung geht und nur jehr Heine Anläffe nöthig find, 
um eine ernfte tiefgehende Spaltung zu erzeugen. Dann kommt 
man jehr leicht, auch ohne gerade Fünftlich nervös gemacht zu fein, 
in eine Stimmung, die ich dem Her Abgeordneten nicht beifer 
harakterifiren kann, als wenn ich ihm empfehle, in einer der erften 
Scenen von Heinrich IV. nadzulefen‘), was Heinrich Percy für 
einen Eindrud hatte, als der dort bejagte Kammerherr kam, ihm 
die Gefangenen abforderte und ihm, der mund und fampfesmüde 
war, eine längere Vorlefung über Schußwaffen und innere Ver: 
legungen hielt. Die Stelle fteht im Anfang des Stüdes und fängt 
mit den Worten an: „Iremember that when the fight was over, 
there came a certain Lord* u. ſ. w. So ungefähr wie Percy 
iſt mir zu Muthe, wenn ich über Dinge, für die ich gelitten und 
gefämpft habe, die ich beffer fennen muß, jolde Reden höre. 

(Zebhaftes Bravo!) 


Art. 22 mit dem Antrage Laster wurde angenommen. 





Nach Art. 23 des Verfaffungsentrowfs: „Der Reichstag hat das 
Necht, Geſetze innerhalb der Competenz des Bundes vorzuſchlagen“ bes 
antragte der Abg. Braun (Wiesbaden), als befonderen Artifel ein: 
aufhalten: „Der Reichstag hat das Recht, bei feinen Berathungen die 
Anmefenheit des Bundesfanzlerö zu verlangen.“ Er begründete feinen 
Antrag mit dem Hinweis darauf, daß der Reichstag, wenn nicht ein 
Mann von Fleiſch und Blut die Executive ihm gegenüber 







?) Heinzich IV. I. Theil, Act I, Scene 3. 








verwerthen 
Willens der deutfchen Nation fei und von d 
aus das Verfaſſungswerk der Regierungen mit im 
Sofanter Mehrheit fanctionire, Graf Bismard äußerte ſich dazu*): 
Ich glaube, der Herr Vorredner fchlägt das Gewicht des 
Bundesfanzlers dod zu hod an, wenn er der Meinung ift, daß 
ohne feine Anmejenheit unter Umftänden der Reichstag auf die 
Linie zurüdfinten könne, die er bezeichnete. Ich halte diefen Zuſatz 
eigentlich für überflüffig. Die Regierungen haben ja das größte 
und dringendjte Intereſſe, ihre Angelegenheiten beim Reichstage zu 
vertreten und hier zu erjcheinen, Ich kann mir nur in dem Fall 
die Abwefenheit jedes Vertreters der Negierungen als möglich 
denken, daß eben die Regierungen ein dringendes Bedürfniß hätten, 
über die vorliegende Frage zu ſchweigen. Wollen Sie nun in 
dem Fall gewiſſermaßen durch einen Haftbefehl den Bundeskanzler 
zwingen, daß er fi Ihnen zeigt, jo weiß ich doch nicht — 
id mid in feine Stelle denfe — welde Gewalt, welche parla= 
mentarifche wenigtens, mich zwingen könnte, zu reden, wenn ich 
jchweigen will, und die bloße ſchweigende Anweſenheit würde unter 
Umftänden für die Negierungen eine Verlegenheit, für den perſön— 
lich Betheiligten gewiß eine fein, namentlich aber unter Umftänden 
in auswärtigen Fragen für die Negierungen, Es kann ja fein, 
daß gerade durch ihre Abwejenheit die Regierung bei einer ſolchen 
Gelegenheit die Verhandlungen des Neichstages von jeder Rückſicht 
entbinden wollte. Cs kann ja fein, daß fie Schweigen will, und 
jedes Schweigen hat immer etwas von dem, welches zuguftimmen 
ſcheint, wenn man wirklich dabei fist. Aber ich kann mir nur 
jehr wenig Fälle der Art denken, wo die Regierungen darüber 
einig fein follten, troß des vom Neichstage geäußerten Wunjches 
nicht zu fommen. Das fähe ganz jo aus wie muthwilliges Händel 
fuchen, wie ein willfürlicher Verzicht auf das, was man dem Reichs: 
tage gegenüber vertreten muß. Sollte die Beitimmung ange: 


*) StB, 4450. 
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nommen werden, jo müßte ich doch jedenfalls 
irgend eine facultas substituendi für den 9 
würde, damit die Verpflichtung nicht auf dieſer einen Bern, bie 
doch immer von Fleiſch und Blut ift, allein Laftet, die unter Umz - 
ftänden bei dem beiten Willen außer Stande jein kann, ihr zu 
genügen. 
Der B— ät deſſen feinen Antraı 
einen — elite oder eines ug 
vertreters deffelben“); I wurde derſelbe in Ab: 
ftimmung mit 136 gegen 120 Stimmen abgelehnt, und Art. 23 in Vers 
bindung mit dem Antrag des Abg. Baumftark in folgender Faſſung 
— Reichstag hat das Recht, innerhalb der Competeng des 
Bundes Gefege vorzufhlagen und an ihn gerichtete Petitionen 
dem Bundesrathe reſp. Bunbesfanzler zu übermeifen. 


23. Situng des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 


Sonnabend 30. März 1867. 


An Stelle des Art. 29 des Verfaſſungsentwurfs: 30, 3. 1867, 
„Die Mitglieder des Neichötages dürfen als ſolche feine Ber 
foldung oder Entjhädigung beziehen,” 
beantragten die Abg. Weber und v. Thümen einen Artikel folgender 


a „Die Mitglieder des Neichstags erhalten aus der Bundes» 
caffe Reifefoften und Diäten nad Maßgabe des Gefeges. Bis 
zum Erlaß diefes Geſetzes ftellt das Bundespräfidium die Höhe 
derſelben feft. Ein Verzicht auf die Neifefoften und Diäten it 
unftatthaft.* 

In den Redekampf, der ſich im der 23. Situng des Reichstags 
für und wider die Diäten entfpann, griff Graf Bismard mit folgender 
Erklärung ein®): 

Ich habe im Namen und im Auftrage der hohen verbündeten 
Regierungen zu erklären, daß diefelben glauben, fi auf eine Bes 
willigung oder Zulaſſung von Diäten unter feinen Umftänden 
—— 


*) StB. 474 4. 


‚glaubte der Präfivent —— 
commiſſarien das Wort nehmen wolle. Graf Bismard 
dies mit den Worten*) 

Ich bin bereit, has Wort zu nehmen, 
und äußerte ſich darauf in folgender Weile"): 

Da bereits ein Schlufantrag vorliegt, jo erlaube id mir für 
den Fall, daß derjelbe angenommen werden follte, ein Miß— 
verftändniß zu berichtigen, das, wie mir privatim gejagt worden 
iſt, durch meine Worte vorher im Schooße der Verſammlung fi 
erzeugt hat. Ich babe nicht jagen wollen, man könne jet den 
Artikel der Verfaſſung ſtreichen, und die ganze Frage, ob ja oder 
nein, durch die Geſetzgebung fpäter reguliren — ſondern ich habe 
nur dafjelbe jagen wollen, was der Herr Vertreter der Königlich 
ſächſiſchen Negierung joeben gefagt hat: daß, wenn ſich Mißftände 
aus der Diätenlofigfeit ergeben haben würden, oder wenn ſich aus 
dem Verlaufe, der Handhabung des Wahlgejeges ergeben: würde, 
daß es ohne Gefahr gejhehen kann, fo ift es jpäterhin immer uns 
benommen, im Wege der Gefeßgebung Diäten einzuführen, Aber 
die Erklärung, die ih Namens der verbündeten Regierungen ges 
geben habe, hat ihren Schwerpunkt in dem erften Theile meiner 
Aeuferungen, wonach id) jagte, daß die hohen Regierungen dahin 
einig jeien, daß fie unter feinen Umftänden die Zulafjung oder 
Bewilligung von Diäten glaubten acceptiren zu Fönnen. 

Gleihwohl wurde Art. 29 in der Faſſung der Abg. Weber und 


v. Thümen mit 136 gegen 130 Stimmen in namentlicher Abjtimmung 
angenommen, 





*) StB. 476b. 
*) StB. 4766. 






Unquläfigteit von Ditten. 0060656268 
4. Sigung des Reichstags des Norddeutſchen Bundes 


Montag 1. April 1867. 
Die franzöfifche Regierung bald nad) des Krieges 
in Bein ven Akunfg, euagepeoden, in irgend welder Weije für das 
Erweiterung der ichen 


zu 

Sefafeit eb Örafen Wismar mb dem feften Entichluf Rönig Wilhelms 
gejcheitert waren, richteten ſich die begehrlihen Blide des 

Kaiſers auf Suzemburg, das feit dem Kriege aus Deutfchland gi 

war und bei der Lockerheit der Verbindung, in welcher es um Königeeid) 
der Niederlande ftand, jo zu jagen in der Luft jchwebte. Fe ‚den legten 
Tagen des März nahmen die Gerüchte über Verhandlungen wilden 
der franz: Verkaufs 


— Vollsſtimmung — indem er, unterſtützt von 70 Ges 
ja in der A. Sitzung des Reichstages am 1. April folgende Inter: 

lation 

1. „Hat bie Koniglich preußiſche Negierung Kenntnif davon erhalten, 
ob die in täglich, verftärktem Maße auftretenden —— * 
Verhandlungen zwiſchen den Regierungen von Frankreich und 
Niederlanden wegen Abtretung des Großherzogthums —— 
begründet find? 
Iſt die Königlich preußiiche Negierung in der Lage, dem Reiche: 
tage — in weldem alle Parteien einig zufammenftehen werben 
in der fräftigften Unterftügung zur Abwehr eines jeden Verſuchs, 
ein altes Deutfches Land von dem Gefammtvaterlande loszureißen 
— Mittheilung darüber zu machen, daß fie im Verein mit ihren 
Bundesgenoſſen entſchloſſen ift, die Verbindung bes Großherzogs 
thums Luremburg mit dem ‚übrigen Deutſchland, insbefondere das 
preußiihe Beſatzungsrecht in ber Feitung Luremburg, auf jede 
Gefahr hin dauernd fiher zu ftellen?“ 
Graf Bismard, — ob und wann er die Interpellation be⸗ 
antworten werde, erwiberte® 


Ich bin bereit, fie BR zu beantworten, 
Mängebe, un den enter TE 


* 





— StB. 487b. 
**) StB. 4894, 


1.4, 1867. 





Kenntniß gehalten, daß eine entſchiedene Abneigung, dem Nord— 
deutſchen Bunde beizutreten, in allen Schichten der Bevölkerung 
heimifh war, In den höheren und namentlih in den höchſten 
war fie getragen von einer deutlich ausgefprodenen Mißſtimmung 
gegen Preußen und defien Erfolge, in den unteren getragen von 
einer Abneigung gegen die Nebernahme derjenigen Laften, die eine 
ernfthafte Landesvertheidigung nothwendig mit fich führt. 
Die Stimmung der luxemburgiſchen Regierung fand Aus— 
drud*) in einer Depefche, die im October an uns gerichtet wurde, 
und in welder jie uns nadzumeifen fuchte, daß wir fein Ned 
mehr hätten, in Luxemburg Garnifon zu halten. Die Königl 


*) 8. 4896. 
') Bot. dazu oben S. 217 ff. 


| 


22 















— in einem Bunde von N 
herzog von Luxemburg ein Mitglied zu haben, welches in feiner 

Eigenſchaft als König der Niederlande feinen Schwerpunft de 
halb des Bundes, feine Interefien außerhalb des Bundes hat und 
vielfach möglicher Weiſe im Widerfprud mit dem Bunde haben 
tonnte. Die Erfahrungen, welche wir in diefer Beziehung in dem 
früheren Bunde gehabt haben, waren lehrreich genug, um uns ab- 
zuhalten, eine ähnliche Einrihtung in vollem Mae auf die neue 
Inftitution zu übertragen. 

Die Königliche Regierung hat fich ferner gejagt, dab vermöge 
der geographiihen Lage und der eigenthümlichen Verhältniſſe 
gerade des Großherzogthums Lurernburg die Behandlung insbefon= 
dere diefer Frage einen höheren Grad von Vorficht erforderte, 
Man erweift der preußifchen Politif nur Gerechtigkeit, wenn an 
einer hervorragenden Stelle!) ausgefproden worden ift, die preußiſche 
Politik ſuche die Empfindlichfeit der franzöſiſchen Nation — natür- 
lich, jo weit es mit der eigenen Ehre verträglich ift — zu ſchonen. 
Die preußifhe Politik findet und fand zu einer ſolchen Politik 
Anlaß in der gerechten Würdigung der Bedeutung, welche bie 
freundſchaftlichen Beziehungen zu einem mächtigen und ebenbürtigen 
Nahbarvolfe für die friedlihe Entwidelung der deutſchen Frage 
haben mußten. 

Aus derjelben Nücjicht, die ich hiermit charakterifirt habe, 
will ich mich, enthalten, auf den zweiten Theil der Anterpellation 

Ja oder Nein zu antworten. Der Wortlaut dieſes zweiten 
ift ein ſolcher, wie er einer Volksvertretung, die auf dem 
Boden fteht, wohl anftehen mag; er gehört aber nicht 
er Diplomaten an, wie fie in Behandlung inter: 

















BE er SELIAF oma henienhe DE 
gänge, durch welde die Königliche Negierung veranlaßt 
it, geihäftlih Kenntniß vom diefer Frage zu nehmen, 


Vor wenig Tagen bat Se, Majeftät der König ber 
Iande den im Haag accreditirten Königlich preußiſchen Gejandten 
mündlich in die Lage gefegt, fih darüber zu äufern, wie bie 
preußiſche Regierung es auffajjen wide, wenn Se. Ni 
Majeftät Sid) der Souveränität über das Großherzogthum Luxem— 
‚burg entäußerten. Der Graf Perponder, unfer Gejandter im 
Haag, ift angewiejen worden, darauf zu antworten, daß die Könige 
liche Regierung und ihre Bundesgenofjen im Augenblide überhaupt 
feinen Beruf hätten, ſich über diefe Frage zu äußern, daß fie 
Sr. Majeftät die Verantwortlichkeit für die eigenen Handlungen 
ſelbſt überlafjen müßten, und daß die Königliche Regierung, bevor 
fie fi über die Frage äußern würde, wenn fie genöthigt wäre, 
es zu thun, ſich jedenfalls vorher verfihern würde, wie die Frage 
von ihren deutſchen Bundesgenofien, wie fie von den Mitunter- 
zeichnern der Verträge von 1839, und wie fie von der öffentlichen 
Meinung in Deutſchland, welche gerade im gegenwärtigen Augenz 


’) Kurz bevor Graf Bismard am 1. April ſich zum Reichstag begab, trat 
bei ihm der franzoſiſche Votfchafter Graf Benebetti ein, um ihn von ben ges 
troffenen — in Kenntniß — — der den In⸗ 

t der zu chenden Depeſchen bereits von in Erfahrung. 
Ken Hatte, gab dem Grafen Venebetti von der bevorfiehenden Snterpellation 
und der Antwort, die er zu ertheilen beabfichtigte, Kenntniß und veranlafte 
dadurch Benedetti, die Uebergabe ſeiner Depejchen bis nah Einholung 
Inftructionen zu verzögern. Die Quellen biefer Erzählung |. bei Kohl, 


margregeften I 319 zum 1. April 1867. 





on — 
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blick in der Geftalt diefer hohen Verfammlung ein angemefjenes 1. 4. 1867. 
Organ befist, aufgefaßt a y. 
0 


Die zweite Thatfahe war diejenige, daß die Königlich nieder— 
ländiſche Negierung durch ihren biefigen Gefandten uns ihre guten 
Dienfte behufs der von ihr vorausgefegten Verhandlungen Preußens 
mit Frankreich über das Großherzogthum Luxemburg anbot. 

(Heiterfeit.) 
Wir*) haben darauf geantwortet, daß wir nicht in der Lage wären, 
von diefen guten Dienjten Gebrauch zu machen, 
(Sehr gut! Bravo!) 
weil Verhandlungen diefer Art nicht ſchwebten. 

In diefer Lage, meine Herren, befindet fih, jo viel der König- 
lichen Regierung bekannt ift, die Sache noch in diefer Stunde, 
Ich betone, jo viel ihr befannt ift, und beziehe mich auf das 
zurüd, was ich kurz vorher über die Möglichteit eines Abſchluſſes 
gefagt habe. Sie werden nicht von mir verlangen, daß ic in 
diefem Augenblide — ähnlich wie es einem Volksvertreter, einer 
Volfsvertretung gejtattet iſt — über die Abfihten und Entſchlüſſe 
der Königlichen Negierung und ihrer Bundesgenoſſen in diefem 
und in jenem Falle in der Deffentlichteit Erklärungen abgeben folle, 

(Sehr richtig!) 
Die verbündeten Negierungen glauben, daß feine fremde Macht 
zweifellofe Rechte deutfcher Staaten und deutſcher Bevölferungen 
beeinträchtigen werde; fie hoffen im Stande zu fein, ſolche Rechte 
zu wahren und zu ſchützen auf dem Wege friedlicher Verhandlungen 
und ohne Gefährdung der freundſchaftlichen Beziehungen, in welchen 
fih Deutſchland bisher zur Genugthuung der verbündeten Ne 
gierungen mit feinen Nachbarn befindet. Sie werden fi) diefen 
Hoffnungen um jo ficherer hingeben können, je mehr das eintrifft, 
was der Herr Jnterpellant vorher zu meiner Freude andeutete, 
daß wir durch unfere Berathungen das unerjchütterliche Vertrauen, 
den unzerreißbaren Zufammenhang des deutſchen Volkes mit feinen 
Regierungen und unter jeinen Negierungen bethätigen werden. 
(Lebhaftes Bravo!) 


1) Depeſche vom 30. März 1867, Kollers Archiv I 1065, vgl. Kohl, 
1319. 





beizufügen: 

Die —— Bleibt in denjenigen Theilen bes Herzog 
thums Schleswig, welde nörblid, einer, fühlic von Flensburg 
laufenden und in weftlicher Richtung fich erftredenden Sinie liegen, 
fo lange fuspendirt, bis in Betreff der Abtretung fchleswigfher 
Diftricte an das Königreih Dänemark ein Nefultat erzielt ift. 
Graf Bismard trat feinen Ausführungen entgegen*): A 

Wenn id) das Wort ergreife, fo geſchieht das nicht, um die | 
Beltimmungen des Prager Friedens anzufechten, oder mic über | 
die Auslegung derjelben nochmals bier zu äußern, fondern nur, | 
um zu verhindern, daß durch ſolche Kundgebungen, wie die Rede 
bes Herrn Vorredners war, in Nordſchleswig noch mehr Leute irre— 
geführt werden in ihren Anfichten über den gegenwärtigen Rechts— 
zuftand, und fi den gefeglichen Anforderungen der Behörden, be 
ſonders in Bezug auf ihre militärijchen Pflichten, entziehen und 
ſich dadurch, zu unſerem Bedauern, Strafen zuziehen, die unnach— 
fichtlich würden vollzogen werden. Der gegenwärtige Rechtszuſtand 
des Herzogthums Schleswig ift der, daß dafjelbe nad) jeiner ganzen 
Ausdehnung, wie es ſich nad dem Wiener Frieden geftaltet hat, 













*) StB. 5486. 





“ 
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ein zweifellofer Beſtandtheil der preußiſchen Monarchie ift; u 


folgt, daß ſich alle Einwohner den Gefegen zu fügen haben, die 

bier gelten. Wie viele und weldhe davon etwa in Zukunft nad 
den Beltimmungen des Prager Friedens aufhören werben, preußiſche 
Unterthanen zu fein, ift eine Frage, die noch zu entſcheiden iſt, 
(und)*), jo lange fie es aber find, bis auf die legte Minute, haben 
fie fih den Gefegen und Behörden Preußens zu fügen oder die 
Folgen zu tragen, welde die Widerjeglichkeit nad) ſich ziehen wird. 

Wenn aber der Herr Vorredner aus den Beftimmungen des 
Wiener Friedens eine Art von Zwitterzuftand hat ableiten wollen, 
fo daß Jeder ſich in den drei Herzogthümern für einen däniſchen 
Unterthanen erklären könne**) und dennoch alle Vortheile der 
Unterthanenſchaft Preußens zu genießen fortfahre und dabei die 
dänifche Unterthanenfchaft oder die Möglichkeit, daß er ſich für die— 
jelbe entjcheidet, dafür benugen könne, um ſich allen Zaften zu ent 
ziehen, jo wirde doc diejes Syitem Anwendung aud***) auf 
Holftein und Lauenburg finden. Da könnte dann auch Feder jagen: 
Ich will bis 1870 warten und mich dann entſcheiden, ob ich Preuße 
oder Däne fein will, bis dahin bleibt mir mit den Zumuthungen 
der Steuer- und Militärpfliht vom Halſe. 

Ich glaube, dadurch ift die Unzulänglichkeit, die Unrichtigkeit 
der Behauptungen des Herrn Vorredners hinreichend documentirt. 
Wir beftreiten bis 1870 feinem Schleswiger, der bie däniſche 
Nationalität adoptiren und nach Dänemark überfieveln will, das 
Recht dazu, halten aber an dem Grundfag feit: wer es gethan hat 
und fid) darauf berufen hat, der hat optirt nach der Freiheit, bie 
ihm der Wiener Friede läßt. Iſt er Düne geworden, jo bleibt er 
es auch und wird als Däne angejehen, wenn er etwa wieder nad 
Haufe kommen will, 

Der Antrag Kryger gelangte in der 27. Sitzung des Reichstags 
zur Abjtimmung und wurde mit großer Majorität abgelehnt. 


*) Das „und“ des StB. ift neben dem folgenden „aber“ überflüffig. 
**) fehlt im St®. 
iehlt im St®. 





Niemandem kann ich das Necht zu 
Männer anzugweifeln, bie fie gethee“ 

Minifterpräfident Graf Bismard*): 

Ich bitte um das Wort zu einer perfönlicen Bemerkung. 

ZUR in be — eitheilt, erwiderte Graf Bis: | 
mar 

Der Herr Vorrebner hat joeben geäußert, das Minifterium, 
an deſſen Spige ich zu ftehen die Ehre habe, hätte im vorigen 
Jahre ein verwegenes und ſehr gewagtes Spiel gefpielt, welches 
ſchließlich die Tapferkeit des Volkes gewonnen hätte, und hat ba= 
durch**) in Fortjegung der Werbächtigung, die das von ihm bier 
citirte Blatt) vor wie nad dem Kriege feinen Augenblid ange 


*) EB. 608b. 
**) StB. a. a. D. 
*) S. 609a. 
') Die Volkszeitung, deren Verleger Herr Dunder war. — Der Abg. 
v. Binde hatte auf das in der Volfszeitung vom 8. Juni 1866 veröffentlichte 
‚Programm der Fortfchrittäpartei“ — das ein unbedingtes Verdict 
‚wel: 


innere deutſche Angelegenheiten in Ausſicht ftelle und dadurch werthvolle 
Grenzländer gefährde”, und behauptet, daß das Volt in feiner großen 

die von wenigen Parteiführern noch feftgehaltene Anficht von dem Werthe 
Budgetrechts in militäriihen Dingen nicht mehr theile, ſeitdem es durch be 
Krieg eines Befjeren belehrt worden fei. 








fanden hat, auf das Minifterium zu Gäufen, uns 
hätten damals willkürlich die Ehre, die Freiheit 
abhängigfeit Preußens in ein Wagniß hineingemorfen, welches 

als ein „Spiel“ bezeichnet, das wir alfo hätten vermeiden können. 
Ich weife dieje Verbächtigung, die mir nicht zum erften Mal ent- 
gegentritt), die mir aber die Gelegenheit bietet, ihr öffentlich ent- 
gegen zu treten, auf das Beſtimmteſte als eine unwahre Parteierfinz 
dung zurüd. Wir waren in der Lage, gegen ungeredhte, lang vor 
bereitete Angriffe, gegen eine rechtswidrige Majorifirung Preußens 
am Bunde, gegen eine Gefahr, welche nur mit Bajonetten von uns 
abgewehrt werden konnte, in ehrlicher Sel6ftvertheibigung, in der 
Nothwehr zum Degen greifen zu miüffen, und das Wort „Spiel“, 
„verwegenes, gewagtes Spiel” darauf anzuwenden, it... ich will 
den Ausdrud, der mir fam, nicht gebrauden, er paßt hier nicht. 

(LZebhaftes Bravo! rechts.) 


In perfönlicher Bemerkung erwiderte Abg. Dunder, er habe den 
bildlichen Ausdrud „Spiel“ mit gutem Vorbedacht gebraucht, weil Graf 
Vismard denfelben mit Vorliebe anwende, wenn er von diefen Zeit: 
laufen fpreche. Uebrigens habe er ihm nur angewendet, um auf das 
Gefährlide der Politil Bismards hinzuweifen, nicht um einen 
Schatten auf die Motive diefer Politik zu werfen. Die Anfpielung auf 
ein gewiſſes „Blatt“ glaube er nicht beachten zu follen, da er im Reichs: 
tag nur fi) und das Volk vertrete. 





30. Sißung des Reichstags des Norddeutſchen Bundes 
Dienftag 9. April 1867. 


Die durd die Annahme der Mainlinie als Grenze zwiſchen den 
Staaten des Norbdeutfhen Bundes und den fündeutfchen Staaten ver- 
— Zerreißung des Großherzogthums Heſſen in einen nordlichen, 
* dorddeut —* Bunde zugehörigen, und in einen ſüdlichen Theil, 
der ſich gl ſüdlichen Staaten der vollen fouveränen Uns 
in der 30. Sitzung des Reichstags am 9. April 







Wort „Spiel" für Bismards Socials 









9. 4. 1867. 


272 III. Reichstag des Nordd. Bundes. 24. Febr. bis 17. April 1867. 


9.4.1867. den Abg, Graf zu Solms⸗Laubach, Freiherr Norded von Rabenau 


und Buderus Veranlafjung zu folgender Interpellation: 


Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Heffen erließ nach 
wiederhergejtelltem Frieden unterm 17, September vorigen Jahres 
von Worms aus eine Proclamation, überfchrieben: „An mein 
treues Volk“, welde in Beziehung auf die öffentlichen Verhält- 
niſſe Deutfchlands und deſſen nationale Geftaltung das Folgende 


jagt: 

Wir haben nicht bloß die Wunden zu heilen, welde der 
Krieg unferem Heſſen gefchlagen hat — wir haben auch mit 
der Neugeftaltung des gemeinfamen deutjhen Vaterlandes in 
einer, die gerechten nationalen Anfprüche befriebigenden Weiſe 
zu beginnen, Der alte Rechtsboden, auf dem wir hätten fort: 
bauen fönnen, ift zufammengebrochen. — Wir müſſen nun die 
Vervollfommnung des durch die Macht der Thatſachen ge: 
ſchaffenen neuen Nechtszuftandes zum Gegenftand unferer Sorge 
machen. Mein eifriger Wunſch war, den Bund, welcher ders 
malen den Norden Deutfehlands umfaßt, auf das ganze große 
Vaterland ausgedehnt zu jehen. Nüdfichten, deren Befeitigung 
nicht in meiner Macht lag, ftanden bis jest der Erfüllung 
meines Wunſches entgegen. Aber wie ic) ftets feit meinem 
Negierungsantritte neben dem Wohle meines heffischen Landes 
das Gläd und die Größe Des gemeinfamen deutfchen Vaterlandes 
und die Kräftigung des dafjelbe umfchlingenden Bandes an: 
geftrebt habe, fo werde ich auch für die Zukunft diefes Ziel 
nicht aus den Augen verlieren. Ich rechne dabei auf das Ver: 
trauen und die Unterftägung meines guten und bewährten 
Volkes. 

In Folge des Friedensabſchluſſes zwiihen Preußen und Heffen 
vom 3. September v. J. trat — wie befannt — der Großherzog 
von Heffen mit der Provinz Oberheffen dem Norddeutſchen Bunde 
bei, während die anderen Provinzen des Landes außerhalb diefes 
Verhältnijies bleiben. 

Bei Gelegenheit der Discuffion refp. Annahme des preußiſch⸗ 
heſſiſchen Friedensvertrages in der Zweiten Kammer zu Darm- 
ſtadt — im Januar d. J. — murde von zwei Abgeorbneten 
beantragt: 

gleichzeitig die fefte Erwartung auszufpredhen: die Groß: 
herzogliche Staatsregierung werde mit allen Kräften dahin 
ftreben, auch mit den von dem Norddeutſchen Bunde bis jeht 
noch ausgefchlofjenen Gebietstheilen möglichſt bald in denjelben 
einzutreten, 

Die Kammer beſchloß, Berathung und Beſchlußfaſſung über 
diefen Antrag wegen mangelnder genügender information bis 
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nach erfolgter definitiver Conſtituirung des Norddeutſchen Bundes 

auszuſetzen. 

Dieſe definitive Conftituirung ſteht durch Publication der 
Berfaflung in der nädjiten Zeit mit Sicherheit zu erwarten. Iſt 
dann das ganze Großherzogthum Heilen dem Rorddeutichen Bunde 
nicht beigetreten, oder ift nicht mwenigitens fein Beitritt in fichere 
Ausficht geftellt, jo wird das Land in Theile zerrifien. Daraus 
werden ſchwere Schädigungen der nationalen, der dynaftifchen und 
der bejonderen Tinterefien des Großherzogthums entjtehen. 

Welche Gründe auch früher beitanden haben mögen, den 
Beitritt von ganz Heilen zum Norddeutihen Bunde zu beanſtan 
den, fo fcheint uns doch jetzt die Zeit aelommen zu fein, wo 
Deutihland genügend gefräftigt iſt, um jeine inneren Angelegen: 
heiten ohne fremden Rath jeinen eigenen Intereſſen entiprechend 
zu ordnen — und dabei einzig und allein fein eigenes Wohl zum 
Ausgangspunkt ſeiner Entichliegungen zu nehmen. 

Auf Grund vorttehender Andeutungen erlauben ſich die unter: 
zeichneten oberheiitihen Abgeordneten an den Herm Norfigenden 
der Bundescommiſſarien die ergebenite Anfrage: 

1. ob und eventuell welche Hinderniſſe dem ungetrennten Ein- 
tritt des ganzen Großherzogthums Heilen in den Nord: 
deutfhen Bund zur Zeit entgegenitehen? 

2. eventuell, ob diele Hinderniſſe dauernde oder vorübergebender 
Natur find? 

Graf Bismard erklärte fih zur Beantwortung mit den Morten 
bereit *): 

Ich bin bereit, fie gleich zu beantworten. 

Er that dies, nachdem der Abg. Graf zu Solms:Yaubad die 
aus der Trennung Oberheſſens von den übrigen Provinzen des Landes 
bervorgerufenen ſchwierigen Verhältniſſe eingehend Ddargeftellt und der 
Sehnſucht der Süddeutſchen nad einer Verbindung mit dem Norddeutfchen 
Bunde Ausdruck gegeben hatte, mit folgenden Morten **): 

Ich würde mich zu einer erichöpfenden Beantwortung der von 
dem Herrn nterpellanten angeregten Frage in Wertretung Dev 
hohen verbündeten Regierungen nur dann bereit erklären Tönnen, 
wenn die ‚stage von der Großherzoglich heſſiſchen Renierung ge— 
ftellt würde. Der Herr Xnterpellant ift von der Worausjegung 
ausgegangen, dat der Wunſch der Großherzoglichen Regierung, 
das ganze Großherzogtum jegt in den Norddeutijchen Bund auf- 

*) StB. 6375. 

*x) StB. 638b. 
Bismards politiihe Reden. II. 18 
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9.4.1867. genommen zu jehen, amtlich feitftände. Ich Tann dies nicht be— 
ftätigen. Die Großherzoglid) heſſiſche Regierung hat uns allerdings 
in einer Note vom 14. Auguft v. 3. den Wunſch ausgeſprochen, 
mit dem ganzen Großherzogthum in den Bund aufgenommen zu 
werben. Es geihah dies aber in einer anderen Lage der Dinge, 
als es die heutige ift. Die preußiſche Regierung hatte damals in 
den Friedensverhandlungen die Forderung geftellt, das gefammte 
Oberheſſen mit Homburg und Meijenheim der preußiichen Mon— 
archie einzuverleiben, gegen Entſchädigung des Großherzogthums 
Heffen auf Koften Bayerns. Um diefen Gebietsaustauſch abzu— 
wehren, bot die Großherzogliche Regierung, wie aus dem Inhalt 
der Note vom 14. Auguft zu erfehen jein würde, den Eintritt des 
gefammten Großherzogthums in den Norddeutſchen Bund an. 
Nachdem jener territoriale Austauſch aus anderen Rückſichten aufs 
gegeben war, hat die Großherzogliche Regierung denfelben Wunſch 
nicht erneuert. 

Die verbündeten Regierungen find weit entfernt, die Uebel 
ftände zu verfennen, welche aus der Theilung des Großherzog- 
thums in einen der Gejeggebung des Norddeutichen Bundes unters 
worfenen*) und einen bavon freien Theil hervorgehen. Es ift 
fogar vorauszujehen, daß dieſe Uebelftände ſich noch beträchtlich 
fteigern würden, wenn es nicht gelingen follte, dem Zollverein eine 
weitere Ausdehnung, als das Gebiet des Norddeutſchen Bundes 
es bedingt, zu erhalten. Wir finden daher die Uebelſtände, welde 
der Herr Interpellant hervorgehoben hat, nicht nur unzweifelhaft 
vorhanden, fondern aud die Gefahr, daß fie in Zukunft wachſen 
könnten. Es kommt dazu, daß das geſammte Großherzogthum 
ſchon in wejentlichen Theilen feiner Organifation in die Nechts- 
iphäre des Norddeutichen Bundes hineingezogen ift, namentlich in 
Betreff der Verwaltung der Poft und Telegraphie, und, wie demz 
nächſt durch den Abſchluß eimer Militärconvention zu erwarten 
fteht, auch in Bezug auf die militärifchen Angelegenheiten. Als 
Aequivalent dafür blieben dent Großherzogthunt zu reclamiren bie 
Nechte, die den vorher angedeuteten Leiftungen entipräden, nämz 
lich die Rechte einer ftärkeren Vertretung im Bundesrathe wie im 







*) ©. 689 a. 







— 
Gintritt des gangen Großfergoptfums Heffen in ben 


TEE 
Reichstage, und die Bürgſchaften einer vollen territorialen 
tantie, bie ſich bisher, juriſtiſch wenigftens, auf Rheinheſſen und 
auf Startenburg nicht. erſtreckten. 

Der Frage, ob nad) dem Inhalte des Prager Friedens der. 

— Aufnahme des gejammten Großherzogthums, weldes, von der 
territorialen Seite aufgefaßt, zur Hälfte ein norddeutſcher, zur 
‚Hälfte ein ſuddeutſcher Staat ift, Hinderniffe entgegenftehen, würden 
wir näher treten, jobald uns von der Großherzoglichen Regierung 
in amtlicher Form der Wunſch dazu ausgeſprochen würde. Wir 
würden dann, da wir mit Defterreich auf der Bafis des Prager 
Friedens und in Betreff der Auslegung defjelben im Einverftändniß . 
zu leben beabfichtigen, zunächſt mit der Kaiſerlich öſterreichiſchen 
Regierung in freundſchaftliche Verhandlung darüber treten, wie 
fie ihrerfeits die Frage auffaffe, und nad) der bisherigen Haltung 
der Kaiferlichen Negierung glauben wir faum, daß der Gedanke 
auf einen beftimmten Widerftand darin ſtoßen würde, ſobald die 
Wünſche der Großherzoglich heſſiſchen Regierung ſich unzweideutig 
—— hätten. (Bravo!) 


Wir würden demnächft, nachdem ich mich der Weberzeugung 
hingeben darf, daß innerhalb des engeren Bundes ein Widerſpruch 
nicht erhoben werden würde, es doch für nüglich und den gegen- 
jeitigen Beziehungen entſprechend halten, mit unferen ſüddeutſchen 
Bundesgenofjen und namentlich mit Bayern auch über diefe Frage 
ins Vernehmen zu treten, um zu ermeſſen, ob die dortige Politik 
durch diejes Vorgehen gefreuzt oder unterftügt werden würde. Nor 
Allem aber wäre erforderlich, daß die Großherzogliche Negierung 
ihre Willensmeinung beftimmt formulirte, und nad) der Bereit- 
willigteit, welche biejelbe gezeigt hat, an dem nationalen Werke, 
an welchem fie bisher nur für Oberhefjen vollftändig betheiligt ift, 
mitzumirfen, dürfen wir mit Vertrauen die Entſchließung, die Ent 
ſcheidung über die Frage der Großherzoglihen Regierung übers 
aſſen, die am beſten wiſſen muß, was ihrem Intereſſe frommt, 
aus B Rückſichten hier durch eine Er- 
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32. Sifung des Reichstags des Horödeuffchen Bundes 


Mittwod) 10. April 1867. 


m. Die Frage über den Eintritt der Süddeutſchen in den unter 
Preußens Führung gebildeten Bund der nördlic des Mains gelegenen 
deutſchen Staaten fam ſchon in der nächſten Situng des Reichstags 
zu erneuter Behandlung. Zu Art. 71 des Verfafjungsentwurfs: „Die 
Beziehungen des Bundes zu den fübdeutichen Staaten werden jofort 
nad Feititellung der Verfafjung des Nordveutihen Bundes durch be: 
fondere, dem Reichstage zur Genehmigung vorzulegende Verträge geregelt 
werben,“ hatten nämlich die Abg. Laster und Miquel folgenden 
Zuſatz beantragt: „Der Eintritt der fübbeutfchen Staaten oder eines 
derjelben in den Bund erfolgt auf Vorſchlag des Bundespräfidiums im 
Wege der Bundesgejeggebung.“ Nachdem von verfchievenen Rednern 
für und wider das Amendement gejproden worden war, forderte der 
Abg. v. Vinde (Hagen) den Präfidenten der Bundescommifjarien auf, 
die Anficht der verbündeten Regierungen über das Amendement Laster: 
Miquel mitzutheilen, denn das Einzige, was für ihn ein Hindernif 
fein fönnte, dem Amendement zuzuftimmen, könnte die Beſorgniß fein, 
daß es der Negierung in diefem Augenblide für ihre diplomatifche 
Situation wejentliche VBerlegenheiten bereitete. Doch fünne er fih den 
Fall jehr wohl denfen, daß Graf Bismard mit einer gewiljen Ent: 
ſchiedenheit gegen das Amendement plaidire, fich aber über feine An: 
nahme durch den Reichstag nicht jonderlid grämen werde. Graf Bis- 
mard ermiderte*): 


Um der Aufforderung des Herrn Vorredners zu entiprechen, 
will id mich mit wenigen Worten über die Stellung der Vertreter 
der verbündeten Negierungen zu dem Amendement Laster-Miquel 
ausfprechen. Ih kann nicht behaupten, daß die Tendenz dieſes 
Amendements unferen Wünfhen und Betrebungen widerſpricht. 
Eine andere Frage ift aber die, ob jolde Mitglieder diefer Ver— 

ſammlung, welde zugleich Vertreter der Regierungen find, ſich 
augenblidlih in der Lage befinden, für dies Amendement zu 
ftimmen. 

Ich habe gejagt, daß es unſeren Wünſchen nicht widerjpricht. 
Aber eine Regierung ift verpflichtet, fich bei der Ausſprache ihrer 
Wünfche nach der Dede ihrer Rechte zu ftreden. Ich will damit 
nicht behaupten, daß die Annahme diejes Amendements im Wide 





*) StB. 689. 







Der Einteitt der Suddeutſchen in den Norddeutſchen Bund. m 


ſpruch mit bem Art. IV des Prager Friedens!) ftände; ich will nur Du 
aus ähnlichen Gründen, wie id) fie geftern *) bei der Beantwortung 

ber heſſiſchen Interpellation hervorhob, nicht einfeitig den Ders 
Handlungen der Contrahenten des Prager Friedens, die zu einer 
einheitlichen Auslegung erforderlich find, vorgreifen, auch nicht die 
Entſchließung der ſüddeutſchen Regierungen in einer Weife prä- 
judieiren, zu welcher bisher der Grad ihres amtlichen Entgegen- 
fommens uns nicht auffordert, 

Daß im Art. IV des Prager Friedens nicht bloß ein inter 
nationales Schutz⸗ und Trutzbundniß — wie einer der Herren 
Vorredner, ich weiß nicht welcher ), bemerft hat — ins Auge ge 
faßt ift, geht, glaube ich, aus jeinem Wortlaut für jeden aufmerk— 
ſamen Lefer zweifellos hervor, Es ift in dem Art. IV nicht von 
einer neuen Geftaltung Norddeutichlands bloß die Rede, welcher 
die Kaiferlich öfterreichifche Regierung zuftimmt, fondern von einer 
neuen Geftaltung Deutſchlands. Der Begriff wird dadurd er 
läutert, daß der Nachſatz folgt: „Deutichlands ohne Betheiligung 
des öfterreichifchen Kaiſerſtaates“. Alſo es ift zugeftimmt zu einer 
Neugeftaltung derjenigen Theile des früheren Deutſchen Yundes, 
welche*) nah dem Ausjcheiden der öfterreihiihen Theile des - 
Bundesterritoriums übrig waren *). 

Es ift ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des 
Artifels von der nationalen Verbindung Süddeutichlands mit 
dent Norddeutſchen Bunde gejprochen, alſo nicht von einer inter- 
nationalen, weldes Wort ausdrüdlic in demjelben Artikel auf 
die Beziehungen Sübdeutfchlands zum Auslande feine Anwendung 


*) &tB.: welder — war. 

) „Se, Majeftät der Kaifer von Defterreich erkennt die Auflöfung des 
bisherigen Deutfhen Bundes an und gibt feine Zuftimmung zu einer neuen 
Geftaltung Deutſchlands ohne Betheiligung des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates. 
Ebenfo verjpriht Se. Majeftät, das engere Bundesverhältnii anzuerkennen, 
welches Se. Majeftät der König von Preußen nördlich von der Linie des Mains 
‚begründen wird, und erklärt fich damit einverftanden, daf die ſüdlich von der 
‚Linie gelegenen deutfien Staaten in einen Verein zufammentreten, deffen natio» 

4 mit dem Norbdeutihen Bunde der näheren Berftändigung 


vorbehalten bleibt und der eine internationale unabhängige 
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10.4.1867. gefunden hat. Wenn ich nichtsdeftomweniger die Frage, ob der 


Eintritt der fübdeutihen Staaten mit diefem Artikel verträglich 
it, einfeitig wicht bejahen möchte, fondern ihre Beantwortung im 
Einverftändniß mit der Kaiferlich öfterreichiichen Regierung finden 
möchte, jo bewegt mich dazu der Umftand, daß eine der Prämifjen, 
welche der Art. IV aufftellt, in der Kette fehlt: das ift nämlich das 
Zuftandefommen des Süddeutjchen Bundes. Wäre diefer zu Stande 
gekommen, oder hätte er Ausficht dazu, fo ift meine Weberzeugung, 
daß, wenn im Norden ein Parlament tagt auf einer nationalen 
Bafis, im Süden ein ähnliches, dieje beiden Parlamente nicht 
länger aus einander zu halten jein würden, als etwa die Gewäſſer 
des Nothen Meeres, nachdem der Durchmarſch erfolgt war. 
(Heiterfeit.) 

Diefe Prämifje fehlt bisher, und wir möchten bei der Ueber— 
zeugung, daß die nationale Zujammengehörigkeit ihre Sanction 
durch die Geſchichte dereinit ganz zweifellos empfangen wird, über 
die Frage, ob dies jofort, und in welder Form, geſchehen kann, 
nicht in Meinungsverſchiedenheit mit der Kaiferlich öfterreichijchen 
Negierung über die Auslegung des eben zwiſchen uns gefchlofjenen 
Friedensvertrages gerathen, indem wir diefer Auslegung einfeitig 
vorgriffen. 

Im*) Uebrigen bin ich auch der Meinung, daß der Unterfchied 
zwifden dem Amendement Miquel:Lasfer und dem Terte des 
Art. 71 Fo jehr erheblich in der Praris nicht ift. Das Amendes 
ment behält dem Präfivium — oder, wie man richtiger jagen 
würde, dem Bundesrathe die Fnitiative vor, und im Bundesrathe 
würde vorausfihtlih das Präfidium die Jnitiative zu nehmen 
haben. Das Bundespräfidium würde unzweifelhaft mit biefer 
Initiative doch jo lange warten, bis es diejenigen Verhandlungen 
geführt hat, die in dem Art. 71 vorgejehen find, und es fich duch 
den Verlauf der Verhandlungen überzeugt haben würde, daß der 
Moment eingetreten fei, wo im Sinne des Amendements vorge 
gangen werden kann, ohne daß wegen der Verfrühung eines Mo— 
ments, der ſpäter doch eintritt, das Vorgehen mit Zerwürfniſſen 
zwiſchen den Gontrahenten des Prager Friedens verbunden jei. 


*) ©. 6896. 








definitiven Entſchließungen bekennen fönnen. Ich glaube nicht, 
diefe Frage von Haufe aus verneinen zu jollen, um deswillen, 
weil das Amendement Miguel eben die Eigenschaft hat, dem Prä— 
ſidium und dem Bundesrath die Entſchließung iiber den Zeitpunkt 
dennoch vollftändig frei zu lajfen, und uns in feiner Weife ver- 
pflicten würde, der Frage früher näher zu treten, als bis wir 
mit allen Elementen, denen wir das Recht mitzureden zuerkennen, 
darüber einig find. 
(Lebhaftes Bravo!) 

Art. 71 wurde mit dem Amendement Lasker-Miquel mit jehr 

großer Majorität angenommen. 


33. Sigung des Reichstags des Norddeuffchen Bundes 
Montag 15. April 1867. 

Nachdem in der 32. Sigung die Specialdiscuffion der einzelnen 
Artikel des Verfafjungsentwurfs beendet war, ftand auf der Tages: 
ordnung ber 33. Sitzung am 15. April die Verathung über die Zu: 
jammenftellung ber in der Vorberathung im Plenum des Reichstages 
über den Entwurf der Verfaffung des Norbeutihen Bundes gefaßten 
Bee * Bis marck leitete die Generaldiscuſſion mit folgender 


ee * Abſchluſſe der Vorberathung in dieſem hohen Hauſe 
iſt an die Vertreter der verbündeten Regierungen die Nothwendig— 
feit herangetreten, die Entſchließung ihrer hohen Vollmachtgeber 
über die aus den Beſchlüſſen des Haufes hervorgegangenen Abs 
änderungen bes urjprünglichen Entwurfs herbeizuführen. Mit aufs 
richtiger Genugthuung kann ich conitatiren, daß in Betreff der bei 
Weitem größten Anzahl, in 


15. 4. 1867. 





m der Vereinbarungen 

BEN es find biefe beiden Punkte: die Sichere 
ftellung der Heereseinrihtungen und die Frage über Ber 
LEN FeaREr Die Eommifjarien werden Anlaß nehmen, 
beim Eintritt in die Discuffion über diefe Specialpuntte diejenigen 
Amendements zu bezeichnen, welche den hohen Verbündeten anz 
nehmbar fein würden, und nad) deren Annahme dem Abſchluß der 
Vereinbarung über das Gefammtrefultat fein Hinderniß mehr im 
Wege ftehen würde. 

Einftweilen beſchränke ich mich darauf, diejenigen Punkte 
oberflächlich durchzugehen, in Betreff deren die verbündeten Regie— 
tungen unter ber vorher ausgefprochenen Vorausfegung bereit find, 
ſich die Beihlüffe des Neihstages anzueignen. Cs betrifft dies, 
nachdem die erften drei Artikel unverändert geblieben find, die 
fämmtlichen, jo viel ich überjehe ſechs, Zufäge zu dem Art. 4, bes 
treffend die Competenz der Gefeggebung des Bundes; ferner den 
dazu gehörigen Zufat Alinen 2 des Art. 5; dann im Art. 11 die 
Genehmigung des Reichstages als Erforderniß für die Gültigkeit 
der Verträge betreffend; den Zufag zu Art. 9 und 10 in Betreff 
der Uebernahme der Verantwortlichteit dur den Bundeskanzler; 
die beiden Säge des Art. 21, die Wahl der Beamten und das 
Nichterfordernig der Urlaubsbewilligung zum Eintritt berjelben; 
Art. 22, die wahrheitsgetreuen Berichte und deren Veröffentlihung 
betreffend; Art. 23 über Petitionen; Art. 25 die Nothwendigkeit, 
den Reichstag in 90 Tagen wieder zu berufen bei etwaiger Aufz 
löfung; Art. 26 die Beſchränkung der Vertagung — ich zähle nad) 
den neuen Nummern —; Art. 28 ein unbedeutender Faſſungs— 
zufag; Art. 31 die Unzuläffigkeit der Verhaftung von Mitgliedern 
in verjchiedenen Fällen; Art.*) 38 mehrere in das techniſche Ger 
biet der Steuergejeggebung ſchlagende Punkte; ebenjo Art. 45, die 
Eifenbahnen betreffend; desgl. Art. 46; dann über Marine und 
Schifffahrt der Zufag zu Art. 53; ferner im Art. 59 die ers 


*) ©. 6960. 









u im Art. 61 die Zufage eines 
im Art. 69 die Nothwendigfeit eines jährlich durch Geſeb 
Budgets betreffend, Art. 72 Anleihen und Garantien; 
Art, 74 über das Bundesgericht, ſowie die neu hi N 
Art. 76 und 77, und außerdem den Schlußfag zu Art.*) 78. 
Die verbündeten Negierungen haben in den von dem hohen 
Reichstage votirten Abänderungen zum Theil zweifellofe Verbeſſe— 
zungen ihres Entwurfs erfannt, zum Theil aber ift ihnen, wie ich 
nicht verhehlen kann, die Annahme derſelben und die Vereinbarung 
unter einander über gerade dieſe Form, in ber fie**) anzunehmen 
fein würden, nicht Leicht geworden. Die hohen Regierungen haben 
fi) aber von demjelben Geifte der Vermittelung leiten lafjen, von 
dem fie hoffen, daß er die definitive Beſchlußfaſſung dieſes hohen 
Hauſes beherrſchen werde, indem er die individuelle Neberzeugung 
inter dem nationalen Erforderniß, daß unfer Werk überhaupt hier 
zu Stande kommt, zurüctreten läßt, 
(Bravo!) 









Der Abg. Reichenſperger, der erfte Nedner, der aus dem Haufe 
für die in der Vorberathung gefaßten Beichlüffe des Neichstags das 


Wort ergriff, hielt es für das mindefte Necht und die Pflicht des Reichs- 
tags, auf dem durch die vorläufige Beihlußfafjung gewonnenen Boden 
ftehen zu bleiben. Nach feiner Ueberzeugung fei die Beftimmung des 
Verfaffungsentwurfs hinſichtlich des Budgetrechts unzureihend, das 
ganzliche Schweigen deſſelben über das Verantwortlichleitäprincip nicht 
‚annehmbar und die proponirte Verweigerung der Diäten eine Ber 
ſchrantung der paffiven Mahlfähigfeit, die ebenfowenig durch äußere 
Interefien nod auch dur innere Gründe gerechtfertigt werde. Nur 
die preußifche Regierung fünne an der unveränderten Annahme der 
_ vorgejchlagenen Bundesverfafjung ein Intereſſe haben, wie fie anberer- 
R das seite Intereffe am Zuftandefommen des Bundes habe; 

den beihlofjenen Abänderungen, wenn ber Reichstag 

iſches Nein entgegenftellen, und der Reiche: 





Willen durchjegen, gleichviel ob einzelne 
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der Herren Minifter dies nicht wollten oder nicht Fönnten. Denn in 
der Sadie jelbft liege fein Hinberniß; perfönlice Verpflichtungen des 
Minifters fielen mit feiner Perfon hinweg, denn die Perfonen der 
Minifter feien eben nicht unveränderlih. Graf Bismard ermiberte*): 

Ich bin nicht in der Lage, ſchon körperlich nicht, mich mit 
den ausgeruhten Kräften des Herrn Vorredners in einen neuen 
redneriſchen Kampf über Dinge einzulafien, über die wir jechs 


Wochen discutirt haben. 
(Suftimmung reits.) 
Ich knüpfe nur an feine eine Erklärung an, die Minifter wären 


nicht inamovibles, und an ihren Perfonen könnte die Sache nicht 
ſcheitern, eine Erflärung, die id mit dem volliten Herzen unter 


ſchreibe, und dem Herrn Vorredner gern beftätige, daß, wenn es 


ihm gelingt, feine Anfihten bier zur Annahme zu bringen, id 
außer Stande jein würde, die Verantwortung für die Durch— 
führung des uns vorliegenden Werkes zu tragen. Ich würde in 
demfelben NAugenblide an Se. Majeftät den König die Bitte richten, 
mich meiner Stellung nicht nur als Bundescommifjar, fondern als 
preußifcher Minifter — denn "auch diefe ift in einer unzertrenn— 
baren Beziehung zu diefem Verfafjungsentwurf — zu entheben, 
und dem Herrn Vorredner die Chance geben, an der Spite der 
Majorität, mit der er mic geworfen haben würde, zu verſuchen, 
ob er ebenfo gut zu regieren wie zu reden verjteht. 
(Bravo! reits.) 





Bei der Einzeldiscuffion des amendirten Verfafjungsentwurfs ftellte 
der Abg. Grumbrecht zu Art. 21 den Antrag, den Worten am Ende 
des erften Abſatzes: „Beamte bedürfen feines Urlaubs zum Eintritt in 
den Reichstag“ die weitere Betimmung hinzuzufügen: „und find nicht 
verpflichtet, die durch die Verjehung ihres Amtes entftehenden Koften 
zu tragen.“ Dazu äußerte Graf Bismard**): 

Gerade diefer Art. 21 in der Faſſung, wie er durch den hohen 
Reichstag amendirt worden ift, gehört zu denjenigen, über welche 
die Herftellung der Einigung zwiſchen den verbündeten Regierungen 
befonders ſchwierig geweſen ift, und die verbündeten Regierungen 


*) StB. 699b. 
**) StB, 704b, 
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Bundeoſtaaten 
ſenzſtarle des Heeres 
jebung feftgeitellt.”" An Stelle des legten 
der Abg. Graf „a Stolberg: Wernigerode zu 
Furt die fpätere Zeit wird ie bes Heeres 
— ein Bundesgeſet ——— bis zu deffen Erlaß bie vor⸗ 
ftehenden Beftimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben.“ 
Ferner lautete Art. 62: „Zur Beftreitung des Aı 
— 5— bie zu demſelben gehörigen 
ran 1871 dem Bunbesfeldheren Fr; I 
2.., al8 bie Ropfjahl 
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Bei der Specialdiscuffion dieſer Artifel und der eftellten 
Amendements ergriff Graf ——— in der 34. Sitzung — April 
das Wort zu folgender Erklärung*): 

Ich habe mir geftern vorbehalten, im Laufe der Discuffion 
bei den betreffenden Artikeln diejenigen Amendements zu bezeiche 
nen, welde den von den verbündeten Regierungen gefaßten Bes 
ſchlüſſen entſprechen. In diefem Sinne erkläre id, daß das Amenz 
dement des Grafen zu Stolberg mit diefen Beſchlüſſen überein- 
ſtimmt, und die Vertreter der Negierungen daher verpflichtet find, 
an bemjelben feitzuhalten. Das Amendement des Herzogs v. Ujeſt 
läßt die Möglichkeit, auf dem Wege, welchen der Herr Abgeordnete 
für Hagen!) angedeutet hat, im Jahre 1872 einen Budgetconflict, 
einen Militärconflict zu ernewern, deſſen Folgen fi in biefem 
Augenblide nicht überfehen lafjen. Wer daher entichlofjen ift, 
diefen Conflict zu verhüten, der muß mit uns in diefer Frage für 
das Amendement des Grafen zu Stolberg ſtimmen. 

Der Abg. Graf Bethufy-Huc erklärte hierauf, daß er und feine 
politischen Freunde gleihwohl an dem Amendement des Herzogs v. Ujeſt 
feithalten würden, da Graf Bismard trotz der Befürwortung des 
Amendements Stolberg doch nicht erflärt habe, daf durch die Anz 
nahme des Amendements Ujeft das Zuftandefommen der Verfafjung 
gefährdet werben könnte. Nur eine lategoriſche Erklärung des Präfi- 
denten der Bundescommiffarien über die Unannehmbarfeit des Amen: 
dements Ujeft könne ihn veranlaffen, für das Amendement Stolberg 
zu ftimmen, wenn er’ aud) fachlich mit ihm ganz einverjtanden fei. Graf 
Bismard erwiderte**): 

Mir it ſchwer verftändlich, welche Gründe den Heren Vor— 
redner bewegen fünnen, gegen das Amendement des Grafen zu 
Stolberg zu ftimmen, wenn er demfelben vor dem concurrirenden 
den Vorzug gibt. Der Herr Vorredner hat ſich darüber nicht aus— 
geiproden, jondern er hat gejagt, wenn ich im Namen der ver 
bündeten Regierungen erklärte, daß die Verwerfung des Amende— 
ments Stolberg oder daß die Annahme des Amendements Hohen— 


*) StB. 7196. 
x **) StB. 7208. 


B ) Frhr. v. Binde. 







unter. Meine Herren! Wir find nieht in dem Stadium, daß ih 
er Erklärung bier in meinem Namen abgeben könnte. Ich 
habe mit den kurzen Worten, bie ich vorher ſprach, genau die 
Situation bezeichnet, wie fie liegt; ich habe gejagt, das Amendes 
ment Stolberg ift dasjenige, worüber die Regierungen ſich ver— 
fändigt haben, und deſſen Annahme auch die Annahme der ger 
jammten Verfaffung meines Erachtens in fichere Ausſicht ftellt. 
Wenn diejes Amendement, dieſer von den Regierungen vereinbarte 
Tert bier verworfen wiirde, dann hätte ich an die verbiindeten 
Regierungen mit den anderen Commifjarien und an Se. Majeftät 
"den König, meinen Allergnädigiten Herrn, zu berichten und deren 
Entſcheidung zu gewärtigen. Aber ich habe hier nicht in einer 
comminatorifchen Weife dieſe Entſcheidung zu anticipiren. 
Bravo! rechts. Bewegung links.) 

Das Amendement Stolberg wurde in namentlicher Abftimmung 
mit 167 gegen 110 Stimmen verworfen, Art. 60 jelbjt nad) den Be— 
fhlüffen der Vorberatfung angenommen. Zu Art. 62 brachte Graf 
Dito zu Stolberg zwei fernere Amendements ein, erjtens: ftatt der 
Worte „bis zum 31. December 1871” zu fegen: „bis zum 
Erlaß eines Bundesgejeges“, und zweitens: in Alinea 1 des Amen: 
dements des Herzogs v. Ujeſt an Stelle des zweiten Satzes zu fehen: 

„Die Berechnung derfelben erfolgt nad; der im Art. 60 feitgeftellten 
Sriebenäpräfenzftärte, welche jo lange von Jahr zu Jahr in Kraft 
bleibt, Bis fie durch ein Bundesgefet abgeändert ift. Graf Bismard 
befürwortete aud dies Mal die Stolbergichen Anträge*): 

Ich erlaube mir an die hohe Verſammlung bei diefem Artikel 
von Neuem die dringende Bitte zu richten, ſich wenigftens in diefem 
Falle fr das Amendement des Grafen Stolberg- Wernigerode, 
welches ftatt der Worte „bis zum 31. — 1871 ſetzen au 

„bis zum Erlaß eines Bundesg e J e. da 
Iopefejen Amendement geftellte 
dv. Stolberg-Wernigerode erkläre 






*) StB. 728 4. 
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16. 4. 1867. meine Herren, jo laufen wir die Gefahr — ic) überlaſſe es Jedem, 
die Berechnung anzuftellen, daß, nachdem alle diejenigen Aende— 
tungsanträge, welche den verbündeten Regierungen die Vorlage 
annehmbar mahen würden, verworfen find, die Vorlage nicht anz 
nehmbar wird und jest im legten Augenblide das Ziel der Be— 
rathung, welches wir glauben ſchon mit der Hand faſſen zu können, 
entrollt und nicht erreicht wird. Dieje Gefahr bitte ich fi zu 
vergegenwärtigen, ehe Sie dies verwerfen. 

Trotzdem wurde der erfte der beiden Anträge mit 157 gegen 119, 
der zweite in namentlider Abftimmung mit 156 gegen 120 Stimmen 
abgelehnt, und der Antrag Ujeſt zu Art. 62 mit 202 gegen 80 Stimmen 
angenommen, 





Art. 75 des Verfafjungsentwurfs nad den Beſchlüſſen des Reichs- 
tags hatte folgenden Wortlaut: 

Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Bundesftaaten, ſofern Dies 
felben nicht privatrehtlier Natur und daher von den competenten 
Gerichtöbehörden zu entſcheiden find, werden auf Anrufen des 
einen Theils von dem Bundesrathe erledigt. 

Verfaffungsftreitigfeiten in ſolchen Bundesftaaten, in deren 
Verfaffung nicht eine Behörde zur Entfcheidung folder Streitige 
feiten beftimmt ift, hat auf Anrufen eines Theiles der Bundes: 
rath gütlich auszugleihen, oder wenn das nicht gelingt, im Wege 
der Bundesgejeggebung zur Erledigung zu bringen. 

Zu demfelben nahm der Abg. Simon das Wort, um auszuführen, 
daß, nachdem durch Ablehnung des Antrags auf Gewährung von Diäten 
die Beichaffenheit des fünftigen Reichstags Niemandem mehr zweifelhaft 
fein fönne, die Annahme berechtigt fei, daß die diplomatijche Richtung 
und Tendenz, welde ver Verfafjungsentwurf überhaupt habe, nad 
außen ſowohl wie nad innen ſich jet gegen diejenigen Bejtimmungen 
der Einzelverfafjungen, namentlich aud) der Preußiſchen Verfaſſung richte, 
welche den Regierungen nicht convenirten. „Die Vergangenheit hat 
gezeigt, daß es eine Aleinigfeit ift, Verfafjungsftreitigfeiten herzuftellen. 
+. Wir haben, wenn der zweite Theil des Art. 75 angenommen 
wird, zu ermarten, daß im Wege der Bundesgefeggebung demnächſt 
diejenigen Beftimmungen der Preufifchen Verfafjung elidirt werben, 
auf welde das Volk einen ganz bejonderen Werth legt und legen muß, 
welde aber den Regierungen unangenehm find... Nun, meine Herren, 
ftellen Sie fi einmal die Sahe vor: Wir haben dereinft hier den 
Bundesrath fihen, beftehend aus Gommifjarien der Regierungen, und 
wir haben bereinft hier im Saale figen Neichstagsmitglieder, zu welchen 
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wir in Betreff ihrer Ehrenhaftigkeit und Tüchtigkeit an ſich gewiß das 
allergrößte Vertrauen haben werden, welde aber politiiche Anfichten 
vertreten, die mit denen der Neaterungen und insbelondere aud mit 
deren Auffafjung der einzelnen Preußiſchen Verfaſſungobeſtimmungen fo 
zufammenfallen und congruiten, daß demnädjt die Preukiſche Verfaſſung 
im Wege der Berfaflungzitreitigfeiten und der Rundesgeſedgebung fo 
bergeitellt wird, wie fie von der jetzigen preußiſchen Regierung auf: 
gefaßt wird. ch halte dies Ziel als ein von Anfang an prümebitirtes, 
als einen der mohlüberlegten Zwecke, welden die Regierungen bei Nor: 
legung diefer Bundesverfajlung verfolgten, und infofern diefe eben für 
eine diplomatifhe Action gegenüber den PVerfaffungen der einzelnen 
Staaten.“ Seine weiteren Ausführungen galten der Diätenfrage. Er 
wünſchte von dem Präfidenten der Bundescommillarien eine Erklärung 
darüber, ob die Worte des Art. 32: „Die Mitglieder des Reichätuns 
dürfen als folhe feine Bejoldung oder Entſchädigung beziehen” eine 
außeramtlihe Honorirung ausfchlöffen, die „durch Vereinigung, durch 
Affoctation” zufammengebradt und nicht aus der Bundescaſſe neleiftet 
werde. Graf Bismard ermiberte*): 


Ich glaube, daß der Herr Vorredner nicht in der Lane iſt, 
die Abfichten der verbündeten Regierungen hier in der Weife inter: 
pretiren zu fünnen, wie er es gethan hat, als könnte bei Abfaffung 
dieſes Artifeld irgend einer der Regierungen der Gedanke vor: 
geſchwebt haben, mit diejer Beitimmung etwa die Landesverfaf: 
jungen in Breihe zu legen, die augenblidlih zu Hecht beitehen. 
Tas jind Befürdtungen, mit denen man jhüchterne conititutionelle 
Gemüther bei Wahlreden ängftigt, um fie abzuhalten, daß fie con: 
fervativ ftimmen, 

(Xebhaftes Bravo! recht.) 
aber es wird der Regierung nicht vorgehalten werden dürfen, als 
ob das ernitiih in ihrer Abſicht liegen könnte. Ich möchte doch 
dringend bitten, in dieiem Moment nit noch zu rütteln an einem 
Artikel, melchet in der Zorberathung volltändig unverändert ge: 
blieben :, uns irn Betreñ deñen ih alio aud nicht in der Lage 
wäre, !rsenz ne Concemñon zu maden. 

rs fern Frage, die der Herr Berreduer an mid, ge: 
rihter 207, ars me sertern ') ſchon in wuche ei geſtellt 
ir, der va Dion Seteim, jo “wer Her 
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35. Situng des Reichstags des Norddeutfchen Bund, 
Mittwoch 17. April 1867, 
17. 4. 1867. an der 35, Sitzung des sonftituirenden Reichstages am 17. a 
nahm der Präfivent der Bundescommifjarien 
v. Bismard-Schönhaufen, fofort nad) Eintritt in bie — 
das Wort zu folgender Mittheilung*): _ 
Nachdem der Herr Präfident des Neichstages mir geftern | 
‚ amtliche Ausfertigung der Beſchlüſſe diefes. hohen Haufes über d 
Entwurf der Verfafjung des Norddeutſchen Bundes überreicht Hi 
find die Bevollmächtigten der hohen verbündeten Regierungen 
einer Situng**) geftern zufammengetreten, und erlaube ih m 
das Protokoll diefer Sigung zu verlejen: 
„Berhandelt Berlin den 16, April 1867, 
In Gegenwart folgender Commifjarien der Negierungen des Noı 
deutfchen Bundes: 
für Preußen: Graf v. Bismard und v. Savigny; 
„ Sadjen: Freiherr v. Friefen; 
„ Heilen und bei Rhein: Hofmann; 










*) StB, 731a. 
**) ©. 731b. 
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für Medlenburg: Schwerin: v. Dergen; 17. 4 
Sachſen-Weimar: Freiherr v. Watzdorf; 
Medlenburg:Strelig: v. Bülow; 
Oldenburg: v. Röſſing; 
Braunihweig: v. Liebe; 

„ Sadhien-Meiningen: Freiherr v. Krojigt,; 

„ Sadjen:Altenburg: Graf v. Beuſt; 
„Sachſen-Coburg-Gotha: Freiherr v. Seebad; 
„ Anhalt: Graf v. Beuſt; 

„ Ehwarzburg:Rudolitadt: v. Bertrab; 

„ Shmwarzburg:Sondershaufen: Graf v. Beutt; 
„ WBalded: Klapp; 

„ Reuß älterer Linie: Herrmann; 

„ Reuß jüngerer Linie: v. Harbou; 
„Schaumburg-Lippe: Hoeder; 

„ Xippe: v. Oheimb; 

„ Xübed: Dr. Eurtius; 

„ Bremen: Gildemeilter; 

„ Hamburg: Dr. Kirdenpaner. 

Das Protofoll führte der Wirfliche Legationsrath Bucher. 
Gegenitand der Berathung waren die von dem Neichätage 
in der Echlußberathung gefaßten Beſchlüſſe über den Ent: 
wurf der Bundesverfaffung Die Herren Commiſſarien 
waren einftimmig dahin: 

Den Verfaflungsentwurf, wie er aus der Schluß: 
berathung des Reichstages hervorgegangen ift, anzunehmen, 
(Bravo!) 
und erjuchten den Herrn Vorfigenden, 

davon den Reichstag in Kenntniß zu jegen mit dem Hin: 

zufügen, daß die hohen verbündeten Regierungen die Bun— 

desverfajjung in diefer Geftalt nah Maßgabe der in den 
einzelnen Ländern beftehenden Berfaffungen zur geſetlichen 

Geltung bringen würden. 

Ein Abdruck der bei der Schlußberathung vor 
tage gefaßten Bejchlüffe ſoll den Protokoll be 

Dieſes jofort aufgenommene Protokoll 


nehmigt und wie folgt unterjchrieben wr 
Bidmards politiibe Reden. III, 


. 4. 1867. 
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Es folgen die Unterjchriften derfelben Herren, die ic) Anfangs 
genannt habe. In Folge defjen erkläre ih auf Grund der Macht: 
volllommenheit, weldhe die verbündeten Regierungen St. Majeität 
dem Könige von Preußen übertragen haben, und auf Grund der 
Vollmacht, welde Se. Majeftät der König mir zu diefem Behufe 
ertheilt hat, die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes, fo 
wie fie aus der Berathung des Reichſtages hervorgegangen 
it, für angenommen durdh die zu dem Norddeutſchen 
Bunde verbündeten Regierungen. 

(Lebhaftes Bravo!) 

Zur Beurkundung defjen erlaube ich mir, das Protokoll der 
geitrigen Situng der Bevollmädtigten der Bundesregierungen in 
beglaubigter Abſchrift dem Präſidio des Hauſes zu überreichen. 

Ferner habe ich die Ehre, dem hohen Haufe eine Botfchaft 
Str. Majeität des Königs, meines Allergnädigften Herrn, zu 
verlefen. 

(Das Haus erhebt fi.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
u. |. w., thun fund und fügen hiermit zu willen, daß Wir 
beabfichtigen, die Sigungen des Neichstages des Norddeut— 
Ihen Bundes am Mittwoh*), dem 17. d. M., im Namen 
der verbündeten Regierungen zu ſchließen. 

Wir fordern demnah den Reichstag des Norddeutichen 
Bundes hierdurch auf, zu diefen Zmwede an dem gedachten 
Tage um 12 Uhr Mittags im Weißen Saale Unſeres Re— 
jidenzfchloffes in Berlin zufammen zu treten. 

Gegeben Berlin, den 16. April 1867. 

gez. Wilhelm. 
9.9. v. Bismard. 


*) ©. 1320. 
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Der des jebenden des 17.4. 
— ee verfaffunge, Reichstags des Norddeutſchen 1867. 
Schlußfigung des Reichstags des Norddeuffchen Bundes 

Mittwoch 17. April 1867 

durch den König mit folgender Thronrede*): 
Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des Nord- 

deutfchen Bundes! 

Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung ſehe Jh Sie am 
Schluſſe Ihrer wichtigen Thätigkeit wiederum um Mich verfammelt, 

Die Hoffnungen, die Ich jüngjt von dieſer Stelle zugleich im 
Namen der verbündeten Regierungen ausgeſprochen habe, find feits 
dem durd Sie zur Erfüllung gebradt. 

Mit patriotiihem Ernſte haben Sie die Größe Ihrer Auf: 
gabe erfaßt, mit freier Selbftbeherrfhung die gemeinfamen Ziele 
im Auge behalten. Darum ift es uns**) gelungen, auf fiherem 
Grunde ein Verfafjungswerf aufzurichten, deſſen weitere Entwide- 
fung wir mit Zuverfiht der Zukunft überlafen können. 

Die Bundesgewalt ift mit den Befugnifjen ausgeftattet, welche 
für die Wohlfahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber 
auch ausreihend find, — den Einzelftaaten ift, unter Verbürgung 
ihrer Zukunft duch die Gefammtheit des Bundes, die freie Be 
wegung auf allen den Gebieten geblieben, auf welchen die Mannig- 
faltigfeit und Selbitändigfeit der Entwidelung zuläffig und er— 
ſprießlich iſt. Der Volfsvertretung ift diejenige Mitwirkung an 
der Verwirflihung der großen nationalen Aufgaben gefichert, welche 
dem Geifte der beftehenden Landesverfafjungen und dem Bebürf- 
niß der Regierungen entipricht, ihre Thätigkeit von dem Ein- 
verftändniffe des deutjchen Volkes getragen zu fehen. 

Wir Alle, die wir zum Zuftandelommen des nationalen Werkes 
mitgewirkt, die verbündeten Negierungen ebenjo wie die Volks— 
vertretung, haben bereitwillig Opfer unſerer Anfichten, unferer 
Wünfche gebracht; wir durften es in der Meberzeugung thun, daß 
diefe Opfer für Deutſchland gebracht find und daß unjere Einigung 
derjelben werth war. 


*) StB. 7333. 
*) S. 7380. 





einig, daß die wiedergewonnene nationale Macht vor Allem re: 
Bedeutung in der Sicherftellung der Segnungen des Friedens zu 
bewähren bat. 

Geehrte Herren! Das große Werk, an welchem mitzuwirken 
wir von ber Vorjehung gewürdigt find, geht feiner Vollendung. 
entgegen. Die Vollsvertretungen der einzelnen Staaten werden 
dem, was Sie in Gemeinfhaft mit den Regierungen geſchaffen 
haben, ihre verfafjungsmäßige Anerfennung nicht verfagen. Der— 
jelbe Geift, welcher die Aufgabe hier gelingen ließ, wird aud) dort 
die Berathungen leiten. 

So*) darf denn der erfte Reichstag des Norddeutichen Bundes 
von jeiner Thätigkeit mit dem erhebenden Bewußtſein jeheiden, daß 
der Dank des Vaterlandes ihn begleitet und daß das Werk, welches 
er aufgerichtet hat, fi unter Gottes Beiftand jegenbringend ent— 
wideln wird für uns und für fünftige Geſchlechter. 

Gott aber wolle uns Alle und unfer theueres Vaterland jegnen! 


*) ©. 734a. 
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Prenßifder Landtag. 


29, April bis 24. Iuni 1867, 
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Königs, welche 
den Landtag der Yreufrigen Monarhie cuf Montag ben 29. Art 
nad) Berlin berief. An diefem Tage erfolgte in einer 


Sigung der vereinigten beiden Käufer des Landtags 
die Eröffnung mit folgender vom König verlefenen Thronrede*) : 
Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des Landtags! 

Aus den Berathungen des Reichstags, zu welchem das preußiſche 
Volt auf Grund des von Ihnen genehmigten Gejepes feine Vers 
treter entfandt hat, ift eine Verfafjungsurkunde des Norddeutſchen 
Bundes hervorgegangen, durch melde die einheitliche und lebens: 
träftige Entwidelung der Nation geſichert erſcheint. Ich habe Sie 
um Meinen Thron verfammelt, um diefe Verfaſſung Ihrer Be— 
ſchlußnahme zu unterbreiten. 

Das Werk nationaler Einigung, weldes die Staatsregierung 
unter Jhrer Mitwirkung begonnen hat, foll jegt durch Ihre Zus 
flimmung feinen Abſchluß finden. 

Auf diefer Grundlage wird der Schutz des Bundesgebietes, 
die Pflege des gemeinfamen Rechts und der Wohlfahrt des Volfes 
fortan von der gefammten Bevölkerung Norddeutichlands und von 
deren Regierungen in feiter Gemeinfhaft wahrgenommen werben. 

‚die Einführung der Bundesverfafjung werden die Befug- 
der Einzelftanten auf allen denjenigen Ge— 
gemeinſamen Entwidelung unterliegen 


29. 4. 1867. 
























malen Verürfnifes zur ihleumigen Erledigung der vorfieg 
Aufgabe bereitwillig die Hand bieten werben. 


Die feften Beziehungen, welche Meine Regierung bereits im 
vorigen Jahres zu Shut und Trug mit diefen Staaten geichlofien 
hat, werden durch bejondere Verträge auf die erweiterte Nord- 
deutſche Gemeinſchaft zu übertragen fein. 

Das***) Lebendige Bewußtſein der fiddeutihen Negierungen 
und Bevölferungen von den Gefahren deutſcher Zerriſſenheit, das 
Bedürfniß einer feften nationalen Vereinigung, weldes in ganz 
Deutjchland immer entjdjiedener Ausdrud findet, wird die jung 
jener bebeutjamen Aufgabe bejchleunigen helfen. 

Die geeinte Kraft der Nation wird berufen und befähigt fein, 
Deutjhland die Segnungen des Friedens und einen wirkſamen 
Schuß feiner Rechte und feiner Intereffen zu verbirgen. 

In diefem Vertrauen wird Meine Regierung ſich angelegen 
fein laffen, jeder Störung des europäiihen Friedens durch alle 
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Mittel vorzubeugen, welche mit der Ehre le 
Vaterlandes verträglid) find. 

Das deutſche Volk aber, ſtark durch feine Einigkeit, wird 
getroft den Wechjelfällen der Zukunft entgegenfehen können, wenn 
Sie, meine Herren, mit dem Patriotismus, der fih in Preußen 
in ernften Stunden ftets bewährt hat, das große Werk der natio— 
nalen Einigung vollenden helfen, 


3. Sißung des Haufes der Abgeorönefen 
Mittwoch 1, Mai 1867. 

Nachdem in den beiden erjten Sigungen das Haus der Abgeord: 
neten die üblichen einleitenden Gejchäfte zur Eonftituirung des Haufes 
erledigt hatte, erjchien in der 3. Situng am 1. Mai der Minijter- 
präfident Graf Bismard, um den Gefeßentwurf, betreffend die Vers 
faffung des Nordbeutichen Bundes, einzubringen. Es geſchah mit fol- 
genden Worten *): 

Auf Grund einer Allerhöchſten Ermädtigung vom 30. v. M. 
babe ich die Ehre, dem hohen Haufe einen Geſetzentwurf, betreffend 
die Verfafjung des Norddeutſchen Bundes, zur verfaffungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorzulegen. Ich bin außer Stande, in dem jegigen 
Augenblide vom Standpunkte der Negierung aus über die Ver— 
fafjung jelbit dem Inhalte der Allerhöchften Eröffnungsrede Etwas 
hinzuzufügen, ohne in Wiederholungen zu verfallen. Nur in Bes 
zug auf den Eingangspajjus des Gejegentwurfs bemerfe ich, daß 
bei der Fafjung defjelben die Königliche Regierung von der Ab— 
ficht geleitet worden ift, ſich möglichit nahe an die Fafjung des 
entiprechenden Paſſus, welcher der Preußiſchen Verfaffung vorge 
druckt ift, anzuſchließen, und demnächſt, wenn das Geſetz die ver— 
fafjungsmäßige Sanction bei uns erhalten haben würde, mit ben 
übrigen Bundesregierungen einen Termin zu gleichzeitiger Ver— 
Lündigung der Verfafjung für das ganze Gebiet des Norddeutſchen 
Bundes zu vereinbaren. Jh erlaube mir, die Allerhöchſte Erz 


1,5. 1867. 
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ismar nur 


6. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten 
Mittwoch 8. Mai 1867. 


Die Veranlaffung dazu bot die Aufforderung des Abg. Laske— 
Graf Bismard möge ber von dem Abg. Virdom aufgeheiten Ber 





8.5. 1867. 










Nur auf den ausdrüdlihen Wunſch des Herrn Vorredners 
ergreife ich das Wort, um kurz im Namen der Königlichen Staats: 
tegierung zu erklären, daß es niemals ihre Abſicht geweſen iſt 
und hat jein fönnen, die Finanzwirthichaft des Norddeutſchen 
Bundes jo aufzufaffen, als ob cumulativ neben den Steuern, die 
für die Reichscaſſe eingehen, außerdem nod 225 Thaler für jeden 
Kopf innerhalb der gejegmähigen Ziffer des Heeres gezahlt wer— 


*) StB. 94a. 





den follten, jondern daß Be 
den Ueberſchuß ie die ſonſt 
Ausgaben nicht 9: w zu be 
fireiten ſei. De des Herrn 
er Virchow diefe Berichtigung angebracht haben, wenn id) meiner 
jeits mich zu dem Glauben hätte erheben fönnen, daß der Abg. 
Virchow dieſe Anficht, auf die vor ihm weder im Reichstage noch 
jonftwo Jemand gekommen ift, im Ernte ausgeſprochen hätte. 
Geiterleit.) 


Die Bundesverfaſſung wurde am 8. Mai in namentlicher Ab— 
fimmung vom Abgeorbnetenhaufe vorläufig mit 226 gegen 91 Stimmen, 
definitiv nad Schluß der zweiten. Berathung in der 9. Sitzung am 
31. Mai 1867 mit 227 gegen 93 Stimmen angenommen. 


3. Sitzung des Kerrenbaufes 
Freitag 10. Mai 1867. 

Die furze Tagesordnung für die 3. Sitzung des Herrenhaufes war 
bereits erledigt und der Präfident Graf zu Stolberg: Wernigerode 
im Begriff, die Sitzung zu fließen, als Minifterpräfident Graf Bismard 
fih zu folgender Mittheilung erhob *) : 

Dürfte ih den Heren Präfidenten bitten, die Sigung vor 
dem Schluffe lieber auf ein paar Minuten zu vertagen. Es ift 
ein Schreiben des Staatsminiftertums unterwegs über die Motive, 
die uns abgehalten haben, heute die Vorlage der Bundesverfafjung 
hier zu madhen, und id wiirde es dankbar erkennen, wenn der 
Herr Präfident die Güte haben wollte, das Schreiben zu verlejen 
und mic nod ein paar Worte daran nüpfen zu laſſen. 

g lide wurde das Schreiben dem Präfidenten 
n Fürften zu Putbus als Schrift: 








10. 5. 1867. 







E Verfafjungsurfunde, wonach 
vorjchläge, weldhe durch eines der beiden Käufer des Laı 
verworfen worden find, in derjelben Situngsperiode nicht 
vorgebracht werden dürfen, ſcheint vorauszufegen, daß jedes 
des Landtags fih nur mit ſolchen Vorlagen beſchäftigen 
welche entweder zuerſt bei demſelben eingebracht, oder von 
anderen Haufe angenommen worden find, und daf; nicht 
dieſelbe Vorlage fid) in geſchäftlicher Behandlung befinden werde. 
legterem Falle wäre, wenn aud) häufig nicht 
doch immer die Möglichkeit vorhanden, daß die Vorlage in einem 
Haufe verworfen würde, aljo in bderjelben Landtagsſeſſion zum 
Gegenftande weiterer Verhandlungen nicht mehr gemacht werden 
könnte. Erſt nad) der definitiven Beſchlußnahme des einen Hauſes 
des Landtages liegt daher die Gewißheit vor, daß die betreffende 
Vorlage für das andere Haus ein in derjelben Sejfion zuläffiges 
Berathungsobject bilden kann. 

Es kommt dazu, daß durch gleichzeitige Behandlung befelben. 
Geſetzesvorſchlages in beiden Häufern erhebliche praktiſche Schwierige 
9) Es Hatte im Herrenhauſe verbroffen, daß bie Torlage der v 


faffung micht gleichzeitig in beiden Häufern erfolgt war; gegen bie 
war fogar der Wunſch einer etwas rüdfihtsvolleren Behandlung des H 
hauſes geäußert worden. _ 























Die genaue Beobachtung der rechtlichen Formen erjcheint um 
jo mehr geboten bei einem Gegenftande von jo großer und dauern— 
der Bedeutung, wie die Bundesverfafjung, deren vollftändig ein 
wandfreies Zuftandefommen aud gegen den Vorwand formaler 
Gebrechen ſicher zu ftellen, der Regierung am Herzen liegen muß, 
fo ſehr dieſelbe auch den Mehraufwand von Zeit und Mühe bes 
klagt, welde durch dieſe vorſichtigere Behandlung der Frage den 
Mitgliedern des Herrenhaufes zugemuthet wird. 

Aus diefen Gründen glaubt das Königliche Staatsminifterium 
die Verfaſſung des Norddeutihen Bundes gegenwärtig nicht bei dem 
‚Herrenhaufe gejondert einbringen, jondern den Zeitpunkt abwarten 
zu follen, wo nad) erfolgter zweiter Abjtimmung im Abgeordneten 
baufe die Vorlage auf dem üblichen Wege dorthin gelangt. 

Berlin, den 10. Mai 1867. (99.) v. Bismarck 

An den Präfidenten des Herren= 
hauſes, Königlichen Wirklichen Ge— 
heimen Rath Herrn Grafen zu 
Stolberg Wernigerode 
Ercellenz. 

An die Verlefung des Schreibens fnüpfte Graf Bismard fol: 
gende Bemerkungen **): 

Ih füge nur noch wenige Worte hinzu, weil ich glaube, 
var — ei ſidenten die Erklärung ſchuldig zu fein, daß ich 
fi getragen habe, ihn zu dem Glauben zu induciren, 

© jofort in diefen Tagen dem Herrenhaufe 













aber, daß die Nückfichten, welche uns geleitet haben, iR | 
wichtigen und folgenreihen Falle wie diefem, eine günftige 
theilung finden werben, 

Herr v. Waldam: RR EN vermieb es zwar, an on 
Grafen Bismard vorgebrahten Gründe einzugehen, 


ſehr — Mitglieder für den ganzen Sommer ihre Pläne gemacht 
die ſich fehmerlich ändern ließen, fei zu befürchten, daß das Haus i 

Zeit, wo die Verfafjungsvorlage zur Berathung fommen werde, 

in befchlußfähiger Anzahl vorhanden fei. Graf Bismard erwiberte* 
Ich kann dem Heren Vorredner nur beftätigen, daß die 
derung des Programms für Viele unter uns eine unerwünft 
da ich ſelbſt zu den Mitgliedern gehöre, die ihre Pläne für den € 






*) StB. 15b. 


Klage des Herrenhaufes über 


gemacht hatten und auf dieſe Weife genbig An, fie abzwänbdern, | 
daß ich aber dieſes Be DE DE % 
siemlich ſchwere Opfer doch —— bringen zu follen. 

( 

Der Herr Vorredner wird gewiß jelbjt nicht glauben, daß die 
Königliche Regierung und zwar mit Einverftändnif des VBorfigenden 
der Staatsregierung es abfichtlih an Rüdfichten gegen ein Haus 
irgendwie fönnte fehlen lafen, dem anzugehören fait bie Hälfte 
der Minifter ſich zur ne Ehre rechnen. 

Bravo!) 









Die Verfaffung des Norddeutſchen Bundes, am 31. Mai im Ab: 
georbnetenhaufe definitiv angenommen, wurbe vom Herrenhaus am 1. Juni 
1867 in erfter, am 24. Juni 1867 in zweiter Abjtimmung, beide Male 
mit Stimmeneinheit, angenommen. Noch an demfelben Tage, Nachmittags 
3 Uhr, ſchloß Finanzminifter v. d. Heydt im Namen des Königs in einer 

Schlußfigung beider Käufer des Landtags 
die Sitzungen mit folgender Rede*) : 24. 6. 1867. 
Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des Landtags! 

Se. Majeftät der König haben mir den Auftrag zu ertheilen 
gerubt, die Sigungen der beiden Käufer des Landtages der Mon— 
archie in Allerhöhft Ihrem Namen zu ſchließen. 

Die Regierung Sr. Majeftät erfennt es mit lebhaften Dante 
an, daf das Herrenhaus mit Einftimmigfeit, das Abgeordneten= 
haus mit weit übermwiegender Mehrheit die Zuftimmung zu der 
Verfaſſung des Norddeutihen Bundes ertheilt haben. rt 

In der Bereitwilligkeit, mit der die beiden Häufer dabei unter 
Ueberwindung entgegenftehender Bedenken auf einen Theil ihrer 
bisherigen Rechte verzichtet haben, ehrt die Regierung St. Maje— 
ſtät eine neue Bewährung des deutſchen Sinnes und der patrioti- 
ſchen*) Hingebung, welde das Erbtheil des preußifchen ***) Volkes 
find, und auf welchen Preußens Beruf für Deutſchland begründet ift. 

— 








Das heeiifäe Bolt ser ird auf die Reugeftaltung Deutfch- 
lands um jo mehr mit Genugthuung bliden fönnen, als diefelbe 
den Keimen entjprofjen ift, welde in Preußen in Gemeinfchaft 
zwiſchen Fürft und Volk fort und fort gepflegt worden find, 

Während Norddeutſchland nunmehr einen eng verſchmolzenen 
Staatenverein bilden wird, joll die nationale Gemeinſchaft, melde 
zum Schutze deutſchen Gebietes bereits gefihert war, auch auf das 
wirthſchaftliche Leben des deutjchen Volkes ausgedehnt und der 
‚Bollverein, defjen Gründung einft den Beginn der einheitlichen 

Entwickelung Deutfchlands bezeichnete, mit den Lebensbedingungen 
des Norddeutfchen Bundes in Einklang gejegt werden, 

Dank der Mäfigung und Friedensliebe aller Mächte ift es ge— 
lungen, die friedliche Entwidelung der europäiſchen Verhältniffe vor 
Störungen zu bewahren; die freundjchaftlihen und vertrauensvolle 
Beziehungen zwijchen Sr. Majeftät dem Könige und den Monarchen 
mächtiger Nachbarftaaten gewähren der alljeitigen Zuverſicht auf die 
Dauer eines jegenbringenden Friedens ein gewichtiges Unterpfand. 

Der Wunſch und das Streben der Regierung Sr. Majeftät 
wird fort und fort darauf gerichtet fein, die Bedeutung und die 
Macht des neu gekräftigten Staatsweſens vornehmlid in der 

“ Sicherung der Segnungen des Friedens zu bewähren. 

Im Namen Sr. Majeftät des Königs erfläre ich die Sigungen 
beider Häufer des Landtags für geſchloſſen. 

Die Verfafjung des Norddeutſchen Bundes trat laut Publications⸗ 
patent vom 24. Juni 1867 für den ganzen Umfang der Monardie mit 
dem 1. Juli d. J. in Kraft, am 14. Juli erfolgte die Ernennung des 
Grafen Bismard zum Kanzler des Norddeutſchen Bundes. 


V. 
Reichsſtag des Norddeutſchen Bundes. 


10. September bis 26. October 1867. 


Bismarda politiſche Reden. III. 


Den eriten ordentlichen Neichstag des Norbdeutfchen Bundes er: 
öffnete der König von Preußen ala Oberhaupt der verbündeten Fürften 
Dienftag, den 10. September 1867, mit folgender Thronrede*): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des Norddeutichen 
Bundes! 

Bei dem Schluſſe des eriten Neichdtages des Norddeutichen 
Bundes konnte Ich die Zuverfiht ausjpreden, daß die Volks— 
vertretungen der einzelnen Bundesjtaaten dem, was der Reichstag 
in Gemeinfhaft mit den Regierungen geichaffen hatte, ihre ver: 
fafjungsmäßige Anerkennung nicht verjagen würden. Es gereicht 
mir zu großer Genugthuung, Mich in diefer Zuverficht nicht ge: 
täuscht zu haben. In allen Bundesftaaten ift die Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes auf verfaſſungsmäßigem Wege Geſetz ge: 
worden. Der Bundesrath hat feine Thätigfeit begonnen, und jo: 
mit kann Sch Heute in Meinem und Meiner hohen Verbündeten 
Namen mit freudiger Zuverficht den erften, auf Grund der Bundes- 
verfaffung verfammelten Reichstag willlommen heißen. 

Für**) die Ordnung der nationalen Beziehungen des Bundes 
zu den ſüddeutſchen Staaten ift unmittelbar nach Berfündigung 
der Bundesverfaffung ein wichtiger Schritt gefchehen. Die deutjche 
Gefinnung der verbündeten Negierungen hat für den Zollverein 
eine neue, den veränderten Verhältniffen entjprechende Grundlage 
geihafften und deſſen Fortdauer geſichert. Der deshalb abge: 
ichloffene, von dem Bundesrathe genehmigte Vertrag wird Ihnen 
vorgelegt werden. 

*) StB. Ib. 

**) 5. 2a. 


10. 9. 1867. 


10. 9. 1867. 
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Der Haushaltsetat des Bundes wird einen hervorragenden 
Gegenitand Ihrer Berathungen bilden. Die jorgfältige Be— 
Ihränfung der Ausgaben auf den nothmwendigen Bedarf wird es 
geitatten, beinahe drei Biertheile derfelben durch die eigenen Ein- 
nahmen des Bundes zu beftreiten, und die vorfichtige Veran: 
ſchlagung diefer Einnahmen leijtet dafür Gewähr, daß die im Etat 
vorgejehenen Beiträge der einzelnen Bundesftaaten zur Dedung 
der Gejammtausgaben vollftändig genügen werden. 

Dem Bundesrathe find Gejegentwürfe vorgelegt und ver: 
beißen, welche den Zwed haben, auf den verjchiedenen Gebieten 
ber Bundesgejeßgebung das zu ordnen, dejjen Drdnung der Augen: 
blid erfordert und die Zeit geſtattete. Ein Gejeg über die Frei: 
zügigfeit joll die weitere Entwidelung des durch die Verfaſſung 
begründeten gemeinfamen Sindigenats anbahnen. Ein Gejeß über 
die Verpflihtung zum Kriegsdienfte ſoll dieſes gemeinjame In— 
dbigenat für das Heer zur Geltung bringen und zugleich die Be— 
ftimmungen überfichtlih zufammenfaflen, welche in der Verfafjung 
theils ſelbſtändig, theils durch Hinweiſung auf die Gejeßgebung 
Preußens über die Dienftpflicht getroffen find. Ein Gejeß über 
das Paßweſen ift dazu beftimmt, veraltete Beichränfungen des 
Berfehrs aus dem Wege zu räumen und die Grundlage zu einer, 
dem nationalen Jntereffe entfprechenden Vereinbarung zwiſchen dem 
Bunde und den jüddeutfchen Staaten zu bilden. Eine Maß- und 
Gewichtsordnung hat die Aufgabe, das Maß- und Gewichtsweſen 
des Bundes ibereinftimmend”) und in einer für den internatio- 
nalen Verkehr fürderliden Weile zu regeln. Die Eigenjchaft der 
Poſt, als eines Bundesinftituts, macht gejetlihe Anordnungen 
über das Poſtweſen und den Tortotarif nothwendig Die Er: 
richtung von Bundesconjulaten erfordert die gejegliche Feſtſtellung 
der mit Ausübung diejes Amtes verbundenen Rechte und Pflichten. 
Die Einheit der Handelsmarine bedarf einer Grundlage durd ein 
Geſetz über die Nationalität der Kauffahrteifchiffe. 

Ich Hoffe, dat dieſe Gejeße, welde einen erjten, aber ent: 
Ichiedenen Schritt zum Musbau der Bundesverfaſſung bezeichnen, 
Ihre und des Bundesrathes Zuſtimmung finden werden. 


*) ©. 2b. 









Die Meran, 
zu löfen ift, wenn durch alljeitiges Entgegenfommen die beſonderen 
mit dem allgemeinen und nationalen Sntereffe vermittelt werben, 
hat die Berathungen geleitet, aus welchen die Bundesverfaſſung 
hervorgegangen ift. Sie hat in den Verhandlungen des Bundes— 
rathes von Neuem ihren Ausdrud gefunden, und fie wird, wie 
Ich zuverſichtlich erwarte, auch die Grundlage Ihrer Berathungen 
bilden. 

In diefem Sinne, geehrte Herren, legen Sie Hand an den 
Ausbau des duch die Bundesverfafjung begründeten Werkes. Es 
iſt eine Arbeit des Friedens, zu welcher Sie berufen find, und 
Ich vertraue, daß unter Gottes Segen das Vaterland ſich der 
Früchte Jhrer Arbeit in Frieden erfreuen werde, 

Nah Beendigung der Rede verfündete der Bundeskanzler Graf 
Bismard die Eröffnung des Reichstags mit den Morten: 

Im Namen des Norddeutichen Bundes erkläre id auf Aller: 
bhöchften Präfidialbefehl den Neihstag für eröffnet, 


Als Redner trat Graf Bismard zum erften Male auf in der 
7. Sitzung des Reichstags des Norddeutſchen Bundes 


Dienftag 24. September 1867. 


Zur Beantwortung der Thronrede waren dem Reichstage mehrere 24. 9. 1867. 
Adreſſen vorgelegt worden, die alle mehr oder weniger dem Dante der 
„Nation“ für das durch den Krieg von 1866 erreichte Ziel Ausdruck 
gaben. Es fehlte natürlich nicht an Solchen, welche, unbefriedigt durch 
den Verlauf der deutſchen Krifis, gegen jede Adrefje ſich ausſprachen, 
ſei es aus grundfäßlicher Oppofition gegen die vorherrfchende Stellung, 
welche Preußen fi errungen hatte, jei es, weil der Friede nicht das 
ganze Deutfchland, jondern nur einen Norddeutſchen Bundesftaat ger 
hatte. Als Bundesgenofje der letzteren Nichtung trat der 
Bebel auf. Er fand, daß die Adreſſe zu fehr die Erfolge ber 





t auch der Verluſte gedenfe, die die preußiſche Politik 
abgejehen davon, daß der Friede 18 Millionen 
mmtleben der Nation ausgeſchloſſen habe, ſei 





Behauptung liegt, daß das Großherzogthum Auyemburg 
Deutſchland losgeriſſen oder auch nur in eine gelodertere 
als es nad) Zerfall des Deutſchen Bundes überhaupt hatte 
treten ſei. Wenn der Herr Redner, indem er daran erinnert, 
nachträglich das Verlangen ausfprechen will, daß wegen der 
burger Frage hätte Krieg geführt werden follen, jo fteht er d 
glaube id), ziemlich iſolirt 
(Sehr vigtig!) 


Er tritt in Widerſpruch namentlih mit den Herren Vor— 
rednern, die den Inhalt der Adreſſe von dem Standpuntte haben 
befämpfen wollen, daß fie die Sicherheit des Friedens, den Glauben | 
an den Frieden beeinträchtige. Er fordert, daß Krieg hätte ges 
führt werden follen für einen ſehr viel geringeren Gegenftand, als 
denjenigen, den die Herren, die die Adreſſe hier erläutert haben, 
in ihren von nationaler Vegeifterung getragenen Reden als einen“ 
etwaigen Kriegsfall hingeftellt haben. Ex fordert damit, daß wir 
die deutjche Nation hätten in einen Krieg ftürzen follen wegen 
eines Garniſonrechtes, welches wir nicht als ein zweifelloſes hin⸗ 

















*) StB. 84 b. 


ftelfen konnten — wie ich hiermit conftatire; hätte er 
zweifellos anfehen fünnen, dann lag die Frage aı 

hätten wir für ein Reit eintreten fnnen. eſe 

war erloſchen, ae a Sa 

des Souveräns in Luremburg Garnifon zu halten nicht mehr. Recht, 
als wir etwa in Raſtatt hätten gegen den Willen des Großherzogs 
von Baden, als wir in Mainz haben würden, wenn der Groß— 
berzog von Hefjen nicht einen neuen Vertrag, durch den er es uns 
wiederum concedirt hat, mit uns geſchloſſen hätte. 

Aus diefem Grunde haben wir vermieden, diefe Frage bis 
aufs Aeußerſte zu treiben, und ich glaube, Se. Majeftät der König 
bat ſich den Dank der deutfchen Nation dadurch erworben, daß er 
der für einen frieggewöhnten Monarchen, für ein Eriegerifches Volk 
nahe liegenden Verführung, die öffentliche Meinung aufzuregen 
und feinem bisher fiegreihen Heere von Neuem das Signal zum 
Kampfe zu geben, wiverftanden hat auf die Gefahr hin, von Solden, 
welde ihn auf dem Standpunkte, wie der Herr Vorredner, ans 
greifen, verdächtigt zu werden. Dadurch, glaube ih, hat Se. 
Majeftät ſich den Dank des deutjchen Volles erworben, wie das 
au hier von einer den Negierungen entgegenftehenden Seite im 
Anfange der Discuffion ) anerfannt worden ift, indem die Mäßi— 
gung, die in diefem Falle gezeigt worden ift, gerühmt wurde. Die 
deutjchen Fürften*) haben die Gewohnheit, ihre Heere in den Krieg 
zu führen oder zu begleiten, und in Folge deſſen aud in erhöhten 
Maße das Bedürfniß, auf dem Schladhtfelde und im Lazarethe dem 
Krieger in das bredende Auge jehen zu können, ohne ſich jagen 
zu müffen, diefen Krieg hätte ich mit Ehren vermeiden können! 

(Zebhaftes Bravo!) 

Diefe Erwägung, diefe landesväterlihe Erwägung hat Se. 
Majeftät den König von Preußen und feine erhabenen Verbündeten 
zu ber Ueberzeugung geleitet, daß ber Krieg zu vermeiden Al da 
in der Luxemburger Frage weder U 
noch ein zweifellofes Recht beft 
wir aufgegeben haben, viel 










*) ©. 850, — 
) Dom bg, Ziegler, StB 




























Idh habe bei der allgemeinen Discuffion nicht das 
griffen, da es für die Vertretung der Regierungen eine 
Frage ift, fi über eine an das Präfidium zu richtende 
auszufprechen. Wir können und dürfen weder jagen, wir 
feine Adreffe, denn es jähe das jo aus, als wenn wir un 
dem offenen Ausjprehen der öffentlichen Meinung, wie fie uns 
durch den Neichstag entgegentritt, ſcheuten: das wollen wir u 
jeden Preis vermeiden, Wir können auch nicht gut jagen, 

wünjchen eine Adreffe, und gerade dieſe Adreffe, weil legtere dan 


*) StB.: Sinnesgenoffen. 
**) StB, 86b. 






Die ſuddeutſchen Staaten und der 


aufhören würde, der alleinige und eine ah 
des Neichstages zu fein, und die Negierung gewiſſermaßen fich 
verantwortlich machen würde für den Inhalt der Adreſſe. Wir 
jehen in der Adreſſe das Zeugniß, welches der Neichstag dem 
deutſchen Süden gegenüber, dem Auslande gegenüber, den Bundes: 
regierungen gegenüber ablegt von den Meinungen und Weber- 
zeugungen, mit denen die Negierungen zu rechnen haben und auf 
welche die Regierungen rechnen Finnen. Es iſt nüglih, daß an 
den drei Stellen, die ich nannte, darüber fein Zweifel jei. Aber 
— und das führe ich zur Beruhigung einiger Nedner an, die eine 
gewiffe Beſorgniß aussprechen, daß die Stellung der Adreſſe nach— 
theilig auf den öffentlichen Glauben und den Frieden wirken 
werde — wir faſſen die Adreſſe nicht jo auf, als ob der Reichstag 
die Negierung damit wider deren eigene Neberzeugung zu einer 
ichnelleren Action, als die Regierungen ſelbſt fie für förderlich, 
halten, drängen wolle. Der Neihstag jagt zu den Bundesregie- 
rungen: in ber Richtung und bis dahin könnt Ihr auf uns rechnen; 
aber ich faſſe die Adreſſe nicht To auf, als ob dadurd ein etwaiges 
Handeln der Regierungen mehr befchleunigt werden ſolle, als es 
nach pflichtmäßiger Erwägung der Regierungen rathjam ift, als 
ob jener die Regierung von dem Standpunkt des Ihnen durch bie 
eitungen bekannten Circulars vom 7. d. M.!) herunterdrängen 


) Die Cireulardepeſche vom 7. September 1867, gerichtet an bie Vers 
treter Preußens, bezog fi auf die Zufammenkunft der Kaiſer von Defterreich 
und Frankreich in Salzburg. Nachdem Graf Bismard conftatirt, daß nad) den 
franzöfifhen und. öfterreichiichen Eröffnungen innere Angelegenheiten Deutſch-⸗ 
lands nicht in der Weiſe, wie die erften Nachrichten es vorausjegen liefen, 
Gegenstand der Veſprechungen geweſen jeien, fuhr er fort: „Es ift dies um fo 
erfreulicher, da die Aufnahme, welde jene Nachrichten und Vorausſetzungen in 
‚ganz Deutihland fanden, von Neuem gezeigt hat, wie wenig das deutſche 
Nationalgefühl den Gedanken erträgt, die Entwidelung der Angelegenheiten der 
deutjchen Nation unter die Vormundſchaft fremder Einmiſchung geftellt ober 


haben es und von Anfang an zur 
hationafen Entwidelung Deutſchlands in ein 





jeder Seit ber freien 
Verbündeten überlafjen. Diefen Standpunkt 


J—— 
— 
TREFF NEE 


entgegenfommen, aber wir werden die Beſtimmung bes 
bie gegenfeitige Annäherung inne zu halten hat, 


ſaddeutſchen 


3 
i 
! 


Teitreillig 





Der Eintritt Heffens in den Rorbbeutfchen Bu 


Der Abg. Frhr. Norded v. Nabenau erbat 
dem Bundestanzler Auskunft über die richtige 
Br Bere bes ae — 


Regi erſuhen, wegen Aus: 
Kan des Norddeutſchen Bundes Auf alle ſüddeutſchen Staaten, 
jedenfalls aber wegen Eintritts des ganzen Groß— 
herzogthums in den Norddeutſchen Bund, mit der 
Koniglich preußiſchen Regierung ſofort in Verhandlung zu treten“ 

in der Erften Kammer durch die Erklärung zu Fall gebracht Habe, daß 

die Großherzogliche Regierung allein ſchon pr die Nüdficht auf Preußen 
ſelbſt abgehalten werden mußte, fofort einen Antrag zu tellen, wie ihn 
die Herren Goldmann und Genofjen gewünſcht hätten, weil fie dadurch 
nichts Anderes erreichen würde, ala Preußen in Verlegenheit zu eben. 

Der Bundeskanzler Graf Bismard erwiderte*): 

Mir ift die von dem Herrn Vorredner angeführte Aeußerung 
des Großherzoglich heſſiſchen Staatsminifters, von der ic glaube 
verftanden zu haben, daß fie in einer öffentlihen Sigung !) erfolgt 
fei, damals entgangen, jonft würde ich Gelegenheit gehabt haben, 
auf diplomatiſchem Wege die Anficht zu berichtigen, die fie aus- 


— (Hört! Hört!) 

Als preußiſcher Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten bin 
ih fier, daß die Königliche Regierung mit feinem Worte der 
Großherzoglich heſſiſchen zu der dieſer Aeußerung zu Grunde 
liegenden Weberzeugung einen Anlaß gegeben hat. Ich würde, 
wenn amtliche Schritte erfolgten, die**) dem Sinne der damaligen 
Interpellation von Seiten der hejfischen Abgeordneten entiprädhen ***), 
nicht für Preußen eine Verlegenheit fürchten — viely) cher für 
die übrigen ſüddeutſchen Regierungen, deren Stellung durch den 
Vorgang einer unter ihnen einigermaßen erſchwert werden würde. 

(Hört! Hört!) 
Das liegt aber auf einem ganz anderen Felde, welches einer 





*) StB. 87b. 

**) „die“ fehlt im StB. 

“+, StB.: entſprechen. 

+) StB.: weil. — Vgl. die Berichtigung des Satzes StB. 120b. 
2) Reot. Erfte Kammer vom 27. Juni 1867 ©. 153, 







Gebietes Deutichlands 
elemente, wie das dänifche und ae Ra! F 
behalten, leitete er aus der Mil chen Volles her, | 
Cultur — auch fremden — — Graf 
marck ermwiberte*) 


Ich will — nur conſtatiren, daß mir von einer Miſſion 


des Prinzen Hohenlohe, obſchon ich feit jener Zeit ununterbrochen 


an der Spitze der Geſchäfte geſtanden habe, Nichts befannt if d 


Wohl ift mir erinnerlich, daß der Prinz Hohenlohe bei der früheren 
Regierung des Herzogthums Schleswig oder der Herzogthümer bes 
ſchaftigt geweſen ift, zur Affiftenz des dortigen Präſidiums. Eine 
gefonderte Miffion hat derjelbe nicht gehabt, es ift das eine Fiction. 

Ich Habe demnächſt zu conftatiren, daß ic principiell nicht 
auf demſelben Boden ftehe wie der Herr Vorredner. Ich halte 
eine Herrſchaft Deutſcher über widerftrebende Nationen, ich will 
nicht jagen eine Herrſchaft, aber ein Zufammenleben Deutſcher in 
demfelben Gemeinween mit ſolchen Nationen, welche danad) ftreben, 
ſich von**) dieſem Gemeinweſen zu löfen, nicht für nüglich; mit— 


*) StB. 88b. 
+) St®.: in. 



















i Schwierigkeit 

der von ihm berührten Frage liegt deshalb für uns nicht in der 
ion von Dänen, welche däniſch fein wollen, an Dänemarf, 
nicht darin, daß wir ablehnen wollen, Dänemark zu geben, was 


ſchen Grenze belegenen Landſtriche und ſämmtliche Deutjche dies- 
feits, jo wiirde ich es für eine falſche Politik halten, diefe Sache 
nicht mit einem Strid zu löfen und den rein däniſchen Diftriet 
an Dänemark zurüczugeben. Jh würde dann die Nüdgabe für 
eine einfache Forderung derjelben nationalen Politik halten, welcher 
wir in Deutfchland folgen, und welcher in Bezug auf Polen zu 
folgen wir in der Ummöglichteit find durch die gefhichtlihe Ent- 
widelung bes preußiſchen Staates, welche wir hundert Jahre zurück 
nicht mehr ändern fönnen. Wir müſſen tragen, was daraus folgt. 
Wenn nun die Sade möglicher Weife die Wendung nehmen jollte, 
daf nicht nur Dänen, fondern auch Deutſche an Dänemark abge: 
treten werben müßten, weil ſich eben feine Quadratmeile findet, 
in welcher eine vollftändig ungemiſchte däniſche Bevölkerung lebt, 
jo will ich hier nicht umterfuchen, inwieweit die mit Pathos er= 
hobene Anklage gegen Preußen gerecht it, daß Preußen*) die 
Schuld diefes Uebeljtandes trage, Wir wären nicht in dieje Lage 
‚gefommen, wenn die Haltung der Bevölkerung von Schleswig eine 
‚andere, wenn fie weniger particulariftiich, mehr deutſch von Haufe 


aus jen wäre — 
Be ä (Lebhaftes Bravo!) 


en zu Gunften dynaſtiſcher 
. Ic will diefen 






24. 9. 1867. 


27. 9. 1867. 
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Weg nicht weiter gehen, alte Wunden nicht aufreißen. Es wird 
eine andere Gelegenheit geben, darüber abzurechnen. 


Die Adreſſe wurde in der Faſſung des vom Abg. Aegidi ein: 
gebradhten Entwurfs mit 157 gegen 58 Stimmen angenommen. 


9. Hißung des Reichstags des Norddeuffchen WBundes 


Freitag 27. September 1867. 


Sn der 9. Sitzung vom 27. September trat der Reichstag in 
die Generaldiscujfion des Bundeshaugshaltsetats für das Jahr 1868 
ein. Für diefe Borberathung hatten die Abg. v. Jordenbed, 
v. Hennig, Dr. Stephbani und Tweſten am 25. September 
folgende Anträge eingebradt: 

Der Reichstag wolle bejchliegen, zu erklären: 

1. Der Haushaltsetat des Norddeutichen Bundes ift regelmäßig dem 
Reichstage ſpäteſtens ſechs Monate vor Beginn des Etatsjahres 
zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorzulegen, damit die Felt: 
ſtellung des Bundeshaushaltögefeßes rechtzeitig erfolgen kann und 
den einzelnen Staaten die erforderliche Zeit zur rechtzeitigen Ord— 
nung ihres Budgets verbleibt. 

2. Etatsüberfchreitungen und außeretatgmäßige Ausgaben find im 
Laufe des Jahres, nah dem Gtatsjahre, in weldem fie erfolgt 
find, mit einer Weberficht der wirflihen Einnahmen und Aus: 
gaben dem Reichstag zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

3. Mit Rüdfiht auf Art. 70 der Bundesverfaflung find die Ein: 
nahme: und Ausgaberefte eines jeden Etatsjahres in dem erften 
auf den Kaſſenabſchluß für dafjelbe folgenden Etatsentwurf als 
Einnahme und Ausgabe vorzutragen. 

4. Die Errichtung neuer Behörden oder Beamtenftellen, ſowie die 
Erhöhung von Beumtengehältern darf nicht ohne vorgängige Be: 
willigung des Neihstags durch den Haushaltsetat oder durch ein 
befonderes Creditgeſetz erfolgen. 

Nachdem der Abg. Tmweften in der 9. Situng des Reichstags 
diefe Nefolutionen ausführlich begründet hatte, erhob fich der Bundes: 
fanzler Graf Bismard*): 


Ich werde mid) in dem gegenwärtigen allgemeinen Stadium 
der Debatte, wie ich glaube, darauf zu beichränfen haben, mid) 


*) StB. 120. 


Die v. Fordenbedichen Refolutionen. 319 


über die vier von dem Herrn Vorredner vertretenen Nefolutionen 
zu äußern, oder dies anderen Collegen aus dem Bundesrathe zu 
überlafjen. 

Was zunächſt die erite NRejolution anbelangt, die Zeit der 
Berufung, fo it durch die Fragen, welche an das Bundeskanzler: 
amt gejtellt worden, und durch die Antworten, welche darauf er: 
gangen find, die vollite Nebereinftimmung der Wünjche des Reiche» 
tages mit denen des Präſidiums feitgeitellt. Ich wüßte in der 
That nicht, welchen anderen Zeitpunft das Präſidium zur Berufung 
des Reichstages zu wählen wünſchen jollte, als einen in der erften 
Hälfte des Jahres, da ich dem Herrn VBorredner darin vollfommen 
Recht gebe, daß namentlih unfere jocialen Gewohnheiten einer 
Sommerjejlion nad) vielen Richtungen hin widerjtreben; Niemand 
empfindet es mehr als diejenigen, die mit der Arbeit der Staats— 
maſchine am ftärfjten belaftet find, die Minifter und ihre Beamten, 
wie unerwünjcht eine Sommerſeſſion ift; nothwendig kann ſie in- 
dejien dennoh werden. Dieje Erklärung lag Ihnen bereits vor, 
nichts deſto weniger beantragen Cie, diefelbe noch in Form einer 
Refolution zu Heiden. Ich kann kaum annehmen, daß damit die 
Abſicht ausgeſprochen werden joll, das Präfidium in der Aus: 
übung feiner verfaffungsmäßigen Prärogative, wie der Art. 124 
der Verfaffung fie ihm verleiht, vinculiven zu wollen; weder Sie 
noch der Bundesfanzler wären dazu im Stande. 

Wenn es aber nur ein verſtärkter Ausdrud des Wunfches 
des Neichstages jein joll, dann hätte ich diefem Ausdrud wohl 
eine minder fategoriihe Wortfaſſung gewünſcht, als die bier vor: 
liegende; ih muß dieſem Wunſche um jo mehr Ausdrud geben, 
ald die Redewendungen, mit denen der Herr Vorredner die Sache 
vertheidigte, der Meinung, als jolle hierdurch gewiſſermaßen eine 
Verfafjungsveränderung geſchaffen werden, noch mehr Vorſchub zu 
leiften geeignet waren. Der Herr DVorredner ſchien neben der 
regelmäßigen, verfafjungsmäßigen Menderung der Verfaſſung nod) 
einen zweiten Modus derjelben ins Leben führen zu wollen, den 
er den leichteren nannte, in Form einer NRejolution, welcher die 


ı) „Dem König von Preußen fteht es zu, den Bundesrath und den 
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu jchließen.” 


27. 9. 1867. 


. 9. 1867. 
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Regierung — hier wohl richtiger zu jagen: das Präfidium — zu— 
ftimmt. Es würde diefe Zuftimmung aber do nur dann eine 
bindende Bedeutung haben, wenn fie von Sr. Majeftät dem 
König ausgegangen und vom Bundesrath in der für Verfaſſungs— 
änderungen vorgejchriebenen Form fanctionirt wäre. Wie wollen 
Sie fih font dem gegenüber verhalten, wenn nın das Präfidium 
beim beiten Willen, und jo unangenehm es ihm jelbft ift, nicht in 
die Lage kommt, Sie im Juni fon zu berufen, jondern vielleicht 
der Juli darüber heranfommt. Es fünnte ja 3. B. im nädjten 
Sahre der Fall jein, daß es uns nicht gelingt, das Zollparlament 
jo zeitig zu verfammeln, oder feine Arbeiten jo raſch zum Abſchluß 
zu bringen, daß darüber der 1. Juli heranfäme. Sie haben dann 
die Verfaffung virtuell nicht geändert, aber Sie haben diefem 
Reichstage, wie er heute verfammelt ift, doch eine Barriere ge: 
Ihaffen, die er erjt wieder öffnen muß. Der Reichstag jelbit 
bindet fih moralifh durch feine Refolutionen; das Prafipium in 
feinen verfaffungsmäßigen Rechten zu binden, ift aber weder der 
Reichstag noch der Bundesfanzler im Stande, und eine Erklärung, 
die ich jeßt abgeben wollte, über das Gejagte hinaus, über die 
summa diligentia, die*) ich verſprechen kann, würde einen prafti= 
Ihen Werth meines Erachtens nicht haben. Ich möchte deshalb 
von der Annahme diejer Reſolution abrathen oder doch wenigitens 
empfehlen, daß ihr eine weniger Fategorifche Form durch irgend 
ein Amendement verliehen wird. Was die Rejolutionen ad 2 und 3 
betrifft, jo wird, wie ich glaube, der Herr Vorligende des Bundes- 
rechnungsausſchuſſes ) die Güte haben, einige technische Schwierig: 
feiten zu entwideln, die ſich namentlich der vorgeſchlagenen Ueber: 
tragung der Einnahme: und Ausgaberefte, wie fie hier in Ausſicht 
genommen find, entgegenitellen. Ueber das Princip, aus welchem 
diefe Kormulirungen entiprungen find, ift ja ſonſt nicht möglich, 
bei einer geordneten Finanzverwaltung verichiedener Meinung zu 
fein, nur in diejer jegigen Faſſung werden fie techniiche Schwierig: 
feiten in der Ausführung haben. 


*) S. 120b. 
1) Bundescommiſſarius Minifterialdirector Günther; er nahm nad) Graf 
Bismard das Wort. 





feine Beamte definitiv angejtellt und werden danad) | An, 

id) konnte mid sans phrase damit einverſtanden erklären, wenn 
nicht Aeuferungen, die neulich bei Gelegenheit der Wahlprüfung 
von Königsberg!) bier — wie es ſchien mit Zuftimmung der 
Majorität des hohen Hauſes — über den Beamtencharakter der 
Officiere fielen, mich nöthigten, der Vorausſetzung Ausprud zu 
geben, daß wir die Officiere des ftehenden Heeres hier unter den 
Ausdrud „Beamte“ nicht ohne Weiteres mitbegreifen. 

Wenn der Herr Vorredner außerdem die Schwierigkeit zur 
Sprade gebracht hat, die die Stellung des Bundestanzlers zu den 
preußiſchen Minifterien und ihren Beamten hat, jo wird mir viels 
Teiht bei Prüfung der Specialetats Gelegenheit werden, mid) 
darüber näher auszufprechen. Einftweilen kann ich die von ihm 
gegen den Schluß feiner Rede geftellte Frage nur dahin beant- 
worten, daß der Bundeskanzler zweifellos der einzige verantwort- 
liche Beamte der Bundesverwaltung ift, wie das ja aus der Ver— 
faſſung von ſelbſt hervorgeht, Wie er ſich mit feinen Collegen 
im preußifchen Minifterium abfindet und einrichtet, das ift aller- 
dings eine jehr ſchwierige Frage, und id) weiß nicht, warum der 
Herr Vorredner — und welches Intereſſe er dabei haben kann — 
die Schwierigkeiten diefer Verftändigung dadurd erhöht, daß er 
mid nöthigen will, über die Modalitäten, in denen das erfolgt, 
mich öffentlich auszufpreden. 

Heiterkeit.) 

Die Verwaltung für Poft und Telegraphen wird in nächſter 
Zeit bereits von dem Handelsminifterium getrennt werden, und 
infofern fie Bundesſache ift — und darin wird dem Herrn Vor— 
redner erinnerlich fein, macht die Verfaffung einen abgrenzenden 
Strich — wird fie an das Bundeskanzleramt übergehen; und um 
die Einheit der preußiihen Verwaltung nicht zu zerreißen, wird 


A) Die Wahl des Generals Vogel v. Faldenftein im 8. Königsberger 
Wahltreiſe war in der 5. Sigung vom 18. September wegen der Bildung von 
zwei Militärwahldezirfen und Zufammenfegung des Wahlvorftandes aus Mili- 
täts, d. h. aus Perfonen, die ein unmittelbares Staatsamt befleiden, 
für ungültig erklärt worden. 

Bismards pofitiice Reden. IT. 2a 












Verantwortlihteit für den ganzen Mmfang der Gefchäfte | 


bent Sunbesfanzler jein Tinne, weil biefem fein Amt, am 
ftärferen Einfluß im preußiſchen Minifterium verleiht’). 


Der Abg. Tweiten — ſich verwundert darüber, 
Bundeslanzler an der Form der beantragten 
nommen habe. Die kategoriſche Faſſung fei bei allen derartigen 
mentariſchen Nefolutionen üblid, doch fei Niemand der Meinung, 
eine jolhe Nejolution, aud wenn fie von den Bundesregierungen 
genommen werde, nun dieſelbe Bedeutung habe wie ein Veı 
paragraph oder ein Geſetz, von dem — weitere ſtaatsrechtliche 
nicht abgewichen werden dürfe. Wenn die Bundesregierungen er! 
fie principiell mit dem Neichötage darin einig feien, daß der € 
ſechs Monate vor dem Beginn des Etatsjahres dem Neichstage ) 
werben müffe, fo jei Alles, was man winfce, erreicht; an einen Eins 
gi in die Befugnik des Präftviums hinfihtlic der Zeit der 
des Neihstags 5 dabei nicht gedacht. Der Bundeslanzler Graf! 
mard erwiderte*) 


Ich würde gar feine abmahnenden Worte in Bezug auf die 
erſte Nefolution gejagt haben, wenn fie die Gedanken, die der 
Herr Vorredner**) joeben ausgedrüdt hat, auch wiebergäbe, Sie 







Die 0. Gordensesfeen Refoutionen. 


fteht aber, meines Erachtens, ihrer Form nad) mit den Gedanken 
nicht im Einklange, und die Ausbrüde, mit welden be Vor⸗ 
redner ſie in ſeiner erſten Rede erläuterte, waren 
und eniſchiedener und ſchienen dem Reichstage ſogar das Necht bei- 
zulegen, jelbft darüber zu befinden, wann er zufammenzutreten 
hätte — fein Ausdrud war nicht „berufen“, jondern „zufammenz 
treten“ — umd ich ergreife das Wort, einmal, um meine Be 
friedigung über die Deutung auszufpreden, die der Herr Vor— 
redner jest der Nejolution gibt, um den Wunſch zu wiederholen, 
daß diefe Deutung auch in der Faſſung der Rejolution einen 
präciferen Ausdrud finden möchte, und dann, um einer Anficht zu 
widerſprechen, die der Herr Vorredner äußerte, daß ich mich näm— 
lich damit einverftanden erflärt hätte, daß mindeftens fechs Monate 
erforderlid wären, um die Budgetarbeiten in beiden Stellen, 
im Neichstage und Landtage, zu vollenden. Das habe ich nicht 
gejagt, jondern nur auf die Unzuträglichfeit der Sommerfigungen 
aufmerkfam gemacht. Ich habe von dem Fleiß umd der Arbeits- 
fraft beider Verfammlungen eine höhere Meinung und glaube, 
daß beide ihre Arbeiten in fürzerer Zeit regelmäßig erledigen 
tonnen. 


Die Reſolution unter Nr. 1 wurde in amendirter Faſſung 1) zur 
Abjtimmung gebracht und erſt mit 97 gegen 95 Stimmen, dann in 
Folge des Antrags auf Abjtimmung durch Namensaufruf mit 99 gegen 
99 Stimmen, alfo mit Stimmengleichheit abgelehnt; Nefolution 2 
wurde von den Antragitellern jelbft zurüdgezogen, vom Abg. Nunge 
wieder aufgenommen und bei der Abjtimmung verworfen, Nefolution 3 
wurde durch Zurüdziehung von Seiten der Antragiteller erledigt, Nr. 4 
angenommen, 


') Die von dem Abg. v. Bethmann-Hollweg beantragte amendirte 
Fafjung lautete: „Es ſcheint erforderlich, daf der Haushaltsetat des Norddeut- 
ſchen Bundes in der Regel dem Reichstage fpäteftens ſechs Monate vor Beginn 
des Etatöjahres zur verfafjungsmäßigen Veſchlußfaſſung vorgelegt werde, damit 
die Feitftellung des Bundeshaushaltsgeſetzes rechtzeitig erfolgen kann und den 
einzelnen Staaten die erforderliche Zeit zur zechtzeitigen Drbnung ihrer Budgets 
verbleibt." 


der Praris ien. 
Bundestangler Graf nel m Z 


Genugth 








müffen uns nach dem richten, was bisher in der Verfaſſung 

Dem Antrage gegenüber, der vorher gejtellt worden ift, 
Discuffion über das Bundeskanzleramt auszufegen, tejp. die F 
an einen Ausſchuß zurüczumeifen — dem gegenüber kann id) nur 
die andere Frage aufitellen: ift das Bundeskanzleramt üb 
eine nöthige Jnftitution für ben Geſchäftsbetrieb oder nicht? Darauf 


StB. 136 b. 
An Weldea. 
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ſcheint es mir bier allein anzufommen, nicht darauf, ob die Wer- 28.9. 1867 
faſſung in ihren Grundfägen mit den Wünſchen der Herren über- 
einftimmt, die gegen diejelbe geftimmt haben. 

Bewegung.) 

Wenn ih auf die Nothwendigfeit des Bundesfanzleramts 
fomme, jo erkläre ih, daß mir jede Fortjegung des Gejchäfts- 
betriebes unmöglich wird, wen nicht das Bundeskanzleramt mit 
einer Auswahl reicher und ausgezeichneter Arbeitskräfte dotirt wäre, 
Es ift der unentbehrlichfte Majchinentheil, um die ganze Maſchine, 
wie fie augenblicklich conftruirt ift, in Gang zu halten, Wenn der 
erfte Herr Redner darüber einen näheren Nachweis verlangt, jo 
beziehe ich mic) auf das, was der legte Herr Vorredner jagte: daß 
wir noch nicht in der Lage find, in allen diefen Fragen die Punkte 
jo genau über das J zu fegen, wie fie vielleicht in zwei oder drei 
Jahren von jelbit aud dem erften Herrn Redner ins Auge ſpringen 
werden; ſolche Dinge werden eben, wie der legte Herr Nedner 
richtig bemerkt hat, nicht von Haufe aus nad theoretifcher Beredh- 
nung geſchaffen, jondern fie werden und wachen’). 

(Sehr richtig!) 

Aber auch in feiner von mir gerühmten Ausjtattung würde 
das Bundesfanzleramt ſchon jegt den Anforderungen an feine 
Arbeitskräfte nicht genügen können, wenn nidt die Arbeitskraft 
der preußifchen Minifterien und der Minifterien der verbün— 
deten Regierungen, jo weit fie im Bundesrathe zur Wirkſamkeit 
kommt, dabei zu Hilfe gezogen wird, Cie Alle werden aus den 
Zeitungen und auch aus eigener näherer Prüfung der Dinge die 
ungewöhnlich bedeutfamen und fleißigen Leitungen der Mitglieder 
des Bundesrathes — ich kann das ohne Selbitruhm jagen — er— 
fannt haben; ihnen vorhergegangen find ähnliche Arbeiten in den 
entfprechenden Fachminifterien der verbündeten Staaten, bei denen 
ich natürlicher Weife meinerjeits hier local nur in näherer Vers 
bindung mit dem preußiſchen Fahminifterium gejtanden habe, 


') Mg. Laster: „So wenig es möglich war, daß wir durd das ger 
ſchriebene Wort der Verfaffung einen vollendeten, in allen Punkten fertigen 
Staat herftellten, weil Staaten überhaupt werden und nicht decretirt wer- 
den, jo wenig — — ift es heut nad) ſechs Monaten thunlich, ein Gefammtbild 
diefes fertigen Staates zu geben" (StB. 134b). 














fafunggebenden Neidjstages 
Wundestanzlers fein, mit feinen preufifden Collegen 
halten. Dieje Fühlung wird dadurd genommen und 
ich für Preußen feine Vorlage in den Bundesrath 
feine wejentlihe und durchichlagende Erklärung abgebe, ohn 
vorher des Einverftändniffes der übrigen preußiſchen Collegen 
fihert zu haben. Jede preußifche Vorlage, die in den B 
‚gebracht werden fol, erjcheint vorher auf dem amtlichen V 
zegifter des preußifchen Staatsminifteriums und wird dort biscı 
gerade als ob fie in den preußiſchen Landtag eingebracht 
follte, und der Unterſchied iſt äußerſten Falles der, daß, 
beiſpielsweiſe der Minifterpräfivent mit dem Votum eines fei 
Eollegen in Bezug auf eine rein preußiſche Sade fein Eim 
ftändniß erlangen Fönnte, er genöthigt fein würde, Sr. Maj 
dem König zu jagen: mit diefem**) Collegen kann ich gemein] 
lich das Geſchäft nicht fortfegen, Einer muß ausjcheiden. In 
jelegenheiten dagegen ift der Bundeskanzler und D 
präfident in der günftigeren Stellung, daß er, auch wenn jei 
Collegen nicht einverftanden wären, immer formell berechtig 





*) ©, 137a. 
**) StB.: dieſen. 







© Bertepe ywifiien dem Sanyler und ben preuffen Miniften. 


bleiben würde, mit den Anträgen im Bunbesrathe dennoch, 
zugehen; er muß aber dann bie Verlegenheit gewärtigen, daß 
Collegen die Initiative bei Sr. Majeftät dem Könige 
und daß diefe dann jagen: biefen Bundeskanzler können wir als 
Collegen, als Vorfigenden nicht weiter brauchen, wir wollen mit 
ihn nicht weiter gehen. (Sei 3 


Dann würde die Sache auf irgend eine Weife regulivt werden, 
um dem neuen, allerdings complicirten Syſtem von Verantwortliche 
feit zu entjprechen. 

Diefe Verantwortlichteit hat, ich gebe das zu, einen Janus— 
fopf, aber die Gefichter find nach beiden Seiten Hin volljtändig 
diefelben, wenn aud das eine dem preußiichen Zandtage und das 
andere dem Neichstage gezeigt wird, und mir ſcheint es jehr wohl 
denkbar, daf eben jo gut, wie die Verantwortung in rein preußis 
ſchen Sachen eine achtfadhe ift, fie jehr wohl in Bundesjachen eine 
zweifache fein fann; einmal dem Neichstage gegenüber die von dem 
Bundeskanzler getragene, und zweitens dem preußiſchen Landtage 
reſp. dem ſächſiſchen gegenüber die von dem betreffenden Reſſort⸗ 
minifter getragene. Beide müſſen eben einig werden, wenn die 
Maſchine functioniven fol. So wie fie nicht einig bleiben, fo 
wird der eine oder der andere aus feiner Stellung auszuſcheiden 
das Bedürfniß haben. Ich glaube deshalb, daß der Herr Vor— 
redner volltommen Necht hatte, wenn er fagte, daß die Verant- 
wortung für Alles, was in dem Staatsleben des Bundes, wie in 
dem Staatsleben der verbündeten Staaten vorfommen kann (mie 
auch ich mir ſchon vor Monaten auf diejer Stelle zu bemerken 
erlaubte), vollftändig eben jo gededt bleibt, wie fie früher war, 
Es gibt feine Handlung, für die Niemand verantwortlich wäre! 

Der Abg. Dunder begründete einen von ihm eingebrachten Antrag 
auf Ausfegung der Berathung über den Etat des Bundesfanzleramts 
bis zum Schluß der Berathung über die anderen Ausgabeetat? damit, 
* der Umfang der Verantwortlichleit des Bundeskanzlers nicht ges 

tügend rag fei. Denn es bleibe unklar, wem z. B. der Kriegs: 
r Anordnungen und Die Ausgaben, die er im Bundes: 

‚ verantwortlich fei, ob dem preußiſchen Ab: 

‚ ober ob, wie die Verfafjung 

ex als ber alleinige verantwortliche 











— die Bereitwilligkeit, jeden von. 
en. die Frage im Bundesrathe vorzulegen, 
ftellen zu können, und bin auch überzeugt, daß im Bi 
die Frage jedenfalls***) eine wohlwollende, und wie ich 
gehende Erörterung finden wird. 


Die Pati für das. Banbeslangeramt wurde, nad) be 
ſchlage des bewilligt. ä 


Der Abg. Forkel äuferte bei den Pofitionen 3 und 4 des 

den Wunſch, es möchte gleich beim Beginn — 

neuen ſtaatlichen Schöpfung auch die Errichtung eines ftatiftifchen 

für den gefammten Bund in Ausficht genommen werden. Ohne 

A Antrag zu ftellen, wünfchte er eine darauf bezügliche € 
des Bundı feramts. Sie wurde ihm durd) den Bundesfa 

Graf Bismard in folgender Meifet): 





Ich faſſe diefe Erklärung in bie Bitte, 
- daß fid) für die Zwecke der Statiftit in dem 
Nichts ausgeworfen findet, nicht den Schluß zu ji ® 
etwa auf einem principiellen Ausfchluß der Sache für die Zutunft 
berube. Der Herr Vorredner hat feinen Antrag geftellt; ich glaube 
auch nicht, daß wir uns in dem diesjährigen Budget damit befafjen 
fönnen; es wird dies meines Erachtens eine der Fragen fein, die 
in der nächſten Sigung des Bundesraths und in der nächſten, vor— 
ausfichtlich vor dem 1. Juli erfolgenden Sigung 
uns wird bejchäftigen fünnen. 





Zu demfelben Titel Hatte ver Frhr. v. Hagke den Antrag geftellt: 
Der Neihstag wolle beſchließen: 
den Bundesfanzler zu erfuchen, dafür Sorge tragen zu wollen, 
daß die archivaliſchen Schäge der norddeutſchen Staaten, diefes 
wiſſenſchaftliche Gemeingut der deutſchen Nation, derjelben 
zugängiger als feither dadurch gemacht werden, daf bie Aufz 
nahme vollftändiger Urkunden: und Actenverzeichniffe der öffent: 
lichen Archive der zum Norbdeutfchen Bunde gehörigen Staaten, 
ſowie die Vervielfältigung und die Veröffentlichung dieſer Ver: 
zeichnifje durch den Drud erfolge. Zu diefem Behufe würde 
jährlich eine entfpredende Summe auf den Etat des Bundes: 
fanzleramts zu bringen fein. 
In der Begründung feines Antrags wies der Abg. v. Saale 
auf die großen Schwierigleiten und often hin, bie dem Forſcher aus 
den mangelhaften Einrichtungen der Archive und vor Allem dem Fehlen 
ne Urkunden: und Netenverzeichnifje erwuchſen. Er forberte 
die Publication umfafjender Urkundenwerle oder wenigftens — von 
Regeſten. Der Bundeskanzler Graf Bismarck erwiderte*) 


Das Bundeskanzleramt wird auch von dieſem Bunfde Act 
nehmen**) und in demfelben eine danfenswerthe Anregung finden, 
den Gegenftand im Schooße des Bundesraths zur Sprache zu 
bringen, eine Anvegung, deren Gewicht allerdings erheblich vers 
ftärkt werben wird, wenn der Reichstag ſich den Wunſch des Herrn 
Antragitellers aneignet. Was den gegenwärtigen Zuftand der 
Archive, wenigitens in Preußen, betrifft, jo kann ich leider nur 


144b. 








1.10. 1867. 
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12. Sifung des Reichstags des Nordbe 
Dienftag 1. October 1867. 
—— — 







ann Kay Banana 
Rt 





anzig genügend 

den Abg. Friedenthal, RE und Kürfhner 

Hi — Aniragſteller eingehend motivirte Antrag befürwortet, 
jelben ſprach nur der Abg. —— Der 2 

Ft Bismard fennzeichnete Die Stellung des B 

der angeregten Frage durch folgende Erklärung *): 

Auch wenn der Antrag, der vorliegt, nicht angeı 

den follte, fann ich doch die Zujage geben, daß auf j 

des Bundespräfidiums die Bedürfnißfrage der jorgfältigite 


*) StB. 201a. 
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fung in der Zwiſchenzeit bis zur Vorlage des nächſten Budgets 1. 10. 1867, 
unterzogen werden wird; und wenn fid dabei aud) nicht ein ftrictes 
Bedürfniß, fondern eine im Interefje der Seelforge wünjhens- 
werthe Verwendbarkeit eines katholiſchen Geiftlihen herausftellen 
ſollte, fo hat der Herr Commiſſar fir die Marineangelegenheiten!) 
vorher ſchon erklärt, daß ein principielles Bedenken dagegen nicht 
obwaltet, und in einem ſolchen Falle würde der Antrag ganz 
zweifellos feiner Erfüllung entgegengehen, unabhängig von dem 
Schickſal, welches er heute in diefer Verſammlung hat. 
(Bravo !) 
Der Antrag Kratz wurde abgelehnt. 


17. Sißung des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 
Donnerftag 10. Detober 1807. 


In der 17. Sitzung des Reichstages am 10. October kam ein von 10. 10. 1867. 
dem Abg. Laster beantragter Geſetzentwurf, betreffend die vertrags- 
mäßigen Zinfen, zur Verhandlung, deſſen $ 1 Folgendes bejtimmte: 
„Die Höhe der Zinfen fowie die Höhe und Art der Vergütung für 
Darlehne und andere creditirte Forderungen, ferner Conventionalitrafen, 
welche ftatt der Zinfen für die verfpätete Nüczahlung eines Darlehns 
ober einer font creditirten Forderung zu leiften find, unterliegen der 
freien Vereinbarung. — Die entgegenftehenden privatredhtlichen und 
ftrafrechtlichen Beftimmungen werden aufgehoben.“ Dazu hatte der 
Abg. v. Blankenburg folgendes Amendement eingebradht: „Für 
den Fall der Annahme des Antrages Lasler den Herrn Bundeskanzler 
zu erfuchen: 1. baldmöglihft und jedenfalls noch vor der geſetzlichen 
Bejeitigung der Zinsbeichränfungen für den Hypothefencredit dem Reichs: 
tage ein Geſetz wegen Einführung entipredender Bankinjtitutionen für 
den Grundbeſitz, und 2. in gleicher Weiſe ein Geſetz wegen Befeitigung 
der Schuldhaft zur verfafjungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorzulegen.“ 

Nach den Aeuferungen des Referenten v. Salt wedel und bes 
Correferenten Dr. Braun ergriff beim Beginn der Generaldiscuffion 
der Präfident des Bundesfanzleramts, Delbrüd, das Wort, um zu 
erflären, daß der Bundesrat) als zweiter gefeggebender Factor des 
Bundes fic über einen aus der Jnitiative des Reichstags hervorgegangenen 


*) Contreadmiral Jachmann. 








angedeutet, daß die Vertreter der hohen E 
J Sl I 
Namen der Gejammtheit der Regierungen bier | 

wohl aber wird es mir vergönnt fein, als Mitglied des 












dem preußiſchen Gebiete — alten und neuen Stils — 
dem Königlich ſächſiſchen Gebiete die Freiheit des Zins; 


von dem Herrn Vorredner *) vertretenen Amendements in 
größeren Ausdehnung des Bundesgebietes eine theilmeife Wi 
aufhebung diefer Befreiung zur Folge haben müßte, 
(Sehr wahr!) 4 
ba es fi in diefem größeren Theile des Bundesgebietes nur noch 
um die bypothefarifhen Darlehen handelt, Die Stellung der 
preußifchen Regierung, welche fie auch im Bundesrathe zu ver— 
treten haben wird, ift durch die Antecedentien der König! 
Regierung gebunden, 
—— (Bravo!) 








*) StB. 344. 
9) Abg. v. Schweiger. Sein Amendement forderte bie Ansearntung 
deren Aufhebung ber Laslerſche Entwurf als Prineip ftipulixte, für 
und andere creditirte Forderungen, welde ſich in ihrem urfprünglicen Betrage 
auf 100 Rthlr. oder weniger beliefen. 


_ 
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Ich würde als Vertreter der preußiichen Regierung dem 
Principe, welches dem Laskerſchen Antrage zum Grunde liegt, 
nicht entgegentreten können, auch wenn es nicht gelänge, die Ver: 
bindung mit der Reform der Hypothefengejeßgebung, welche hier *) 
von diejer Seite des Hauſes 

(rechts.) 
angeſtrebt wird, herbeizuführen. 
(Lebhaftes Bravo!) 

Wohl aber halte ich dieſe Verbindung in hohem Grade für 
wünſchenswerth, und würde, wenn ſie hier in dieſer Verſammlung 
nicht herbeigeführt werden könnte, doch mich für verpflichtet halten, 
den Verſuch zu machen, ob ich auf dem Gebiete der Bundesgeſetz⸗— 
gebung glüdliher Din in den Bemühungen, unſere Hypotheken⸗ 
gejeßgebung von ihren Schäden zu heilen, als bisher auf dem der 

z x 
Landesgeſetzgebung **), Bravo!) 
auf welchem es mir, wie ich hier mit Beihämung eingeftehen muß, 
nah fünfjährigem angeftrengtem Bemühen in einer doch einfluß: 
reihen Stellung in Staate nicht gelungen it, ſie auch nur um 
eines Haares Breite zu fördern. 

(Hört! hört! und lebhafter Beifall.) 

Ich halte mich nicht für berechtigt, dieſe Gelegenheit vorübergehen 
zu laſſen, ohne dieſe Frage zum Anknüpfungspunkte von Beſtre— 
bungen im Sinne des Antragſtellers Herrn von Blanckenburg 
zu benutzen und zu verſuchen, ob wir einen Ausgangspunkt zu 
einer raſchen und gründlichen Reform der Hypothekengeſetzgebung 
auf dieſer neuen Bahn zu gewinnen vermögen. 

(Hört!) 
Um nicht mißverſtanden zu werden, nicht in dem Sinne miß— 
veritanden zu werden, in welhem der Herr Abg. Schulze die 
Wünſche diefer Seite des Haufes 

(rechts.) 
auffaßt , bemerke ich dabei, daß es ſich nad den Anſichten der 


*) S. 344). 

**) StB.: Bundesgeſetzgebung, berichtigt auf S. 388h. 

i) Der Abg. Schulze gab der Meinung Ausdruck, daß der Antrag 
v. Schweiger und der von conjervativer Seite eingebradhte Antrag auf Ne: 


10. 10. 1867. 


12. 10. 1867. 


Vi ee A be — ſ ft 
Laske— wurde einzelnen, 
ü GE Shung des Neich "a 


fionellen Aenderungen in der 18. € 
tober 1867 mit einer an it 


und fpäter nad) Anı durch u 1 
in derfelben in auch bie zweite Puma Vak v. 
burgſchen Antrags die Majorität. 


18. Sitzung des Reichstags des Norbbeutfehen 


Sonnabend 12. October 1867. 


Bei Cap. 3 Titel 1—3 der fortdauernden Ausgaben des 
deutfch n 


‚en Bundes fragte der Abg. Grumbrecht an, ob die 3 





u 
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nachricht wahr. fei, daß die Koften der Stellvertretung von Seiten der: 12.10.1807. 
jenigen Mitglieder des Reichstags, welche im Dienfte des preußiſchen 

Staates ftehen, nicht gefordert oder erfegt verlangt werben ſollten. Die 

Wahrheit der Mittheilung vorausgefest, bat er den Bun au 

erklären, daß er darauf hinwirken werde, einen hierdurch in 

anerfannten Grundſatz auch in den anderen Bundesftaaten zur Aner: 

fennung zu bringen. Der Bundesfanzler Graf Bismard erwiderte*): 


Ih halte den jegigen Moment für eine Discuffion des zu 
Grunde liegenden Princips nicht für den geeigneten. Was die 
Intentionen des preußiſchen Minifteriums in diefer Hinficht anlangt, 
jo werde ich mich durch Nüdfrage bei diefem derjelben verfichern. 

(Grofe Heiterfeit.) 


21. Sißung des Reichstags des Norddeutfchen Bundes 
Mittwoch 16. October 1867. 


Das von der Statthalterjchaft der Herzogthümer Schleswig-Holftein 16. 10, 1807, 
unter Zuftimmung der Landesvertretung und in verfafjungsmäßigen - 
Formen am 15. Februar 1850 erlafjene Penſionsgeſetz, weldes allen 
in der jchleswig-holfteinifchen Armee angeftellten Officieren bei Re— 
duction oder Auflöfung derſelben die Penfionsberechtigung zuerfannte, 
war von der der Statthalterjchaft folgenden Civilbehörde wie alle von 
jener erlafjenen Gejege wegen der mangelnden Sanction des Landes: 
herrn für unverbindlich und im März 1851 mit rückwirlender Kraft für 
aufgehoben erflärt worden. Die Bejchwerden der durh Vernichtung 
ihres Nechtsanfpruds in große Noth gerathenden Officiere waren vom 
Bunde unter allerhand Ausflüchten ſtets abgewieſen worden, foweit es 
nicht Preußen gelang, für einzelne derfelben Unterftügungen auszumirken!). 
Was die Petenten beim Deutſchen Bunde nicht hatten durchſehen können, 
ſuchten fie von dem Norbdeutihen Bunde zu erwirfen, und fo ſtand 
denn in der 21. Sitzung am 16. October folgende Petition der Lieu— 
tenants a. D. v. Zülom und Seiffert zur Discuffion: „Das Bundes: 
präfidium zu erfuchen, bei Regelung der Frage, betreffend die Penſio— 
nirung der Officiere der 1851 aufgelöften ſchleswig-holſteiniſchen Armee, 
ſämmiliche Dfficiere zu berüdfichtigen, welde aus den norddeutſchen 


*) StB. 3862. 
") Man vergleiche darüber zahlreiche Correſpondenzen des Bundesgeſandten 
E in v. Poſchingers Werke: Preußen im Bundestage 1851—59. 














Ich habe von den Aeußerungen des Kern 2 rednet 
eine factiſch zu berichtigen, daß nämlich der Deutſche B 
Penſionsberechtigung eines Theiles der Officiere a 
Wenn mic mein Gedächtniß nicht täuſcht, jo ift das niema 
Fall gewefen, fondern nach Lebhaften Kämpfen, zum —— 
eines Ausgleichungshandels über andere Wünſche, die a 
gierungen hatten, ift es der Königlich preußifchen Regierung 
damaligen Bunde gelungen, eine Unterftügung für die B 
tigeren unter den Officieren durch den Deutſchen Bund 
langen. Das Recht auf eine folde hat der Deutſche Bund 
jeiner Majorität ftets beftritten. 

Ich erlaube mir außerdem über die faetiſche Lage u 
gelegenheit und die Stellung der Königlich preußiſchen Negierung 
derjelben eine Auskunft dahin zu geben, da die Frage, was 
diefe DOfficiere zu gefchehen habe, inwieweit ihre ru 
tigung rechtlich oder doch als eine nationale Schuld anzuerfennnen 
fei, zwifchen den Organen der Königlich preußiſchen Negierung bereits. 
feit längerer Zeit verhandelt wird**), und alle diefe Organe von der 
Ueberzeugung durchdrungen find, daß für dieſe Officiere etwas ges ’ 
ſchehen müffe. Der Streit ſchwebt nur über die Cafjen, aus denen 
es zu gefchehen habe. Der preußiſche Finanzminifter wünſcht, daß. 
es aus den Averjen, wenn id) es jo nennen darf, des Bundesfriegs- 
wejens beftritten werde, während die Militärverwaltung des Bundes 



















*) StB, 434. 
**) fehlt im StB. 
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der Meinung it, daß es feine Schuld fei, die fi aus dem ums 16. 10. 1867. 
mittelbaren Bedürfnif des deutſchen Wehrſyſtems ergebe, und bie 

deshalb aus den 225 Thalern pro Kopf befriedigt *) werben müſſe, 

fondern da, wenn es überhaupt eine nationale Sade fei, ſie 

entweder der engere preußiiche Staatenverband, dem Holftein jetzt 

angehört, oder der geſammte Norddeutſche Bund als eine nationale 

Schuld zu tragen haben werde. 

Wenn ich berufen fein werde, in meiner Stellung als Bundes» 
fanzler mic über die Frage zu äußern, jo ſehe ich voraus, daß 
ich mich weniger den Argumenten des Finanzminifters als denen 
der Militärverwaltung werde anſchließen müſſen. 


Der Antrag der Commiffion wurde in Verbindung mit dem Anten« 
dement Aegidi angenommen. 


23. Sifung des Reichstags des Norddeuffchen Bundes 
Freitag 18. Detober 1867. 


Ueber das Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, 18. 10. 1867. 
trat der Neichötag in feiner 23. Sigung am 18. October in die Special: 
discuffion ein, Eine bejonders lange Debatte veranlafte $ 6 des Ent: 
wurfs, welder aljo lautete: 

„Die Verpflichtung zum Dienft im ftehenden Heere beziehungs- 
weiſe in der Flotte, beginnt mit dem 1. Januar und zwar in 
der Regel desjenigen Kalenderjahres, in weldem der Wehrpflich-⸗ 
tige das 20. Lebensjahr vollendet, und dauert fieben Jahre. 

Während diefer fieben Jahre find die Mannichaften die erften 
drei Jahre zum ununterbrochenen activen Dienjt verpflichtet. 

Die active Dienftzeit wird nad dem wirklich erfolgten Dienft« 
antritt mit der Mafgabe berechnet, da diejenigen Mannfchaften, 
welde in der Zeit vom 2. October bis 31. März eingeftellt 
werden, als am vorhergehenden 1. October eingeftellt gelten. 

Muß in Folge ausgebrochenen Krieges eine Nefruteneinftellung 
in der Zeit vom 1. April bis 30. September vorgenommen werben, 
fo gelten die während dieſes Zeitraumes eingeftellten Mann: 
haften als am nädjitfolgenden 1. October eingeftellt. 


en ©. 48 a. 


Hide Neben. IT. Pr} 
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orte; „verfügte 


i des Heeres dazu mi 
endlich der Ablauf der Präfenzzeit der bei Ausbruch) — 
während der Zeit vom 1. April bis 30. September 
Nekruten eine Verſtärlung der Cadres bis zum 
ftellungstermine von Nefruten nothwendig macht.” 

5. Graf Hendel und Genofjen — — der — 
wendige Verftäi 


irkungen“ durch die „außer: 


Verhältniffe.“ 

Der Chef des Generalftabs, Frhr. v. Moltke, und der Kri 
minifter v. Roon, Beide in ihrer Eigenſchaft als ‚a8 gene, 
warfen die Amendements einer einfchneidenden Kritik a 
Wärmfte für die Faſſung der Negierungsvorlage ein, pa v. M 
bezeichnete geradezu die Worte: „nothwendige Verſtaͤrlung“ 
Schwerpunkt des ganzen Gefegeöparagraphen. Er wies babei auf 
der Bundesverfaſſung hin, welder dem Bundesfeldheren das Recht 
in gemifjen Fällen den Präfenzitand des Heeres bis zu der Es 
beftimmten Höhe von 1 Procent der Benölterung zu erhöhen, alfo 
die durch Normirung einer feften Summe in $ 62 bejtimmte 
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dem Kriegsminiſter ergriff ud, der Bunte 
en das Wort*): 

Die verbündeten Regierungen find Bei ber Morlage biefes. 
Gejegentwurfs nicht von dem Beftreben geleitet worden, die Madht- 
vollfommenheiten des Bundesfeldheren und feiner Organe zu er— 
weitern, jondern umgekehrt von dem Beſtreben, den Spielraum, 
welcher in der Staatsmafchine der Willtür der Ausführungs- 
behörden gelafjen werden muß, geſetzlich jo weit zu beengen, wie 
es mit dem Wohlbefinden und der richtigen Functionirung diefer 
Maſchine irgendwie verträglich ift. 

(Auf: Sehr gut!) 

Die Grenze für dieſes Beſtreben mit Ihnen gemeinfam zu 
finden, das ift die Aufgabe unferer heutigen Discuffion. Die 
Vertreter der verbündeten Regierungen find dabei meiner Anficht 
nad bis an die Grenze der Möglichfeit, über die Grenze ver 
Zwedmäßigkeit hinaus entgegengefommen. Wir hatten im Bun— 
desrath die uns befannt gewordenen Abänderungsporjchläge Ihrer 
Commiffion einer forgfältigen und unparteiiſchen Prüfung von 
Neuem unterworfen. Wir haben darunter einige gefunden, die wir 
von unferem Standpunkte aus für Verbefferungen des Geſetzes 
nicht anfehen fonnten und die zu befämpfen es auch noch unfere Auf- 
gabe bleibt, die aber doch nicht jo einſchneidend und jo verderblich 
für die Wirkung des Gejeges uns erſchienen, daß wir von ihnen 
das Schidjal des Gejetes hätten abhängig machen follen. Mit dem 
feitdem eingebradhten**) Antrage, wie ihn der Herr Abg. Lasker vor= 
hin vertreten hat, mit dem Antrage: aus dem Art. 6 diejenige 
Beftimmung zu ftreihen, welde dem Bundesfeldheren und feinen 
Drganen eine gewiſſe vorfichtig zu bemefjende, vorfichtig zu übende 
Machtvollkommenheit beläßt, — mit diefem Amendement wird die 
Grenze, die der Bundesrath ſich hat ziehen müffen, überſchritten. 
Er ift nach jorgfältiger Prüfung zu der einftimmigen Ueberzeugung 
aller Regierungen gefommen, daß mit der Aufnahme des neuen 
Princips in die Vorlage, mit der Streihung des in der Vorlage 
‚rat, und die verbündeten Negierungen 















abhängig zu machen. Bringen 

Lage, MR Deutjehland die einzige große Militärmacht ſei, 
durch Einberufung eines einzigen Referviften Legal ihre 
Krieg zu führen ausſpricht und auszuſprechen gezwungen iſt. 
(Zebhafte ‚Zuftimmung.) 

Wir fegen uns der berechtigten Interpellation jeder Nachbar. 
macht aus, jobald diefe von Ihnen beabfihtigte Aenderung 
Gejegtertes aufgenommen ift, der berechtigten Jnterpellation, 
wir damit jagen wollen, wenn wir bei einem Negimente zur 
fertigung von Patrontafhen einen Sattler als Referviften ein- 
berufen, es ift ſchon dann die legale Präjumtion vorhanden, 
wir beabfichtigen, Krieg zu führen, daß das Heer in Kriegsbe 
ſchaft gefegt wird. Nöthigen Sie die Nerwaltung der Aı 
Angelegenheiten nicht, in ſolchen gefährlichen ſchwebenden $; 
wie wir fie in diefem Frühjahr gehabt haben, das Wort 
auch nur in Zufammenfegungen von Kriegsbereitſchaft eı 
offen, oder verjchleiert dur den Ausdrud „Nothftand“, 













*) ©. 483a. 












Unannehmbarleit der ei 


auszufprehen, als unbedingt mothwendig 
unferer Nachbarn ziehen, mit oder ohne ei 


feiner Weife durch die Gejeggebung darin genirt. 

Warum wollen Sie gerade dem eigenen J— 
meintlichen Intereſſe des Freiheitsſchutzes von Individuen, deren 
Freiheit in feiner Weiſe zu gefährden von den Regierungen beab— 
fichtigt wird, dem eigenen Vaterlande diejen Knebel, möchte ich 
jagen, anlegen," diefen Zwang auferlegen, unter Umftänden länger 
wehrlos zu bleiben, als die politifehen Zuftände nach forgfältiger 
Erwägung es zuläffig machen? Daß wir mit diefen Dingen nicht 
leihtfertig vorgehen, meine Herren, hat die Erfahrung gezeigt. 
Es hat in diefem Frühjahr vielleicht an wenig Tagen gehangen, 
ob wir nicht zum Krieg famen, und daß es nicht dazu gefommen 
ift, ift uns noch geftern von einer Seite aus ?), der id aus Grün— 
den, die Sie würdigen werden, nicht geantwortet habe, hier vor— 
geworfen worden. Wir haben durch Wahrung des Friedens ohne 
Berufung von Neferven den Beweis jedenfalls geliefert, daß wir 
auf das Sorgfältigite alle Intereſſen ſchonen, daß die Madtvoll- 
tommenbeit, die den Regierungen gefegmäßig bleibt, aud nad in 
Zeiten der Gefahr in einer ſchonenden, wohlwollenden, die Nechte 
der Individuen und den Frieden das Landes achtenden Weife ge— 
handhabt wird, und Sie können darauf rechnen, daß dies auch ferner 
in der Zukunft der Fall jein wird. Aber machen Sie ung der 
artige Schonung des Friedens nicht dadurch unmöglih, daß Sie 
Dinge einer gejeglihen Regelung unterziehen wollen, die ſich der 
Möglichkeit einer ſolchen im wohlverjtandenen Intereſſe des Landes 
abjolut entziehen, 

(Zebhaftes Bravo!) 

Der Berichterftatter der Commiffion, Abg. Tweſten, führte in 
feinem Schlußwort unter Anderem aus, der Abg. v. Noon und der 
Bundeskanzler hätten heute Argumente ausgefprohen, welche die „noth: 
wendigen Verftärfungen“ bedenkliher machten ala je. Der Legtere habe 


*) Der Abg. Lieblnecht Hatte im der 22. Sihung, am 17. Detober 1867, 
des Norddeutſchen Bundes vorgeworfen, daß fie jo „gemäßigt” 
„Lurxemburg zu behalten, und hatte diefe „Mäßigung“ 
ößeren Macht Frankreichs zurücdgeführt. 











dung gegen die Anträge der von ihm vertretenen 
einer Weife benußt, in der ich den Sinn, in weldem 
brauchte, doch nicht richtig wiedergegeben finden kann, 
deshalb richtig zu ftellen mich genöthigt jehe. Bu 
von gejprohen und nicht bei Annahme der 
in Ausſicht geftellt, daß die Bundesbehörde die Befugnis 
ſpruch nehme, täglich und nad) Belieben Sattler oder andere ! 
werfer zur Bequemlichkeit einzelner Truppentheile einzuziehen. 
die Vermutung, dies gemeint zu haben, hätte mich ſchon der 
Herrn Referenten doch bekannte Art. 8 des Gefeges ſchützen fo! 
in dem gejagt ift, daß die Einberufung der Neferven u. ſ. m. au 
Befehl des Bundesfeldherrn erfolgt, da es nicht wahrſcheinlich iſt, 
daß ber Bundesfeldherr fih in die Lederzeugangelegenheit einer 
einzelnen Compagnie bis zur Einberufung eines einzelnen Sattlers 
miſchen wird, 
(Bravo! rechts.) 
fondern ich habe von einem jolchen Sattler geſprochen — und ich 
möchte doch bitten, daß wir bei der geringen Seit, die wir haben, 
darauf verzichten, einzelne Nedefiguren als Stichblatt zu nehmen, 
und uns lieber**) an den Sinn halten jollten — 
(Bravo!) 
ic) habe von einem ſolchen Sattler geſprochen und ihn als Bei— 






















*) StB. 4864. f 
**) StB.; lieben, . 







Müpige Morttlauberei. 


ſpiel für Handwerfer im Allgemeinen genommen, welcher | 
vorftehender Kriegsgefahr eingezogen wird. 
(Bravo!) 

Es ift ja das Erſte, was man in folder thut, daß man die 
Armaturgegenftände, die Munition u. ſ. w, was zum Theil nur 
durch Reſerviſten möglich ift, wie bei der Artilleriemunition, ver— 
vollftändigt, und da habe ich gejagt, id) würde ja, wenn ich bei 
bevorftehender Kriegsgefahr hen in dem erften Stadium, wo 
man beifpielsweife einen Handwerksreferviften, einen Sattler oder 
einen Anderen, einzöge in Vorausficht des Krieges, der fommen 
wird, und der weiteren Einziehungen, die nöthig jein werden, mid, 
der Gefahr ausjegen, im Namen eines Nachbarſtaates interpellirt 
zu werden: Was foll das heißen? Du ziehft Reſerven ein? Alfo 
jegeft Du Dich nah preußifchen Gefegen in den Fall, amtlich als 
Solcher angefehen zu werden, der den Krieg vorausjieht. Ich hatte 
gedacht, daß der Herr Neferent das aud richtig im Gedächtniß 
behalten und unfere ſchon beengte Zeit nicht durch Nöthigung zu 
einer folhen Erwiderung noch mehr bejchränfen würde. 

(Bravo!) 

Der $ 6 des Gefehes wurde unverändert nad) der Negierungs- 
vorlage, und zwar die Worte „nothwendige Verſtärkungen“ nad) Ver: 
werfung ſammtlicher Amendements, mit 165 gegen 81 Stimmen an: 
genommen. 


30. Sitzung des Reichstags des Norddeutſchen Bundes 
Sonnabend 26. October 1867, 


Der Reichstag beichäftigte fich in Feiner 30. Sigung vom 26, Detober 


mit der zweiten Berathung des Vertrags, betreffend die Fortdauer des 

Zoll: und Hanvdelsvereins zwifhen dem Norddeutſchen Bunde einerfeits 

und Bayern, Württemberg und Baden anvererfeits. Dazu ftellten die 
Abg. Braun (Wiesbaden) und Genofjen den Antrag: 

„Der Reichstag wolle beſchließen: 

r Vertrage zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde einerjeits 

ern, Württemberg, Baden und Heſſen andererfeits, die 

x des Zoll: und Handelsvereins betreffend, d. d. 8, Juli 

verfofjungsmäßige Genehmigung zu ertheilen, und zwar; 





26. 10. 1867. 


Em mit — 


— 


Graf Biomard as nt uf 


* 36 "Sin wegen eines augenblicklichen Unwohtfeins 
Stande, mit wenigen Worten meine Anſicht zur Sache zu 
Die verbündeten Regierungen haben gehofft und hoffen 
der Fall, welden das von den Herren Braun und 
ftellte Amendement im Auge hat, nicht eintreten werde; d 
N mungen find indefien durch Nachrichten, die mir heute fri 
j gangen find, auf ein ſehr geringes Map repueirt. 
| (Senfation.) 
\ Es ift im hohen Grade wahrſcheinlich, daß der bay 
| Reichsrath die Zollverträge verwerfen wird. Fiir diefen Fall ft 
\ ih nicht an, offen zu erklären, daß das Amendement der H 
| Braun und Genofien volltändig die Anfchauungsweile der 
! bündeten Regierungen ausdrüdt. 
N (Bravo!) 
f Daß mit dem Belenntnifje zu diefen Grundfägen eine Drol 
\ gegen unfere ſüddeutſchen Brüder verbunden wäre !), kann ich 
zugeben; es iſt nur die Wahrung derjelben Freiheit der 
| ſchließung für unſere wirthſchaftlichen und politiſchen Angelege 
beiten, welche wir unſererſeits unſeren ſüddeutſchen Brüdern 



















*) StB. 6770. 
1) Der Abg. Loewe an ae ten ir Abſchnitt des Braunſchen Aı 
eine Drohung gegen die Sühftanten. 










mals verfümmert haben, und der Herr Fürſt 
vollftändig Recht, wenn ex in der bayrif—hen Kammer 
ordneten (die ich, wie ich beiläufig bemerfe, mit der 
jorität von 100 gegen 17 Stimmen zu dem Princip der Verträge 
befannt hat, welche der Neichsrath defjelben Staates, wie es jheint, 
vermerfen wird) erklärt hat, ich hätte ihm bei den Verhandlungen 
gejagt, wenn Süddeutſchland im Stande wäre, einen eigenen Zoll: 
verein herzuftellen, jo würden wir es *) dabei nicht hindern, fondern 
im Gegentheil, wir würden bereitwillig die Hand dazu bieten, daß 
diefer ſüddeutſche Zollverein feinen befreundeteren Nachbar hätte 
als den norddeutſchen. Die ſüddeutſchen Staaten find dazu nicht 
im Stande gewejen; ob fie es jein werden, muß die Zukunft 
lehren. Daraus aber habe ich nie ein Hehl gemacht, daß die 
wirthſchaftliche Gemeinfchaft mit dev Wehrgemeinfchaft unferer Auf 
fafjung nad Hand in Hand geht. 
(Bravo!) 

Wir haben die Zollerträge, wie fie Ihnen zur Genehmigung 
vorliegen, abgeſchloſſen in der Vorausjegung, daß uns die Bündniß- 
verträge ehrlich gehalten werden würden; wir hätten fie nicht ab— 
geichloffen, wenn uns daran der leiſeſte Zweifel aufgefommen wäre, 

(Bravo!) 
und**) ich kann auch diefem Zweifel in diefem Augenblid nicht 
Raum geben und gebe ihm nicht Raum, denn die Ratificationen 
der ſüddeutſchen Souveräne find uneingeſchränkt und sine clausula, 
und ich habe das fefte Vertrauen, daß die ſüddeutſchen Souveräne 
und Regierungen fi allzeit zu ihren Worten bekennen (werden, 
aud wenn die Mahnungen des füddeutfhen Nationalgefühls minder 
laut an ihr Ohr ſchlügen. i 

(Bravo!) 

Man geht ſehr häufig von dem Gedanken aus, daß dieje 
Bundnißverträge für den Süden Deutſchlands eine Laft, eine Pflicht 
Geeresfolge und nur allein für den Norden von Nugen feien. 
zur Heeresfolge liegt aber dem Norden ebenjo gut 
ob, und der Schwäcere kann leichter in 


uns zur Zeit der Friedensverhandlungen ihrerfeits den 9 
diefe Bündniſſe entgegenbrachten. 
(Bewegung, Hört! Hört!) 

Ich erinnere mich jehr genau, da ein Mann von 
Gefinnung und lange Zeit der Gegner Preußens, der 
v. der Pfordten, in dem Augenblide, als ih ihm 
Friedensverhandlungen erklärte, daß wir auf die beabfichtigten 
werbungen im rechtsmaintfchen Franken verzichteten, unter der Bes 
Dingung, daß das ihm dem Princip nad befannte Bündniß 
Bayern angenommen werde — daf der Frhr. v. der Pfordten 


3) Abg. Loewe: „Ih muß gehe, daß —D 
Werth; zugeftehe, die mit der inneren Ueberzeugung der Contrahenten, und zwar 
in biefem Falle der Regierung wie des Volfes, in voller Neberei 1 
ſtehen. Ju DaB ie Beten Penner Do BE ee 





. Nugen der Yündnifnerträge für Si 
a 
mit Feierlichkeit erklärte, bieran jühe er, wie 
Gefinnungen verleumbet würden, und wie ein deut 

meinem Bufen ſchlüge, jo gut wie in dem feinigen. 
(Bravo!) 


Er dat fid darin nicht getäuſcht; ich glaube, mein Verhalten 
hat die Nichtigkeit feines Ausfprudes bewährt. 
(Bravo!) 

Was über den rechtlichen Zufammenhang beider Arten von 
Verträgen ſich jagen läßt, jo habe ich denfelben theils ſelbſt vorhin 
icon angedeutet, theils hat der Herr Vorredner ) ihn erſchöpft. 
Ich Tann nur den Beihluß der verbündeten Negierungen befunden 
— und diefer wird aus dem Votum des Reichstages nicht einen 
Zwang, wohl aber eine weſentliche Kräftigung und Bi 
entnehmen —, daß wir entjchloffen find, die wirthichaftliche Ge- 
meinſchaft nur mit Denen fortzufegen, die es freiwillig thun, und 
die auch die Gemeinfchaft der Wehrfraft auf nationaler Bajis mit 
uns fortzufegen entſchloſſen find, 

(Bravo!) 
und daß wir demnach, wenn die neuen Zollverträge, wie fie in 
dem Vertrage vom 8. Juli*) vor Ihnen liegen, nicht Annahme 
finden, wenn die Bindnifverträge — was ich bis jetzt und für**) 
immer im Vertrauen auf den Werth eines deutſchen Königswortes 
vollftändig in Abrede ftelle — wenn die Bündnigverträge in Frage 
geftellt werden follten — daß wir an demfelben Tage die alten 
Zollvereinsverträge kündigen, 
(Lebhaftes Bravo!) 









Nachdem hierauf der Schluß der Generaldiscuffion angenommen 
worden war, — ſich der Bundeskanzler Graf Bismarck zu folgender 
Mittheilung ** 

Ich * ne Neichstage folgende Allerhöchfte Präſidialbotſchaft 
mitzutheilen: 


(Die Verfammlung erhebt ſich.) 





26. 10. 1867. 


348 V. Reichsſtag des Norbd. Bundes. 10. Sept. bis 26. Oct. 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
u. ſ. w., thun fund und fügen hiermit zu willen, daß Wir 
beabfihtigen, gemäß Art. 12 der Verfaffungsurfunde des 
Norddeutfchen Bundes die gegenwärtigen Sigungen des Reiche: 
tags des Norddeutichen Bundes am Sonnabend den 26. d.M. 
im Namen der verbündeten Regierungen zu jchließen. Wir 
fordern demnah den Reichstag des Norddeutichen Bundes 
hierdurch auf, zu diefem Zwede an dem gedachten Tage um 
3 Uhr Nachmittags im Weißen Saale Unjeres Refidenz- 
ſchloſſes in Berlin zufammenzutreten. 

Gegeben Berlin, den 25. October 1867. 

(ge3.) Wilhelm. 
(gegengez.) v. Bismard:. 

(Die Verfammlung nimmt die Pläße wieder ein.) 

Ich erlaube mir, die Allerhöchſte Botihaft dem Herrn Präſi— 
denten zu überreichen. 


In namentliher Abftimmung wurde alsdann der Antrag der 
Abg. Braun und Genofjen mit 177 gegen 26 Stimmen angenommen. 


Ter Schluß des Reichstags erfolgte in der 
Schlußſitzung 


Sonnabend 26. October 1867 
durch den König mit folgender Thronrede*): 


Erlaudte, edle und geehrte Herren vom Neichstage des Nord: 
deutihen Bundes! 

Die Hoffnungen, mit welchen Ih Sie bei dem Beginn Ihrer 
Thätigfeit hier willkommen hieß, find im vollften Maße in Er PP 
füllung gegangen. 

Derſelbe patriotiihe Ernft, mit welchem in flarer Erfenntt 





*) E13. 683a. 










ſelben geleitet. In einer kurzen, aber an Ergebniffen veichen 
Seffion haben Sie auf den verſchiedenſten Gebieten der Gefet- 
gebung Einrichtungen feftgeftellt, welche nicht bloß in ſich jelbft 
eine hohe Bedeutung Haben, jondern auch die leitenden Gefichtss 
punkte für ferner zu ſchaffende Einrichtungen deutlich vorzeigen. 
Für die anftrengende Thätigfeit, deren es zur Erreichung dieſer 
Ergebnifje bedurfte, danke Ich Ihnen in Meinem und Meiner 
hohen Verbündeten Namen. 

Die von Ihnen berathenen Gejege über den Bundeshaushalts- 
etat, über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, über die Freizügig- 
feit, das Poftwefen, den Portotarif, die Befteuerung des Salzes, 
die Nationalität der Kauffahrteifchiffe, die Ausbildung der Kriegs: 
marine und der Kütenvertheidigung, tiber die vertragsmäßigen 
Zinſen und die Bundesconfulate haben in der Form, melde fie 
durch Ihre Beſchlüſſe erhielten, die Zuftimmung des Bundesrathes 
gefunden. In der Thatſache, daß alle dieje wichtigen Geſetze, 
wenn auch einzelne ihrer Beftimmungen einen lebhaften Kampf der 
Meinungen bervorriefen, doch im Ganzen ftets die große Mehr: 
zahl Ihrer Stimmen vereinigten, erblide Jh mit lebhafter Be— 
friedigung einen Beweis des gegenfeitigen Verftändniffes, in welchem 
die Volfsvertretung Hand in Hand mit den verbündeten Regie— 
rungen ihre gemeinfamen Ziele erftrebt. 

Der von Ihnen genehmigte Vertrag über die Fortdauer des 
Zollvereins ift im Verhältniß zu allen ſüddeutſchen Staaten noch, 
nicht gefichert. Die verbündeten Negierungen würden es mit Ihnen 
beklagen, wenn eine Einrihtung, deren fegensreihe Wirkungen 
allen dazu gehörenden Ländern zu Gute gefommen find, ſich fortan 
nit mehr auf alle diefe Länder erftreden follte. Sie find ſich 
aber mit Ihnen bewußt, daß die unentbehrlihen Neformen der 
Verfaſſung des Zollvereins vorübergehenden Schwierigkeiten nicht 
werben dürfen, und daß die Gemeinſchaft der wirthichaft- 
nationale Verpflichtung zum gemeinfamen 
mäßigen Vorausſetzung bat. 


26. 10. 1867. 


350 V. Reichstag des Nordd. Bundes. 10. Sept. bis 26. Det. 1867. 


Der Schifffahrtsvertrag mit Stalien, weldem Sie Ihre Ge 
nehmigung ertheilt haben, wird dazu beitragen, die Beziehungen 
zu einem Lande zu befeitigen, mit welchem uns große gemeinfame 
Intereſſen verbinden. 

So fehren Sie denn, geehrte Herren, zurüd in Ihre Heimath 
mit dem Bemußtjein, unfer nationales Werk thatkräftig gefördert 
zu haben. Ich hoffe, Sie in*) nicht langer Zeit hier wieder ver- 
fammelt zu ſehen, und zwar in Gemeinſchaft mit Abgeordneten 
aus Süddeutſchland zum Zollparlament. 


*) ©. 684. 


VI. 


VBreußiſcher Landtag. 


15. November 1867 bis 29. Februar 1868. 





In Ynlge der Sebentenben Emmeirung, m welche der preußiſche 
a gewahl Dice Migranten nicht mehr als 
Vertreter des preußiſchen Volkes angefehen werden. Eine an e Erz 
neuerung des Haufes der Abgeordneten erſchien unter dieſen 
nothwendig, und das Staatsminifterium empfahl eis 





des Haufes und die Anordnung von Neuwahlen dem Könige in fol: ‚ 


gendem Bericht vom 20. September 1867: 


Bei dem Herannahen des Zeitpunktes, zu welchem mit dem 
Inkrafttreten der Verfaffung in den neu erworbenen Landestheilen 
die bereits geſetzlich vorbereitete Theilnahme derjelben an ber 
Sandesvertretung und damit die Ausdehnung ber legteren auf das 
gefammte Staatsgebiet bevorfteht, bedarf die Frage der Ent- 
ſcheidung, ob die im jenen Landestheilen zu wählenden Abge— 
orbneten dem Haufe der Abgeordneten in feinem gegenwärtigen 
Beſtande hinzutreten jollen oder ob eine gänzliche Erneuerung dieſer 
Körperjchaft herbeizuführen ift. 

Nah reifliher Erwägung glaubt das ehrfurchtsvoll unter: 
zeichnete Stantsminifterium ſich für das Letztere ausſprechen zu 
müſſen. 

Das gegenwärtige Haus der Abgeordneten iſt aus Wahlen 
hervorgegangen, welche ftattfanden, bevor die Erweiterung des 
preußiſchen Staatsgebietes und die politiſche Umgeftaltung Deutjd- 
eingetreten waren. Cs lag innerhalb der Grenzen feines 
19 der Grundlagen für den Norddeutſchen 
Vereinigung der neu erworbenen mit den 
archie verfaffungsmäßig mitzuwirken, 
der neuen Gebietstheile die Thür 
ı Staatsverband und zur Theil- 

23 













20. 9. 1867. 





Wie dies der Verfaſſung gegenüber grundſätzlich ni 
denklich ift, jo erſcheint es ferner mit Rüchſicht auf 
Landestheile und auf die Vebeutung ihrer Vereinigung 
bisherigen Monarchie dringend geboten, mit dem Zutritte 
zur Sandesvertretung einen neuen Abſchnitt der Tegteren 
zu lafien. 
Das Gefühl der völligen Gleichſtellung und Zufan 
feit der neuen mit den alten Provinzen wird jedenfalls erhö 
dadurch zugleich die innere Verſchmelzung derfelben gefördert, 
die Aufnahme der Vertreter der neuen Provinzen in bie 
vertretung den Anlaß zu einer vollftändigen Erneuer 
jelben gibt.‘ 
Vor Allem aber entſpricht es auch der Bedeutung ber 
Entwidelung, in welde der preußiſche Staat ſelbſt 
wonnene Erweiterung eingetreten ift, daß biefe neue 
die Berufung einer neuen Vertretung des gefammten 


















Tolles aus allen nunmehrigen Beftandtheilen bezeichnet werde, 








Bitte um Allergnädigite Vollziehung ehrfurdtsvoll vor. 
Das Staatsminifterium. 
Graf v. Bismard. Freiherr v. d. Heydt. v. Noon. 
Graf v. Itzenplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe. 
v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 





Sigung der beiden Käufer des Landtags 
x Freitag 15. November 1867 
mit folgender Thronrede eröffnete*) : 
Erlauchtg, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtags! 

Zum erjten Male begrüße Ich heute an diefer Stelle die 
Vertreter der neuen Landestheile, welche durch die Ereigniffe einer 
großen Zeit mit Meinem Staate vereinigt worden find. 

Mit Zuverfiht erneuere Jh den Ausdrud des Vertrauens, 
daß die Bewohner diefer Landestheile, fo wie Ich diefelben von 
ganzem Herzen zu Meinem Volke aufgenommen habe, Mir und 
t Vaterlande auch ihrerjeits redliche Treue widmen 







tung Meiner Regierung 
Provinzen in die ver 


15. 11.186 








Thronrede zur Eröffnung des Landtags. 


Indem Ich vorausfege, daß die Lage des Stantshaushalts 1 
Ihnen zur Genugthuung gereihen wird, vertraue Ich zugleich auf 
‚Ihre bereitwillige Zuftimmung zu dem Mehraufwande, welden Ih 
zur Aufrechterhaltung der Würde der Krone unter den veränderten 
Umftänden für geboten erachte. 

Es werden Ihnen verſchiedene Gefegesvorlagen zugehen, welche 
beſtimmt ſind, das Staatsſchuldenweſen der neu erworbenen Lande 
zu regeln, ferner die für dieſelben feſtgeſtellten Finanzetats auf 
das Jahr 1867 durch die für das vierte Quartal vorbehaltene 
nachträgliche Zuſtimmung zu ergänzen und für die Behandlung 
der danach zu legenden Rechnungen Normen zu geben, 

Nachdem als oberfter Gerichtshof für die neuen Landestheile 
das DOberappellationsgericht errichtet worden ift, wird Ihnen ein 
Gejegentwurf vorgelegt werden, um die Vereinigung diefes Ge— 
richtshofes mit dem Obertribunal herbeizuführen. 

Meine Regierung wendet der Fortbildung der Kreis: und 
Provinzialverfaffungen ihre befondere Aufmerkſamkeit zu, und wird, 
ſobald die erforderlichen Vorbereitungen beendet find, Ihnen darauf 
bezügliche Gejegentwürfe zugehen laſſen. 

Leider hat die Ernte dieſes Jahres in einem Theile des 
Staates dem Bedürfniſſe nicht entſprochen, jo daß in einigen be— 
ſonders ſchwer heimgefuchten Bezirken außerordentlihe Maßregeln 
haben getroffen werden müfjen, oder noch zu treffen fein werden, 
Einftweilen hat fi die Staatsregierung veranlaßt geſehen, durch 
Herabjegung der Tarife auf den Eijenbahnen die Zufuhr zu er— 
leitern, und durd Beförderung von Strafenbauten und Melio- 
rationen Arbeit und Verdienſt zu ſchaffen. 

Der Drud der Unficherheit, welcher als Wirkung verjchiebener, 
großentheils befeitigter Urfahen auf dem Verlehre laftet, wird, 
wie Ich zuverfichtlich hoffe, in Folge friedlicher Geftaltung der Lage 
Europas einem lebhafteren Aufſchwunge weichen, um jo mehr, als 
durch Erneuerung der Zolleinigung mit den ſüddeutſchen Staaten, 
— zwedmaßiger Veränderung der inneren*) Organiſation des 
5, duch den heute erfolgenden Eintritt der Provinz 
n in den leßteren, durch erhebliche Herabjegung 














Begegnungen mit der Mehrzahl der Souveräne Deutfch] 
des Auslandes, zu welden Mir im vergangenen Som 
Tegenheit gegeben war, in vollem Einklange. 

Das friedliche Endzjel der deutjchen Bewegung wird 
| Mächten Europas anerkannt und gewirdigt**), und die 


h der geiftigen und materiellen Intereſſen den Frieden er e 
niß macht. 


Die***) jüngften Beſorgniſſe wegen einer Störung des Frie: 
dens in einem Theile Europas, wo zwei große Nationen, 6 i 













Thronrede zur Erbffnung 


uns eng befreundet, von einer ernſten V — 
ſchienen, darf Ich als beſeitigt anfehen. 
gegenüber, welche dort noch einer Löfung harren, i 
fireben Meiner Regierung dahin gerichtet fein, einerfeits dem 
fpruche Meiner katholiſchen Unterthanen auf Meine Fürforge für 
die Würde und Unabhängigkeit des Oberhauptes ihrer Kirche ger 
recht zu werden, und andererjeits den Pflichten zu genügen, welche 
für Preußen aus den politifhen Intereſſen und den internationalen 
Beziehungen Deutſchlands erwachien. In beiden Richtungen fehe 
IH in Erfüllung der Aufgaben, welde Meiner Regierung geftellt 
find, feine Gefährdung des Friedens. 

So laſſen Sie uns um fo zuverfihtliher an die Löjung der 
Aufgaben innerer Entwidelung gehen, Mögen Ihre Arbeiten für 
das Wohl des Staates reich gejegnet fein! 





7. Sigung des Hauſes der Abgeordneten 


Nittwod 27. November 1867. 
Die gerichtliche Verfolgung der Abg. Tweſten und — 27. 11. 1861 
alten ind 


vom 26. Juni 1867 zu einer Gmeijäßrigen Gefängnißftrafe gab dem 
Abg. Laster zur Sicherung unbedingter Nebefreiheit am 20. No: 
vember 1867 Anlaß, folgenden — einzubringen: 


Geſetz, betreffend die Declaration des Art. 84 der Ver— 
faſſungsurkunde vom 31. Januar 1850. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen unter Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages, 
was folgt: 

In Gemäfheit des Art. 84 der Verfafjungsurfunde vom 
31. Januar 1850 darf fein Mitglied des Landtages zei 

'g ober wegen ber in Ausübung feines Be: 

ingen gerichtlich oder disciplinarifch ver» 

ber Verfammlung desjenigen Haufes, 

‚gehört, zur Verantwortung ge: 








ne 


»3 


= 
= 
= 
* 





Ich fann meinerſeits 
meine perfönliche Ueberzeugung, nicht die der Königlichen St 


vegierung aus 


vorragende praktiſche Bedeutung, 


— und ich jpreche im Augenblick 





ich kann meinerfeits diefer Frage eine jo bi 


wie ihr bier beigelegt zu 





1) und im Herrenhaufe?) 


Widerſpruch mit meiner früheren hier 
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geſprochenen perjönlichen Neberzeugung einen Artikel, der die Rede- 27. 1.180 
freiheit, wie Sie es nennen, fo definirt, wie Sie es hier wünjden, 
nicht befämpft Habe’); ich habe mir gefallen laſſen, ohne eine 
Cabinetöfrage daraus zu machen, daß dort ber gejegliche Zuftand, 
den diefe Seite des Hauſes, 
(lints.) 

vielleicht auch die Majorität, erftrebt, eingeführt wurde. Ich jage, 
nicht eine jo große praftifche Bedeutung: Ich habe mich ſchon 
im Neichstage darauf berufen, und die Erfahrung hat uns gezeigt, 
daß wir jelbft dasjenige Maß von Ueberſchreitung einer ruhigen 
objectiven Erörterung, wie es hier dem jegigen Minifterium gegen— 
über ftattgefunden hat, ohne Schaden ertragen konnten. 

(Heiterkeit rechts.) 
Wenn ein Schaden geſchah, jo war es im Lande dadurch, daß die 
zweite Beitimmung?) Anwendung fand, nämlich, daß Alles, was 
bier gejagt wird, auch gedrudt werden kann, jobald es nur in 
ebenfo ftarken, in ebenſo verlegenden Ausdrüden, wie es hier ges 
ſprochen wird, gedrudt wird. Ich habe gejagt praktiſch. Theo— 
retiſch gelingt es mir nicht, die Frage mit derjelben Kaltblütige 
keit aufzufaſſen wie praktiſch. Ich habe meine Ueberzeugung dem 
Zuftandefommen der Bundesverfaffung geopfert, ich hätte vielleicht 
noch ſchwerere Opfer gebracht, ehe ich das Zuftandefommen diejes 
Wertes gefährdet hätte, 

(Hört! Hört! links.) 
aber*) doch nur jolde, welche den inneren Beſtand des herzuftellenz 
den Werkes nicht gefährdet hätten, umd ich fürchte, das „Hört“, 
welches ich foeben hier hörte, bezog ſich auf ſolche, aus welden 
id allerdings eine Cabinetsfrage gemacht hätte. Dagegen vom 
theoretiichen Standpunkt, vom Standpunkt meines eigenen Gefühls 
von Recht und individueller Würde aus, ift mir diefes Opfer nicht 
leicht geworden. Ich bin freilich in dieſer Frage vielleicht nicht 
objectiv genug. Wenn man an diefer Stelle drei Jahre lang den 
Angriffen ausgefegt geweſen ift, denen ich ausgefegt geweſen bin, 


*) ©. 88b. 

») ©. 0. ©. 256 fi. 

®) Des Art. 22 der Bundesverfafjung, welde den Drud und die Ver— 
breitung wahrheitägetreuer Berichte ausdrucklich gegen jede Verfolgung fügt. 
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gegangen ift, den Becher nicht bis zum Grund zu leeren, der 97. 
Frage nicht ganz auf den Grund zu gehen, 
(Bravo!) 

fondern fie ſchweben zu laſſen. Indeſſen, es ift dies nicht der 
Fall geweien, und es handelt fi darum: Wie fommen wir aus 
diefer Spannung heraus, in der ſich die Gemüther wiederum be= 
finden? Oder noch lieber möchte ich jagen: Wie fommen wir in 
eine Spannung nicht hinein? Daß der jegige Zuftand, wie er 
nad dem Erfenntniß des Obertribunals ſich vom rechtlichen Stand- 
punfte für diefes Haus barftellt, ein unwürdiger fei, wie der Herr 
Vorredner') jagte, kann ich nicht zugeben. Wenn ich mich über: 
zeugen fönnte, daß der Zuftand, in welchem von 400 meiner Mit 
bürger jeder Einzelne berechtigt ift, mich zu beſchimpfen, ohne daß 
ich ein gejegliches Mittel dagegen ergreifen kann, jobald wir einen 
fo nachſichtigen Präfidenten haben, wie wir ihn in früheren Jahren 


gehabt haben?), Geitetteit — 


wenn ich mich überzeugen könnte, daß dieſer Zuftand für uns*) 
ein mürdiger wäre, dann, meine Herren, wäre die Frage ehr raſch 
erledigt; denn eine fehr große praktiſche Bedeutung lege ich ihr 
nicht bei. Ich möchte nur Jhrer Erwägung anheimgeben — ohne 
daß ich, wie gefagt, ein Urtheil der Königlichen Staatsregierung 
ſelbſt ausſpreche, ich bin in diefem Augenblide nod nicht dazu 
berechtigt — ich möchte anheimgeben, ob ſich denn nicht in diefer 
Frage die zwei Stadien der Nedefreiheit, die im Saal und die in 
der Prefje, unterfcheiden laſſen. Ich kann mir unter Umftänden 
gefallen lafjen, daß Jemand in der Uebereilung, in der politiſchen 
Leidenſchaft — von der ganz frei zu jein nicht immer eine öffent 
liche Tugend ift —, daß Jemand im diefer Stimmung ein Wort 
über die Schnur haut, und daß er vielleicht zu hartnädig ift, um 
irgend eine Erklärung darüber zu geben. Es ijt das peinlich für 
Den, den’s trifft, aber es ift fein Unglüd, es ift etwas Worüber: 
gehendes, das Wort verweht, aud wenn es Vierhundert angehört 


9 8. 890. 


») Abg. v. Unruh. 
*) Peäfident Grabow. 





\ der Sache vorzugsweife auszuſprechen, 
Meinung weiter zu beftehen, wie id) fand, daß fie v 
nicht getheilt wurde. 












das gleiche Intereffe hat, unjer conftitutionelles Leben 
den Neibungen zu befreien, die nicht nothwendig in 


gethan werden dadurd, daß der Eine oder der Andere ſich 
vergißt und nicht die ruhige und würdige Objectivität b 
dem Gejeggeber geziemt. Sollten wir uns darüber verj 
fönnen, jo würbe id mich aufrichtig darüber freuen, und 

jolde Verftändigung würde ich auch meinen Einfluß als Mi 


ftellung deffen, was wir früher bekämpft haben, id) mid) per! 
menigitens außer Stande jehe einzutreten, und ich es auch, 
auch nicht Für gefährlich, doc faum für gerecht halte, den 
jo berzuftellen, wie er hier eritrebt worden ift, wie er 
Wiſſens in anderen Ländern, auch in England — und id) be 


I 
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Gefühl, 
gegenüber, welches, muß id glauben, in mir 
ift, als in Anderen, L 

(Heiterfeit.) 


wiberftrebt: daß ich nicht berechtigt fein foll, wenn ich mid) in 


Ehre mit böfem Willen und bei ruhigem Blute in der Preſſe fort- 


wird, 
tt (Bravo! rechts.) 
Die Debatte wurde, ohne weitere Vetheiligung des 
eine 


daß die Frage 
fei, iarahti m blieb. 





13. Sißung des Hauſes der Abgeordneten 


Montag 9. December 1867. 


Zu der allgemeinen Beſprechung über den Etat des Minifteriums 9. 12. 1867. 
der Auswärtigen Angelegenheiten, die in der 13. Sitzung des Hauſes 
der Abgeordneten am 9. December 1867 begann, brachien die Abg. 
v. Bennigſen und Kanngießer den Antrag ein 
„Das Haus der Abgeordneten wolle befhliegen, die Königliche 
Staatsregierung aufzufordern: 

dafür Sorge zu tragen, daß das Minifterium der Aus: 
wärtigen Angelegenheiten auf den Etat des Norddeutſchen Bundes 
übernommen und die innerhalb des Norddeutſchen Bundes be: 
ne —— Geſandtſchafts und Conſulatspoſten aufs 


‚te die Gelegenheit, welche die General: 
m bot, zu mannigfachen Angriffen 
















Ich behalte mir vor, über den Antrag der Herren v. 
und Kanngieer einige Worte zu jagen, ſobald einer der 
Antragfteller oder wenigſtens einer der Abgeordneten, h 
Herren politiſch näher ſtehen, über denſelben geſprochen 
wird. Wenn ich jetzt ſchon das Wort ergreife, jo geſchieht e 
nur in der Abficht, einige Irrthümer zu berichtigen, die der 
Vorredner hier zu Tage gefördert hat. In Bezug auf das 2 
ment v. Bennigfen bemerkte ich, daß ein Mittel, welches der 
Vorredner angab, um zum Ziele zu fommen, gerade die cı en 
gefete Wirtung haben würde, nämlich das Mittel, in feiner Weife 
den Norddeutſchen Bund abzukürzen dadurch, daß man ihn zu 

geſammtdeutſchen erweiterte. Die Schwierigkeiten, die Frage | 


*) StB. 201b. 
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das Geſandtſchaftsrecht zu erledigen, würden dadurd nur um fo 9. 12. 1867. 
viel größer werden; Bayern z. B. würde in diefer Beziehung noch 
ganz andere Anfprüche machen als Sachſen, umd dasjenige, was 
wir jegt unſeren Bundesgenofjen gegenüber thun, lönnte auf die 
fünftige Entſchließung der ſüddeutſchen Staaten von erheblichem 
aufmunternden oder abſchreckenden Einflufje fein. 

(Sehr richtig!) 

Hauptfählic aber ergreife ich das Wort, um der Behauptung 
zu widerſprechen, daf Diplomaten, wie der Graf v. Platen-Haller- 
münde und andere feiner Gefinnungsgenoffen, die die Anerkennung 
der neuen Verhältniffe verweigert haben, von uns Wartegelver, 
Penſionen oder irgend welche Emolumente beziehen; ich weiß nicht, 
aus welchen trüben Quellen der Herr Vorredner diefe Mittheilung 
geihöpft*) hat. Daß wir aber denjenigen, welche ſich der neuen 
Drdnung der Dinge unterworfen haben, das wohlverdiente Gehalt, 
rejp. Penfion, was fie im Dienfte der früheren Landesherrſchaft 
gewonnen haben, und was fie gejeglich würden einflagen können, 
nit ftreihen können, das wird mir der Herr Vorredner wohl zus 
geben müſſen. 

(Sehr richtig!) 

Wenn eine feindfelige Haltung gegen die preußiſche Regierung 
RPenfionsverluft trog der Gejege nad ſich zöge, jo, glaube ic, 
würde das doc zu Gonfequenzen führen, die felbft der Herr Vor— 
redner nicht durchgehends anerkennen möchte. 

Heiterkeit.) 

Wenn der Herr Vorrebner dieſe Berückſichtigung des einklags 
baren Rechtes eine „Largeſſe“ nennt, wenn er daran einen all- 
gemeinen Tadel der preußifchen Politik knüpft, daß fie überhaupt 
nur noch mit Largefje — ich glaube, er fagte, im Commerzwege, 
alſo gewijjermaßen durch Beitehung — operire?), jo ift mir dabei 


*) ©. 292a. 

*) Ag. Virhomw: „Die financielle Seite fteht uns im Augenblick ganz 
nahe. Wir würden fie vielleiht in einer allgemeinen Discuffion über die poli= 
tiſche Lage nicht jo in den Vordergrund ſchieben; im Augenblid, wo ich die 
Hand auf ben Etat zu legen habe, muß ich mid) ernfthaft fragen, ob nicht in 
der That die Verhäktniffe, weiche gegenwärtig gefhaffen werden, der Art find, 
daß fie aud den allerbejcheidenften Hoffnungen des preußiſchen Volles nicht 
mehr entipreden. Und, meine Herren, wenn wir dann jehen, daß auf der 


a: 
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. Eins von hohem Intereſſe geweſen und zeigt, wie verfchieben we 


Anſchauungsweiſe des Herm Vorredners und Die meinige im. 
MWenn nämlich der Herr Vorredner ſich aller ber abfprechenden m 
fritifirenden Urtheile über die preußiſche Politif Des jegigen Min 
fteriums, über die preußijche Diplomatie erinnern wollte, bie id 
in den fünf Jahren, daß ich die Ehre habe auf Diefem Plage m 
jtehen oder zu figen, von ihm von dem Plage her fchon gehört 
babe, — wenn er daran zurüddenten wollte, wie ich mir einmal 
erlaubte, ihn daran zu erinnern, was er wohl fagen würde, wenn 
er in den Fächern, in denen er zu höherer Meifterfchaft, als ich 
in dem meinigen, anerfannter Maßen gelangt ift, das abſprechende 
Urtheil eines Laien hörte, und er diefen Laien durch Die Thatjachen 
und Ergebnilfe der Wiſſenſchaft für hundert Mal überführt von 
jeinem Irrthum eradjtete!), wo id) mir noch das Wort erlaubte, 
was mir der Herr Vorredner, glaube id), damals concedirte, daß 
ich dieſe Dinge, der Tiplomatie nämlich, beijer verftände, als er: — 
wenn ich den Herrn daran erinnere, und er fi Diefe ganze Reihe 
von abjprechenden Kritiken vergegenwärtigen will, die ſich nicht be 
ftätigt haben: dann wundere ich mich wirklih, wo er den Muth 
hernimmt, diefe Kritifen jetzt fortzujeßen. 

(Lebhaftes Bravo! rechts und vereinzeltes Händellatihen ebendafelbft.) 


Zu dem Antrag der Abg. Kanngießer und v. Bennigfen 
äußerte fi Graf Bismard, nad der eingehenden Begründung des: 
felben durch den erftgenannten der Antragjteller in folgender WMeife*): 

Die Königlide Negierung hält den geftellten und joeben von 
einem der Herren Antragfteller vertheidigten Antrag in feinem 
eriten Theile für einen principiell zweifellos richtigen, indem er 
das Ziel andeutet, nad) welchem die Yundesverfaffung in ihrer 
Entwidelung zu ftreben bat, und nach welchem die deutiche Politik 
Preußens ftrebt. Ich befinde mich in dieſer Beziehung — und ich 


anderen Seite die preußiſche Diplomatie feine höhere Kunſt kennt, als Die, 
large zu fein..., dann muß ich doch fagen: dieſe Art, die diplomatische Kunſt 
ganz auf die Bahn des Commerzes zu bringen, die höheren Zwede der Politik 
im Wefentliden immer nur mit den financiellen Mitteln des Staates zu be- 
treiben, die fünnen wir auf die Dauer nicht anerfennen” (StB. 2900). 

*) StB. 293b. 

i) S. Bd. II 231. 






‚eonftatire es gern, weil es jelten ift — jogar mit dem 
Vorredner?) in Uebereinftimmung darin, daß ich 
fand als ein Provijorium betrachte, als ein U 
aus welchem heraus ſich eine ſtrenger concentrirte Vertretung 
Bundes nad) außen hin, wenigftens auf dem Gebiete der großen 
Politit, zweifellos entwiceln muß. 

(Bravo!) 

Ih fann an einem kurzen Beiipiele die Nothwendigkeit davon 
tlar machen. Ihnen Allen wird erinnerlich fein, daß vor Kurzem 
bei der Einladung zu den Conferenzen?) die Königlich ſächſiſche 
Negierung die Einladung an das Bundespräſidium verwies, und 
daß diefes Verhalten mit dem Geifte ber Bundesverfaſſung fo voll: 
fommen in Einklang gefunden wurde, wie das ganze politische Verz 
Halten der Königlich ſächſiſchen Regierung, feit fie dem Bunde bei— 
getreten ift, überhaupt jederzeit geweſen ift; 

(Bravo!) 

aber genau genommen hätte fich Preußen dieſer Einladung gegen— 
über juriſtiſch ganz in derjelben Lage befunden, nur daß Preußen 
der größere Staat ift, und daß Se, Majeftät der König zugleich 
in jeiner Perfon das Bundespräfidium vereinigt. Aber nad einer 
buchftäblihen Auslegung der Verfaffung hätte die preußiſche Diplo— 
matie die Einladung auch ihrerfeits, ebenfo wie die ſächſiſche an 
das Bundespräſidium verweifen follen. Daß diefem, dem Buche 
ftaben, bei jegiger Lage der Dinge noch nicht Rechnung getragen 
ift, werden Sie Alle billigen. 

Wir ftreben diefem Ziele zu, aber mit vorfichtiger Schonung 
der Gefühle unferer Bundesgenofjen. Es ift dies eine zarte Frage 
der dynaſtiſchen Empfindlichkeit jener Zeit geweſen. Ich brauche nur 
daran zu erinnern, daß die Verſuche, Deutjchland zur Einigung 





jierung Einladungen 
zu einer 









sıpagar 
ii 


Bu dem — der rar — und v. — 
—— ſich Graf Bismarck, — er eingehenden Begründung des⸗ 

ſelben durch den erſtgenannten der Antragſteller in folgender Meije*): 

Die Königliche Regierung hält den geftellten und foeben von 

der Herren Antragiteller vertheidigten Antrag in feinem 

erſten Theile für einen principiell zweifellos richtigen, indem er 

das Ziel andeutet, nach welchem die Bundesverfafung in ihrer 

widelung zu ftreben hat, und nad) weldem die deutſche Politik 

ftrebt. Ich befinde mich in diefer Beziehung — und ich 










— die preußiſche Diplomatie keine — lennt, als bie, 
a gen dieſe Art, die ——— 
des Commerzes zu bringen, die 


höheren 
—— 





Zwecke der Politik 
anciellen Mitteln des Staates zu bes 
wir auf die Dauer nicht anerkennen” (StB. 2906). 
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conitatire es gern, weil es felten ift — ſogar mit dem eriten Herrn 
Vorredner!) in Webereinjtimmung darin, daß ich den jetigen Zu: 
ftand ala ein Proviſorium betrachte, als ein Uebergangsitadium, 
aus welchem heraus fih eine ftrenger concentrirte Vertretung des 
Bundes nah außen hin, wenigftens auf dem Gebiete der großen 
Politik, zweifellos entwideln muß. 

(Bravo!) 

Ich kann an einem kurzen Beilpiele die Nothiwendigfeit davon 
klar machen. Ihnen Allen wird erinnerlich fein, daß vor Kurzem 
bei der Einladung zu den Conferenzen?) die Königlich ſächſiſche 
Regierung die Einladung an das Bundesprälidium verwies, und 
daß diejes Verhalten mit dem Geiſte der Bundesverfaflung fo voll: 
kommen in Einklang gefunden wurde, wie das ganze politifche Ver: 
halten der Königlich ſächſiſchen Regierung, feit fie dem Bunde bei: 
getreten ift, überhaupt jederzeit geweſen ift; 

(Bravo!) 

aber genau genommen hätte fih Preußen diejer Einladung gegen 
über jurijtifdy ganz in derjelben Lage befunden, nur daß Preußen 
der größere Staat ift, und daß Se. Majeltät der König zugleich 
in feiner Perſon das Bundespräfidium vereinigt. Aber nach einer 
buchftäblicden Auslegung der Verfaffung hätte die preußifche Diplo: 
matie die Einladung auch ihrerjeits, ebenſo wie die jähfiihe an 
das Bundespräfidiun verweilen follen. Daß diefem, dem Bud): 
ftaben, bei jegiger Lage der Dinge noch nicht Rechnung getragen 
it, werden Sie Alle billigen. 

Wir jtreben diejem Ziele zu, aber mit vorfidtiger Schonung 
der Gefühle unſerer Bundesgenofjen. Es ift dies eine zarte Frage 
der dynaſtiſchen Empfindlichkeit jeder Zeit gewejen. Ich brauche nur 
daran zu erinnern, daß Die Verſuche, Teutichland zur Einigung 


N Abg. Tunder. 

2) Anfang November 1367 erließ die franzöfifhe Regierung Einladungen 
an die Mächte und an einzelne Staaten des Norddeutſchen Bundes zu einer 
Gonferenz Behufs Regelung der römiſchen Frage. Während die fähftfhe Ne- 
gierung die Einladung an Preußen als Präfidium des Bundes überwies, fühlte 
fih die Großherzoglich Heffifhe Regierung bewogen, ohne vorherige Anfrage 
beim Bräfidiun die Einladung anzunehmen. Sie 309 fi) dadurd eine herbe 
Zurechtweiſung zu, vgl. den Erlaß an den preußifchen Seiandten in Tarmitadt 
vom 24. November 1867, Bismardregeften I 335. 
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großen europäiſchen Politik in Fragen, beijpielsweife wie 
Gonferenzfrage, dem Bunde gebührt, daß es aber den er 
Geſandtſchaften unbenommen bleibt, den Schub ihrer Anı 
und der Intereſſen derjelben nad) wie vor zu üben, 
wenigftens in demfelben Maße, und unter Umftänden durch 
niß der einzelnen einfchlägigen Verhältniſſe in höherem, b 
fein werden, als eine große, vielbefchäftigte Bundesgefanbtfchaft 
jein mag. Es läßt ſich dann aud ein financiell gerech 
Fortbeftehen der Geſandtſchaften der einzelnen — in 
Budgets motiviren, während, wenn die ganze geſa 





9 S. 294. 
) Antwort auf die vom Abg. Virchow geäußerte Vermuthung. 









azu 
Und ein ſolches Vorgehen würde meinem Gefühle nad in 
jebigen Stadium nicht gerade zur Befeftigung und Befferung der 
Beziehungen beitragen. Es ift meinem Eindrucke nad) wünfchens- 
werth, daß man die Geſandtſchaften der Kleinen Staaten nicht raſch 
und abfichtlich befeitigt, jondern abwartet, ob und wenn fie ges 
wiſſermaßen als reife Frucht abfallen. Der Herftellung der politiz 
ſchen Vertretung des Bundes näher zu treten, hat uns das dies— 
malige Beiſammenſein des Bundesrathes Anlaß gegeben, und wir 
find bei demfelben in vertraulichen Beſprechungen jo weit gediehen, 
daß ich, ohne eine Verlegung bundestreuer Regierungen zu bes 
fürchten, bereits in der Lage gewejen bin, mündlich die Zuſtim— 
mung Sr. Majeftät des Königs zur Ernennung von Votſchaftern 
und Gefandten behufs Vertretung des Bundes zu erbitten, und 
diejelbe auch erhalten habe, und daß diefe Ernennungen alfo in 
turzer Zeit bevorftehen. 
(Bravo!) 

Daß wir dadurd in die Lage kämen, die Anerkennung des 
Bundes als eine zweifelhafte Frage behandelt zu jehen, das be— 
fürchte ich nicht, und diplomatifcher Brauch hält mich davon ab, 
die Gründe, warum ich es nicht befürchte, hier beftimmter zu ent: 


wideln. 
(Heiterfeit.) 


Was den zweiten Theil des Antrages betrifft, jo kann ich mich 
da den Herren Antragftellern nicht anfchließen, und ich möchte Sie 
bitten, darin der Gejchäftstunde und Erfahrung der Regierung zu 
vertrauen, wenn ic unummunden erkläre, diefe Gejandtichaften 
innerhalb des Bundes find uns eine gejchäftlihe Nothwendigfeit 
und würden es aud) bleiben, wenn das Bundesgebiet ſich erweiterte. 
Es find das Organe, deren das Präfidium und der Bundeskanzler *) 
ohne — für die Geſchäfte nicht gut entbehren kann. Wenn 
jandten innerhalb des Bundesgebietes als in 
je Mittel find wir dann ange 

















und werben es immer brauden; und je Lebhafter ber 2 B 
kehr ſich entwicelt, deſto ftärfer wird das Bedürfuiß defjelben | 
| vortreten. Wir haben deshalb nicht bloß an einzelnen < 
| die gerade als Nefidenzen diefer Geſandtſchaften ſich fen 
Gejandte accreditirt, jondern das ganze Gebiet des 

Bundes ift durch Acereditive, wenn id) mich jo ausdrüden da 

det — es gibt Feine Bundesregierung, bei der nicht ein 

der Regierung ober Sr. Majeftät des Königs accreditirt 

So ift beifpielsweife der Gefandte in Weimar bei den ü 

benachbarten thüringijhen Höfen accreditirt, ſoweit fie mi 

das Gebiet der in Dresden domicilirten Geſandtſchaft fal 

| Gefandte in Hamburg ift bei den Hanjeftäbten 2 
| Lubeck und bei den beiden Großherzogthümern Medlenbu 
ditirt und uns außerordentlich nützlich zur Ausrichtung 











nburgüfchen Being enforberlic if. 
er gerade höher befoldet ift als die übrigen Gefandten in 2 
fand, liegt in den localen Theuerungsverhältnifien in Hamburg, 
und es ift diefer Poften mit Rückſicht auf dieje Theuerungsver- 
hältnifje eben vor einigen Jahren binfichts des Einfommens er— 
höht, nachdem die Erhöhung ſchon vor fünf oder ſechs Jahren 
beantragt worden war‘). Der Gejandte in Oldenburg ift nebenbei 
accreditirt bei Sr. Hoheit dem Herzoge von Braunſchweig und bei 
anderen Fürften im Norden von Deutſchland. 

Ich möchte bie Herren bitten, den Gedanken, uns diefes Mittel 
der Einwirkung auf unfere Bundesgenoffen zu entziehen, aufzu— 
geben, während ich den erften Theil des Antrages, wie jhon er— 
wähnt, als ein volljtändig richtiges Erkennen und Hinftellen des 
Zieles unferer Politit begrüße und aud nicht vor dem Gedanken 
zurückſchrecke, daß dermaleinft in Zukunft das geſammte Auswärtige 
Minifterium auf das Bundeskanzleramt refp. den Bund übergehen 


fönnte. 
(Zebhaftes Bravo!) 


Der Abg. Dr. Loewe erklärte fih im Großen und Ganzen mit 
den Ausführungen des Grafen VBismard einverftanden, knüpfte dann 
aber daran eine längere Betrachtung über das Verhältniß Preußens * 
Rußland, wie es namentlich in den Grenzprovinzen an den Tag trete, 

Die Noth in der Provinz Preußen werde weniger durch gelegentliche 
Mipernten hervorgerufen, als vielmehr durch die ruſſiſche Grenziperre, 
die die Anfammlung von Capital unmöglid made. Preußen müſſe 
aufhören, der Satellit der ruſſiſchen Politif zu fein, es dürfe ſich nicht 
mehr um Rußland drehen, wie der Mond um die Erde, ſondern müfje 
fortan eine ſelbſtändige Politif, jelbftändig in ihren Intereſſen und in 
* Zielen führen. Es müſſe darauf beſtehen, daß der jetzige Zu— 
ge el mäfje bie Bet u es ihre 
aan jein die Deutfchen in den Oſtſe 
die Katholifen im im den Na Polen gegen die NE 
der Tractate, wie die ruſſiſche Negierung 
auf diplomatischen Wege zu fügen. 





beifle Fragen, diefe und andere, angeregt hat. Der 
redner fügt hier in voller Sicherheit umd ſpricht ganz 


rung ift eiferfüchtig auf ihre Unabhängigkeit, auf ihre 
im Inneren, und ich frage den Herrn Vorredner, ob er der Ki 
lichen Negierung zumuthen möchte, fih von irgend einer a 
tigen Regierung eine Einmiſchung in Bezug auf ihr V 
ihren Unterthanen gegenüber gefallen zu lafjen? 

Ich glaube, er würde das mit derjelben Entjchiedenheit 
weifen, mit welcher ich im Namen einer fremden und befreun 





+) ©. 299b. 














Preußen fein Satellit. 


Negierung den Verſuch einer Einmiſchung in 
heiten — und im befferen Intereſſe der 
der Herr Vorredner ſprach — zurüczumweifen für 
halte, im Intereſſe einer Heinen Minorität von Deutſchen, die 
unter einer Ueberzahl von Ejthen, Letten und einer nod) größeren 
Meberzahl von Ruſſen, Einer gegen Taufend, jtehen; diefe zu com 
promittiren, ift fein guter Dienft, den man ihnen erweift. 
(Bravo! rehts.) 

In Bezug auf das weitere Feld, was der Herr Vorrebner 
ferner berührte, finde ich, daß der Zufammenhang defjelben mit 
der gegenwärtigen Frage und mit Allem, was politifcher Brauch 
und Logik mit ſich bringt, jo fern liegt, daß ich darauf nicht einz 
gehe. Um aber mit dem Herrn Vorredner zur Sade, nämlich, 
auf die Thätigkeit des preußiſchen Gejandten in Petersburg zu 
fommen, den ih nur ein paar Mal habe wörtlich figuriren ſehen, 
den er aber fonft in feiner Thätigfeit nicht weiter berührte, wie 
mir ſchien, jo kann ich verſichern, daß die Sorgfalt der Regierung 
ebenjo aufmerffam auf die Beſſerung des Grenzverkehrs mit Ruß: 
land gerichtet ift, wie früher, mit wenig merkbarem Erfolge, aber 
doch mit einigem, indem wir wenigftens in diefen Tagen zu Vers 
bandlungen gelangt find, und zwar auf Anregung Rußlands jelbit, 
in Folge deren einer der Provinzialiteuerdirectoren der Öftlihen 
Provinzen ſich auf ruſſiſche Aufforderung nach Petersburg begeben 
bat, und wir hoffen, daß bei diefen Verhandlungen der ruſſiſche 
Gejandte das Intereſſe, welches die Königliche Negierung diejen 
Fragen widmet, wird bethätigen fönnen, und daß die Nüdficht, 
die die ruffiiche Regierung auf die eigenen Unterthanen nimmt, 
uns dabei helfen und fördern wird, denn es ift immer — und 
der Herr Vorredner ſchien das mit Unrecht zu beftreiten ) — ein 
Vortheil, diesfeits der Grenze zu wohnen; die ruffiichen Unterthanen 
jenfeits der Grenze, die Bewohner der oberen Gebiete des Niemen 
und der Weichjel, leiden unter diefer Grenziperre unendlich mehr 
als die preußiſchen Einwohner diesfeits der Grenze, ſchon aus dem 


') Ag. Loewe: „Es muß ein Segen für ein Grenzland fein, innerhalb 
unferer Grenzen zu liegen; wenn biefer Segen aber vorhanden fein ſoll, dann 
ift 8 nothiwenbig, daß die Grenzlinie feine hinefifce Mauer ft, fondern daf 

el Verkehr herüber und hinüber ftattfinden kann“ (StB. 298a). 





















Graf v. Platen. — Keine Einmiſchung in ruſſiſche An 


möglich. Don den Verhandhungen zur Reg, 
—— — en des dan ar ‚jondern 
nit r 

—— Graf Bismart bemerkte dazu*): ? 

Wenn der Herr Vorredner darin Necht hätte, daß bei den 

Verhandlungen in Petersburg jest Nichts herauskommen wird, fo 
würde ich das aufrichtig bedauern; jedenfalls aber geſchieht von **) 
unjerer Seite Alles, was gejchehen kann, damit Etwas heraus: 
tomme. Ich habe das Wort nur ergriffen, um eine Neußerung 
richtig zu ftellen, die der Herr Vorredner von mir gehört zu haben 
meinte; weil jie eine fremde Negierung betrifft, jo lege ich Ge— 
wicht darauf, daß fie nicht in der Faſſung ftehen bleibe, wie der 
Herr Vorredner fie wiedergab, ſondern in der, wie ich glaube, fie 
gethan zu haben. Der ‚Herr Worredner war der Meinung, ich 
hätte gejagt, daß die Art, wie der Abg. Loewe die Frage wegen 
der Oftfeeprovinzen und andere anregte, nur nod mehr Unglüd- 
liche machen würde; ich glaube, daß ich diefen Ausdrud nicht ge— 
braucht habe, wie die Verfammlung mir bezeugen wird, fondern 
ich habe gejagt, daß eine jelbftändige und mächtige Negierung 
Einmifhungen in ihre inneren Angelegenheiten von fremden po— 
litiſchen Körperichaften ſchwer erträgt, und daß es nicht zum Vor— 
theil derjenigen, die der Herr Abgeordnete jeinerfeits beſchützen 
wollte, gereichen werde, wenn er dabei auf andere Einwirkungen 
rechnet, als auf das ſchließlich im letter Inſtanz enticheidende Ger 
fühl der Gerechtigleit Sr. Majeität des Kaifers. 





In einer perfönlichen Bemerkung proteftirte der Abg. Loewe gegen 
die Behauptung, daß er der Negierung des Norddeutſchen Bundes den 
Vorwurf gemadt habe, ein Satellit Rußlands zu fein; er habe im 
Gegentheil die entgegengeſetzte Hoffnung an den neuen Zuftand der 
Dinge genüpft. Wenn der Minifterpräfident meine, daß er den 
Deutihen in den Djtfeeprovinzen einen ſchlechten Dienft erwiejen habe, 
indem er ihre Angelegenheiten zur Sprade bradte, fo wolle er ber 
merfen, daß es einen wejentlichen Unterſchied bedinge, ob ein Minifter 
ober ein Abgeorbneter ald Abgeordneter feines Volkes Sympathie für 








inftanz in Beziehung auf Mafregeln innerfatb eines 
Tandes ift, und die Inſtanz, die***) wir uns ungern 
möchten. Wenn wir bier einen Commiſſar abordnen, wie ı 
Eifenbahn, Zoll- und Telegraphenverträgen üblich ift, jo faı 
ı i Bundesſtaate 


dieſe Behörden hinaus, bei einem Punkte, wo fie nicht g 







Die preuifchen Gefandtfehaften bei den Yunbesftaaten. 


er einer Ermächtigung, die von unſerem Souverän unterſchrieben 
und an den anderen Souverän gerichtet ift, bebitrfen. Sonft wirde 
ex nur gelegentlich und officiös feine Beſchwerde zur Sprade 
bringen fünnen. e 

Der Abg. Walde gab dem Wunſche Ausdrud, es möchte fünftig 
der erſt vor wenigen Jahren geſchaffene Poften eines preußiſchen Ge- 


gleichfam jelbft in „wei Stüce gefchnitten“ fei. Auch; behauptete er 
die vollftändige Nuglofigfeit des Darmftadter Poſtens. Graf Bismar 
trat für den Poften ein“): 

Die Gejandtjhaft in Darmftadt ift doc) feine jo ganz jugend- 
liche Exiftenz, wie der Herr Vorredner annimmt; fie beſtand jo lange, 
als ich zurückdenken klann, aber mit dem Nachtheile, daß die 
preußifche Vertretung bei der früheren freien Stadt Frankfurt ihr 
Domicil ebenfalls in Darmtadt hatte. Das hatte für den Han— 
delsverfehr, namentlich fir die Reifenden in Frankfurt die außer— 
ordentliche Unbequemlichkeit, daß der Betreffende, jobald fein per- 
ſonliches Erſcheinen auf der Geſandtſchaft erforderlich wurde, fich 
zu dem Zwede von Frankfurt nad Darmftadt hinüber bemühen 
mußte. Deshalb wurde zur Zeit, als ic Bundestagägefandter war, 
die Minifterrefidentur bei der freien Stadt Frankfurt abgetrennt 
von der Geſandtſchaft in Darmitadt. Soviel id) mic erinnere, 
ift Iegtere eine jeit langen Jahren beftehende Geſandtſchaft. Denn 
mir find Diplomaten von 60—70 Jahren bekannt, die in ihrer 
eriten Jugend Gefandte in Darmſtadt gewejen find. Nur zur hiſto— 
riſchen Erläuterung habe ich anführen wollen, daß die Reſidentur 
in Frankfurt die losgelöfte und neu begründete war), und daß 
man aus dem Motive, da dieje Geſandtſchaft früher nicht exiſtirt 
habe, die Möglichkeit oder Nothwendigteit der jegigen Streichung 
des Geſandtſchaftspoſtens in Darmftadt nicht ableiten fann. Wäre 

*) StB. 304a. 


*) Der Ag. Walde hatte behauptet, daß der 
von dem Frankfurter [oögelöft worden jei, 





jen. Als Mi 
er hervor, daß Kronprinz Mic der Oberbefehlshaber des 
Gaãchſiſchen) Armeecorps, Protector des fähfihen Mili 
Graf Bismard äußerte fih dazu, wie folgt*): 

Ich kann nicht annehmen, daß Se. Königliche Hoheit 
Kronprinz von Sachſen, Commandirender des ſächſiſchen 
in irgend welhem Zufammenbange mit diefem Kalender 


*) StB. 3068. 









es ein folder a 
diefe Vereine gewährt, dann bin ich überzeugt, daß der } 
dieſes Kalenders nicht ohne Rückwirkung auf dieſes —— 
bleiben wird — oder auf den Kalender. 

(Heiterfeit.) 

Die Erſcheinung war mir ebenjo auffallend gewefen wie dem 
Herrn Vorredner, und der dortige Königliche Gefandte hatte mir 
auf meinen Wunſch ein Gremplar diejes Kalenders eingeſchickt 
und fehreibt mir zunächſt darüber, „daß die Militärvereine Privat- 
inftitute und von der ſächſiſchen Negierung unabhängig jeien, daß 
aber auch der bezügliche Kalender als eine Privatipeculation des 
Nedacteurs des ‚Ramerad‘ mit diefen Vereinen in einem eigent 
lichen Zuſammenhange nicht ftehe”, jo daß alſo daraus hervor 
geht, daß Se. Königliche Hoheit der Kronprinz jogar jehr gut 
Protector der Vereine würde fein können, ohne mit diefem Kalen— 
der den mindeften Zufammenhang zu haben; ich bin davon um jo 
ficherer überzeugt, als es ganz undenkbar ift, daß Angefichts der 
nationalen, patriotifchen und vertragstreuen Haltung der Königlich 
ſächſiſchen Regierung irgend eine höhere amtliche Stelle**) im 
ſächſiſchen Lande ſolche Ausprüde, wie fie diefer Kalender über 
das Bundesverhältniß enthält, janctioniven follte; daß der verab⸗ 
fchiedete General v. Holgendorff an der Spige der Vereine 
fteht, halte ich infofern für wahrſcheinlich, als diefer General Prä— 
fident des mit den Militärvereinen in Verbindung ftehenden In— 
validenvereins ift. Ich kann aber auch kaum glauben, daß ein 
höherer ſächſiſcher Militär, felbft wenn er verabfchiedet wäre, feinen 
Namen und feine Thätigfeit zu Tolden Prefelaboraten, wie wir 
bier in diefem Kalender, vielleicht für fremdes Geld, lejen, her 
geben jollte. 

Bei dem Poſten des ſchen Nefidenten in Hamburg erneuerte 

den 1, bie Sefandtfnften bei den Re: 
Y ; überhaupt zu ſtreichen. Der Minifter: 













würde mit Rüdficht auf die beiden Mettenburg fchwer fein, de 





*) St8. 3066. 
**) ©. 3078. 
’) Der Vorwurf des Abg. Durnder bezieht ſich auf die Ver 





Herabfegung des Stempels erwachſen würde, 






möchte aud) hier, mo: es fih um re einem Jahre 
handelt, nicht fo weit vorgreifen. I habe vorhin ſhon ange: 
deutet, es fann ja unter anderem Namen eine Einrichtung von 
Präfidialagenten bei den einzelnen Höfen der verbündeten Staaten 
gedacht werben. Wenn der Herr Vorredner jagt, es wäre vielz 
leicht mitunter nüglich, wenn die preußische Regierung überjtimmt 
würde und nicht Recht behielte), fo kann die preußiſche Regierung 
ſich ihrerfeits doch nicht die Aufgabe ftellen, dies Ueberſtimmtwer, 
den zu erleichtern; rt 
(Heiterfeit.) 


im Gegentheil, fie muß danach ftreben, daß dasjenige, was fie für 
richtig erkannt hat, und wohin fie deshalb wirkt, in der Majorität 
bleibe. Ich weiß nicht, welden etwas geringſchätzigen Ausdrud 
der Herr Vorredner zulegt auf die Anftitution eines Gejandten 
anmwandte, wenn ich nicht irre: „ein Spielwerk“ 2); da möchte ich 
ihm vorjchlagen, bei Gelegenheit mit unferem Heren Vertreter in 
Hamburg jelbft einmal fi darüber zu beſprechen, ob der nicht 
glaubt, jeinerfeits eine ſehr ernfte Aufgabe zu haben, die feine 
Thätigkeit vollftändig in Anſpruch nimmt. 

Wie ſchon bei den Etatsberathungen der Jahre 1862 bis 1866 wurde 
aud bei der diesmaligen Berathung des Etats des Minifteriums der 
Auswärtigen Angelegenheiten von dem Abg. Runge der Antrag ein- 
gebracht, die für einen Militärbevollmächtigten in St. Petersburg aus: 
geworfene Gehaltspofition von 6000 Rthirn. zu ſtreichen. Die Abg. 
v. Hennig, Faucher und Kantaf zogen in die Beipredung auch die 
ruſfiſch preußiſche Gartellconvention von 1857, betreffend die gegenfeitige 
Auslieferung von Verbrechern, gegen deren Erneuerung nad Ablauf 
der vereinbarten Frift fie fich ausſprachen. Graf Bismard erwiderte*): 










*) StB. 309b. 

N Abg. Dunder; „Es würde vom Standpunkte des Bundes immer das 

Intereſſe fehr bezweifelt werben können, welches er daran haben follte, daß die 

preußiſche Regierung in allen Fällen ihren Willen durdfegt, man kann vom 
f ngefepte als das Richtige bezeichnen, daß es 

de Regierung einmal überftimmt würde” 


ſements der Dipfoniaten“, f. die 


Der Militürbevollmächtigte in Petersburg. — Confulat in Hamburg. 385 


J 


aber für bie Zukunft in Ausſicht zu nehmen ſei. Graf Bismard ber 9.12.1807. 


merkte dazu*): 

Ih glaube, wenn die Verhältniffe ſich vollftändig conſolidirt 
haben werden, daß**) dann diefes Confulat eingehen kann; es ***) 
mit voller Beftimmtheit zu behaupten, daß das in nächſter Zeit 
ſchon der Fall jein wird, dazu — ih muß es aufrichtig jagen — 
bin ich nicht hinreichend informirt über das Bedürfniß, weldes 
unſer ſchifffahrt- und handeltreibendes Publicum augenblidlich bei 
den noch nicht vollftändig confolidirten und vollendeten Bundes— 
verhältniffen haben fann, ein folches Conſulat dort zu befigen. 
Weil ich darüber noch nicht vollftändig informirt bin, jo möchte 
ich doch anheimftellen, die Pofition nicht auf die Gefahr hin, daß 
fie ein praktiſches Bedürfniß für Handel und Gewerbe fein möchte, 
für das folgender) Jahr abzujegen. 

Nah Durchberathung ſämmtlicher Wofitionen des Etats des 
Minifteriums der Auswärtigen Angelegenheiten gelangte der Antrag 
v. Bennigjen:Kanngieher zur Abftimmung. Der erfte Theil des- 
jelben wurde angenommen, der zweite Theil dagegen abgelehnt. 


14. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten 
Nittwod) 11. December 1867. 


Die Beſorgniß, daß die Fürftenthümer Waldeck und Pyrmont den 
financiellen Anforderungen des Norddeutſchen Bundes ohne eine Weber: 
bürdung des Landes nicht gewachſen fein möchten, bejtimmte die Fürft: 
liche Regierung, nachdem früher bereits einzelne Zweige der Verwaltung 
oſt⸗ und Telegraphenweien, Gerichtsbarkeit der höchſten Inſtanz) ver: 
tragsmäßig an Preußen überlafien worden waren, mit der preußiichen 
Regierung wegen Abtretung der gefammten Verwaltung der Fürften: 
thümer an Preußen in Unterhandlung zu treten. Die malbedifchen 
Stände ertheilten im Hinblid auf diefe Verhandlungen der Verfaſſung 
des Norddeutjchen Bundes nur unter der Bedingung ihre Zuftimmung, 
daß mit der Krone Preußen ein Vertrag vereinbart werde, welcher 
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11. 12. 1867. 


Der Ag, v. Bunfen als’ Referent entwidelte in längerem % 
die Geſchichte des Vertrags und empfahl ſchließlich dem Haufe 
nahme folgenden Antrags: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beichliehen: 
v bezeichneten mit Waldeck abg, 










Nach ihm nahm Graf Bismard das Bortt): 

Die vorliegende Convention ift das Ergebnif einer Collifion 
zwiſchen den Einrichtungen des Norddeutſchen Bundes und | 

’ jemigen, die ſich in den deutſchen Kleinſtaaten vermöge einer 
haften Entwidelung des Souveränitätsprincips im Laufe der J 
hunderte ausgebilvet haben. Indem dieje Kleinftaaten ſich die 
ftellten, aus ihren eigenen Mitteln und in ſich ſelbſt abg 


*) StB. 336b. 
') Vgl. die bem Bertrage beigegebene Dentfhrift, StB. AH. Anl. Nr. 1 
©. 236/246. 2 








Vorgefehichte des Nereffionsnertrags mit 2 


alle diejenigen Bebürfniffe zu befriedigen, die eine 
Staatseinrichtung befriedigt, auch bis in die höheren Inſia 

hinein, famen fie mit ihren financiellen Kräften ins Gedränge, 
wenn fie nicht von einigen der Staatsleiftungen, die ihnen nad) 
Recht*) und Billigfeit oblagen, Abzüge machten, um die Auswüchſe 
in anderen**), zu beren Ertragung die Länder nicht groß 
waren, ertragen zu können. Es war die Folge davon, daf die 
Einrichtungen der Landesvertheidigung in den Hintergrund traten, 
und daß die Bureaufratie der Heinen Länder eine unverhältniße 
mäßige Entwidelung nahm. Wir haben das in Ländern von ähn- 
licher Größe — ich erinnere an das mir näher befannte Lauenz 
burg und an andere Staaten diefer Größe — wo wir Gerichte 
zweiter Inſtanz, Verwaltungseinrihtungen zweiter Inſtanz und im 
Ganzen einen Apparat der Verwaltung haben, den man nur eine 
überladene und das ganze Gebäude drüdende Kuppel nennen kann. 
In dem früheren Deutfchen Bunde waren diefe Einrichtungen das 
durch ermöglicht, daß fich die Fleineren Staaten in Bezug auf die 
Sandesvertheidigung auf die preußifche reſp. öfterreihiihe Armee 
verließen. Nachdem nun die Einrichtungen des Norddeutſchen 
Bundes von jedem Einzelnen innerhalb feiner Grenzen vorweg die 
Leiftung für die Landesvertheidigung und für die großen gemein 
famen Staatszwede forderten, famen fie um jo mehr ins Ge— 
dränge zwifchen den Anforderungen und ihren eigenen Mitteln, als 
die Steuerfraft vieler nicht den Durchſchnitt der größeren Staaten 
erreicht, vielleicht allein Braunfchweig ausgenommen, weil den 
übrigen Heinen Staaten die Centren des Handels und Verkehrs 
fehlen. Es find vergleihungsweife arme, aderbauende Bevölfes 
zungen, und ſelbſt da, wo fie wohlhabender find, fehlt doch das 
reihere Element bis zum Millionär hinauf, und eine Einfommenz 
fteuer würde einen erheblihen Durchſchnittsſatz nicht ergeben. 

Es kam nun darauf an, diefen Uebelftänden in irgend einer 
Weife Abhilfe zu verſchaffen. Das Nadicalfte und Nächſtliegende 
wäre allerdings die Einverleibung geweſen, wobei ich gleich bes 
'heilung der Laſten dadurch doch facetiſch 
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dieſes Beftehen möglich machen; und zu diejem ER. 
nad der Analogie der früheren Militärconventionen der 
Analogie der früheren Juſtizconventionen, durch welche die Hleineren 
Staaten der zweiten, reſp. dritten Inſtanz entledigt*) wurden, eine, 
id) möchte jagen, Adminiftrativconvention geſchaffen, durch "weldhe 
das naturgemäße Verhältniß, fofern nämlich ein Land zwifchen 
40—50 000 Einwohnern in feiner diefer Beziehungen eine zweite 
Inſtanz mit Collegien tragen kann, einigermaßen hergeftellt wurde. 
Diefe Beſorgniß, daß die Bundeseinrihtungen eine Schraube fein 
würden, um die Heineren Souveränitäfen zu zermalmen, bei uns 
ſeren Bundesgenofjen zu befeitigen, verpflichtete uns die Politik 
ebenjo wie die Gerechtigkeit. Nach der Bundesverfaſſung haben 
wir ebenfo, wie alle Bundesgenofjen, die Souveränität der ein- 
zelnen Staaten garantirt. Es ift dies eine ollectivgarantie, und 
man fann vielleicht wicht unrichtig Tagen, daß wir dem Königreid) 
Sadjen, dem Großherzogthum Oldenburg die Souveränität Waldeds 
ebenjo garantirt haben, als wir fie dem Fürſten von Waldeck 
direct garantirt haben, und daß daher die Zuftimmung eines ein 
zelnen Mitgliedes nicht ausreicht, um eine der Souveränitäten des 
Bundes verfehwinden zu laſſen. Aber ich laſſe diefe Frage uns 
entjchieden. Politiſch bedürfen wir eines Weiteren nicht, als wir 
von Waldeck haben, und mehr zu erftreben nad) diefer Richtung 
bin als man bevarf, das hat ſich, meiner Ueberzeugung nad, 
immer als ein politifcher Fehler herausgeſtellt. 

Was ift außerdem das Schickſal der Bundesverfajlung in der 
Deconomie ihres Stimmverhältniffes, wenn die Stimmzahl anz 
fängt, fich zu vermindern? Der Herr Neferent hat angedeutet, daß 
zwiſchen 25 und 24 Stimmen — id) weiß nicht, ob ich mich in 
der Ziffer irre — die zur Majorität erforderlich find, ein erheb- 
licher Unterfchied nicht jeit). Aber denfelben Weg, den Walded 










*) S. 337b. 

) Ag. v. Bunjen: „Man fagt nun: Preußen babe im Bundesrathe 
Bundes die waldeckiſche Stimme darum nicht verlieren wollen, 
e Luft verjpüre, wiederum in das aus den Frankfurter Zeiten her 
Rajoriſirtwerden hineinzuverfallen. Es fteht nun fo, daß im 
Norbdeutfchen Bundes Preußen außer der waldeciſchen vier 
hat zur abſoluten Majorität und daß ihm im Bundesrathe 










ftehenden Staaten 
find, eine Majorität zu Silben; und jede Brejche, die h 
wird, ich möchte jagen, jeder Stein, der herausbrödelt, 
den übrigen Bundesftaaten natürlich die Frage anregen, 
das aufhören? Es werden einige vielleicht darunter 5 
die Stellung eines reichen Privatmannes einer ſolchen, die 
dem mit Fürſtenpflichten verbunden iſt, vorziehen werden. 
werden das nicht fein, aber die Meijten werden jagen, jo w 
es uns auch ergehen, mit Güte oder mit Gewalt. Das 
deſſen guter Wille von jo großer Wichtigkeit für uns ft, 
Denen gefällig fein, die ſich dazu hergeben wollen, und wird hart 
auf diejenigen drüden, die ſich weigern, und .es wird diefe Schraube 





des Zollvereins nod zwölf Stimmen ae Waldeck zur — N 
fehlen. Im letzteren falle... würde ſich di ie Hechmung gleich fellen, ob 1 
mitzählte oder nicht, im erfieren gebe ic) zu, da bie eine Stimme dann » 
loren gehen würde. Aber abgejehen bavon, a a 
und Recht im Falle des — der Waldecker Stimme 

aufallen — ebyo 
welche auf eine Mehrheit im Reisötage. oder auf eine Mepefeit im 3 
mente rechnen, eine jo ängjtliche Abzählung 

(StB. 3360). 

') Ovid, Remed. Amor. 92: „Wiberftehe ven Anfängen!“ 










Die Einderleibung if mit der Bumbeönerfaffung nit dertetgtich 391 


allmählich fefter angedrücht werden, um. die Wiberftrebenden dahin 11, 
zu führen, den Willen des Präſidiums zu erfüllen, und es wird 
auf diefe Weife in das Bundesverhältniß ein Mißtrauen gebracht 
werden, was ihm bisher fremd geblieben ift, und was wir nur 
dadurch fernhalten Fönnen, daß wir uns auf das Strengfte an die 
betehende Bundesverfaſſung halten und deren buchftäbliche Durch— 
führung überall, wo die Interpretation zweifelhaft fein kann, Targe 
und mit mwohlwollender Billigkeit handhaben. Ich verfenne nicht 
die Unbequemlichfeiten*), welche dieſes neue Rechtsgebilde filr 
beide Theile haben Tann, indefien ich glaube, viele werden ſich 
mehr als Ungewohnheiten, wie als Unbequemlichkeiten erweijen; 
man wird ſich aud) in diefes Verhältniß einleben Fönnen, und ich 
möchte doch jo weit nicht gehen, wie der Herr Neferent, der aus 
diefem Zwitterverhältniß gewiſſermaßen eine Vaterlandslofigfeit der 
mit Recht auf viele ihrer Mitbürger ſtolzen Waldeder herleiten 
wollte ?); diefen bleibt der Ehrenname von Deutſchen, und einen 
anderen, als einen deutfchen nationalen Patriotismus zu pflegen, 
haben wir allerdings feine Veranlafjung; es ift nicht unſere Aufgabe. 
(Bravo!) 

Ich möchte deshalb anheimgeben, Angefihts der größeren 
politifchen Rückſichten, die, jo forgfältig ih auch die Sache über- 
legen mag, es mir immer wieder von Neuem rathſam erfcheinen 
laſſen, an der Zahl der beftehenden Souveränitäten nicht zu rühren, 
feine Spur von Gelüft zu zeigen, fie zu vermindern — Angefichts 
diefer Erwägungen den zweiten Theil des Commiffionsantrags 
nicht annehmen zu wollen. 

Der Abg. Windthorft (Meppen) erklärte, daß er eigentlich die 
Abficht gehabt habe, gegen den Vertrag zu ftimmen, nad) den Aus— 
führungen des Minifterpräftdenten aber in ver age fei, ſich für den: 
ſelben auszuſprechen. Denn einmal fei der Vertrag unter Wahrung 
des Selbftbeftimmungsrechtes des Volföftammes Walded zu Stande ger 
fommen, weiter aber habe der Minifterpräfident anerkannt, daß der 
Vertrag nur mit Zuftimmung der übrigen im Norddeutſchen Bunde 





*) ©. 338a. 
1) Abg. v. Bunjen: „Die Waldecker — nunmehr Bürger feines Staa- 
tes — werden ... in Arolfen ihren Mikado haben, in Berlin dagegen ihren 
] und mächtigen Zaikun, aber immerhin nicht ihren Landesheren“ 
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Graf Bismard entgegnete**): > 
Ich ſchließe aus einigen Worten, die der Herr Vorredner 
Eingang jagte, daf ein Moment, welches die Nachtheile der 
‚wohner des Fürftenthums bei Vollziehung der Acceffion im 
glei) mit der Einverleibung wefentlich mindert, nicht in feiner 
vollen Bedeutung gewürdigt wird: es ift das Beſtehen des allges 
meinen Bürgerrehts des Norddeutſchen Bundes. Jene Nachtheile 
wären jehr viel erheblicher und würden vielleiht bis in das Ges 
biet hineinreichen, welches der Herr Neferent andeutete, daß die 
Waldeder nicht genau wühten, welcher Nationalität fie zugehörten, 
wenn diefelben Verhältnifje, wie vor der Einrichtung des Nord— 
deutfchen Bundes noch beftänden, wenn fie wirklich Ausländer im 
*) St8. 3385. 
**) St®. 839b. 










Der Vertrag mit Walde unterliegt nicht der G 


preußiſchen Gebiete blieben; fie haben aber nad) der jegigen Be 
faſſung daffelbe Bürgerrecht wie zu Haufe, wie die befannten Ge- 
jege des Norddeutſchen Bundes darthun und Fünftig noch weiter 
entwickeln werden. 

Der Abg. Tweften ſprach fich zwar für Genehmigung des mit 
Walde vereinbarten Vertrags aus, erklärte aber, daß er denfelben 
nicht als einen Präcevenzfall für ähnliche Abmahungen mit anderen 
Staaten anerfennen fönne. Denn diefer Vertrag bürde Preußen grofe 
Laften auf, die die Landesvertretung eigentlich nur bei einer 
Annerion des Landes übernehmen könne, Den Sat, daf die Eriftenz 
der einzelnen Staaten gewiſſermaßen den übrigen Staaten des Bundes 
garantirt fei, gab er zu; aber er bejtritt, daf den übrigen Staaten ein 
Einfpruchsrecht zuftehe, wenn ein Staat freimillig um Einverleibung 
in einen anderen Staat einfomme. Die Aenderung des Stimmen: 
verhältnifjes im VBundesrathe, die die Annerion bewirfe, ſei faum fo 
ſcharf zu betonen; denn jedem Staate jtehe es frei, jeine Stimme ruhen 
zu laſſen, und das könne nad) Vereinbarung der beiden über eine 
Annerion verhandelnden Staaten fo lange gejchehen, bis die Ger 
nehmigung des Bundesrathes und des Reichstags zur Mebertragung 
der Stimme auf den amnectivenden Staat erfolge. Graf Bismard 
antwortete barauf in folgender Neve*): 

Ich habe bereits bei meiner erften Aeußerung die Anficht zu 
widerlegen gefucht, ala wenn durch diejen Vertrag dem preußischen 
Volke Laften, ein neues Deficit aufgebirdet würde, die der preufi- 
ide Staat mit der vollen Mediatifirung Waldeds nicht**) auch 
übernehmen würde. Es beruht diefe Behauptung lediglih auf 
einer Ziffergruppirung, wie man im Budget zu jagen pflegt, bie 
einen Eindrud ſchafft, der der Wirklichkeit nicht entipricht. Ob 
das Fürftentbum Walde dem preußiichen Staate vollitändig ein 
verleibt oder durch diefen Vertrag mit ihm in Verbindung geſetzt 
wird, bleibt für die Rentabilität des Fürſtenthums vollftändig 
gleichgültig. Wir würden nicht einen Grojhen mehr aus dem 
Fürftenthum an Steuern und fonftigen Einnahmen ziehen. Daß 
der Fürft es fi gefallen lafjen jollte, wenn er vollftändig media— 
tifirt würde, diefe Stellung mit weiteren Opfern feines Privat: 
vermögens noch zu erfaufen, vielleicht auf feine Domänen oder 






*) St8. Bla. 
*) S. Hlb. 



















wälzen, unter denen er anjcheinend nad) diejem Bilde 
werde, nicht annehmen und muß ihn ein für alle Mal zu 
meifen. 
Wenn ferner der Herr Vorredner jagt, daß es mit der Bundes- 
verfafjung verträglich fein würde, ohne die Genehmigung 
übrigen Verbündeten, mit anderen Worten der Zweidrittelmajorität 
des Bundesrathes und der Majorität im Reichstage, zu erlangen, 
einen jouveränen Bundesgenoffen aus der Reihe derjelben ver— 
ſchwinden zu lafjen, jo hat mich davon die Ausführung des Herrn 
Vorredners doch in feiner Weife überzeugen können, und ic möchte 
dafür die Verantwortung als Bundeskanzler nicht übernehmen, 
Es ſteht mit dürren Worten in der Verfafjung, daß der ſouveräne 
Fürft von Walded Mitglied des Bundes ift; er ift im Eingang 
aufgeführt unter Denen, die ihn jchließen. Daß Walde eine 
Stimme habe und führe, ift das Recht Aller, und fie kann ihm 
nicht ohne denjenigen Modus, der für die Verfafjungsänderungen 
vorgefchrieben ift, genommen werben. Daß Waldeck die Stimme 
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ruhen laffe, fteht allerdings jeden Tag im Belieben des Fürften, 11. 
aber einen bindenden Vertrag darüber abzuſchließen, das würde 
in derfelben Kategorie ftehen, als ob die Königliche Regierung mit 
einem Wahlcandidaten einen gerichtlichen, verlautbarten Vertrag 
abſchließen wollte, daß er, wenn er gewählt würde, jeder Zeit für 
die Regierung ftimmte oder zu Gunften der Negierung feine Stimme 
ruhen ließe — oder als ob fie mit einem Mitgliede des Herren 
hauſes einen ähnlichen Vertrag fließen wollte, Würden Sie nidt 
ohne Weiteres die Wahl eines jolden Abgeordneten cajfiren und 
jagen, der Vertrag ift verfafjungsmwidrig? Ich glaube, der Herr 
Vorredner würde der Erſte fein, welder feine Stimme dafür er= 
böbe, daß dies fein gültiges Gejchäft jei, daß es eine Fälſchung 
und Umgehung der Verfaffung jei. 

Ich muß mid; noch in meiner Eigenſchaft als Bundestanzler, 
wenn ich als folcher einen Augenblid das Wort nehmen darf, da— 
gegen verwahren, daß der Herr Vorredner fagt*), die Eriftenz der 
Kleinftaaten jei eine Unmöglichkeit‘). Jh muß im Namen der 
Bundesverfafjung mich dagegen verwahren; wir haben die Exiſtenz 
diefer Kleinftaaten verfafjungsmäßig garantirt, aljo ift fie möglich. 

(Bravo! Heiterkeit.) 

Da auch die beiden nächſten Nebner, die Abg. Schulze und 
Waldeck, befonders die Vermehrung der Steuerlaft hervorhoben, die 
aus dem Vertrage mit Waldeck Preußen erwachſen würde, jah fi Graf 
Bismard veranlaft, den Hleinlichen, vom financiellen Standpunkte aus 
geltend gemachten Bedenken gegenüber die nationale und politische Seite 
zu betonen **): 

Die Klagen, welche hier über die Laften ausgeſprochen werden, 
welche die Bundeseinrihtungen auferlegen, und denen der letzte“) 
und noch mehr der vorlegte der Herren Redner?) Ausdrud ges 
geben, haben ein zu weites — retentissement — mir fällt im 


*) ©. 342a. 
**) StB. 344a. 

Abg. Tweiten: „Diejer Acceffionsvertrag zeigt, daß die Yundeseins 
richtungen nicht verträglich find mit der mwirffiden Fortdauer der Heinften 
Staaten ... Die Natur der Dinge drängt dahin, daß bie Eriftenz der klein— 
ften Staaten unmöglich ift und immer mehr unmöglic wird" (StB. 341a). 

2) Ag. Walde. 

) Abg. Schulze (Delitic). 










ein? ch wundere mich, fie angegriffen zu ſehen von 
Seite, die für die Freiheit, die individuelle Freiheit, 
zweifle, jedes Opfer zu bringen bereit ift; follen we) 
Opfer bringen für unfere ſtaatliche nationale Freiheit? 
Lage wären wir denn ohne diefe Laften? Wir müßten, 
uns politifche Gefahren drohten, um Schub durch Bündniffe ſi 
wie wir dies früher gethan haben. Dieje Laften jegen uns ini 
Stand, daß unfere Bündniffe geſucht werden, und daß 
Stande find, unfere Freiheit, unfere Ehre duch eigene 
wahren, ohne um das Wohlwollen anderer Staaten zum 
(Bravo!) 
In diefem Augenblid geht mir zufällig eine Zufchrift zu a 
Caracas**) in Siüdamerifa von den dort wohnenden D 
*) ©. 344b. 
**) StB.: Carralas. 


. Magen des preufifchen Partieularis mus über 


2000 an der Zahl, die darin der freudigen 3 
geben, mit welder fie in der neuen Bundesflagge das 
des Schuges erbliden, den der große, hoffentlich bald alle n 
Stämme umfaffende Bund au den Deutjchen gewähre, welde in 
dem zuerft von Deutfchen betretenen Tropenlande wohnen, und 
welche das äußere Zeichen des mächtigen Schubes einer großen 
genialen Nation, als deren Glied fie fih zum erften Mal gehoben 
fühlen, mit befonderer Genugthuung begrüfst haben. Meine Herren! 
Iſt denn dieſe Genugthuung, die ſeit Auferlegung dieſer Laften 
unjere deutſchen Landsleute in allen Welttheilen und mit tiefer 
Bewegung empfinden, jo daß man fagen möchte, daß der deutjche 
Patriotismus in Amerika, in Neu-Südwales u. ſ. w., ich will nicht 
jagen, lebendiger ift, aber lebhafter zum Ausdrud fommt, als wenn 
das im engeren Vaterlande gefchieht, gar Nichts werth? 
(Lebhaftes Bravo!) 

Iſt Ihnen das Nichts werth, meine Herren, zu hören, daß 
unfere Landsleute in jo fernen Gegenden jegt mit uns ftolz auf 
das Vaterland bliden und mit Selbftgefühl Tagen: „Wir find 
Deutſche“, während fie früher verfchämt die Augen niederjchlugen. 

(Bravo!) 

Meine Herren! Ich gehöre nicht zu Denen, die kalt auf die 
Laſten bliden, die dem Dürftigen auferlegt werden. Jh babe 
dazu zu lange auf dem Lande gelebt, um nicht zu wiſſen, was es 
heißt, wenn der arme Steuerzahler feinen Groſchen bringt, und 
wenn er ihn in der Zeit der Noth bringt. Aber, meine Herren, 
die Unabhängigkeit, die ſtaatliche Freiheit, die nationale Ehre gebt 
einem Bolfe wie das unfere über Alles; ihr bringen jelbft dieſe 
Armen freudig ihr Opfer! 

(Stürmifches Bravo!) 







Bei der Specialdiscuffion ergriff der Abg. Loewe das Wort, um 
feine Partei gegen den Vorwurf des Particularismus in Schutz zu 
nehmen und gegen den vom Grafen Bismard gezogenen Vergleich, 
mit dem Bundestage zu proteftiren. Auch er fompathifire mit dem 
Stolz, den der Minifterpräfivent auf den Namen „Deutjcher” lege, 
ee lonne er ſich mit der Methode einverftanden erklären, mit 


betrieben werde. Seine und feiner Partei Aritif richte 
des Norddeutfchen Bundes und in Sonder: 
ſtniß im Bundesrath, weldes ein wejent- 















eine. Bergleiung mit ben heutigen Yundesin 
eine Annäherung an diefelben ſich jemals verlegt fühlen. 

Der Vertrag mit Waldel wurde ohne weitere 
Beinen; der zweite Theil des Antrags — 


5. Sihung des Herrenhauſes 


Mittwoch 18. December 1867. 


— le a EM ang: 
der Bericht der den Entwurf eines 


18. 12. 1867. 


unabweislic und dur) 
geboten fei, empfahl Se —— die ——— niwur 
weil die zur Vereinigung der beiden oberſten Gerichtshöfe m 
nicht gelommen fei. ahken son Herlärehense Bakter tar 


*) StB. 346 b. 
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den Entwurf geſprochen worden war, ergriff der Minifterpräfibent Graf Be 
Bismard das Wort*): 

Ich enthalte mich, auf die juriftiihe Seite der Sache einzus 
gehen, nachdem fie von fo bedeutenden Autoritäten für und wider 
ſchon beleuchtet worden ift. Ich kann mich in diefer Beziehung 
auf das berufen, was Graf zur Lippe und der Auftizminifter ') 
über die Gründe, die die Staatsregierung zur Vorlage des Ger 
jeges veranlaßten, gejagt haben. Ich habe um jo weniger Ver— 
anlafjung darauf einzugehen, als darüber eigentlich feine Meinungss 
verſchiedenheit ift, daß es nützlich fei, die Verſchmelzung der höchſten 
Gerichtshöfe, welche heute beftehen, zu erftreben, daß es ein Ziel 
fei, zu dem man gelangen muß. Es handelt fi bloß um die 
Frage, ſoll es fofort gefchehen, oder joll man damit warten, foll 
das Jegige als Proviforium mehr oder weniger lange noch be— 
ftehen. Wie lange diefes Proviforium zu dauern haben würde, 
darüber ift ſchwer, ſich jegt ein klares Bild zu mahen. Ich kann 
auch nicht im Voraus darüber urtheilen, mit welcher Schnelligkeit 
die Commifjion®), die im nächſten Jahre, ich glaube am 3. Fe— 
bruar®), zufammentritt, arbeiten wird; daß fie ein jo umfang- 
reiches Werk, wie das ihr vorliegende, rechtzeitig fertig haben ſollte, 
um es noch dem im Frühjahr zufammentretenden Neicstage vor— 
zulegen, kann id faum glauben. Ich halte es auch faum nützlich, 
daß das Elaborat jo unmittelbar aus einem Stadium in das 
andere übergehen follte; es wird fich vielleicht mehr empfehlen, der 
öffentlichen Meinung, namentlich der der Yuriften, Zeit zu laſſen, 
fich eine Anficht zu bilden und derfelben Ausdrud zu geben. Die 
öffentliche Meinung hat gewiljermaßen die Discuffion des Reichs— 
tages vorzubereiten. Ich fann alfo nicht**) annehmen, daß die 
Sache vor dem Frühjahr 1869 an den Neichstag gelangen werde. 
Kommt fie dann fofort zur Annahme, jo würde doch immer nicht 


*) StB. 45a, 

+) ©. 45b, 

) Dr. Leonhardt. 

?) Zur Bearbeitung des Entwurfs einer gemeinſchaftlichen Civilproceß⸗ 
ordnung für das Gebiet bes Norbdeutjchen Bundes, — Bis zur Einführung 
der neuen Civilprocefordnung wünjchte man die Entjcheidung der Brage auds 
gejegt zu jehen. 

?) 8. Januar 1868. 


h machen. 
Im Namen der Königlichen Regierung kann ich 
holt dringend befürworten, daß es dem hohen Haufe q 


und der Herr Juftigminifter ihn empfohlen hat, ftimmen zu 


In der Specialdiscuffion ee einmal 
Wort SSL EN ‚er Vorlage: 


Die Pröfiventen und Näthe des Oberappellationägerichts tr 


als —— bezw. als Obertribunalsräthe in das Ober: 


ſes — für den Fall 
folgenden Zufages: 









tribunal_zu fungieen hätten, Fl Bismard — 
zu a der Gerechtigfeit*): ” 

Ich Habe ſchon vorher erklärt, wie hohen Werth die König- 
liche Staatsregierung auf das baldige, rechtzeitige Zuftandefommen . 
dieſes Gejeges legt. Wenn es indeſſen damit erfauft werben ſollte, 
daß wir das Prineip janctioniven, daß die Anciennität, welde 
Mitglieder höchſter Gerichte in Hannover und Kurheſſen erſeſſen 
haben, jegt ignorirt werden follte, jo fönnte die Königliche Regie: 
zung ihrerfeits darauf nicht eingehen. 

(Sehr gut!) 

Wenn die Königliche Regierung beiſpielsweiſe Officiere der 
ehemaligen hannoverjchen Armee in die Königlich preußiſche Armee 
aufnimmt, fo würde fie feinem derſelben zugemuthet haben **), 
anders als auf Grund feiner erdienten Anciennität in die preußiſche 
Armee einzutreten, umd ich führe diefes Beifpiel an, weil es meines 
Erachtens klar darlegt, wie unannehmbar für frühere Mitglieder 
der- höchften Gerihtshöfe in den incorporirten Ländern eine Stel- 
lung fein würde, welche ihnen diefe Rückſicht nicht gewährte. Daß 
auch die hannoverſche oder die kurheſſiſche Armee Heiner an Zahl 
ift, daß fie einem Heineren Lande angehört, als das preußiſche 
Sand ift, das liegt auf der Hand, aber deswegen würden wir 
einem hannöverichen oder kurheſſiſchen Major, wenn wir ihn ans 
ftellen, doch in Preußen den Rang geben, den er nad der Anz 
ciennität im Dienfte der Heineren Armee erworben hat. Aus 
ähnlichem Grunde würde es der Königlichen Staatsregierung voll- 
ftändig unannehmbar fein, die Anciennität der Mitglieder höchſter 
Gerichtshöfe der neu incorporirten Landestheile ignorirt zu fehen. 

(Zebhaftes Bravo!) 

Das Geſetz wurde in namentlicher Abftimmung mit 42 gegen 

33 Stimmen verworfen, 


*) StB. 51b. 
**) ©, 52a. 


Biömards poliiige Aven. I. . * 










Anzahl organifatorifder, eine ——— Silbenber 
diefer Hinzutritt nothwendig machte, — ich fage, als in 
exceptionellen Umftände weder die Arbeiten des Mi 
die Arbeiten des Haufes jo raſch haben gefördert werben kö 
in der Zukunft mit Wahrſcheinlichkeit fich vorausjehen läßt, 
gefördert werden werden. Aus diefen — von Ihnen Alleı 
ich hoffe, gewürdigten Gründen gibt fi die Regierung dem 
trauen bin, daß ihr die von ihr nachzuſuchende demnächftige ( 
laſtung nicht werde verjagt werden. F 
(Bravo!) 

Der Abg. Tweften erfannte zwar die Schwierigfeiten an, bie bi 

Aufftellung des Etats unter den bejonderen ausnahmsmweifen Zuftände 
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verurjacht Fast — 
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36 glaube nicht, daf eine — Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen dem Herrn Vorredner und dem Standpunkte der König— 
lichen Staatsregierung ſtattfindet, und ich erlaube mir für den 
Fall, daß die Discuffion fich fortſeben follte, meine perjönlice 
Anfiht über die von dem Herrn Vorredner angeregte Frage ber 
etwanigen Verlegung des Etatsjahres in furzen Worten auszu— 
ſprechen ). Die Königliche Staatsregierung hat den feiten Willen 
— und es wird ihr aud unter gewöhnlichen Umftänden, davon 
ift fie überzeugt, jeder Zeit gelingen, die Geſetzgebung über den 
Stantshaushaltsetat vor Jahresſchluß zum Abſchluß zu bringen; 
jollte indes ein fo langer Zeitraum jedes Mal erforderlich fein, 
wie der Herr Vorredner unter Berufung auf eine frühere Aeuße— 
rung des Herrn Finanzminifters annahm *), dann würde ich aller: 
dings zur Erwägung des Haufes die Frage empfehlen, ob nicht 
der Anfang des Etatsjahres wirklich zu verlegen fei. MWir**) haben 
im Reichstage die entſchiedenſte, faſt einftimmige Ablehnung einer 
regelmäßigen Berufungszeit für den Monat October erfahren, und 
ich glaube, diefelben Gründe, die dort dafür mahgebend gewejen 
find, werden es aud bier fein. Wir können allenfalls unter Zu— 
jtimmung der meiften Beteiligten früher im November, als es 
dies Mal geichehen ift, den Landtag berufen — in diefem Jahre 
find die Arbeiten, wie der Herr Vorredner ſchon bemerkte, durch 
den Reichstag verfpätet worden — wir wilrden aber immer nur, 


*) StB. 622. 
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’) Eine Anregung dieſer Frage findet fich direct nicht in ber Nede bes 

Abg. Tweften; nur hypothetiſch äußerte er, daf, wenn das Etatsjahr nad wie 

vor mit dem Kalenderjahr zufammenfallen folle, der Landtag die rechtzeitige 
—*8* igt ſei. 










zwei Dinge möglich: entweder das Haus überzeugt ih, daß 
Berathungen in kürzerer Frift als der von dem Herrn Vorredner 
angegebenen erfolgen können, oder wir müfjen den Anfang 
Etatsjahres verlegen. Die Königliche Staatsregierung wird mit 
Ihnen nad der einen wie nach der anderen Richtung gern Hani 
in Hand gehen, denn ich wieberhole, daß es ihr fefter und von der 
Zuftimmung Sr. Majetät des Königs getragener Wille und Abficht 
ift, daß die Zuficherung in dem Indemnitätsgeſetz eine Wahrheit bleibe, 
(Bravo! rechts.) 

Der Abg. Tweiten jeine Freude darüber aus, daß bie 
Regierung jest Ben — auf den Gedanken einer Pe 
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des Gtatsjahres einzugehen. Einem derartigen Antrage, den er mit 20. 12. 1867 
feinen politifchen Freunden wiederholt, jowohl im Abgeoronetenhaufe 
als im Neichötage, geftellt habe, fei früher Seitens der Königlichen 
Staatsregierung widerfprohen worden. Graf Bismard erwiderte ): 

Ich will nur conftatiren, daß ich vorhin nicht amtlich die Anz 
fit der Königlichen Regierung — diejelbe ift noch nicht berathen 
und feftgeftellt —, fondern nur meine perjönlide Meinung über 
die Zuläffigkeit einer Verlegung des Anfanges des Budgetjahres 
habe ausjpredhen wollen. Mir war nicht befannt, daß von Seiten 
der Regierung diefem Gedanken früher entgegengetreten worden 
fei. Ich bin indefjen entſchloſſen, diefe meine perfönliche Ueber- 
zeugung im Schooße der Regierung geltend zu maden, falls fie 
nicht auf mir bisher unbefannte Hinderniffe von folder Natur 
ftößt, daß diefelben auch in diefem Haufe als durchſchlagend an— 
gefehen werden würden. 

(Bravo!) 


22. Situng des Hauſes der Abgeordneten 
Sonnabend 21. December 1867. 


Durch Art. VIII des Miener Friedens vom 30. October 1864 21. 12. 1867 
war der Antheil an der öffentlihen Schuld der däniſchen Monarchie, 
welder den von Dänemark losgetrennten Elbherzogthümern nad) dem 
Verhältnifje ver Einwohnerzahl zur Zaft fallen follte, auf 21 750000 Rthlr. 
preußiſcher Währung feftgefegt worden, und im Art. IX des Vertrags 
wurde bejtimmt, daß dieſer Schuldbetrag innerhalb eines Jahres oder 
früher von der definitiven Organifation der Herzogthümer ab gerechnet, 
an das Königreih Dänemark abgetragen werden follte. Nachdem nun 
Lauenburg durch die Gaſteiner Convention, Schleswig und Holjtein durch 
den Prager Frieden an Preußen zu vollem Eigenthumsrechte über- 
gegangen waren, war die im Wiener Frieden als Anfangstermin der 
einjährigen Frift für die Abtragung der Schuld bezeichnete definitive 
Organiſation der Herzogthümer damit als vollzogen zu betradten. In 
Folge defjen brachte die Regierung im Landtage den Entwurf eines Ge- 
jeßes ein, betreffend bie Uebernahme und Verwaltung der nad den 
Art. VI und IX des Wiener Friedensvertrags vom 30. October 1864 


*) StB. 6233. 





jener Schuld an 
Bismard nahm fi der Lauenburger an*): 

Zu den Argumenten, mit welchen die Commiſſion ihre 
faſſung unterftügt, erlaube id) mir einige Worte zu jagen. 
Commiffion geht davon aus, daf durch den Wiener Frieden 
Herzogthum Lauenburg eine Pflicht zur Theilnahme an der 
richtung der däniſchen Schuld aud dann auferlegt jei, wenn 
früher nicht beftanden hätte. Es ift aber fraglich, ob Preuß; 
Oefterreih und Dänemark bei ihrem Frievensihluffe das 
gehabt haben, eine Schuld, die Lauenburg bisher nicht affı 
die mur den anderen beiden Herzogthümern pro rata zur Laſt fi 















beim Friedensihluffe nicht einlaffen, nur Ihnen ein Beifpiel vers 
gegenwärtigen, welchen Eindrud es ungefähr machte, wenn bei 
den im Jahre 1866 erfolgten Einrichtungen der Stadt Frankfurt 
die Schuld des Herzogthums Nafjau pro rata mit aufgebürdet 
wäre, vielleiht aus dem Grunde, weil Frankfurt in Provinzial 
nerus zu Naffau gebracht worden ift. Ich würde in Bezug auf 
die Billigkeit des einen und des anderen Verfahrens einen erheb— 
lichen Unterfhied nicht finden. 


*) StB. 637a, 
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Es fragt fih ferner, ob die beiden contrahirenden Midte, 212.186 
Preußen und Oeſterreich, wenn fie das Recht dazu gehabt haben, 
die Abficht hatten, dieſes Necht auszuüben. Meines Erachtens und 
meiner Erinnerung nad hat der betreffende Artikel des Wiener 
Friedensſchluſſes nur die Bedeutung, daß Dänemark gewifjermaßen 
wenn nicht ein Pfandrecht, dod ein Anfpruchsrecht für feine Liber 
rirung von einem Theile der Schulden an die drei Herzogthümer, 

- über welde es die Herrſchaft aufgab, an das Object des Friedens 
haben jollte. Ich erinnere mid), daß davon die Nede war, daß 
Lauenburg an fi nicht verpflichtet ſei, hierzu beizutragen, und 
daß dabei eine gewiſſe ftärfere Gereigtheit der däniſchen Commifjare 
gegen Lauenburg zu Tage trat als gegen*) die übrigen Herzoge 
thümer, die ſich dadurch erklärte, daß Lauenburg für Dänemark 
gewifjermaßen das verzogene Kind gewejen war. Die dänische 
Regierung hatte ihrer Meinung nad) Alles gethan an Lauenburg, 
um das materielle Wohlbefinden der Einwohner und des Herzog: 
thums zu befördern, und es war ihr doch nicht gelungen, den 
nationalen Sinn der Bewohner des Herzogthums durch ihre Wohl- 
thaten zu erſticken. Lauenburg hatte fi) nichtsdeſtoweniger bei 
dem Bunde und in anderer Beziehung der deutfchen Bewegung 
angeichloffen, und aus diefem Grunde beftand Dänemark darauf, 
daß die drei Herzogthümer erwähnt werden follten, was auf der 
anderen Seite nad) damaliger Lage der Dinge kein Grund ſchien, 
die Friedensverhandlungen zu verzögern, zumal es Dänemark gegen- 
über ein Anſpruch der Billigfeit ſchien, das ganze Object, welches 
Dänemarf abtrat, als in Beziehung ftehend zu den Laften, von 
denen Dänemark erleichtert werden follte, im Friedensinftrumente 
zu nennen. Aber jelbft zugegeben, daß im Wiener Frieden die 
Mächte mit dem Recht auch die Abficht gehabt hätten, Lauenburg 
mit einer Schuld zu belaften, die ihm bis dahin nicht auflag, jo 
batten diejelben ebenjowohl, aus denjelben Gründen, jo lange die 
politiſche Lage nicht geändert war, das Recht, Lauenburg wieder 
von diefer Schuld zu entlaften. Dies ift num meinem Zeugniffe 
nad die Abficht in Gaftein gewejen, wenn aud der Art. 8 der 
Gaſteiner Uebereinfunft dem entgegenzuftehen ſcheint; — ich weiß 
nicht, ob er hier mit abgedruckt ift — er lautet: 


*) ©. 637b. 










dem üfterreihtiäien Unterhändler, dieje Punkte discutirt zu 
Er jagte: wir thun wohl, diefe Punkte gar nicht zu 
und daran nicht zu rühren, um feinen Einſpruch von Seiten 
marks hervorzurufen; die Sache wird fi von ſelbſt erledigen, 
Und ift Lauenburg, jo wurde von öfterreichiiher Seite argumenz 
tirt, nicht verpflichtet, an diefen Schulden theilzunehmen, jo werden 
ſich die Rechte Lauenburgs fpäter herausftellen. 4 

Es wurde deshalb aud bei Ermittelung und Berechnung der 
Abfindung, die Deſterreich für feinen Antheil an Lauenburg haben 
follte, und von der *) principiell feitgeftellt war, daß fie der Hälfte 
der capitalifirten Neinüberihüffe des Herzogthums gleichtommen 
jollte, der eventuelle Anteil an der däniſchen Staatsſchuld nicht in 
Abzug gebracht, jondern die Neinreventien des Herzogthums im 
Gelbe, wie fie ſich ftellen würden ohne Rüdficht auf dieſe Schuld, 


*) StB.: denen. 





Lauenburg und die Gafteiner Convention. 409 


berechnet, fie wurden in runder Summe auf 200000 däniſche Thaler 
angenommen, jo dab die Hälfte 100000 Athlr., der mit 
4 p6t. capitaliſirte Betrag davon aber 2500000 däniſche Thaler*) 
betrug. Dies ift die Summe, für welde Lauenburg jelbft die 
öfterreichifche Herrichaft über Lauenburg abgefauft hat, gewiſſer— 
maßen das Löegeld, welches Lauenburg bezahlt hat. Dieſe Summe 
ift als Schuld auf die lauenburgiſchen Domainen radieirt, und ihre 
Verzinfung wird aus den lauenburgiſchen Revenüen beftritten, 
Mindeftens befteht das Recht für Lauenburg, diefe Summe, welde 
es zur Ablöjung der öfterreichiichen Herrſchaft gezahlt hat, zur 
Compenfation zu bringen, und fie ift bedeutender, als diejenige, 
welde man gegenwärtig Lauenburg anrechnen will für den Antheil 
an der däniſchen Schuld. 

Es würde, wenn man ſich denkt, daß der Gafteiner Vertrag 
nicht gefchloffen wäre, oder in dieſem Augenblid wegfiele, der 
öfterreichifche Antheil an der Herrfchaft des Herzogthums Lauenburg 
noch heute beftehen; der Vertrag ift die Brücke für Lauenburg zu 
dem jetzigen Verhältniß mit Preußen — die Brüde, welche dem— 
nächſt zu einem engeren Verhältniſſe mit Preußen führen ſoll. 
Bei Eintritt defjelben, bei Eintritt desjenigen Verhältniffes, welches 
nad der Erklärung der Commiffion erftrebt wird und zu deſſen 
Herbeiführung ein gewifjer Drud durch das Amendement gebt 
werben fol, würde alfo doch immer Lauenburg die an Defterreich 
gezahlte Summe in Anrechnung gebracht werden müflen, und die 
von Lauenburg außerdem etwa zu übernehmende Schuld würde 
dann immer eine preußifhe Schuld werden. Ich glaube, daß 
die Verhältnifje jo liegen, daß es laum der Mühe lohnt, die Un: 
gerechtigeit, die in Wien von uns begangen fein würde, wenn wir 
das bejchloffen hätten, was die Herren annehmen, zu janctioniren, 
Außerdem, wenn wir es thun, wie ftellt ſich die Sache praktiſch? 
Glauben Sie, daß wir die Zuftimmung der lauenburgiſchen Lan— 
desvertretung, die diefelbe viele Jahre hindurd Dänemark gegen 
über mit Conjequenz abgelehnt hat, hierzu jegt erreichen würden, 
wo die Kräfte Lauenburgs, eine ſolche Laft zu tragen, erheblich 
vermindert find und durch jeden Annäherungsverfuh an Preußen 
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dieſem Ländchen gegenüber nicht die, ich kann wohl ſagen, unge— 
rechte, jedenfalls harte Behandlung zu ſanctioniren, die ihm in 
Wien angeſonnen wäre, wenn die Annahme der Commiſſion über 
die Abſichten der contrahirenden Mächte richtig wäre. 


Das Gefeh wurde nah den Vorfchlägen der Commiſſion an: 
genommen. Nur wurde an Stelle des Alinen 2 des Commiſſions- 
antrags folgende Fafjung nad) dem Antrage des Abg. Laster befchlofjen: 
„Die Regelung diefer Verpflichtung zwiſchen dem preußifchen Staate 
und dem Herzogthum Lauenburg bleibt vorbehalten. Bis dahin bleibt 
der preußiihe Staat berechtigt, das Herzogthum Lauenburg zur Vers 
zinfung und Tilgung jener Schuld zu einem jährlich zu entrichtenden 
Beitrage heranzuziehen, welder dem Verhältnii der Einwohnerzahl des 
Herzogthums Lauenburg zu der Einwohnerzahl der ehemaligen Herzog: 
thümer Schleswig und Holftein entſpricht.“ 


40. Situng des Kaufes der Abgeordneten 
Sonnabend 1. Februar 1868. 


Nach der dur Geſetz vom 20. September 1866 erfolgten Ver: 
einigung des vormaligen Königreihs Hannover und des vormaligen 
Herzogthums Nafjau mit der preußiichen Monarchie hatte eine Negelung 
der Vermögensverhältnifje der depofjedirten Fürften diefer beiden Länder 
auf Grund der zwiihen Bevollmächtigten Preußens und folhen des 
Königs Georg, ſowie des Herzogs Adolph von Nafjau unter dem 
29. bezw. 18. September abgefchlofjenen und demnächſt ratificirten Ver— 
träge ftattgefunden. Dur diefe Verträge war aufer einigen unters 
geordneten Vergünftigungen dem Herzog Adolph von Nafjau eine Geld: 
enthädigung von 8892110 Rthlr. 1 Sgr. 6 Pf., und dem Könige 
Georg eine folde von 16 Millionen Rthlrn. gewährt worden. Diefe 
Summen hatte die Staatsregierung auf diejenigen Fonds verrechnet, 
welche fie in Folge des ihr durch Geſetz vom 28. September 1866 ge- 
währten Credits von 60 Millionen flüjfig gemacht hatte. 

Die Budgetcommiffion trat am 28. November 1867 zur Berathung 
des Creditgeſehes zujammen. Der Abg. Tweiten als Referent ber 
antragte, dem Abgeorbnetenhaufe vor der definitiven Beſchlußfaſſung 
über die Creditvorlage die Annahme des folgenden Präjudicialantrags 
zu empfehlen: 

„Die Königliche Staatsregierung aufzufordern, durd eine be: 
ſondere Vorlage die Genehmigung des Landtags zu den mit dem 


21.12. 1867 


1.2. 1868. 


Es j bedauern, daß die Regierung faits ——— 

ei mi 
a urn Bismarck ermiderte*): 

Die ganze Angelegenheit müſſe vom politiſchen S 
aus behandelt werden, vom juriſtiſchen Standpunkte aus 












Unterfchrift des Königs Georg fei für die Regierung von 
hochſten Wichtigkeit geweſen. Sie wäre aud waͤhrſcheinlich 
erlangt worden, wenn man nicht dem König gedroht hätte, d 
Verträge dem preußiſchen Landtag vorzulegen, wie es auch 9 
beabfihtigt war. Da entichied fid König Georg zur Unt: 
nung des Vertrags, in welchem ihm mehr zugejtanden wurde, 
er früher bejeffen hatte. Auch hierauf legte die Regierung 
Gewicht, denn mit feiner Unterjehrift und indem er mehr a 
als er zu feinem fürftlihen Hofhalte gebrauchte oder als er rechts 
— beanſpruchen konnte, habe er indireet, wenn auch nicht aus⸗ 


essen Nordd. Allg. Ztg. 1. 12. 1867 Nr. 282; 
Preuß. (Kreuz) Ztg. 1. 12. 1867 Nr. 282. In dem Berichte der 
miffion find diefe erften Ausſprachen bes Bunbestangfers und ber Gonfliet mie 
Tweſten übergangen, 
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drücklich, feinen Anfprüchen auf die hannoverſche Krone entjagt 1.2.1868. 
und fi mit ber neuen Ordnung der Dinge einverftanden entfärt, (B-11-1807) 
England habe ſich an den Unterhandlungen betheiligt, da der König 
Georg engliſcher Prinz fei, und habe den Abfindungsvertrag ge 
billigt. Auch hierauf lege die Regierung großen Werth, wie über- 
haupt hierbei die öffentlihe Meinung Europas, die allgemeine 
politifche Lage und die Abſicht, die Hannoveraner wegen der äußer- 
lien Stellung des Fürſtenhauſes zu beruhigen, nicht ohne Ein- 
fluß geweſen jeien, Sowohl der König Georg als der Herzog 
von Naſſau hätten eine Abfindung in Domainen vorgezogen und 
man wäre dabei vielleicht billiger weggefommen; fo hätte ſich der 
‚Herzog mit einer Jahreseinnahme von 500000 Gulden, aber zum 
größten Theile in Domainen, begnügt, und König Georg wäre mit 
12 Millionen Thalern in Domainen zufrieden geweſen; Preußen 
wollte und konnte aber hierauf nicht eingehen, denn durch den 
Domanialbefig der Depofjedirten wären ficher politiiche Unzuträg- 
lichfeiten herbeigeführt worden, deren Verhütung dur das Mehr 
von 4 Millionen nicht zu theuer erfauft fei. Jedenfalls war es 
gut, reichlich zu geben, ſonſt that man beffer daran, gar Nichts zu 
geben. 

Neferent Tweſten führte darauf aus, daß das Ablommen und 
die Zahlung ohne Genehmigung des Landtags unzweifelhaft nicht be— 
vechtigt geweſen fei. Bei der Bewilligung des Credits fei über das 
ganze Geld nach Ueberſchlag disponirt worden. Die Abfindung der 
Depoffedirten aber gehöre nicht zu den Kriegszweden. Die Regierung 
habe mit ihrem Vorgehen die Beftimmungen des Art. 99 ber Ver- 
fafjungsurfunde außer Acht gelafien und weder den Bejtimmungen des 
Gefeges noch dem Vertrauen der Landesvertretung entiproden. Er 
empfahl nochmals die Annahme feines Präjudicialantrags. Graf Bis: 
mard: 

Er weije den Vorwurf des Bertrauensbruches entſchieden zus 
rück und finde in dem Verfahren der Regierung höchitens eine 
bona fide erfolgte Verlegung des Formalen. Das Recht zum Ab- 
ſchluſſe der Verträge habe die Regierung jedenfalls gehabt. Wenn 
aber das Abgeoronetenhaus per maiora bejhlöffe, daf die Ver— 
träge ihm zur nachträglichen Genehmigung vorgelegt werden foll- 
ten, jo werde er diefen Beſchluß bei Sr. Majeftät befürworten; 
es wäre dies immer nur eine Autorifation für die Negierung, 


(10.12. 1867.) 


Die Staatsregierung habe wohl erwogen, daß man 
ftreiten fönne, ob rechtlich den depofjedirten Fürften über 
Abfindung und zu weldem Betrage eine ſolche zu gi 
Sie ſei aber von der Ueberzeugung geleitet geweſen, d 
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geficert 
verzichten müfje, an derartigen Berathungen Theil zu Be In Folge def 
beſchloß die Budgetcommiffion in einer außerordentlihen Sigung am 1. 
cember auf Antrag des Abg. v. Bennigſen mit 21 gegen 2 Stimmen (mät 
4 ſich der Abftimmung enthielten), daß fie mit der durch Acclamation ei 
Wahl Tweſtens zum —— ſich den von ihm gegen bie Regierum 
angewandten Ausdrud des „Vertrauensbruches“ nicht angeeignet habe. Dam 
war der Zwiſchenfall erledigt. y 
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wiegende politiſche Gründe die ftarre Geltendmachung des ihr viel- 
leicht günftigeren juriſtiſchen Geſichtspunktes wiberriethen. In 
diefem Sinne fei fie in die Verhandlungen zum Zwed eines ver— 
tragsmäßigen Abkommens mit den depofjedirten Fürften eingetreten. 
Es jei ihr nicht zweifelhaft gewejen, daß fie, da das Geſetz vom 
20. September 1866 der Staatsregierung in den neu erworbenen 
Sandestheilen bis zum 1. October völlig freie Hand gelaffen, zum Ab— 
ſchluſſe der vorliegenden Verträge durchaus berechtigt gewejen ſei. 
Dagegen habe von Haufe aus Feineswegs die Abficht obgewaltet, 
die zuzubilligenden Abfindungen aus dem durch Geſetz vom 28. Sep- 
tember 1866 bewilligten Credit zu entnehmen. Um die Ausglei— 
hung mit den depofjedirten Fürſten herbeizuführen, hätten andere 
Wege offen gejtanden, namentlich Werwendung der mit den neuen 
Sandestheilen übernommenen Activcapitalien, fowie Entäußerung 
oder Belaftung des dortigen Domainenbefiges. An eine Zuſtim— 
mung oder nachträgliche Genehmigung des Landtages würde die 
Staatsregierung bei der Verfügung über dieſe Objecte nicht ge— 
bunden gewejen jein; fie habe es indefjen dem Lande für erſprieß— 
licher eradhtet, von derartigen Verwendungen abzufehen. Insbe— 
jondere habe fie die Subftanz des unbeweglichen Staatseigenthums 
ungejchmälert erhalten zu müſſen geglaubt, ſowohl wegen des fteis 
genden Ertrages der Domainen, als im Hinblid auf die Bedenken, 
welche ein jo erheblicher Grumdbefig der früheren Landesherren in 
den betreffenden Territorien hätte erregen müſſen. Auf den dur 
das Gejeg vom 28. September 1866 eröffneten Credit jei fie zus 
rückgegangen, einestheils mit dem Bewußtfein, daß es dazu der 
nachträglichen Zuftimmung des Landtags bedürfen würde, welche 
ja aud dur die Vorlegung des Rechenſchaftsberichts beantragt 
worden jei; andererjeits in dem Vertrauen, daß der Landtag eben- 
falls die Benugung der durch den Credit bejchafften Mittel als die 
vortheilhaftefte Art der Ausgleihung anerkennen und diefelbe gut⸗ 
heißen werde, 

Was die Höhe der gewährten Abfindungsfummen anlange, 
jo jei man davon ausgegangen, daß der Standpunkt der preußiſchen 
Staatsregierung, welche den Krieg des vorigen Jahres in Ver— 
folgung hoher nationaler Ziele geführt habe, verdunfelt und ver- 
‚werben würde, wenn die depofjedirten Fürften neben dem 







un 





hätten, Hierin begegne fie der Auffaſſung mio: 

tiger befreundeter Höfe, und defjelben Eindruds dürfe fie | 

bei den früheren Unterthanen der depofjedirten Fürften 
halten. 

Die Commiffion nahm zwar an der Höhe der Abfindungsfummen 

Anftoß, erfannte aber an, daß, nachdem die Verträge gejchloffen und 


die Abfindungsfummen nicht zu genehmigen , ganz entſchieden 

* fie ſich gegen eine Auszahlung der für den König ne 
clich — — —— — 

ern ſicht e, und wiün| ie des 

Landtags für die vorgefehenen bejonderen Anordnungen und definitiven 

Vereinbarungen vorbehalten zu fehen. Die Vertreter der 

regierung erklärten dazu durh den Mund des Grafen Bismard: 


Daß es nicht Abficht der Staatsregierung ſei, die freie Dis— 
pofition tiber das Abfindungscapital dem König Georg einzu 


* &. 259b, 


Wi 


— 
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räumen, da eine jolde mögliher Weife jowohl die preußiſchen 120, 


Intereſſen, ſowie aud) die der betheiligten Agnaten gefährden fönnte, E 
es ſei vielmehr die beftimmte Abficht, die Mitwirkung der preußifchen 
Regierung bei der Verwaltung des Capitals zu fihern. Darüber, 
wie diefe Mitwirkung zu fihern ſei, habe bisher unter den hoben 
Contrahenten eine Einigung nicht erzielt werden fünnen und habe 
deshalb, wie im $ 4 des Vertrags gefchehen, die definitive Ver— 
einbarung über diefen Punkt noch vorbehalten werden müljen. 
Hiernad) würde es vielleicht des beantragten Zuſatzes überhaupt 
nicht bedürfen, doch habe die Staatsregierung, falls darauf Werth 
gelegt würde, fein Bedenken, demfelben ihrerjeits zuzuftimmen ). 


*) Zur Ergänzung geben wir die Aeuferungen Bismards 1. nad dem 
Bericht der „Landtagscorrefpondenz": „Es lag zunächſt ein Amendement 
des Abg. Aßmann vot, dahin gehend: gemäß $ 9 des mit dem König Georg 
abgefchlofjenen Vertrags die Entjhädigungen nicht früher auszuzahlen, als bis 
der König Georg auf die Krone von Hannover definitiv verzichtet habe; ber 
Antrag wurde jedoch zurüdgezogen, nachdem Graf Bismard erflärt Hatte, daß 
diefer Zufag unnöthig fei, da der $ 9 des Vertrags überhaupt nicht in den 
Vertrag aufgenommen fei, um den König Georg zur Verzichtleiftung auf die 
Krone zu veranlafjen, fondern auf Veranlafjung der Agnaten des Haufes Han= 
over, bamit nicht der König Georg die etwaigen Gelder zu feinen „Rhantafie- 
ausgaben” verwende. Außerdem würden die Gelder ftets unter preußiſcher 
Verwaltung verbleiben. Der Minifterpräfident erklärte ſodann, daß es urfprüng- 
lich beabficgtigt worden, die hannoverſchen Stände zur Verwaltung ber Fonds 
mit heranzuziehen, daß aber König Georg dieſen vorſchlag verworfen habe“ 
(Nordd. Allg. Zig., Neue Preuf. Ztg. 12. 12. 1867 Nr. 291), 2. Nad) dem 
Bericht der Correjpondenz Oldenbourg: „Minifterpräfident Graf Bis— 
mard führte aus, wie die Agnaten des Königs Georg, vornehmlich die Herzöge 
von Cambridge und von Braunſchweig, ſich um das Arrangement bemüht, wie 
weit die Rüdwirfung ihrer Zufriedenftellung reiche, wie wichtig es bei der 
heutigen Weltlage jei, das Wohlwollen der Königin von England und ihrer 
Regierung nicht um dieſer Entſchädigungsfrage willen auf die Probe zu ftellen. 
Auch in Hannover, wo das Landvolf an einen Vertrag feines vormaligen Königs 
nicht glauben wollte, werde die Veröffentlihung deffelben durch die Gejeges- 
ſammlung wohlthätig wirten, und die Nachricht davon habe jchon auf den Aus— 
fall der legten Landtagswahlen im Gegenſatz zu denen für den Neichstag ge- 
wirft, Allerdings habe König Georg durch den Vertrag vom 29. September 
noch nicht verzichtet, wie $ 1 beweiſe, ver das Schloß zu Herrenhaufen und die 
Domaine Calenberg bis zum ausbrüdlichen Verzicht in preußifcher Verwaltung 
bleiben Laffe; aber es fomme nicht in erfter Neihe auf das Factum bes aus- 
drüdlichen Verzichts und die Meinungen, melde König Georg mit der Unter- 
zeichnung des Vertrags vom 29. September verbinde, jondern auf die Auslegung 
am, welche der Vertrag bei den großen Cabinetten finde. Urfprünglic habe man 
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(10.12. 186° 


**) 6. 1301a. 


lin. 
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zur Bedeutung!) für den Nothleidenden, vorzugsweie eignen — 
herausreißt, ohne die Politit in ihrem vollen Zufammenhang zu 
betrachten. Wenn id die Herren von diefer Seite, 
(linfs.) 
zum Theil perjönlic) diejelben, die ich mir im Jahre 1863 und 1864 
gegenüber ſah — reden höre, jo jollte man glauben, diefe Herren 
hätten Hannover erobert, fie hätten, was noch jchwieriger war, 
Europa mit diefer Erwerbung verföhnt, und wir wären es jegt, die 
wir uns in dies Geſchäft eindrängten, indem wir in einer ziemlich 
ruchlofen Weife die Gelder des Staates zum Fenſter hinauswürfen. 
(Bravo und Heiterfeit rechts.) 

Der Herr Abg. Ziegler hat uns an die Praris der Römer 
und anderer fremden Nationen erinnert, wie fie etwa dem Jugurtha 
gegenüber Platz gegriffen bat?). Ich weiß nicht, ob er ernithaft 
oder in einem Anfall von Laune geiprochen hat; aber ich kann die 
legtere hier nicht an ihrem Plage finden, ih muß annehmen, daß 
es ernfthaft feine Meinung geweſen ift, wir hätten den König Georg 
in den Kerfer ftoßen und dort verkommen laſſen müſſen, — fonft 
weiß ich wenigitens nicht, warum man jolche Beifpiele anzieht. Dann 
glaube ich aber, daß die Zahl der in Straßburg eingetroffenen 
Hannoveraner?) mit Recht eine ftärfere jein würde, als fie es 
gegenwärtig iſt. 

Der Herr Abg. Ziegler hat ferner gejagt, unfer Verfahren 
wäre in der Geſchichte vollftändig umerhört. Ich kann nicht an— 
nehmen, daß ihm die Geſchichte feines deutſchen Vaterlandes in 


+) Hier im eigentlihen Sinne des Bebeutens, Anweiſens gebraucht. 

?) Abg. iegler: „Für jede Politif gibt es doch einen hiftorifchen Unter- 
grund; ich glaube aber, für dieſe Politik, meine Herren, gibt es in der Geſchichte 
gar feine Beifpiele. Der Herr Minifterpräfident hat uns einmal ... daran 
erinnert, daß der Aufbau Preußens und Deutſchlands einige Aehnlichteit mit 
der Entftehfung Noms habe. Er führte damals den Vers an: Tantae molis 
erat Romana condere gentem! Nun, meine Herren, aber die Römer find 
gegen Fürften, bie fie befiegten, nie fo großmüthig geweien. Das weiß ja alle 
Melt, und die Deffnung ift ja nod an dem Mamertiniſchen Gefängniffe zu fehen, 
wo die gefangenen Fyürften an Hafen herausgezogen und dem Volke gezeigt 
murben, wenn der Triumphator den clivus Capitolinus hinaufftieg” u, j. w. 
(StB. 1289). 

?) Straßburg war der Sammelplag für die ſich Bildende hannoverſche 
‚Legion, die auf franzöfiihem Boden für den Krieg zur Wiederherftellung Han- 
novers ſich vorbereitete. 









Wenn der erfte Herr Redner die Gedichte diefes unſeres 

landes genauer ftudirt, jo würde er im Großen und Kleinen 
daß er Unrecht mit feiner Behauptung hat, Ich kann zwei 
Parallelen ftellen, die zum Theil jhon*) citirt worden find, 
Depofedirten zur Zeit der franzöſiſchen Invaſion am Anfange d 
Sahrhunderts. Da überlieh man den Fürften, wie fie fertig w 
und wie fie leben fönnten. Man erzeugte eine Lage für fie, daß 
mit den Leuten, die ſich um fie ſchaarten, um eine Exiftenz n 
zu gewinnen, bei jedem Unternehmen nur gewinnen 


*) &. 18016. 

“) pe fie” fehlt im StB. 

) Zon Friebrid) I. — 1181. 

*) Johann Friedrich, des 1547. { 
°) Abg. Miguel: „Ob der König von Jtalien, wenn er in ber Sage 
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nur beiftimmen, daß ich glaube: wenn bie italieniihe Regierung 120m 
einen analogen Vertrag, wie der unjerige mit Hannover, mit den 
Depoffedirten abſchließen Lönnte, würde fie ſich freuen und bereit 
dazu fein, Wir haben uns nicht dem italienifchen, wir haben uns 
dem deutjchen Syſteme in diefer Frage von Haufe aus zugemendet. 
Es lam für uns an auf einen Zwed, den id durch Vorlefung 
einer kurzen Stelle wohl charakteriſiren darf, weil ſich dieſe, gerade 
für diefe Frage berechnete Mittheilung in einem anderen Stüd der 
Druckſachen?) verloren hat und vielleicht bei der hiefigen Debatte 
nicht vollftändig gegenwärtig ift. Wenn der Here Präfident es 
erlaubt, jo darf ich diefen kurzen Abjag wohl verlefen. 
(Zuftimmung Seitens des Präfidenten.) 
(Lieft) : 

„Bei den Verhandlungen über die Vermögensverhältnifie 
des Königs Georg und des Herzogs Adolph von Naſſau iſt 
die politiihe Auffafiung maßgebend geweien, daß Preußen 
den depoffebirten Fürften nicht mehr Nachtheile zufügen dürfe, 
als die Sicherftellung der nationalen Gefammtpolitif bedingte. 
Die Siege des vorigen Jahres, die Opfer, mit denen fie ers 
rungen, zur Erlangung derjenigen Stellung zu verwerthen, 
deren Preußen zu feiner Sicherheit, zur Erfüllung feines 
deutſchen Berufs, nicht entbehren Tann, war eine Pflicht, 
welche der Negierung oblag, und aus welder fie das Necht 
zu rückhaltloſer Durhführung des Kriegsrechts gegen die 
Dynaftie jchöpfte, deren Souveränität fi als eine dauernde 
Gefahr für den Frieden eines von demfelben Wolke bes 
mohnten Ländergebiets erwieſen hatte; Eroberungen oder 
Gewinne außerhalb diejes höheren nationalen Zweckes zu 
ſuchen, lag den politiihen Zielen Preußens fern. Diefer 
Standpunkt mußte der öffentlichen Meinung in Europa, 





wäre, einen folden Vertrag abſchließen zu können ..., nicht aud eine Ent» 
ihäbigung für politiich richtig hielte, die Frage kann uns der Herr Vorredner 
(Ziegler) nicht beantworten" (StB. 12926). 

2) In der vom Minifterpräfibenten Graf Bismard, Finanzminifter v. d. Heydt, 
Kriegäminifter v. Roon gemeinfcpaftlih an den Landtag eingereichten Dentfchrifi 
über die Ausführung des Gejepes vom 28. September 1866, betreffend den 
auferordentlichen Geldbedarf der Militär- und Marinevermaltung und die Doti- 
rung bes Stantäfrhages vom 20. November 1867, StB. Ant. Nr. 8 S. da—Bb. 


{häbigung ihren gegenwärtigen Grirägen nad) bei einer 
gegtiffen werben mußte, ald bei einer Abfinbung in € 


es möglich, die Anhänger diefer Fürften in den jegt preufifcen & 
mit dem Schidjal ihrer früheren Herricher auszuföhnen. Dem König 
und dem Herzog Adolph durfte nicht eine Lage geſchaffen werden, weiche 
geſichts des Verluftes, den fie in ihrer althergebrahten Stellung erleiden, 
Sikung ame Zürfenhtufen, Dee sjrenunle Begamerhat 

lung von luſern, 
nF u rare 

H ie 

Der Gewinn, welcher durd eine, von den depofjedirten Fürften 
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trachtet, ftellt ſich die Einverleibung des Königreichs Hannover, 1.2. 1868, 
dejjen Gemeinjhädlichkeit für Deutjehland ſich bewährt hatte, ge— 
wifjermaßen als einen der Erpropriation analogen Act dar, und 
das Recht zu diefer Erpropriation war durch den freiwilligen Bes 
ginn der friegerifchen Operation gegen uns, durch den bunds 
brüchigen *) Beſchluß in Frankfurt‘), in unfere Hand gelegt wor— 
den. Bon diefem Nechte haben wir in diefem Sinne der Expro— 
priation für das öffentlihe Wohl Preußens und Deutſchlands 
Gebrauch gemacht; in diefem Sinne haben wir auch die Pflicht, den 
Handel nicht als eine Eroberung ohne Rüdficht auf den früheren 
Beſitzer weiter durchzuführen, als uns obliegend erfannt. Daß 
überhaupt eine Abfindung gegeben werden jollte, ift von allen 
Seiten anerkannt. Es konnte diefe Abfindung in einer analogen 
Weife gegeben werden, wie ich vorhin in dem Beifpiel Heinrichs 
des Löwen und der Erneftinifchen Linie von Sachſen angeführt 
babe, und in der That ift diefer Gegenftand noch nah der Nüd- 
ehr von Nifolsburg von der Königlichen Staatsregierung ſorg— 
fältig erwogen worden, und die Verhandlungen haben fi darum 
gedreht, ob etwa dem König Georg von Hannover die Landſchaft 
Calenberg oder ein Theil derfelben mit der Hauptſtadt Hannover 
und mit der ſicheren Ausfiht auf Braunſchweig gewährt werden 
folle, um dadurch feine Zuftimmung zur Abtretung des Uebrigen 
zu erlangen, ob anderentheils unter diefen oder ähnlichen Be: 
dingungen gewährt werden jollte dem Kurfürften von Heſſen die 
Graffchaft Hanau, dem Herzog von Nafjau gewiſſe ſüdliche Theile 
feines früheren Landes. Ich glaube, Jhnen Allen, meine Herren, 
wird es lieber fein, daß darauf nicht eingegangen worden ilt; Sie 
würden dieſe Einrihtung gewiß für eine koftipieligere angefehen 
baben, als die Millionen, um die es fich jest handelt. 


angenommene Abfindung nad) diejer Seite hin erreicht wird, wie auch nad) der 
des europäifcen Gefammteindrufs und in Betreff der Würdigung, welche die 
Neugeftaltung der Dinge bei verwandten und mächtigen Höfen findet, entzieht 
fih dem Auſchlag nad einem beftimmten Geldwerthe. Aber er wird innerhalb 
gewiſſer, nicht zu überfcreitender Grenzen in um jo höherem Maße erreicht, als 
die gebotene Abfindung eine glänzende iſt“ (StB. Anl, Nr, 8 S. 7a/b). 

*) ©. 1302a. 

Beſchluß der Mobilmahung der Bundescontingente gegen Preußen vom 
14. Juni 1866. 









Wir haben es vorgezogen, nicht Sand, jondern Geld zı 
willigen, und ich gebe zu, viel Geld, und es ift mir lieb, 
‚viel Geld ift. Ith weiß nicht, ob es damals in bie Def 


Anſprüche betreffe Holiteins und Schleswigs mit Geld a! 
Es ift bei den Verhandlungen der Verjuch nicht gelungen; &8 
damals Summen von 40, 80, ja 100 Millionen genannt 
und es wurden vergleihungsweije die Koften erwähnt, was uns 
ganzen ſchleſiſchen Kriege gefoftet hätten. Wenn man aud) nicht eine 
gleiche Wichtigkeit, wie für Schlefien, für diefe Herzogthümer i 
Anfprud nahm, jo war es dod) eine annähernd gleiche, und man 
fragte fih, wie viel die etwaigen Kriege um Schleswig-Holftein 


*) Fehlt im StB. 
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wohl mehr koſten würden, und fie haben mehr gefoftet. Man 1.2.1808. 
würde das damals aljo, wenn wir beijpielsweife für 40 Millionen 
Defterreich und den Prinzen von Auguftenburg abgefunden*) hätten, 
vielleicht fein ganz ſchlechtes Geſchäft genannt haben. Die öfter- 
reichiſche Regierung beftand aber darauf, Land und Leute zu haben, 
fie wollte etwa die Grafihaft Glas, vielleicht auch einige Diftricte 
in Oberſchleſien haben. Wir find darauf nicht eingegangen, und der 
ganze Handel unterblieb, da Oeſterreich fein Geld nehmen wollte; 
aber damals würden wir es als ein glüdliches Ergebniß unferer 
Politik betrachtet haben, wenn Defterreich Geld genommen hätte, 
Wenn wir den Frieden jo abgeſchloſſen hätten, daß wir dem 
König Georg die Hälfte von Hannover gelajjen und nur etwa 
Dsnabrüd und Oftfriesland gewonnen hätten, jo erinnere ic) mic, 
einer Zeit, ſchon nad der Schlacht von Königgräg, wo es ſchon 
als ein erheblicher Gewinn betrachtet wurde, wenn das Nefultat 
jener Schlacht nur das gewejen wäre, Oftfriesland zu erwerben 
und die Verbindung zwifchen den öftlihen und weltlichen Provinzen 
des preußifchen Staates herzuftellen, Aber der Friede ift auch jo, 
meines Erachtens, wenn wir diefe Zahlungen mit hinein rechnen, 
noch fein jchlechter, auch pecuniär fein fchlechter. Die Herren, die 
von den Laften ſprechen, welche den alten Provinzen durch diefe 
Abfindung des Königs von Hannover auferlegt werden, müfjen 
das frühere hannoverſche Budget nod nicht genau ftudirt haben, 
vieleicht ebenfo wenig, wie die frühere deutſche Geſchichte, Tonit 
würden fie jehen, daß das Königreich Hannover ein Activvermögen 
beſaß, weldes auf den Kopf über 6 Thaler eintrug, ein Activ- 
vermögen an Capitalien, an Eifenbahnen, an Bergwerken, an 
Forften und Domänen und was dergleichen mehr ift, während die 
gleiche Kategorie in Preußen nur etwa 2 Thaler auf den Kopf be 
trägt, daß aljo Hannover uns ein Activvermögen — und ich bes 
abfichtige damit nicht, eine Debatte über einen anderen Gegenjtand 
zu anticipiren —, welches ſich auf 250—300 Millionen Werth capi- 
talifirt, entgegenbradhte, und daß es deshalb doc wohl eine Ueber: 
treibung, ad usum der unverftändigen Hörer außerhalb berechnet, 
(Heiterkeit rechts.) 


*) &. 13026. 
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Stande, diefelbe richtig zu machen, als ich, weil Sie den Zufam- 1.2. 1868. 
menhang der Politit weniger zu überfehen vermögen, weil Sie die 
ganze Sache nicht jo intim mit durchgelebt haben, als ih, und 
weil Sie das, was mit diejer Sache im Zufammenhange fteht, über 
andere Dinge, über eine dreimonatlihe Budgetberathung und ders 
gleichen vergefjen haben, während es mir tiefer ins Gedächtniß ges 
gangen ift. Ich kann die Politit nur jo machen, wie ich fie ver= 
ftehe und wie ich fie in ihrer Gefammtheit verftehe; ich kann mir 
nicht einzelne Theile herausgreifen und jagen laſſen: bier ift die 
Regierung von aller Weisheit verlafjen gewejen, dies kann nicht 
fein, alles Andere acceptiren wir, dies aber nicht. 

Es it ja möglich, dag wir, naddem in Bezug auf das 
Jahr 1866 die Einficht der Regierung vielleicht über Gebühr ges 
rühmt worden ift, jest plöglih von einer geiftigen Blendung be 
fallen und bornirte Verſchwender geworden find, die nicht willen, 
was fie thun, die die Schäge des Landes mit vollen Händen zum 
Fenfter hinauswerfen. Aber ich frage Sie, fieht der Herr Finanz— 
minifter!) jo aus wie Einer von diefer Gattung? 

(Große Heiterkeit.) 

Ih meine, daß aud ich ſchon öffentliche Beweife davon ge 
geben habe, wie ich mich in ſchwierigeren Geſchäften, als diejes 
ift, nie in dem Maße habe fortreißen lajjen, daß ich die Berech— 
nungen, das Augenmaß, vollftändig verloren hätte, Es wäre mög— 
lich, daß ich hier von Uebereilung angewandelt wäre, ich kann fie 
aber bisher noch nicht erkennen. Ich wiederhole, ich würde das 
Geſchäft neu machen, wenn es heute zu machen wäre. Sit es 
Ihnen aber mit der Mißbilligung Ernft, dann bitte ic Sie dringend, 
haben Sie auch den Muth Ihrer Meinung, fchliegen Sie fi dem 
Herrn Vorredner an und verwerfen Sie die Sade einfah; Sie 
werden die Negierung conftitutiomeller finden, als Sie vielleicht 
vorausjegen. Es ift natürlih, da nad einen ſolchen Votum, 
nachdem diejenige Negierung, welche diefen Vertrag abgeſchloſſen 
und die Unterjchrift des Königs dazu erbeten hat, von der Landes— 
vertretung desavouirt worden ift, diefe Regierung die Geſchäfte 
nicht fortjegen kann. Diejenigen, welde die Maßregeln für un— 


3). 0. d. Heydt. 


(Sehr richtig! Bravo! rechts.) 
und wenn man die Staatsausgaben vergleichen will n 
dürfniffen des Hungrigen, der Frank auf dem Bette I 
ihm vorrechnen will, fo kann man nur den Zwed haben, jede ſi 
Ordnung zu lockern; einen anderen Zwed kann ich nicht eı 
(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


3) Ag. Ziegler. 
®) Abg. Ziegler: „Nun, meine Herren, .. . 
werden, während eine Provinz 


und fort brennt“ ac. (Std. 12896). 








der Landesvertretung zu verfichern, und habe 


‚ftimmung 

faflungsmäßigen Rechte des Sathes über eine Anleihe 

micht zu diefem Swede beftinmt gewefen ſei. Wenn 

Frage, ſofern fie einen Zuſammenhang mit den 

zu haben deine, als ein Theil derſelben dargeſtellt und das —— 
Landesvertretung dadurch beſtimmt werde, dann bedürfe es feiner — 
mehr, dann bleibe nur übrig, was man ſchon einmal gethan habe: der 
Regierung eine Dictatur und eine Vollmacht zu geben, die deutfchen 


Verhältnifje abzuwideln, wie fie es am beſten verftehe. Im höchiten 
Grade werbe er es bebauern, wenn die Ablehnung der e den 
Herrn Minifterpräfidenten beftimmen ſollte, die Arbeit, die er in der 
nationalen Entwidtlung des deutihen Staates begonnen” habe, nunmehr 
in der Mitte liegen zu laſſen; wenn aber in der That die conftitutionelle 
Praris bei uns ſchon jetzt zur Negel werden jollte, dann vertraue er 
dem Patriotismus des Herrn Minifterpräfidenten, daß er in ‚Zeit 
ſich überzeugt haben werde, es gehe ohne ihn nicht, und daß er bald 
wieberfommen werde — vielleicht ohne feine Colfegen. Graf Bis: 
mard ermwiderte*): 

Ich bin dem Herrn Vorredner jehr dankbar, daß er meinen 
Patriotismus nicht ynterihägt; aber ich glaube, er überſchätzt 
menschliche Kräfte, wenn er annimmt, daß es irgend einer Perſön— 
lichfeit auf die Dauer möglich ift, mit der einen Hand ſich eine 
erhebliche Anzahl der bedeutenditen Capacitäten diejes Landes und 
die Erfepwerungen, die fie ihm in den Weg werfen, abzuwehren, 
ganz abgefehen von den anderen widerjtreitenden Kräften, die außer: 
halb diefes Haufes liegen, und mit der anderen Hand das Nuder 
eines Staates, wie der jegige preußiſche it, zu führen. Es iſt das 
eine Maſchine, in deren Friction jede Perfönlichkeit nad einiger 
Zeit zu Grunde gehen muß. 

Adgejehen davon bin ich dem Herrn Redner dankbar dafür, 
daß er mir Gelegenheit gegeben bat, auf einen Punkt zurüczus 
fommen, den ich vorher nicht erwähnte, weil ich ihm durch das 
Votum der Commiffion für erledigt bielt, weil ih mir mit der 
Hoffnung jehmeichelte, daß er aufgegeben fei, nämlich auf die Frage, 
ob wir verfafjungsmäßig**) beredtigt waren, diejen Vertrag abzu— 
ſchließen, oder nicht. Der Herr Vorredner ſagte, ev wiirde dem Ver— 
trage haben zuftimmen fönnen, wenn der Negierung eine Dictatur 






*) StB. 1309a. 
*) ©, 1309b. 










dahingeftellt fein‘). Für mic genügt es, daß 
‚Herr Finanzminifter, diefen Modus vorzog, indem ich 
— ob wir die Mittel zu dem Vertrage — 
mal zu dem Abſchluß berechtigt waren, und die 
die Zahlung außerhalb der preußiſchen Anleihe zu 
wir diefe Mittel aus dem einen oder anderen Topfe 
id, allerdings mit Unrecht wie ich jegt ſehe, für einen 
lichen gehalten, daß ic) glaubte, der Landtag würde 
zurückkommen, jondern dafür leicht und bereit eine J 
geben, um auf diefe Weife die Sade zum Abſchluß zu 
Von einer Prejfion kann daher auch in feiner Weife die 
und ic) finde, der Herr Vorredner ift nicht von der 
Lebendigkeit feiner Ueberzeugung getragen, wenn er jo 
Argumente berbeiziehen muß, um fid in einen gereizten 
gegen die Regierung zu verjegen. 
(Heiterfeit.) 

2) Abg. Laster: „Abgefehen won der Vertretung des Gejeges 

allem Nachdenken in diefer Operation nur eine Heinliche Finanzmaßregel 


nichts weiter als das Beitreben — wahrſcheinlich des Sinengminifterß — 
guten Cours zu erzielen und die Anleihe al pari unterzubringen“ (StB. 1307 























Er ſpricht von einer Angelegenheit, die von 
der Regierung, wie ic ihn eben ausführte, im vorigı 
während der Zeit der Dietatur, in der fie zu leben glaubte, 
ledigt worden iſt. Haben wir dabei die leicht empfindlichen Chorden 
der Verfafjungsbejorgniß irgendwie aud nur berührt, jo ift es 
ganz gewiß gegen unſeren Willen und ohne die Abficht einer 
Preffion geſchehen. 

Der Herr Vorredner jagte ferner, wenn der König Georg 
einen Rechtsanſpruch hätte, dann würde er wohl im Stande jein, 
infoweit für den Vertrag zu ftimmen. Nun, der König Georg 
glaubt feinerfeits einen Rechtsanſpruch, und zwar auf die Krone 
Hannover zu haben; er glaubt ihn zu haben, denn meiner Ueber 
zeugung nach hat er ihm mit diefem Abfommen entfagt und zwar 
mit vollem Bewußtfein. Er fonnte von feinem Gegner Preußen 
unter Umftänden gar Nichts nehmen, dann war er meiner Ueber— 
zjeugung nad) als Prätendent am gefährlicften — ein armer 
Prätendent ift meiner Anficht nach gefährlicher als ein reicher; ein 
reicher hat noch nie feine Prätenfionen durchgejegt, ein armer, der 
mit feinen Genofjen Nichts zu verlieren hatte, wagt mehr, und hat 
fie deshalb mitunter durchgefegt; oder König Georg fonnte von 
Preußen genau die Summe nehmen, über die er früher disponirt 
hatte, vielleicht mit oder ohne die Anftandsausgaben, denn ob er 
einen gewiſſen Theil feiner Revenüen für Theater oder Kammer— 
berren ausgeben wollte, lag in feiner Wahl, er brauchte es auch 
als König nit; er konnte fih jagen, dieje Summe kann ich an- 
nehmen, ohne mir den Vorwurf zu machen, daß id) von meinem *) 
Rechte laſſe, obſchon feine Pofition auch dann ſchon ſehr viel 
zweifelhafter wurde. Sobald er aber, wie die Herren allerjeits 
behaupten, mehr nahm, als ihm zuftand, dann entjagte er, denn 
für diefes Mehr muß es ein Nequivalent geben. Der Gedanfe 
eines Geſchenkes, welches der König Georg von dem König von 
Preußen annehme, ift ein unmöglicher und unzuverläffiger, in folden 
Verhältniffen gibt man weder, noch empfängt Geſchenke, die aus 
einem Weberfluffe inneren gegenfeitigen Wohlwollens entiprängen. 

* Geiterkeit.) 


















Mb; er — fie gewählt unter —— 
ſonſt die Angelegenheit an den Landtag bringen und 
verhandeln. Wir waren aljo in der angenehmen © 
freiwillige Unterſchrift des Königs Georg zu erl 
aber nicht, daß die drei Parteien, der König 
liche Staatsregierung und diefes hohe Haus, ſich 
fo raſch, wie der Abſchluß wünſchenswerth war, ı 


ein —— Unrecht vo von mir — habe ich mir nie ee, 
mir jehr gut denfen, daß man den Rechtsanſpruch von 
Seite jo weit ausführt, daß wir, wenn wir nicht das 
reich Hannover zurücdgeben, doch ein Mequivalent, ' 
zu beredinen wäre, nad) der Summe des Activver 
movers, die id) vorher angab, zu zahlen hätten, Ich kann m 
denken, daß von anderer Seite der preußiſche Anfpruc fo 

gefaßt wird, daß der König Georg gar Nichts zu be 
hätte, jondern daß uns nod eine Entſchädigung aus jeinem Pr 
vermögen für die Kriegsfoften zugeftanden haben würde, 
läßt ſich rechtfertigen, das Eine wie das Andere. Ich 
bloß daran gehalten, welche politiſchen Vortheile gehen 
Abkommen hervor für die Gefammtlage der Politit? Zum 
Theile, gebe ich zu, nicht nur incommenfurable, fondern id 
das zu den Imponderabilien in der Politik, deren 
mächtiger find, als die der Heere und der Gelber. 








Die Annahme des Geldes lommt einer En 


ſchon angedeutet worden, daß ſolche Entfagungen — und. 
dabei auf das Beijpiel von dem Herzog von Auguftenburg Bez 
genommen") — häufig werig Werth haben; nehmen Sie an, 
ſolche Entjagung auf die Krone auch expressis verbis in 
Actenſtück ftände, ſehr viel mehr Werth hätte daffelbe darum doch 
nicht, der König Georg wiirde dennod, wenn er glaubt, Bundes— 

genoſſen in hinreichender Anzahl zu finden, und die Gelegenheit günftig 

wäre, diefe Abmahung als erzwungen und erfhlichen anfehen, ſich 

daran nicht als gebunden erachten und fie einfach brechen; dagegen 

die Befeftigung der Situation, die wir aus ſolchem Abkommen für 

uns Hannover gegenüber, Europa gegenüber, der Umgebung des 

Königs gegenüber herleiten, haben wir aud durch dieſes Ab- 

fommen in vollem Maße. Ich möchte auch bitten, diefes Abkom- 

men nicht durch Annahme des Sybelſchen Amendements®) in Frage 

zu ftellen, es ift formell faum möglich, ohne Caffirung des Ver— 

trages*) ein ſolches Amendement in denjelben bineinzubringen; 
außerhalb des Vertrages wirde es auch in den Augen des Heren 
Amendementsftellers einen erheblichen Werth nicht haben; in meinen 

Augen — und ich glaube in den Augen eines jeden praktiſchen 
Politikers hat es an und fir fich feinen Werth, es ift überfliffig. ” 


*) ©. 1310b. 

%) Abg. Laster: „Ich ftimme darin einem früheren Redner bei, daß die 
Frage, ob ein Prätenbent wiederlehre, nur wenig abhängt von der Rechtsfrage 
und von ber Thatſache des Verzichtes. Ich komme zu der umgefehrten Schluß- 
folgerung aus dem —— des Herzogs von Auguſtenburg. Der Vater hatte 
in vollftänbiger Form verzichtet und dod, weil die nationale Politit das Ent- 

gegengeſetzte erforderte, hat nicht nur das Volk in Schleswig-Holftein, — 
das ganze deutſche Bolt, ſondern haben die meiſten deutſchen Cabinette .. ſich 
von dem Rechte des Auguſtenburgers überzeugt” (StB. 1308b). 

) Abg. v. Sybel beantragte, die Abfindungsſummen mit dem Vorbehalte 
zu bewilligen, daß die nad) $ 4 des Vertrages mit König Georg V. diefem von 
der Krone Preußen zu gewährenden Werthpapiere und baaren Gelder, letztere 
zinsbar angelegt, in der Hand der Krone Preußen deponirt blieben, und daß 
die Staatsregierung jo berechtigt wie verpflichtet bleibe, dieſes Depofitum als 
— der preußiſchen Staatseaſſe zu behandeln, ſobald Seitens des Königs 

oder Rechtsnachfolger irgend ein die Vereinigung des vormali- 
dem preußiſchen Staate bedrohender oder auf 

‚ober eines Theiles defjelben von Preußen 

Act angeordnet, verjucht oder vollzogen 
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Nahficht, mit der ber Herr Vorrebner die 
Mitglieder diefer Regierung zu beurtheilen, darf 
daß er aud meine Neußerungen in dem Halt 
ihm möglich gewefen ift, aufgefaßt haben wird. 
agt, ich hätte mic) geringjehägig über —— ich 
des Volkes oder diefer Verfammlung oder irgend 
— geäußert, Der ftenographifche Bericht wird ergeben 
mein Gebädhtnif mid nicht täufcht — daß ich gejagt 
habe mir die Frage, wie weit das Recht des Königs von 
auf eine Entjhädigung gehe, niemals vorgelegt, und zwe 
ich darauf die Motive angeführt, weshalb id) mir die F 
vorgelegt habe, weil fie nämlich Feder verjchieden beaı 
von feinem Standpunft aus. Ich möchte nit, daß aı 
meinem Worte durch die Geburtshilfe des Herrn Vo 
fliegendes Wort gemacht werde, wie aus einem früheren, 
ich auch niemals ausgeſprochen babe, daß Macht vor Recht 
Was im Uebrigen die Verfafjungsbedenken des Herrn 
redners anbetrifft, jo glaube ich mic, darüber hinlänglid) aı 

















*) StB. 1313a. 
') S. Bd. IT 87. 
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geiprochen zu Haben. Wenn der Herr Vorredner aber verfucht — 
hat, aus ſeiner Kenntniß meines Charakters zu beurtheilen, was 

ich unter gewiſſen Umſtänden thun würde, und wie ich mich be— 

nehmen würde, wenn ich meine Entlaſſung gefordert habe und 

dieſelbe mir nicht bewilligt worden wäre), jo beurtheilt mich der 

Herr Vorredner doc ganz entſchieden falſch, und zeigt, daß er 

mich weniger fennt, als ich geglaubt habe. Ich würde meine Ent- 

lafjung nie zu einer Komödie fordern, fondern wenn ich fie fordere, 

dann will ich auch, bevor ich etwa wieber eintrete, erſt ſehen, wie 

es Andere an meiner Stelle maden. 

Dem Abg. v. Sybel, der im längerer Nede fein Amendement 
befürwortete und den Minifterpräfidenten um eine Neuferung darüber 
bat, wie das Entſchädigungscapital ferner unter preußiiher Verwaltung 
und Preußens ausfchlieglicher Dispofitionsbefugniß erhalten bleiben fönne, 
antwortete Graf Bismard*): 

Ich glaube mich nicht zu irren, wenn ich annehme, daf einigen 
Ausführungen des Herrn Vorredners der factifche Irrthum zu 
Grunde liegt, als ob die Königliche Regierung überhaupt jemals 
beabfichtige, die Dispofition über das Capital in die Hände des 
Königs Georg zu legen, Ich glaubte, daß eine ſolche Annahme 
durch verfehiedene Aeußerungen, welche die Negierung der Com- 
miffion gegeben hat, vollftändig ausgeſchloſſen ſei. Die fünftige 
Einrichtung und die Verwaltung des Capitals mag fein, welde fie 
wolle, fie wird immer eine ſolche bleiben — und wir haben ja 
auch in Ausficht geftellt, den Landtag zuzuziehen — fie wird immer 
eine ſolche bleiben, daß über das Capital nicht anders disponirt 
werden kann, als einmal mit Zuftimmung der Agnaten und zweis 
tens mit Zuftimmung der Königlichen Regierung, und daß nur die 
Reveniien davon ausgezahlt werben, und ob für dieſe der Herr 
Antragfteller feinen Antrag aufrecht erhalten will, — id glaube 
wirklich kaum, daß ein praktifcher Nugen, irgend eine Aenderung 


*) StB. 1315b. 

Abg. Tweiten: „Wenn der Herr Minifterpräfident eine Cabinetöfrage 
aus dieſer Sache machen wollte, jo bin ich fejt überzeugt, ber Herr Minifter- 
präftbent würbe feine Entlafjung nachſuchen, er würde fie aber nicht erhalten; 
wir würden daſſelbe Schaufpiel erlebe, welches Fürzlid die Italiener erlebt 
haben“ (St®. 1312a). 


follten die Beftände dieſes Fonds, der nad) dem R 
das Jahr 1867 ein Auflommen an Jahreszinjen 
gewährte, zur Verwendung für folgende Zwede: 
1. Beftreitung der — des I und der einz 
Landſchaften in der 
2. Unterhaltung und Crgängung von Landesbibliothefen , 
von Zufchüffen für öffentlihe Sammlungen, er der. 
und Wiſſenſchaft dienen, 
3. Unterhaltung bezw. Unterftügung ber Srrenanftalten, der 
Stiftungen, der Blindenanftalt, der N 
Idioten⸗ und Landarmenanftalten, ſowie des jübifchen & 
weſens der Provinz, > 








wegen, 
5. Bildung eines Bene für Bufänfe san, Sanbenmelirädloen, 
fonie für ähnliche, im Wege der Gefehgebung fezuftellenbe Suede 
dem — Verbande der Provinz Hannover als ein dem- 
jelben gehöriges und von ihm unter und der 
Staatsregierung zu verwaltendes Vermögen vom 1. Januar 1868 ab 
überwiefen werden. 
An u der der Entwurf 
zur Vorberathung oe worden war, * 


ſchadigung von 16 Millionen Teatem in den alten preußiſchen Sandes- 
theilen eine Mipftimmung hervorrufen werde, wie fie von ber Ver: 


fagung der Dotirung ohne hinreichenden Grund in Hannover befürchtet 
werde. Der Minifterpräfident betonte dem gegenüber*): 
daß die Provinz Hannover nach ihrer Vereinigung mit dem a1. 
preußifchen Staate mehr Steuern als vorher zu entrichten habe, 1867.) 
daß es wenig billig und dem einfahen Bürger kaum verſtändlich 
jein würde, wenn diejelbe zu weiteren neuen Steuern für Aus— 
gaben herangezogen werben follte, welche bislang aus der Staats— 
cafje beftritten worden. Wenn diefe Ausgaben in den alten Landes— 
theilen durch provinzielle Befteuerung aufgebracht würden, jo folle 
wegen folder Mehrleiftungen Provinz gegen Provinz nicht marften. 
Mit der Bewilligung des Provinzialfonds an Hannover würden 
den alten Provinzen financielle Opfer nicht zugemuthet, wohl aber 
hätten diejelben bei früheren Einverleibungen für die ihrem Staate 
gewonnenen neuen Landestheile Opfer gebracht und dabei feinen 
Schaden gelitten, 
Ebenfo hielt die erun, daran feit, daj 
— h —— u feit, daß fie 
auf ee jung biejeß 3 r 
wolle. Der 
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In der Sitzung der Budgetcommiffion vom 20, December 1867, 4.2. 1868. 
der der Minifterpräfident nicht beimohnte, wurde nicht die Negierungs: > 
vorlage angenommen, ſondern als $ 1 das Amendement des Abg. Kann: 
gießer, nad) weldem der Provinz Hannover zu den in der Regierungs ⸗ 
vorlage angegebenen Zweden ein Zinsauflommen von jährlich, 500000 
Thalern (ſammt Capital) überwiefen werden follte, und ala $ 2 ein 
Antrag deffelben Abgeordneten folgenden Wortlautes: 

„Soweit die Zinfen der überwiejenen Fonds nicht ausreichen, 
find die Koften der im $1 Nr. 1—4 bezeichneten Einrichtungen 
und Anlagen von dem provinzialftändiichen Verband der Provinz 
Hannover nad) Maßgabe der Verordnung vom 22. Auguft 1867, 
betreffend die provinzialftändiiche Verfaſſung im Gebiete des vor- 
maligen Königreichs Hannover, aufzubringen. Verwendungen aus 
dem Stamm des überwiefenen Vermögens find nur auf Grund 
eines Gejeges zuläffig.“ 

In der 42. Sigung des Haufes der Abgeordneten, in welcher der 
Bericht der Budgetcommiffion zur Erörterung gelangte, ſprachen nad) 
dem Berichterftatter Kanngießer die Abg. Laster und Miquel für 
die Vorlage, die Abg. v. Winde (Minden), Neihenfperger und 
Stavenhagen gegen diefelbe, indem fie den politiihen Erwägungen 
juriſtiſche Bedenken entgegenfegten, die das Geſetz unannehmbar machten. 
Ihnen erwiderte Graf Bismard*): 

Die heutige Debatte, und was ich über den Gegenftand der— 
jelben ſonſt habe privatim hören können, macht mir den Eindrud, 
als habe das Ueberwiegen des richterlichen Elements, welches eine 
Zeit lang in diefer Verſammlung vorherrſchte, doch tiefer auf den 
Geift derjelben abgefärbt, als man annehmen möchte. Man möchte 
glauben, daß die Herren bier fih als ein Richtercollegium fühlten, 
welches die Gejege auszulegen und nad ihnen Recht zu ſprechen 
hätte. Man jollte meinen, daß die höhere Beſtimmung vergeſſen 
wird, daß wir hier Gejege nicht nachzufchlagen, fondern zu machen 
haben, und daß wir diefe Geſetze ſo zu machen haben, wie es dem 
Vortheile des preußifchen Staates, an dem höchſten Maß gemeſſen, 
das man für Vortheile anlegen kann, entſpricht. Hätte die Könige 
liche Regierung die Befürchtung gehabt, daß ihre Gejegesvorlage 
bier heute ſcheitern Tönnte, dann wäre es ein Fehler gewejen, die 
abjchlägige Antwort der Provinz Hannover nicht Schon im Monat 
September zu geben, dann hätte die Königliche Regierung nicht 


*) StB. 1392b. 











zu dürfen, und es würde ihr jchmerzlich fein, aa ie 
‚getäufcht hätte. Die eine Nückficht war die, dem & 
den Uebergang aus alten, gewohnten Zuftänden zu 
Villigfeitsrüdfihten*) dabei walten zu lafjen. Die ani 
ſicht war diejenige, und fie ift für mich in hohem Maße I 
gewejen, auf diefe Weife eine größere Decentralifation. 
bisher im preußifchen Budget zu finden ift, anzubahnen 
Provinzen diejenigen Angelegenheiten, die befier vom p 
als vom centralifirten Standpunkte gejtaltet werben fi 
Selbftverwaltung zu übergeben und an den hannoverſchen 
in den nächſten Jahren weitere Vorlagen zu Fnüpfen. In 
auf den erften Standpunkt, den der Billigkeit gegen die 
Hannover, erlaube ih mir zu bemerken, daß uns 
Wunſch unferer Freunde in der Provinz; maßgebend war, be 





*) &. 1393a. 
') v. Binde und Miquel. 









jenigen, welche ſich aufrichtig an Preußen engetöofen, welche die 4. 
welfiſchen Schiffe hinter ſich verbrannt hatten, auf deren Unbe— 

fangenheit in der Beurtheilung preußiſcher Jutereſſen im der Pro— 
vinz Hannover wir um jo fiherer redinen Fonnten, als fie fich zu 
Gunſten der preußifchen Regierung, zu Gunften des größeren 
Vaterlandes ſo entfchieden compromittirt hatten, daß eine Rückkehr 
des welfiihen Negiments für fie faſt machtheiliger geweſen wäre, 
als für den preußifchen Staat. Diefe Männer geben uns die 
Burgſchaft, daf dasjenige, was fie uns riethen, ihrer Meberzeugung 
nad mit den preußiſchen Intereſſen coincidirte. Wir waren nicht 
der Neberzeugung, daß wir Alles und Jedes in Bezug auf die 
neueren Verhältniffe beſſer wühten als diejenigen, die in Hannover 
groß geworden find; wir haben ein hohes Mai von Vertrauen 
auf das Urtheil diefer Herren gefeßt, nachdem uns ihr Wohlwollen, 
ihre Anhänglichkeit an Preußen durd ihre Vergangenheit, durch 
das, was id) das Verbrennen ihrer Schiffe genannt habe, verbürgt 
war. Sie werden ſich erinnern, daß der hannoverſche Provinzial 
landtag diefen Antrag mit Einftimmigfeit ftellte; wir find darauf 
eingegangen, einmal hatte jein Wunſch für uns Gewicht, und 
zweitens aus Billigkeitsrüdfichten, denen jede Politit Rechnung 
tragen muß; zu diefen rechne ich obenanftehend die Bermögenslage 
des früheren Königreichs Hannover, - Der Herr Abgeordnete für 
Minden hat vorhin einige Zweifel an die Nichtigkeit meiner Anz 
gaben in der legten Discuffion über einen verwandten Gegenftand!) 
laut werden laffen und dadurch die Vermuthung erwedt, daß ich 
es mit Angaben en bloc vielleicht nicht jo ganz genau nehme, wie 
man ja wohl in diefem Haufe eine rhetorifche Berechtigung dazu 
bat, von der, glaube ich, Andere mehr Gebrauch machen wie id. 

(Heiterfeit.) 

Meine Angaben gründen ſich auf eine Weberficht des legten 
hannoverſchen Staatsbudgets für 1865—1866, die zum Theil noch 
zu niedrig gegriffen fein werden, wo aber zulegt das Budget un— 
vermifcht mit den preußifchen Ziffern erfcheint, die Jeder in der 
Ausgabe des Gothaer Almanahs von 1866 nachleſen kann. Das 


") Zn der Sitzung vom 1. Febrwar 1868 bei der Discuffton über das 
der depofjedirten Fürften, S. 4235. 






ja in meinem nl, frei land, fo werden Sie 
300 Millionen Vermögenswertb kommen; wollte 
erträge in Anſatz bringen, jo würde ſich dies 
oder mehr Millionen ſteigern. Wenn wir nun aud) 
Geſchäft — wie ic wiederhole — jo auffajjen wollen, 
zwei Actiengeſellſchaften conſolidirt werden und das Soll 
der einen gegen das der anderen ausgeglichen werden je 
haben es bier nicht mit Ziffern und Actien, jondern wir 
mit Fleifh und Blut zu thun, umd es muß eben auf 
drücke dieſes Fleifches und Blutes Nüdficht genommen 
Hannover konnte jeder Kopf ſich jagen, daß aus den ft 
Activis auf ihn 6 Rthlr. an jährlichen Erträgen kämen, 
dur Steuern nicht aufzubringen brauchte, Diejelben Kai 
des Eijenbahn-, Forft- und Capitalvermögens der 2 
der Domänen werfen in Preußen etwa 24 Rthlr. 
ungefähren Ueberſchlag auf den Kopf ab; der Hanno 
fih alfo jagen, daß er aus einer recht behaglichen pe 
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naächſt durch eine natürlich erhebliche Erhöhung der Steuern, wie 
die Gleichſtellung fie zur Folge hatte, und weil man in Preußen 
dem Hannoveraner diefe Reveniien aus dem Activvermögen feines 
Landes nicht mehr zu Gute rechnete, 

Diefe Thatſache erhöhte die Mahnung für die Regierung, dem 
weniger urtheilsfähigen und vielleicht auch weniger wohlwollenden 
Hannoveraner (als wir fie hier haben) dabei zur Hilfe zu kommen, 
wenn er fi jagt, der preußifche Staatswagen wird mit unferem 
Fette gefchmiert, damit.er leichter rollt, und nicht einmal diejen 
tleinen Weberreft hat man uns gegönnt, nachdem die 
duch ihre eigene Schuld vier Monate lang die Jllufion erhalten 
hat, diefer Eleine Weberreft würde Hannover von dem früheren 
Vermögen bleiben. Der Herr Abgeordnete für Minden Kane ans 
ſcheinend mit Recht, die Hannoveraner haben ihr weißes Brot 
zuerſt gegeſſen ), wie das franzöfifche Sprichwort jagt, fie haben 
fih lange Zeit auf die faule Seite in Bezug auf die Landes= 
vertheidigung gelegt und haben nicht gethan, was fie hätten thun 
müſſen, jonft würden fie dieſe Erſparniſſe nicht gemacht haben. 
Ja, meine Herren, eine jchlechte Anftalt für die Landesvertheidis 
gung ſtraft ſich in ſich ſelbſt; dafür, daß fie dieſe vernachläſſigt 
haben, haben ſie ihre Unabhängigkeit verloren, und ſo wird es 
jedem Staate gehen, der ſie vernachläſſigt! 

Bewegung.) 
Das iſt damit bezahlt. Wie die Hannoveraner ſelbſt dieſen Preis 
anſchlagen, für den ſie ihre Bequemlichkeit in früherer Zeit gleich 
anderen Staaten erkauft, das iſt ihre Sache; aber ich glaube, 
nachdem eine Nation das natürliche Reſultat eines ſchlechten Ver— 
theidigungsweſens ehrlich über ſich hat ergehen laſſen, dann ſoll 
man es ihr nicht mehr vorwerfen; brav geſchlagen haben fie ſich 
immer; daß die Regierung das Geld anderweitig angelegt hat, 






: il a mange son pain blanc le premier 
© Sage befunden. 


dabei finaneiefl Kefler und nicht {leiter geftanden 


mir ſchwebte mehr die Art vor, wie die Provinz [ 
insbefondere die Nheinprovinzen bei meinen Lebzeiten ı v 
der Regierung — id) tadle das im Princip durchaus 
handelt worden find, Wir in den alten Provinzen 5 
den Eindrud gehabt, als wären dies die verzogenen 
der Negierung gewejen, die auf unſere Koften aı 
belohnt wurden, 

(Widerfprud und Zuftimmung.) 
und denen man Glauben ſchenkte, wenn fie über Weber 
durch die Grumdfteuer Hagten; es ift mir eine a W 
auf das Erempel nachher geweſen, wie bei der 


*) ©. 1394 a. 


Y) Abg.o. Binde: „Der Herr Minifterpräfident . . . hat von Präcebe 


, daß. bie preubifcien Regenten gemohnt gemefen 


Acquifitionen erinnern, die nod) bedeutender find, wie ‚Hannover, an 
3.8. Hat etwa Friedrich der Grofe bei der Veranlagung der fi 
teuer die Prineipien der Milde walten lafjen?” ꝛc. (StB. 13770). 
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gleihung eine dieſer am lauteſten ea 
weifen laſſen mußte, daß fie bisher, ich =. —* 
oder 50000 Rihlr, zu wenig bezahlt Hatte, und wie ihr aus 
Regulirung ein Heiner Zuwachs hervorging. Diefe — 
ſchwebten mir vorzugsweiſe vor, — und das hat gut — ge⸗ 
tragen; denn fie, die zu der Zeit, wo id) fie zuerſt kennen lernte, 
im Anfang der dreißiger Jahre, nicht gerade immer ein jehr viel 
ftärferes Wohlwollen für uns hatten, als viele hannoverfche Parti— 
eulariften, fie find ſeitdem durch confequent fortgefette gute Ber 
handlung ebenjo gute Preußen geworben, 

(Große Heiterkeit.) 
wie nur irgend in einer der alten Provinzen, in Schlefien oder in 
Rommern, gefunden werden. 

Was demnächſt das zweite Motiv der Regierung betrifft, die 
Decentralifation, jo war es für mich eine Erjcheinung, die ich mit 
Freuden begrüßte, als das Staatsminifterium ſich nad einigen 
Kämpfen und Schwierigkeiten von Seiten der verjehiedenen Bureaur, 
die das Gewohnte vertraten, dariiber einigte, bier zuerit eine 
Breſche in das Syftem der Gentralifation zu legen. Der Kampf 
dafür wurde mir durch den Vorgang in Kurheſſen jehr erleichtert, 
und die fanatiſche Liebe der Kurheffen zu ihrem Staatsſchatz 

(Heiterfeit.) 

ift vielleicht der erfte Anftoß zu dem Syftem der Decentralijation 
gewejen. Ich bin überrafcht, daß feiner der Redner, die unfer 
heutiges Verfahren angreifen, auf den kurheſſiſchen Staatsihag 
zurüdgefommen ift. Es ftand doch dort genau jo wie hier. In 
den alten Provinzen hat fi nicht der leifefte, ich will nicht jagen 
Schrei, ſondern auch nur Seufzer deshalb vernehmen lafjen, im 
Gegentheil, man hat es der Regierung gedankt, man hat es in 
Öffentlichen Blättern anerkannt, daß fie feinen Anftand nahm, ein 
Verſehen, welches fie nad) der Probe, die die öffentliche Stimmung 
darauf gemacht, begangen zu haben glaubte, offen zurüczunehmen, 
fie den englijchen Grundſatz annahm: es ift männlich, 
befennen, wenn man ihn einfieht. Da= 
It worden; jest mit einem Mal foll 
eres fein. Die Kurheſſen hatten, 
iſchen den beiden Staaten ges 


























in den anderen Provinzen jegt micht —— 
Frage nur die, ſoll dieſes hannoverſche Beuteſtück 
den allgemeinen großen Topf geworfen oder in 
werden? Sonſt würde eine Ueberweiſung von C 
die anderen Provinzen Nichts fein als ein Geſchenk, welt 
fien 3. B. an die Nheinprovinzen machte, unter ber % 
daß ebenfo von der Aheinprovinz an Schlefien ein 
ſchenk gemacht würde. Es würde das Geld nur aus 
in die andere übergehen, Es kann da nicht von dem @ 
jondern nur von dem Anterefje der Decentralifation die 
daß aus dem großen Budget für jede Provinz der fie | 
Theil, joweit er von dem Ganzen ohne Schaden des S 
gelöft wird, oder aud nicht jo weit, nur jo weit er vo 
vinziellen Standpunkte aus befjer verwaltet werden kann, 
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Allgemeinen losgelöft und in Einnahme und in Ausgabe der Pro- 4 2. 1868. 
vinz übergeben wird. Hätten wir diefe Abficht nicht gehabt, eine 
Abficht, die ich für meine Perfon feit Jahren verfolgt habe, jo 
würden wir vielleicht weniger bereitwillig den hannoverſchen Wünz 
ſchen entgegengefommen fein, wen diefelben uns auch einen pe— 
cuniären Schaden im Budget in diefem Augenblide nicht thäten, 
Sollte nun diefe Vorlage — ih kann nicht jagen, dieſer erſte 
Verfuh, denn das war der heſſiſche — diefer zweite Verſuch ab- 
gelehnt werden, jo würde das feine andere Wirkung haben, als 
daß die Regierung in ihrem Vorgehen auf diefem Wege in hohem 
Mafe entmuthigt würde. Ich weiß nicht, ob ich dazu rathen würde, 
ihn dann weiter zu betreten. 

Das Hauptargument gegen die Bewilligung ift eben das 
juriftifhe, die angeblich ungeredhte Bevorzugung der einen Provinz 
vor der anderen. Iſt diefe Bevorzugung denn, meine Herren, jo 
etwas vollftändig Unerhörtes? Ich erinnere an einen fürzlichen 
Vorgang in diefem Haufe, wo mit vollen Händen ohne Widerſpruch 
einer der alten Provinzen 40 Millionen fir Eifenbahnen votirt 
worden find. 

Sind wir nicht bereit, die jpeciellen provinziellen Intereſſen, 
welche allerdings dur das Vorhandenfein einer Landescalamität 
in diefer Provinz?) momentan hervorgehoben wurden, mit allgemeinen 
Schultern zu tragen, müfjen nicht zu diefen 40 Millionen — 

(Oh! Dh!) 
aus Ihrem Murren entnehme ih, daß Sie mir vorwerfen, ich käme 
auf den Nothſtand; doc meine Argumentation hängt nicht mit dem 
Nothitande zufammen, denn dem gegenwärtigen Nothitande würde 
man mit einer von den 40 Millionen durch directe Vertheilung 
vielleicht wirffamer entgegentreten können. Es handelt ſich viel- 
mehr um eine*) DVerftopfung der Quellen zukünftiger Nothftände, 
das will ich eher zugeben, denn das Ganze erftredt ſich auf viele 
Jahre — aber Thatſache ift, da dies vom Staate zu Guniten 
einer Provinz geleiftet wird, und ich freue mich, daß es geichieht, 


*) ©. 1395a. 
’) Oftpreußen, in dem durch eine Mifernte ein großer Nothftand ſich 
während des Winters 1867/68 fühlbar machte. 
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is Ganze ſich am ſchicklichſten verwerthet 
ögen die Intereſſen nur materielle oder mögen ie m 


damit ja nicht die Abficht fein — harte, craffe 4 
ſich für jede Handlung finden, auch für die befte — 
etwa die Provinz Hannover damit beftehen, da man i 
triotismus und ihre Anhänglichteit an das neue G 
mit erfaufen wolle. Dieſe Richtung, wie fie der Herr 
dv. Vinde Minden) harakterifirt hat), hat der Kö 
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Auffaſſungsweiſe eines folgenden Redners — 
der Herr Abg. Lasker oder ein Anderer, daß wir den ( 
gang, wie die hannoverſchen Lande ihn bisher unter 


jonderten Regierung gehabt Haben und wie er für die 
Jahre den hannoverfchen Landen von der früheren Neg 


) Ag. v. Binde: „Die Vaterlandsliebe läßt ſich nicht mi 
Taufen, und das ift nicht die Gewohnheit unferer Negenten gewef 
ein Cadeau zu geben, um ſich dadurch ihre gute Stit 

werben” (StB. 1377b). 










Wafefgeinlige Wirkung des Gefes auf ie Stimmung in ber Bring. 


Ausficht geftellt war, nicht unterbrechen, daß auch wir ihn fo för— 
dern wollen, daß jeder Hannoveraner, aud der weniger urtheile- 
fäbige, der weniger einfichtsvolle, ſich jagen muß, es gebt uns in 
dieſer Beziehung nicht ſchlechter, man behandelt uns jo gerecht und 
wohlwollend, daß fein auffälliges Stoden in den früher projectirten 
Einrichtungen bemerklich wird. Wir wollen daher nicht guten 
Willen kaufen, jondern wir wollen Vertrauen zeigen und Vertrauen 
erweden; wir wollen das wieder gut maden, was zornige Neben 
an diefer Stelle vielleicht verderben. 
(Große Heiterkeit und Bravo!) 

Wir glauben daher vor Allem ein Anrecht auf Unterſtützung 
derjenigen Fractionen im Haufe zu haben, deren Wahl ein Aus— 
drud des Vertrauens zur jegigen Regierung Sr. Majeftät des 
Königs geweſen ift. Ich kann mir wohl denken, daß, wenn die 
heutige Vorlage die erfte gewefen wäre, die vor dem Budget ge— 
fommen wäre, daß fie dann leichter und glatter durchgegangen 
wäre, als heute. Worin fiegt num diefe Nenderung? Sollte fie 
vielleicht in einer Verftimmung, die die Abftimmung der hannover 
ſchen Abgeoroneten bei denjenigen im Lande hervorgerufen hat*), 
die ftrenger mit der Regierung halten, als die hannoverjchen Abs 
geordneten es thun, ihren Grund haben? Meine Herren, diefe 
Verftimmung ift bei der Königlichen Staatsregierung ganz in ebenſo 
hohem Maße vorhanden, als fie bei irgend einer Fraction diejes 
Hauſes vorhanden fein ann. 

(Heiterleit.) 

Wir**) hatten uns der Hoffnung bingegeben, daß die han— 
noverjchen Abgeordneten, frei von den Eindrüden, die ein früherer, 
glücklich überwundener Parteifampf bei uns in den Gemüthern 
binterlafjen hatte, eine mehr vermittelnde Stellung zwiſchen der 
Negierung und der Oppofition, eine ausgleihende, eine unbefangene 
einnehmen würden. Ich habe mit Bedauern gefehen, daß fie fi) 
raſcher und tiefer in dem hiefigen Parteitveiben gefärbt haben, 

(Große Heiterkeit.) 
als ich geglaubt Hatte, daß fie es thun würden, und daß fie auf 
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‚ wie jüngft bei den Beratungen über den Ci 
kei des Innern Graf Eulenburg zu diefer Fı 
habe. Graf Bismard bemerkte dazu*): 

Ich bin überzeugt, daß bei einer genauen Prüfı 
graphifchen Berichte ſich ein principieller Unterſchied 
Auslafjungen, die im Namen des Minifteriums des J 
die Frage der Decentralifation gefallen find, und 
meinigen nicht finden fann, denn es ift eine zweifell 
dab im Schooße des Minifteriums eine Meinungsven 
über dieſe Frage nicht herrſcht, daß wir Alle darüber 
die Decentralifation in dem Mae, wie id es geſtern 
babe, zu erftreben, und auch der Herr Minifter des 9 
darüber principiell nicht anderer Meinung. Es ift 
er in Bezug auf die Modalität der Ausführung, in Be 


*) StB. 1405a. 


Ba 


‘ar 
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ſteptiſchere Anfichten hat, als fie mir und dem Herrn Vorredner 
eigen find, das ift eine Sache der Erfahrung; jollten ih die Vor— 
ausfegungen des Herm Minifters des Innern als begründet ers 
geben, jo würde das vielleicht zu der Nothwendigkeit führen, nicht 
ausjchliehlih auf gewählte Chrenämter zu recurriren, jondern den 
unabhängigen provinziellen Körperfchaften rechts: und fachkundige 
Beamte beizugeben, wie das früher bei den landwirthichaftlichen 
Vertretungen ſehr oft der Fall gewejen ift. Das find Alles Mor 
dalitäten der Ausführung, auf die ich jegt nicht eingehen will. 
Darüber ift das Staatsminifterium in fi einig, daß ein Zuftand 
To bald als möglich aufhören müſſe, in welchem über jeden Zaun, 
über jede Brücenbohle dur fünf Inftanzen bis nad Berlin ges 
gangen wird, und daß ſchließlich die beiden äußerſten Pole, die 
Bezirksgensdarmen und die geheimräthlichen Kreife des Minifteriums, 
die eigentlich Entjcheidenden in jeder fpeciellen Sade find. 

(Heiterteit.) 

Soldem Zuftande eine Nemedur zu ſchaffen, dieſe Aufgabe 
verftehen wir unter Decentralifation. Wie wir fie realifiren können 
und werden, wollen wir mit Ihnen gern berathen, und feinem 
Wunſche, feiner Belehrung unzugänglich fein. 

(Bravo!) 





Der Abg. Walded fprad der Provinz Hannover überhaupt das 
Recht ab, als felbftändige Provinz in den Grenzen des vormaligen 
Königreichs weiter zu eriftiven. Die einzelnen Theile, aus denen das 
Königreich nad) und nad) entjtanden, müßten wieder aus ihrem fünft- 
lichen Verbande gelöft und mit denjenigen Theilen des preußiſchen 
Staates verbunden werben, zu denen fie naturgemäß gehörten: fo die 
alten Theile des Munſteriſchen Landes, das altpreußiſche Oſtfriesland, 
Dsnabrüd und Lingen mit der Provinz Weftfalen; das Webrige müſſe 
fpäter nad Vereinigung mit Braunfchweig ala Provinz Niederſachſen 
conftituirt werden. Ein Recht Hannovers auf den Domanialablöfungs- 
fonds erkannte er nicht an; als Theil des Staatseigenthums gehöre er 
dem preufifchen Staate. Graf Bismard erwiderte*): 


‚StB. 1414a. 
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Niederfahien — genau jo war der Name, 
wünſchte — unter Zufügung des alten niet 
Magdeburg berzuftellen. Diefes — id nenn 
hat fid) nicht verwirklicht; es ſcheiterte vielleicht an 
an Zeit, an dem Mangel an Arbeitskräften. Es 
Hand, daß, wenn ſolche Revirements in der Prı 
ftattfinden follten, die jhon mit Mühe unvo! 
überwältigten Gejhäfte gar nicht mit dem jegigen 
mit dem jebigen Perfonal hätten überwältigt werden 
ift gearbeitet worden von allen Seiten, jo viel man fı 
leicht unvollfommen, vielleicht nicht immer gejchidt, aber n 








*) StB. 1414b. 
**) StB.: mit. 
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mit Menſchen arbeiten, wie wir fie haben, wir fünnen fie uns 5.' 
nicht machen. 

Und vielleicht hätten mic diefe Hinderniffe noch nicht abge— 
ſchreckt, fondern auf ein Proviforium geleitet; aber ein Widerftand, 
der ftärfer durchſchlug, war ein folder, der ſonſt von der Forts 
ſchrittspartei ſehr hoch angefchlagen wurde. Ich erinnere mic, 
daß, wenn von dem Schickſal Schleswig-Holfteins die Nede war, 
immer entgegengehalten wurde: das Wolf foll jelbft über fein 
Schickſal beſtimmen, man folle die Stände berufen, man folle die 
Stände fragen. Genau nad diefem Necept der Fortichrittspartei 
find wir in Hannover verfahren umd werden darum nicht minder 
getadelt, weil es für die dortigen Zwecke nicht paßt. Es erhob 
fi von Kurheffen ein Widerfpruch dagegen, das dortige Staats- 
wejen zerjegen*) zu laſſen. Sie wünſchten zufammen zu bleiben 
unter einer Provinzialverfafjung, die fich der alten Landesverfaſſung 
in der Form und, ſoweit es thunlich, auch der Sache nad) Mög- 
lichkeit annäherte**). Sie wollten Hanau und Fulda nicht fahren 
laſſen. Es war fogar in Nafjau eine Abneigung vorhanden, fi, 
auch nur im Großen und Ganzen der Rheinprovinz anzuſchließen; 
ein ganz beftimmter Widerfpruch aber machte fidh unter den han— 
noverſchen Vertrauensmännern und auf dem hannoverſchen Pro- 
vinziallandtage gegen jede Zerlegung der Provinz Hannover geltend. 
In Dsnabrüd war man, joviel mir zu Ohren gekommen ift, ziem- 
lich einftimmig gegen jede Abtrennung von der Provinz Hannover. 
In Oſtfriesland allerdings find die Stimmen, wie das von dem 
Herrn Vorredner verlefene Actenftücd zeigt !), zwiefpältig darüber. 
Es ſcheint mir, als ob die drei großen Handelsftädte?) mehr der 
Bulegung zu Weitfalen geneigt waren, die ländliche Bevölkerung 
aber mehr an Hannover fefthalten wollte; wenigitens hat fi, jo 


*) So der StB.; es iſt aber wohl zw lefen: zerfegen. 
**) StB.: annäherten. 
') Der Abg. Walde brachte eine an den Minifterpräfidenten gerichtete 





Eingabe der Handeläfammer von Leer vom 22. Januar 1868 zur Verlefung, in 
welcher der Minifterpräfident gebeten wurde, darauf hinwirfen zu wollen, daß 
Dftfriesland mit der Provinz Weſtfalen vereinigt und ein Negierungsfig im 
einem der drei Emshäfen Emden, Leer, Papenburg unter dem Oberpräfidiun 
in Münfter errichtet werde. 

?) Emden, Leer, Aurich. 











gegangen, daß es nicht zur Provinz Brandenburg gehört 
es ein Haupthafenort für Berlin iſt. Kaum wird maı 
Hamburg jagen. Sobald aber das Hinterland nicht | 
Zollgrenze verſchloſſen ift, jobald fie unter Einer Ver 
Einer Jurisdiction ftehen, fo ſcheint es mir nicht, daß 
erheblicher Nachtheil daraus erwachſe. Hätten ſich 
der Bevölkerung mit mehr Einftimmigkeit und Entjchiel 
die Vorfcläge manifeftirt, die der Herr Worredner 


*) ©. 14150; StB. Landtagsſachen. 
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und die geftern aud) von dem Heren Abgeorbneten für Minden?) 5.2.1868. 
angeregt find, dann, glaube ich, hätte ich vielleicht bei diefem Theile 

meines Programms fo viel Unterjtügung gewonnen, daß feine Aus— 

führung factifch möglich geworden wäre, Es ift aljo feineswegs 

der Umftand gewejen, daß uns dieſe Gedanken fremd geblieben 

wären, oder daß wir nicht die Kuhnheit gehabt hätten, fie zu faſſen, 

ſondern es war rein die factifche Unmöglichkeit einerfeits, fie rechte 

zeitig durchzuführen und andererfeits die Abneigung der Bevölle— 

rung jeldft, die uns abgehalten hat. 

Da ich einmal das Wort habe, jo will ih mir noch eine Be— 
merkung erlauben, die ich vorzugsweife an diejenigen Fractionen 
richte, die ſich die Unterftügung der Königlichen Staatsregierung 
zur Aufgabe geftellt Haben. Der Herr Abgeordnete fir Minden 
bat geftern — ic) habe es erſt in den ſtenographiſchen Zeitungs- 
berichten gefehen, es war mir beim Hören entgangen — unter 
Anderem ein erhebliches Gewicht auf die Stimmung in den Wahl- 
kreiſen der öftlihen Provinzen gelegt, die durch dieſes Gefeg wejent- 
lich affieirt fein wiirde, Ich kann diefes Urteil und diefe Voraus— 
ſicht doch nicht unterfchreiben; ich finde in der Vergangenheit einen 
Beweis dagegen. 

Der Vorgang mit Kurhefjen war vollitändig befannt und 
öffentlich, ehe die Wahlen ſtattfanden; die Zufage der Königlichen 
Staatsregierung an die Provinzialftände Hannovers aus dem 
Monat September war eine durchaus öffentliche und allfeitig be— 
fannte, ehe die Wahlen ftattfanden. Nun ift mir nicht zu Obren 
gefommen, daß in irgend einem Wahlkreife auch nur irgend ein 
Candidat darüber interpellivt worden wäre, wie er über diefe etwa 
unbillige Zumuthung an die alten Provinzen dächte, daß irgend 
Jemand es für nüglic gefunden Hätte, auf fein Programm die 
Ablehnung diefer Vorlage zu ftellen, oder etwa in einem der *) 
der Regierung vertrauenden Kreife zu jagen: ich werde in allen 
Stüden mit der Negierung gehen; indeſſen kann ih es nidt in 
diefem Punkte, das ift eine Ungerechtigkeit gegen die alten Pro— 
vinzen. Es ift damals Niemandem eingefallen, obſchon die Sache 


*) ©. 1415b. 
2) 9, Binde. 

























zugsweiſe das Vertrauen zur jegigen Regierung 
unbedingt zu zählen. Meine Herren, es ift eine 
Regierung nicht möglid, wenn die Regierung nicht 
größeren Parteien mit voller Sicherheit zählen kann, 
Einzelheiten, die der Partei vielleicht nicht d 

wenn nicht diefe Partei das Facit ihrer Rechnung dahi 
wir gehen im Großen und Ganzen mit der Regierung; 
zwar, daß fie ab und zu eine Thorheit begeht, aber 
noch weniger Thorheiten macht, als annehmbare P 
deswillen wollen wir ihr die Einzelheiten zu Gute | 
eine Negierung nicht wenigitens eine Partei im Lande, 
ihre Auffaſſungen und Richtungen in diefer Art eingeht, 
ihr das conftitutionelle Regiment unmöglich, dann muß 
die Gonftitution mandvriren und pactifiren*); fie muß 
Majorität fünftlih Ihaffen oder vorübergehend zu erw 
Sie verfällt dann in die Schwäde der Coalitionsmin 
ihre Politik geräth in Fluctuationen, die für das Staat 


*) StB,: prattifiren, 
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namentlich für das confervative Princip von höchſt nachtbeiliger 3.2. 1808. 
Wirkung find. Gravoh 


Der Abg. v. Dieſt (Daber) trat der Behauptung des Minifter: 
präfidenten zwar bei, daß vor den Wahlen von feiner Seite wegen der 
Ueberlafjung des Domanialablöfungsfonds an die Provinz Hannover Inter⸗ 
pellationen an die zu Wählenden gerichtet worden feien, erflärte aber, 
daß thatſachlich eine große Verftimmung in den alten Provinzen an den 
Tag trete. Viele von den Abgeordneten feien noch mit einem geringen 
Schwanfen, wie fie zur Sache ſtehen ſollten, in die Weihnachtsferien 
nad Haufe gegangen, aber ftarf und feft zurüdgefehrt. Die confervative 
Partei befinde ſich leider in der Lage, der Staatsregierung entgegen= 
treten zu müfjen. Sie fei zwar bereit, ihr in ragen der auswärtigen 
Politit, ja in allen Fragen, wo fie es irgend fönne, jedes erdenkliche 
Opfer zu bringen, fie zu ftügen und zu heben mit der ganzen Kraft 
freier Männer. In diefer Frage aber gebiete den Confervativen das 
Gewiſſen, der Negierung nicht zuzuftimmen; nad) feiner Weberzeugung 
leifte die Partei der Regierung damit fogar einen Dienft. Graf Bis: 
mard erwiderte*): 

Ih erlaube mir über die Aeuferungen des Herrn Vorrebners 
in Betreff feines Wahlkreifes !) einige Worte, weil ich, wenn auch 
nur indirect, zu feinen Urwählern gehöre, vor deren Kritik er ſich 
jo jehr zu fürchten ſcheint. Ich kenne dieſen Wahlkreis genau, 
vielleicht genauer als der Herr Abgeordnete, weil ich länger in 
demjelben angeſeſſen geweſen bin wie er, und ich glaube, daß man 
mir dort allfeitig wenigitens von Seiten Derer, die für den Herrn 
Vorredner als Abgeordneten geftimmt haben, beipflichten wird, 
wenn ich behaupte, das Heben und Stügen kann mir nichts helfen, 
wenn es nicht in der Geſammtheit der Politit gefchieht, Ich kann 
mich nicht partiell heben und ftügen laſſen, ſonſt fomme ich aus 
dem Gleichgewicht. 

(Sehr aut!) 


Die Regierung muß fo gehoben und geftügt werden, wie fie 
in der Gefammtheit vorhanden ift; und wenn der Herr Vorredner 
fi) vor böjen Worten der Wähler in feinem Kreife fürchtet, wenn 
er nad) Haufe fommt, jo empfehle -ich ihm dafür nur das Necept, 


*) StB. 1426 b. 
4) 5. Stettiner (Naugard-Negenmwalde). 


5. 2. 1868. 


6. 2. 1868. 
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zu jagen, er habe mit mir geftimmt, und ich bin fiher, man wird 
ihm verzeihen! 
(Bravo!) 


44. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten 
Donnerftag 6. Yebruar 1868. 


In der 44. Sitzung des Abgeordnetenhaufes am 6. Februar 1868 
erhob der Abg. v. Brauchitſch unter Anderem Einjfprud gegen die 
Behauptung des Minijterpräfidenten, daß die conjervativen Abgeordneten 
nur gewählt worden feien, um unter allen Umjtänden die Regierung 
zu ftügen. Gewiß halte die confervative Partei im Weſentlichen zu 
der Regierung, nimmermehr aber fünne die Regierung die unbedingte 
Unterftügung in allen Fragen, ſelbſt foldhen der inneren Bolitif, von ihr 
verlangen. Seine meitere Rede entwidelte die Gründe für die ab- 
lehnende Haltung feiner Parteigenoffen. Graf Bismard hatte Die 
Rede felbft nicht mit angehört; er erwiderte auf Grund deflen, mas er 
durch Finanzminiſter v. d. Heydt über den Inhalt derfelben gehört 
hatte, wie folgt*): 

Ich bin nicht gegenwärtig geweſen, als der Herr Abo. 
v. Brauchitſch geſprochen hat, ich bin indefjen auf einzelne Haupt: 
jäge jeiner Rede von meinem Herrn Collegen aufmerffam gemacht 
worden, und, jJoweit ich fie verjtanden und in der Eile habe er- 
wägen können, fehe ich mich genöthigt, einige Bemerkungen darauf 
zu machen. 

Der Herr Abgeordnete ſcheint — und es thut mir leid, daß 
ih Mißverftändniffen auch auf diefer Seite ausgejegt bin, und 
zwar ſolchen Mißverftändniffen, die ſich durch die einfache Lectüre 
der ftenographiichen Berichte und der Zeitungsberichte, die Heute 
Ihon über die Sigung gebradht worden find, hätten vermeiden 
laffen — der Herr Abgeordnete jcheint mich injofern nicht ver— 
ftanden zu haben, als hätte ih gejagt: ich erwarte und fordere 
von der conjervativen Partei, daß fie unbedingt der Regierung 
folge. Ich habe in meiner Rede ausdrüdlih bemerkt, id verlange 


*) StB. 1443a. 










das nicht, ich kann es nicht verlangen, wo g 
fcheiden, und wo die Regierung von den großen P 


follte. Ich berufe mich auf das Zeugniß der 
ich nicht fo geſprochen habe, und begreife nicht, wie 5 
redner dazu kommt, diefe Einfchränkungen*) einfach unbeachtet zu 
laſſen und mir den Vorwurf zu machen, id) hätte etwas gefordert, 
was ich niemals von einer Partei fordern fan, die ſich ſelbſt 
achtet. Ferner ift es etwas Anderes, wenn es fih um Dinge 
handelt, wo nicht ein fait accompli vorhanden ift; aber wo die 
Regierung engagirt ift, wo die Sache nicht mehr res integra ift, 
wo fie vor der Wahl nicht mehr res integra war, da habe id), 
jo lange id) auf jenen Bänken der conjervativen Partei jaß, nie— 
mals der Regierung Verlegenheiten zu bereiten gefuht. Faſt für 
jede Sache lafjen ſich“) zwei, drei Wege einfchlagen — viele 
Wege führen nad) Nom. Welcher Weg der richtige, welder der 
fehlerhafte ift, entſcheidet die Zukunft, vielleicht wenn wir Alle 
nicht mehr leben; aber der Weg, auf dem eine Regierung zu 
Grunde geht, ift der, wenn fie bald dies, bald jenes thut, wenn 
fie heute Etwas zufagt, und dies morgen nicht mehr befolgt, Eine 
Regierung muß nicht ſchwanken; hat fie ihren Weg gewählt, jo 
muß fie, ohne nad rechts oder links zu fehen, vorwärts gehen; 
kommt fie ins Schwanfen, jo wird fie ſchwach, und darunter leidet 
das ganze Staatswefen. . 

Der Herr Abgeordnete hat, wie ic höre, davon geſprochen, 
unter welchen Aufpicien die Herren gewählt worden und wozu fie 
gewählt worden. Ich kann das nicht unterfuchen. Ich kann nicht 
in die Seele der Wähler fehen; aber hätten wir diefe conjervative- 
Majorität heute hier, im Vergleich zu der confervativen Minorität, 
welche vor zwei Jahren hier war, wenn diefe Regierung nicht 
am Nuder geftanden hätte? Wie viele von Jhnen wären dann 
gewählt? Wenn die Negierung gejagt hätte: diefe wünfchen wir 
nicht, der umd der geht uns zu weit rechts, der ift uns zu con— 
jervativ — hätten wir das erklärt, wo wäre die Majorität? 

(Ruf: Sehr wahr!) 

























ftändigeren allgemeinen Wahlrecht etwas zu 
dadurch verloren hat. Und hätte fie dem 
gebracht — ich will nicht von Opfern fprechen, 
fterium dem Lande gebracht hat, denn wir. 
ſchuldig; aber, meine Herren, dafür zeigen wir 
Provinzen auf, dafür zeigen wir Jhnen das co: 
auf, wir zeigen Ahnen das vereinigte Deutjchland 
dennoch mit uns abrechnen wollen, jo werden 
Credit finden. Braoon) 


Der Herr Abgeordnete hat ferner daran 
gethan haben würde, wenn das Minifterium M 
Mitglied der confervativen Partei gegenüber eine äh) 
rung geſtellt hätte*). Ich antworte mit Bezugnahme 
ich zuerft gejagt habe: hätte es mir eine Fo 
Aufgabe von gewiſſen Principien, die ich unzwei \ 
als große Grundidee meiner Parteiftellung anerkannte, 


N v. Brauchitſch: „Meine Herren! Wir haben in wie 
zu dem Minifterium geftanden, wir haben in Dingen zu dem 
ftanden, wo wir außerordentlich viel aufgegeben haben“ (St 
®) v. Brauchitſch: „Ih frage, was der Herr M 
geantwortet haben würde, wenn ihm der Minifter von U 
Ninifter v. Manteuffel etıwas Achnliches entgegengehalten Hätte?“ 









Regierung und canfernaline Patlei. — Biömste un 


ich gegen das Minifterium geftimmt haben, und da: 
war darauf vollfommen*) vorbereitet, und es hat 
jo kommen würde; beifpielsweife habe ich noch, als ich 
Dienfte war, im Herrenhaufe gegen die Grundfteuer geftimmt, ohne 
daß dadurch meine Beziehung zu meinem Allergnädigiten Herrn 
und zu dem Minifterium alterirt wurde, weil fie wußten, daß ich 
nad) der Conjequenz meiner gefammten prineipiellen Barteiftellung 
nicht anders handeln Tonnte. Aber das jehige Minifterium befindet 
fich jeinem Urfprung und feiner Stellung nad) in einer weſentlich 
anderen Lage als das Minifterium Manteuffel. Ich bin weit das 
von entfernt, meine Vorgänger in diefer Stellung anzuklagen, fie 
haben fo gehandelt, wie fie es bei der damaligen Lage des Staates 
für entfpredhend hielten; find fie zu weit gegangen, fo haben fie 
menſchlich in ihrem Urtheile geirrt; ich halte mid nur an die 
Thatfahen: das Minifterium Mantenffel kam zur Regierung in 
einem Momente, wo e8 ſich nad dem Eindrud der confervativen 
Partei darum handelte, nicht diefelbe Verfaffung, die die National= 
verjammlung gewollt hatte, uns naher zu oetroyiren: ſoweit zu 
gehen, lag nad unſerer Anficht Fein Grund vor, Die Rechts— 
continuität hätte dahin geführt, wozu ich dem hochſeligen König ge— 
rathen hatte im Herbft 1848, den Vereinigten Landtag zu berufen, 
und zit jagen: die verabrevete Vereinbarung mit der National- 
verfammlung ift mißlungen, wir wollen nun weiter jehen, was zu 
thun iſt. Ich frage noch jest, ob nicht eine analoge, aber ruhigere 
Entwidelung des Verfafjungslebens das Nefultat geweſen fein 
würde. Wir hatten damals von dem Minifterium Manteuffel auf 
conjervativer Seite mehr erwartet, mehr Entſchloſſenheit im Wider- 
ftande auf principiellem Gebiete, als geleiftet wurde: doch ich will 
nicht auf das Feld gerathen, welches ich vermeiden will, aber ic) 
überlafje Jedem, der diefe Zeit mit mir durchlebt hat, diefen Ge- 
danfen auszudenfen. 

Wir kamen zur Regierung im Jahre 1862. Ich weiß nicht, 
ob Jemand unter Ahnen von Haufe aus geglaubt hat, daß wir 
die Sahen zu einem günjtigen Ende führen würden. Aber hat 
ſich außer uns hier Jemand gefunden, der bereit war fie durch— 






Yan 







Sage im Jahre 1802, — Verdächtigungen bes Charakters. 


= ME a inf 
ini jenten durchjegte Rede v. Bin © 
er Bismard in perjönliher Bemerfung*): 

Es kann nicht meine Abfiht fein, in einem fo vorgerüdten 
Stadium der Debatte, am dritten Tage derjelben, kurz vor Schluß 
der Sigung, den Herrn Vorredner weder in der Länge der Nede, 
noch in der perjönlichen Färbung, die er derjelben gegeben hat, mir 
zum Mufter zu nehmen; er hat jehr viel auf die Tribüne gebracht, 
was fich zu privativer Beſprechung zwiſchen ihm und mir bei der 
langen Bekanntſchaft, die zwiſchen uns herrſcht, ſehr wohl geeignet 
was mir aber auf die Tribiine nicht hinzugehören ſchien, 

(Bravo! rechts.) 
und r viel Anregung er mir auch duch Bezugnahme auf meine 
Perſon gegeben hat, jo widerftrebt es mir doch, auf diefelbe ein— 
zugeben, aus dem Grunde, weil es mir ftets ein unbehagliches 
Gefühl**) der Beſchämung verurfacht, wenn ich mich genöthigt ge— 
fehen habe, von meiner Perfon zu ſprechen, und weil ich gefunden 
habe, daß ich zu Anfang dieſer Sigung ſchon mehr von mir ge— 
ſprochen habe, als es meinem Geſchmack entfpricht und als es 
meine Gewohnheit ift, Wir Haben wichtigere Dinge zu thun, als 
Perfonalien zu erwägen, und ich ftehe bier nicht, um mich gegen 
perfönliche Angriffe und gegen den Vetrſuch, einzelne Aeußerungen 
von mir mit anderen in Wiberfpruch zu bringen, und ihre Ueber— 
einftimmung zu vertheidigen, was mir vielleicht gelingen follte, 
wenn ich es verfuchen wollte und Zeit dazu hätte, Nur das bitte 
ich zu glauben, daß ich ein Gewiffen meinerjeits auch habe, und 
daß ich den Charakter eines Chrenmannes für mich aud in Ans 
ſpruch nehme, und daß ſich die Gejchide eines Staates von zwanzig 
Millionen weder in gewifjenlofer nod anders als in der Weiſe 
eines Ehrenmannes lenken laſſen ). 
(Bravo! rechts.) 


‚Herten! Was würde für den Herrn Minifter- 
jeine Vorlage durchgeht, wenn er ſich 

te | iſſen an dieſer Vorlage hängen? ., 
ortagenbe Mitglieder der (conferva- 
en und haben gejagt: 








(Bravo! rechts.) 
Nur dazu habe ich hauptſächlich das 
tiſch zu conftatiren, wie es fich mit den 
geben find. Der hannoverjche Provinzi 
befannten Antrag einftimmig geitellt. Se. 
befand ſich nicht hier anweſend. Das 9 
diefen Antrag zur Kenntniß St. Majeftät 
Mainau im Bodenjee gebracht und um die Er! 
jenige Antwort zu geben, die der Oberpräfident 
nachher gegeben hat, und die id) als befannt vor 
Es ift aljo eine Zufage mit Ermächtigung des 
Der*) Herr Vorredner hat mich an parlament 
heiten erinnert, nad) denen ich Namen, die hier 
nicht hineinziehen möge. Es ift vielleicht mehr u 
dem alten Sauerteig in mir, daß es mir noch nicht 
| Königlihe Regierung von Sr. Majeftät in dem 
\ ‚Herr Vorredner, zu trennen. 























(Bravo!) 


„Ja, wir find gewählt worden, das Minifterium zu unterft 
gan 1 unfer Gewiffen, für die Vorlage zu ftimmen, mir 
um aus diejem Zwieſpalte herauszulommen.‘ 
gr die gewifjenhafte Ueberzeugung in eine — 
Bismard in die andere. Es ift das eine 
ent ſelbſt nicht wollen kann“ (StB. 14558). 
*) 8. 1456b. 
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An den Edhluß der Debatte fnüpfte fich noch eine größere Zahl 6. 2. 1868. 
perjönliher Bemerkungen. Der Abg. v. Brauchitſch rechtfertigte ſich 
gegen den Vorwurf, den Miniiterpräfiventen perjönlic angegriffen zu 
haben, und ſprach von einer Zurechtmeifung, die er vom Grafen Bis: 
mard empfangen habe. In perjönlicder Bemerkung erwiderte Graf 
Bismard*): 

Ich glaube nicht, daß ich den Herrn Vorredner perſönlich an- 
gegriffen babe, ich glaube, ich habe mich in den Grenzen ganz 
allgemeiner politiiher Betrachtungen gehalten. Sch habe**) auch 
nicht vernuthet — und habe deshalb den Herrn Vorredner weder 
perſönlich erwidern, noch weniger ihn zurechtweiſen wollen, weil 
mir dazu ein Recht nicht zugeltanden haben würde — ich habe 
auch nicht geglaubt, daß der Herr Vorredner mid perjönlih an: 
gegriffen habe, indem ich die Abficht dazu bei ihm niemals ver- 
muthete. Selbft wenn es der Fall wäre, jo glaube ih, habe ich 
heute das Beifpiel gegeben, daß ich auf jehr viel weiter gehende 
und ſehr viel unberechtigtere perfönliche Angriffe und Inſinuationen 
nad) einer dreitägigen Debatte doch nicht antwortete. 

(Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Der Abg. Binde berief ſich auf den wiederholten Ausdrud der 
Hochachtung für den Minifterpräfiventen, der ſich in feiner Rede finde, 
jo daß Niemand einen Angriff auf feinen Charakter werde heraushören 
fünnen. „Wenn man fi früher,” fchloß er, „fo perfönlich im Leben 
gegenüber geftanden hat, wie der Herr Minifterpräfident und id, und 
wenn man fih dann einmal verfichert hat, daß man fich gegenfeitig 
für einen Ehrenmann hält, dann bedarf es einer ſolchen PVerficherung 

nicht mehr; aber außer der großen politifhen Hochachtung, die ich für 

den Herrn Minifterpräfidenten habe, fühle ich noch das Herzensbedürfniß, 
wenn ich mid) ihm gegenüber perſönlich ausſprechen ſoll, daß ich jeden 
Zoll von ihm für einen Ehrenmann halte.” Graf Bismard ermiderte 
in perfönlicher Bemerkung ***): 


Ich zweifle nicht an der Hochachtung des Herrn Abgeordneten, 
nachdem er mir ausdrüdlih die VBerfiderung davon gibt; er wird 
mir aber erlauben, den Inhalt feiner heutigen Rede als eine Ver: 
fiherung derfelben nicht anzuſehen; ich alaube, jelbft bei näherer 
Durchlefung werde ich dieſe Ueberzeugung nicht gewinnen Fünnen. 


*) St®. 1461. 
*) &. 1461 b. 
[ze 


DI. 30. 


6. 2. 1868. 


9.2. 1868. 
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Hauptfächlich aber ergreife ic das Wort, um eine unrichtige 
Thatſache zu berichtigen, die der Herr Abgeordnete in feiner per: 
fönlihen Bemerfung anführte, daß ich bei dem Worte „Bureau“, 
welches ich in irgend einer Rede gebraucht habe, auf die Herren, 
neben welchen ich die Ehre habe zu fiten, hingedeutet hätte ); Dies 
muß ich auf das Beltimmtefte in Abrede ftellen, dergleichen Un: 
böflichkeiten liegen nicht in meiner Gewohnheit. 


Die Abjtimmung über das Gejet erfolgte in der 45. Sitzung Des 
Abgeordnnetenhaufes am 7. Februar 1868. Daffelbe wurde mit 200 
gegen 168 Stimmen angenommen, $ 1 jedoch nicht in der Faſſung der 
Regierungsvorlage, fondern nach dem Berbefjerungsvorihlag des Abg. 
v. Kardorff, morin nicht von einer Webermeifung des Domanial: 
ablöfungsfonds an die Provinz Hannover die Rede war, fondern von 
der Einjtellung einer Summe von 500000 Rthlrn. aus den Staats: 
haushalt3einnahmen in das Ordinarium des Etats, die dem provinzial- 
ftändischen Berbande der Provinz Hannover zur Verwendung für Die in 
der Regterungsvorlage angegebenen Zwecke jährlih eigenthümlich zu 
übermweijen feien. Das Herrenhaus genehmigte das Gefe in der vom 
Abgeordnetenhaus angenommenen Fallung in der 13. Sitzung am 
18. Februar 1868. 


Graf Bismard erbat und erhielt noch am 6. Februar 1868 einen 
Urlaub auf unbeitimmte Zeit und nahm in Folge deſſen an den weiteren 
Situngen des Landtags nicht mehr Theil. Der König ſchloß den— 
felben, indem er in einer 


Schlußfißung beider Käufer des Landtags 


Sonnabend 29. Februar 1868 
die folgende Thronrede verlas *): 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des Landtags! 
Die Sißungsperiode, welche mit dem heutigen Tage zu Ende 
geht, war reich an wichtigen Aufgaben. Es wird Sie ebenfo wie 


*) StB. AH. 2053 a, HH. 2758. 

1) In dem Theile feiner perfönlihen Bemerkung, welche fih gegen den 
Abg. Wagener richtete, erklärte der Abg. v. Binde, daß er, wenn er von 
Minifterialräthen gefprochen Habe, nicht ſolche Mitglieder gemeint habe, die dem 
Minifterium angehörten, fondern er habe damit die Herren gemeint, die neben 
dem Minifterpräfidenten fäßen und von diefem felbjt mit dem Geſammtnamen 
„Bureau“ bezeichnet worden feien (StB. 1462). 
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Mich mit Genugthuung erfüllen, daß diefe Aufgaben in weſent— 
liher Webereinftimmung zwiſchen Meiner Regierung und der 
Landesvertretung gelöft oder einer baldigen Löſung entgegengeführt 
worden find. 

Ich*) danke Ihnen für die Bereitwilligfeit, mit welcher von 
beiden Häujern des Landtags dem Mehraufwande**), welchen 
Ich zur Aufredterhaltung der Würde der Strone in Anſpruch ge: 
nommen habe, die Zuftimmung ertheilt worden ift. 

Durch den Staatshaushaltsetat und andere von Ahnen gut: 
geheißene Finanzgejege find Meiner Regierung die Mittel gewährt, 
die Verwaltung der erweiterten Monardie in allen Zweigen er: 
Iprießlich fortzuführen und mannigfache außerordentliche Bebürf: 
nifje, ſowie berechtigte Wünſche der neuerworbenen Lande zu be: 
friedigen. Meine Regierung wird es als ihre Aufgabe anfehen, 
diefe Mittel mit Umſicht und Sparſamkeit zu verwenden. 

Die zur Linderung des Nothitandes in Oftpreußen mit Ihrer 
Zuftimmung getroffenen Anordnungen werden, wie ch zuverficht: 
lich hoffen darf, im Bereine mit den alljeitigen Erweiſen der 
öffentlichen Wohlthätigfeit und unter der bewährten Fürforge Meiner 
Behörden genügen, um die nädjiten Gefahren von der jchwer bes 
troffenen Provinz abzuwenden. Die mit Ihnen vereinbarten wei: 
teren Maßregeln werden dazu beitragen, jene Zandestheile mehr 
und mehr mit dem vaterländiichen Gefammtverfehre in Verbindung 
zu jegen und einer hoffnungsvollen Entwidelung entgegenzuführen. 

Eine Reihe wichtiger Gejegesvorlagen von allgemeiner oder 
provinzieller Bedeutung hat Ihre Zuftimmung erhalten. 

In Betreff der von Mir erftrebten Fortbildung der Ver: 
‚waltungseinrichtungen haben in dieſer Sigungsperiode nur vor: 
läufige Erörterungen innerhalb der Landesvertretung ftattfinden 
fonnen; die hierbei geäußerten Auffaffungen und Wünſche werden 
bei den im Gange befindlichen legislatorifchen Worarbeiten ein- 
gehende Beadhtung finden. 

Durch die Bewilligung des Provinzialfonds für Hannover 
haben Sie nicht bloß den***, Rückſichten der Billigfeit und des 

*) StB. AH. 20536. 


++) StB. 99. 275b. 
+, StB. AH. u. HH.: die. 


29. 2. 1868. 


29. 2. 1868. 
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MWohlwollens, von weldden Meine Entjchliegungen den neugewon- 
nenen Provinzen gegenüber geleitet werden, Ihre Zuftimmung er: 
theilt, fondern zugleich thatfähhlich den Boden betreten, auf welchen 
nad der Abjiht Meiner Regierung auch für alle anderen Pro— 
vinzen eine erfolgreiche Selbitverwaltung erwachſen Toll. 

Mit Befriedigung erfenne Jh es an, daß Sie denjenigen 
politiihen Gefihtspunften und Erwägungen beigetreten find, von 
welhen Meine Regierung bei dem Abjchluffe der Ausgleichungs: 
verträge mit den früheren Yandesherren von Hannover und Naſſau 
ausgegangen ilt. 

Sie*) haben dadurch auch Shrerjeits dazu beigetragen, den 
neuen Verhältnifjen eine feſte Grundlage zu geben und ihre fried- 
lihe umd ruhige Entwidelung zu fichern. 

Meine Regierung ift in ihren auswärtigen Beziehungen **) 
unausgejegt beftrebt geweſen, ihren Einfluß für die Erhaltung und 
Befeltigung des europäiichen Friedens zu verwerthen, und fann Ich 
mit Genugthuung befunden, daß diefe Beftrebungen, da fie von 
Seiten der auswärtigen Regierungen in freundfchaftlider und wohl: 
wollender Geſinnung getheilt werden, die Bürgjchaft des Erfolges 
in fi tragen. Ich darf daher die Zuverficdht ausiprehen, daß 
das feiter begründete allgemeine Vertrauen für die Entwidelung 
der geiltigen und materiellen Güter und des Wohlitandes***) der 
Nation die erwünjchten Früchte tragen werde. 


*) StB. Ad. 2054. 
*x) StB. Hd. 270. 
***) StB. AH. 2054b. 
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Ueber die Aeußerungen Bismards in der Commiſſion des Ab— 
geordnetenhaufes zu dem Gejetentwurf, betreffend die Vereinigung des 
Königreich Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen, des Herzogthums 
Naffau und der freien Stadt Frankfurt a. M. mit der preußifchen 
Monardie, am 23. Auguft 1866 berichtet die Norddeutſche Allg. 
Zeitung vom 25. Auguft 1866 Nr. 198: 

Die Abg. Kanngießer, v. Kirchmann, Graf Schwerin, v. Bodum: 
Dolffs brachten verichiedene Amendements ein, welche mehr oder weniger 
auf eine ſofortige Einverleibung der vier Landestheile gerichtet waren. 


Der Minilterpräfident Graf Bismard fpridt feine Anerfennung 


für das Entgegenfommen der Commiſſion aus und entwidelt 
die befannten Gründe, aus melden die Negierung die vor: 
läufige Berjonalunion für zmedmäßig angejehen hat, ftellt 
jedoh eine nähere Erwägung der Nealunion durh das 
Minifterium in Ausfidt. Der Minifterpräfident fnüpfte ferner 
daran Mittheilungen über die Beziehungen zu den friegführenden 
Mädten. 

Ausführlicher find die Mittheilungen über die zweite Situng der 
Commiffion, Sonnabend den 25. August 1866: Norddeutihe Alle. 
Zeitung vom 28. Auguft 1866 Nr. 200: Bezüglich der bei der Com: 
milfion gegen die Einverleibung eingegangenen Petitionen bemerkte Graf 
Bismard: 


Auch bei der Staatsregierung feien vielfach Petitionen ein- 
gegangen, aber im entgegengefegten Sinne, wie die hier vorliegen: 
den; fie jprächen fich für die Einverleibung der in Nede ftehenden 
Staaten aus. Die Negierung lege aber auf alle dieſe Betitionen 
nicht viel Werth, weil aus ihnen ſich nicht mit Sicherheit die Stim— 
mung in jenen Zändern herleiten lafje, und er führe dies nur hier 
an, um den bier vorliegenden Betitionen entgegenzutreten. Aus 

die meiſten Petitionen, welche alle der Einverleibung 


23. 8. 1861 


25. 8. 1861 


3. 8. 1866. 
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zuftimmten: aus dem Verdiſchen, dem Bremifhen und Dem 
Hildesheimifchen; — vereinzelt dagegen jeien die Petitionen nur 
aus den eigentlihen bannoverfhen Stammlanden, dem Calen: 
bergijgen, dem Lünebuggiihen und dem Göttingenfhen. Aus 
Naſſau Seien ebenfalls viele Petitionen eingegangen, welche um 
Einverleibung bäten. Wenn hier eine Betition von elf nafjauifchen 
Grafen gegen die Einverleibung vorliege, jo wolle er nur darauf 
binweifen, daß man die Namen diefer Unterzeichner vielfach in den 
öfterreihiichen Rangliſten vorfinde und daß es dieſelben 


Perſonen feien, welche früher mit großer Erbitterung Dagegen 


eiferten, daß fie ſich dem Herzog von Naſſau unterwerfen ſollten. 
Der Miniſterpräſident fügt ferner hinzu, daß er mit den übrigen 
Mitgliedern des Staatsminiſteriums Rückſprache genommen über 
die vorliegenden Amendements, und er ſei im Stande, zu er— 
klären, daß die Staatsregierung bereit ſei, ſich mit dem 8 1 des 
vom Referenten (Kanngießer) vorgeſchlagenen Amendements, mit 
der ſofortigen Einverleibung der in Rede ſtehenden Staaten, ein— 
verſtanden zu erklären. Ebenſo ſei die Staatsregierung damit ein— 
verſtanden, daß in dieſen Staaten die Preußiſche Verfaſſung binnen 
Jahresfriſt eingeführt werde. Dagegen wünſche die Staatsregierung, 
daß es ihr geſtattet werde, das neue Regime nach und nach durch 
Königliche Verordnungen einzuführen, und daß dies ausdrücklich im 
Geſetze ausgeſprochen werde. Die Königliche Regierung gebrauche 
gewiſſe Latituden, um den Uebergang in jenen Staaten herbeizu— 
führen, und es ſei deshalb nothwendig, daß ſie durch das Geſetz nicht 
zu ängſtlich beſchränkt werde. Das möge man erwägen bei Feſt— 
ſtellung des Geſetzes. 

Abg. Dr. Virchow verlangte zur Einverleibung die Zuſtimmung 
des Parlaments des Norddeutſchen Bundes, der Abg. v. Bockum— 
Dolffs erklärte ſich dagegen. Nach ihm nahm Graf Bismarck noch— 
mals das Wort: 

Er erkläre ſich für die Amendements der Abg. Frhr. v. Nor— 
denflycht), v. Carlowitz“), Graf Schwerin) und Kann— 
gießer, halte dagegen die Amendements der Abg. Baſſenge9) 
und Dr. Virchow') für nicht annehmbar. Die Bereinigung der 
in Rede ftehenden Länder mit Preußen dürfe nicht vom Parla= 


yj bis 6) ſ. S. 473 ff. 








würde dahin führen, da man fagen würde, Die 
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Regierung verrathen, welde Europa leicht 
dies fei das Parlament auch zu einem derartigen Beſchluſſe gar 

nicht competent, Käme es fpäter zu einem Kriege, fo würde eine 
jpätere Genehmigung des Parlaments der Regierung feinen Nuten 
ſchaffen, denn es Fönnte jehr wohl fein, daß Preußen auch nad) 
der Einverleibung genöthigt jei, diefen Beſit gegen fremde Mächte 
zu vertheidigen, wie dies ja auch im vorigen Jahrhundert mit 
Schleſien der Fall geweſen jei. Es dürfe fein Zweifel auffommen, 
daß wir vollfommen entſchloſſen und auch fähig jeien, an der einmal 
ausgeſprochenen und in Vollzug gejegten Einverleibung feitzuhalten. 
Auch ein europäifcer Congreß, von dem ber Abg. Dr. Virchow 
geſprochen, würde zu nichts Weiteren führen; er würde rejultatlos 
verlaufen, und wenn er irgend Etwas im Gefolge haben würde, 
fo wären dies num Nüftungen und Krieg; „denn in dieſem Falle 
gibt es Fein höchftes Tribunal“. Die Regierung ftüge ihr Recht 
nicht auf die Eroberung, wie Herr Virchow meine, fondern es 
handle ſich bier vornehmlich um das Recht der deutſchen Nation, 
um ihr Recht zu eriftiren und zu athmen, und um ihre Kraft, 
welche in Preußen wurzele. Dem Amendement des Abg. v. Bodum 
Dolffs’) könne fi die Staatsregierung auch nicht anjchließen, 
denn es entſpreche dem vorliegenden Zwede nicht; dies Amende— 
ment würde ſich weit eher zur Antwort auf eine Botſchaft eignen, 
Wenn der Abg. Rohden verlange, daß die Preußiſche Verfaſſung 
unter dem 1. October 1867 beftunmt in allen in Preußen einver- 
leibten Zändern eingeführt werden folle, fo könne er ſich zwar 
diefem Antrage nicht ohne alles Bedenken anfchließen, würde jedoch, 
wenn diefer Antrag in der Commilfion Anklang finden würde, 
nehmen und trogdem das Gefeg nicht 
der Abg. Schulze), Dr. Lette?) 
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und Baſſenge jeien viel zu ausführlid. Die Einverleibung der 
in Rede ftehenden Länder ziehe ja die Einführung der Verfaſſung 
von jelbit nad fih. Es liege in der Abjicht der Regierung, in 
den in Rede ftehenden Staaten durch Verordnung die Preußiſche 
Militärverfafjung einzuführen, ebenſo auch folde Geſetze, welche 
fih auf die Freiheit des Verkehrs beziehen; aber es müſſe der 
Regierung überlajjen bleiben, die geeigneten Mittel und Wege nad 
eigenem Ermeljen auszumählen, durd) welde das vorgeftecdte Ziel 
am eriten und richtigften erreicht werden könne. Zur Vorbereitung 
und Organijation der beabfihtigten Umgeftaltung in jenen Ländern 
beabfihtige die Regierung eine Commiſſion zu ernennen, melde 
unter dem Vorſitz eines preußiſchen Beamten ihre Thätigfeit be— 
ginnen ımd zu der Sachverſtändige aus allen den einzuverleibenden 
Landestheilen hinzugezogen werden jollten. Ebenjo follten Sachver— 
ftändige aus jenen Ländern zur Crleidhterung und Unterftügung 
in das Minifterium nach Berlin berufen werden. „Aus allen dieſen 
Mittheilungen geht hervor, daß es nicht angebradt iſt, wenn wir 
uns jet das Geſetz jo ſchwer machen; jeien wir vielmehr Heiß: 
hungrig nad) dem im deutichen Bolfe erwachten Einheitsgefühl und 
nehmen wir, ohne viel daran herum zu mäfeln, das Gericht jo, 
wie es uns fervirt wird. Greifen wir deshalb zu nad) dem, was 
uns geboten wird. Das Glück, was man in der einen Secunde 
austchlägt, Fehrt oft in Ewigkeit nicht wieder! Die Negierung wird 
vor der Jofortigen Einverleibung nicht zurüdichreden, aber Die jo: 
fortige Einführung der Verfaſſung — wenn Sie uns die zur Pflicht 
maden wollen, jo ift fie für uns beengend. Wie wollen Sie den 
verjchiedenen Strömungen in jenen einzuverleibenden Ländern von 
vorn herein entgegentreten? Etwa durch Verhängung des Be- 
lagerungszuftandes? Dann würden wir gerade, anftatt mit den 
regelmäßigen Zuftänden anzufangen, zuerit die Ausnahmezuftände 
benugen müſſen. Es ijt der Vorſchlag gemacht worden, die Yandes- 
vertretung in den vier Ländern zu berufen; auch das hat jeine 
großen Bedenken. Wir fünnen nicht wiffen und ermeſſen, wie die 
Beſchlüſſe dieſer Verſammlungen ausfallen werden. Die große 
Maſſe in diefen Barticularitaaten befigt immer eine große An— 
bänglichfeit an die bequemen und von aller Verantwortung freien 
Zuftände der Vergangenheit. Allerdings gibt es auch dort inteffi- 
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gente Leute, aber ob diefe das Webergewicht über die große Menge 
haben, ift mehr als fraglid. Machen Sie, meine Herren, der 
Regierung die Verantwortlichkeit nicht zu Schwer! Die Regierung 
it das vermittelnde Glied zwischen dem König und den beiden 
Häufern des Landtages. Stellen Sie nicht zu viele Gelichtspunfte 
auf, denn Sie erjchweren dadurch nur der Regierung ihre Auf: 
gabe. Es ift hier die Bemerkung gefallen, daß die Negierung in 
dem gegenwärtigen alle anders als in der lauenburgiichen Ange: 
legenheit handle und fich dadurch gewiſſermaßen einer Inconſequenz 
Ihuldig made. Darauf muß ih erwidern, daß die Regierung 
auch heute noch jene Länder nicht für „fremde Reihe” anfieht. 
Die Regierung hatte übrigens nicht erwartet, daß diefer Sprachſtreit 
in dieſer Angelegenheit und in diefer Zeit wieder erneuert werden 
würde. Wir finden eben feine andere Anlehnung an das Geſetz, 
als den Art. 55. Wir laffen uns nicht abjchreden, ſelbſt auf 
die Gefahr bin, der Inconſequenz bejchuldigt zu werden, eine 
andere Pofition einzunehmen, welche uns für den vorliegenden Fall 
geeignet erjcheint, auch wenn jie unjerem Verfahren in der lauen- 
burgiſchen Angelegenheit nicht conform if. Der Menfch jchreitet 
fort und muß mit der Entwidelungsgeichichte fortichreiten, und 
es iſt ein trauriger Ruhm, immer nur an denfelben Anfichten mie 
vor fünfzig Jahren feftzuhalten. In Wahrheit begehen mir Feine 
Inconſequenz, jondern die Armuth unjerer VBerfaflungsparagraphen 
nöthigt uns, auf den Art. 55 der Verfaſſung Bezug zu nehmen; 
- vielleicht hätte auch in diefem Falle Art. 118 der Verfaſſung ſchon 
genügt. Eine Verſtändigung ift jegt vor allen Dingen nothwendig; 
Juden Sie daher, meine Herren, jo jchnell wie möglich eine Ber: 
ftändigung herbeizuführen.“ 

Zum Schluß bat der Minijterpräfident nochmals: 

Der Regierung ihre Aufgabe nicht zu Schwer zu machen, wie 
überhaupt die ganze Angelegenheit zu bejchleunigen. 


1) Antrag des Frhrn. v. Nordenflydt: 
F 1. Das Königreih Gamenmer ac, zc, werben mit der preußiſchen Mon: 


8 2. Ueber fer Länder in das preußifche 
Staat : Berfaffungsurfunde, ſowie 


25. 8. 1866. 
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über die daran fih Inüpfende Einführung der preußifchen Ber: 
fafjungsgejege bleibt eine beſondere Gefegeävorlage vorbehalten, 
welche ſpäteſtens binnen Yahresfrift erfolgen fol. 


2) Antrag des Herrn v. Carlowitz: 
F 1. Das Königreich Hannover ꝛc. ıc. find auf Grund des Art. 2 der 


8 2. 


83. 


Berfaffungsurfunde dem preußifchen Staatögebiete für immer ein- 
verleibt. 

Die definitive Regelung dieſer Cinverleibung erfolgt durch Gefeg, 
welches den beiden Häufern des Landtags binnen Jahresfrift vor: 
zulegen ift. 

Die bis zur Erlaſſung diefed Gefeges erforderliden Einrichtungen 
erfolgen durch Königliche Berordirung. 


2) Antrag des Grafen v. Schwerin-Putzar: 


81. 


82. 


8 3. 


Das Königreih Hannover zc. zc. werden mit dem preußifchen 
Staate vereinigt und übernehmen Wir für Uns und linfere Nach— 
folger die Regierung diefer Lande. 

Die Einführung der Preußifchen Verfaflung in diefen mit Unſerer 
Monarchie nun vereinigten Ländern bleibt einem befonderen Geſetz 
vorbehalten, deſſen Entwurf Wir binnen Jahresfrift den Häufern 
des Landtags vorlegen werben. 

In Betreff der Organifation der Verwaltung und der Juftizpflege, 
jowie der Eteuergefeggebung werden Wir unter thunlichfter Scho— 
nung der beftehenden Verhältniffe bis dahin durd Königliche Ber: 
ordnung das Nöthige verfügen. 


4) Antrag des Abg. Kanngießer: 


Wir Wilhelm 2c. verordnen unter Zuftimmung beider Häufer des 
Landtags auf Grund des Art.2 der Berfaffungsurfunde für den preußi- 
ſchen Staat, was folgt: 


81. 
82. 


Das Königreich Hannover 2c. 2c. werden mit der preußifchen Mon: 

archie für immer vereinigt. 

Die Ginführung der Breußifchen Verfaſſung und die definitive 

Regulirung der jonftigen rechtlichen Beziehungen diefer Länder zu 

Unferer Monardie erfolgt mittels befonderen Geſetzes, welches 
ir dem Landtage binnen Jahresfrift zur Genehmigung vorlegen 

werden. 


3) Antrag des Abg. Bafjenge: 


sl. 


8 3. 


Tas Königreih Hannover zc. 2c. werben für immer mit dem preußi- 
ihen Staate vereinigt, deſſen Staatsgrundgefeg vom 31. Januar 
1851 nebft den daffelbe ergänzenden und abändernden Gefegen 
hiermit in diefen Yändern eingeführt wird. 


. Dem Abgeordnetenhaufe treten für das Königreih Hannover 38, 


für das KurfürftenthHum Heſſen 14, für das Herzogthum Naffau 9 
und für die freie Stadt Frankfurt 2 Abgeordnete zu, deren Wahl 
auf Grund der Verordnung vom 30. Mai 1849 erfolgt. 

Das Staatsminifterium wird mit der Ausführung dieſes Gefeges 
beauftragt und hat die hierzu erforderlichen weiteren Geſetzentwürfe 
binnen Sahresfrift dem Landtage vorzulegen. 
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Uebergangäbeftimmung: Die in den neu erworbenen Ländern be= 
ftehenden Gefege bleiben in Kraft, foweit fie nicht der Verfaſſungs⸗ 
urfunde für den preußifchen Staat zumiderlaufen, können aber bis 
zu der in 8 3 vorgefehenen definitiven gefeglichen Regulirung 
dur Königliche Verordnung aufgehoben oder abgeändert werden. 


®) Antrag des Abg. Dr. Virchow: 
Im Cingange des Geſetzes zu fagen: mit Zuftimmung beider Häuſer 


des Landtags der Monardie und unter Vorbehalt der Zuftimmung 
ded Parlaments der Norddeutfchen Bundezftaaten. 


) Antrag des Abg. v. Bockum-Dolffs: 
Mit Weglaffung des $ 2 dem 8 1 folgende Faſſung zu geben: Die Ber: 


einigung des Königreich Hannover ıc. 2c. mit dem preußifchen 
Staatögebiete wird auf Grund des Art.2 der Berfafjungsurfunde 
genehmigt. 


®) Antrag des Abg. Schulze: 


81. 
Ss 2. 


8 3. 


Das Königreich Hannover 2c. 2c. werden als untrennbare Beſtand⸗ 
theile für immer mit der preußifchen Monardie vereinigt. 

Die Einführung der Verfaffung und Gefeßgebung des preußijchen 
Staates ift vorzubereiten und längſtens nad Ablauf eines Jahres 
von Publication des gegenwärtigen Geſetzes durch ein weiteres 
Gejeg zu regeln. In demfelben ift befonders wegen Beibehaltung 
gewiffer, berechtigten Bebürfniffen und Eigenthümlichkeiten ent= 
Iprechenden Einrichtungen und Gewohnheiten in den einzelnen be= 
zeichneten Ländern oder Theilen davon als provinzialer oder localer 
Rechtsnormen das Nöthige feitzujegen. 

Bis zum Erlaß diefes Geſetzes behalten die ftaatlihen Einrich- 
tungen, welche in den bezeichneten Gebieten biäher beſtanden haben, 
Geltung, infomweit fie der vollzogenen Einverleibung derſelben in 
den preußifhen Staat nicht zumiderlaufen. Die Königlich preußi- 
ſche Staatsregierung führt denigemäß währeyd dieſes Uebergangs- 
zuftandes die Regierungsgefchäfte in den einverleibten Ländern 
nad der befonderen Berfaffung eines jeden, indem die Souveräni- 
tät über diejelben von der Krone Preußen geübt wird. In allen, 
die Folgen der Einverleibung oder gewiſſe Modificationen der: 
felben ($ 2) betreffenden Angelegenheiten haben die in den ein- 
verleibten Gebieten beftehenden Landesvertretungen nur eine be: 
rathende Stimme. 


°) Antrag des Abg. Dr. Lette: 


81. 


82. 


83. 


Das Königreich Hannover ꝛc. ꝛ⁊c. werben mit der preußiſchen Mon⸗ 
archie vereinigt. | 

Zängftens innerhalb Sabresfrift, von Publication biefe el ? 
ab gerechnet, wird die Verfaflung des preußifdi 

31. Januar 1850 nebft deren Ergänzungen 

den in $ 1 genannten Ländern definitiv el 

Zur Zeit bleiben in dieſen Ländern bir 

geweſenen Einrichtungen und Gefege In 


25. 8. 1866, 


25. 8. 1866. 
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der Einverleibung jener Länder in den preußifhen Staatöverband 
vereinbar find und mit der preußiihen Verfafjungsurfunde nicht 
im Widerſpruch ftehen. 

Die Beftimmungen hierüber ($ 3), fowie die Einleitungen und 
Anordnungen wegen Einführung der Preußiſchen Staatsverfafjung 
erfolgen nad dem Bebürfniß vorerft im Wege Königlicher Ber- 
ordnungen. Die Königliche Staatöregierung bat dabei, ſoweit es 
mit der Einverleibung jener Länder in den preußifchen Staat ver- 
einbar ift, auf deren eigenthümliche Cinrihtungen und bejonderen 
Berhältniffe überall billige Rüdficht zu nehmen. 


. Die Königlihe Staatsregierung wird dem Landtage Über Die defi— 


nitive Regulirung der Berhältnijje jener Länder zum preußijchen 
Staat und über deren Vertretung im preußiihen Landtage läng: 
ftens innerhalb Sahresfrift eine Borlage machen. Dieje definitive 
Regulirung erfolgt demnächſt mitteld eines bejonderen Gefeges. 


—> — 


Perfonen-Regifter. 


Adolph v. Naffau 411. 421. 422. 423. 


Aegidi 316. 318. 330. 336. 337. 


Albert, Kronprinz von Sadfen 380. 
381. 


Aßmann 30. 
Ausfeld 256. 


Balk 204. 

Bafjenge 470. 471. 474. 
Baumftart 137. 261. 
Bebel 309. 

Below, v. 250. 

Benda, v. 406. 
Benedetti, Graf 266. 


Bennigjen, v. 232. 233. 234. 235. 236. 
237. 239. 240. 243. 245. 263. 360. 
365. 366. 368. 378. 382. 385. 414. 


Bernhardi 328. 

Bernuth, v. 144. 

Bertrab, v. 289. 
Bethmann-Hollmeg, v. 166. 323. 


Bey. —9 Graf v. 88. 89. 90. 92. 


Bei, Sn v. (Bundesbevollmädtig- 
— Schönhaufen, Graf v. 3. 4. 


13. 22. 23. 24. 26. 30. 31. 32. 38. 
39. 40. 41. 45. 47. 48. 50. 52. 59. 
55. 586. 59. 66. 69. 70. 71. 72. 73. 
74. 75. 76. 78. 83. 87. 88. 89. 91. 
92. 94. 97. 100. 102. 103. 118. 


114. 115. 118. 125. 126. 137. 140 
144. 151. 153. 158. 159. 160. 1 
162. 165. 166. 168. 185. 192. 
194. 198. 213. 216. 217. 219 


. . . 438. 439. 
451. 457. 458. 463. 465. 466. 


70. 473. Bgl. Inhalt. 
Blandenburg, v. 331. 333. 334. 
Blome, Stat 408. 


Bodum-Dolffs, v. 222. 338. 469. 


475. 
Bodelfhwingh, v. 40. 
Boehmak 202. 
Brauditich, v. 458. 460. 465. 


Braun, Dr. 167. 169. 175. 182. 
224. 227. 259. 261. 331. 343. 


348. 
Brühl, Graf v. 142. 
Bucher, L. 289. 
Buderus 272. 
Bülom, v. 289. 


Bu 00 NR86. 388. 389. 


471. 


222. 
344. 


391. 


ve 14. 18. 


478 


Cicero 17. 

Glafjen-Kappelmann 38. 

Conrad, Herzog v. Mafovien 204. 
Cranad), v. 332. 

Eurtius 289. 


Dalmigk, Frhr. v. 315. 

Delbrüd 324. 33]. 

Dieft (Daber), v. 457. 

Donimiersti 204. 

Dunder 171. 193. 270. 271. 327. 338. 
381. 582. 383. 


Endemann 332. 

Errleben 226. 

Eulenburg, Graf zu (Minifter) 13. 40. 
2. 124. 125. 158. 355. 450. — 
(Abgeordneter) 159. 


Faucher 22. 383. 

Tordenbed, v. 30. 298. 318. 402. 414. 

Forkel 328. 

Frentzel 29. 30. 359. 

Freſe 22. 

Friedenthal 330. 

Friedrich Merk v. Auguftenburg 102. 
103. 104. 

Friedrich 1. Yarbaraff 420. 

Friedrich d. Gr. 444. 

Friedrich Didin der Große Kurfürſt 


Sriedeid Wilhelm IV. 122. 
riefen, v. 262. 288. 


Gablenz, v. 105. 

Georg V., König v. Hannover 184. 
185. 186. 188. 411. 412. 413. 416. 
417. 418. 419. 421. 422. 425. 426. 
430. 431. 432. 433. 435. 437. 

®erber, v. 167. 

Gildemeiſter 289. 

Gneift 23. 25. 32. 36. 66. 

Gottberg, v. 32. 

Grabom 9. 30. 31. 34. 38. 363. 

Groote 101. 167. 168. 171. 

Grumbredt 247. 282. 283. 334. 414. 

Günther (Abgeordneter) 225. 

Günther (Bundesfommifjar) 320. 


Hagke 329. 330. 

Hammerftein, Frhr. v. 216. 229. 
Hänel 316. 

Harbou, v. 289. 


Perfonen-Regifter. 


Harkort 66. 

Heinrich d. Löwe 420. 423. 

Hendel v. Donnersmarck, Graf 255. 
338. 340. 

Hennig, v. 219. 318. 338. 378. 383. 

Hering 202. 

Herrmann 289. 

Heydt, v. d. 11. 52. 115. 158. 3083. 
355. 412. 414. 421. 427. 430. 458. 

Hoeder 289. 

Hofmann 225. 288. 

Hohenlohe, set Herzog v. Ujeſt 283. 
234. 285. 

Soheniohe-Sehillingsfürft 345. 

Hohenlohe, Brinz 316. 

Holgendorff, v. (fähf. General) 381. 

Hoverbed, Frhr. v. 29. 30. 37. 38. 
39. 298. 338. 


Jachmann 330. 331. 

Jacoby 113. 114. 

Jaenſch 202. 

Johann Friedrich d. Großmütige, Kur- 
fürft v. Sadjen 420. 

Sohn 88. 

Itzenplitz, Graf v. 40. 52. 158. 355. 

Jugurtha 419. 

Sung 35. 99. 101. 


Kanngießer 74. 365. 366. 368. 378. 
382. 385. 439. 469. 470. 474. 

Kantaf 196. 198. 213. 214. 383. 

Kardorff, v. 450. 466. 

Karl V. 420. 

Karolyi, Graf 45. 

Katkow 374. 

Kebler, v. 166. 

Kirchenpauer 289. 

Kirchmann, v. 469. 

Klapp 289. 

Kleiſt-Retzow, Graf v. 115. 117. 122. 
125. 

Kent, v. 186. 

Köſter 167. 

Kramita, v. 131. 

Krag 330. 331. 

Krofigf, Frhr. v. 289. 

Kryger 212. 268. 269. 

Kunze 201. 202. 

Kürſchner 330. 


Raster 164. 167. 173. 183. 239. 248. 
244. 245. 256. 258. 259. 276. 278. 
279. 298. 299. 324. 325. 331. 332. 


PVerfonen:Regifter. 


333. 334. 338. 339. 359. 360. 365. 


411. 428. 430. 439. 448. 
Leonhardt 399. 400. 
Lette, v. 340. 392. 471. 475. 
Liebe, v. 289. 
Liebknecht 341. 
Lippe, 
355. 399. 400. 


Loewe 66. 97. 98. 344. 346. 360. 373. 


375. 376. 377. 397. 
Lubienski, v. 59. 60. 


Mallindrodt, v. 191. 193. 
Mammen 312. 
Manteuffel, Frhr. v. 460. 461. 


Marie; Königin v. Hannover 186. 187. 


Meftewin 1I. 205. 
Michaelis 66. 69. 227. 
Michelid 66. 114. 167. 172. 173. 


Miquel 167. 169. 181. 243. 276. 278. 
279. 344. 347. 418. 421. 426. 439. 


440. 
Moltte, Frhr. v. 47. 338. 
Motty 166. 167. 
Mühler, v. 40. 355 
Mündhaufen, Schr. v. 184. 190. 


Wapoleon III. 108. 


Norded v. Rabenau, Frhr. 165. 272. 


315 
Nordenflyct, Schr. v. 470. 473. 


Dertzen, vo. 239. 
Obeimb, v. 289. 


Bercy 259. 
Perponcher, Sraf v. 266. 


Pforbten, Frhr. v. d. 104. 105. 346. 
Platen-Hallermünde, Graf v. 187. 366. 


307. 3706. 
Putbus, Fürſt zu 299. 


Radowitz, v. 192. 
Nee 167. 172. 


Reichenfperger, P. Fr. 13. 39. 281. 
439. 


Renard, Graf v. 131. 
NRittberg, Graf v. 114. 
Roepell 96. 

Rohden 167. 471. 
Röffing, v. 289. 


Noon, Frhr. v. 22. 40. 47. 52. 158. 


330. 338. 341. 355. 421. 
Rouher 265. 


Graf zur 30. 31. 32. 40. 52. 


479 


Rudolph v. Habsburg 192. 193. 
Runge 323. 383. 
Ruſſell 332. 


Saenger, v. 212. 

Saltzwedel 331. 

Savigny, vd. 158. 203. 288. 
Schaffrath 224. 225. 
Sceel:Plefjen, v. 102. 106. 113. 
Schlegel 17. 

Schleiden 336. 

Schraps 216. 

Sculenburg, Graf v. d. 254. 
Schulze (Delitzſch) 82. 83. 84. 90. 92. 
332. 333. 395. 418. 471. 475. 

Schwartze 332. 

Schwarzenberg, Fürſt v. 195. 

Schweitzer, v. 332. 333. 

Schwerin-Putzar, Graf v. 74. 92. 157. 
159. 160. 222. 338. 469. 470. 474. 

Seebad, Frhr. v. 289. 

Geiffert 335. 

Seldom, v. 40. 52. 355. 

Senfft-Pilſach, v. 117. 118. 

Shakeſpeare 10. 22. 

Simon 286. 

Simfon 78. 160. 

Solms, Prinz 189. 

Solms-Laubach, Graf v. 272. 273. 

Stavenhagen 60. 330. 414. 439. 

Stein, Frhr. v. 328. 

Steinmeß, v. 200. 

Stephant 318. 
Stolberg: Wernigerode, Graf v. 114. 
283. 284. 285. 299. 301. 464. 

Spbel, v. 433. 435. 430. 


Thielau, v. 232. 233. 239. 240. 

Thümen, v. 261. 262. 

Tweſten 27. 29. 30. 31. 32. 78. 101. 
102. 103. 105. 107. 113. 167. 173. 
178. 224. 225. 230. 234. 298. 318. 
322. 341. 359. 384. 393. 395. 402. 
403. 404. 405. 411. 412. 413. 414. 
434, 435. 


Ujeſt, ſ. Hohenlohe. 
Unruh, v. 24. 360. 
Unruhe-Bomſt, v. 212. 


Binde, v. 66. 161. 104. 165. 222. 226. 
227. 228. 270. 276. 284. 439. 440. 
441. 443. 444. 448. 455. 4693. 460. 
466. 

Virhom 11. 26. 38. 39. 66. 86. 88. 


480 Verjonen-Regifter. 


91. 298. 299. 365. 366. 367. 368. 
370. 376. 470. 471. 475. 
Bogel dv. Faldenftein 321. 


Wagener 66. 167. 170. 174. 222. 247. 
248. 332. 466. 

Maldam-Steinhöfel, v. 13. 302. 

Waldemar, Martgraf v. Brandenburg 
205. 

Waldeck 66. 89. 90. 167. 171. 178. 
180. 324. 379. 395. 451. 453. 

Waligorski, v. 126. 378. 

Watzdorf, Frhr. v. 289. 

Weber 247. 261. 262. 

MWeftfalen (Minifter) 460. 


Wieczorkiewicz 201. 
Wiggers 158. 159. 160. 
Milhelm I., König v. Preußen 40. 51. 

52. 53. 75. 158. 203. 290. 348. 
Windthorſt, Dr. 159. 161. 391. 
Wölfel 380. 


Hort v. MWartenburg, Graf 124. 


Zadariae 226. 227. 229. 231. 232. 
Zembski 202. 

Biegler 418. 419. 428. 
Zimmermann 366. 

Zulow, v. 335. 

Zuylen van Nyevelt 217. 


Sach-Regiſter. 


„Abfärben“ 439. 

Abfindungsverträge mit König Georg V. 
von Hannover und Herzog Adolph von 
Naſſau 411 ff. Verfaſſungsmäßige 
Berechtigung der Regierung, die 
Verträge abzuſchließen 414 f. 429 f. 
Die Annahme der Abfindungsſum⸗ 
men kommt einer Entfagung gleich 
431 ff. Das Abfindungscapital bleibt 
in preußifhen Händen 485 ff. — 
Geihichtliche Beifpiele von Abfindung 
depofjedirter Fürften (Heinrich der 
Löwe, Johann Friedrich v. Sachſen) 

420. 


Abgeordnetenhaus. Wie denkt das A. 
über die Zukunft von Schledwig- 
Holftein? 46. Auflöfung des N. 
46. 353 ff. Bermehrung der Mit: 
giederzahl 117, ſ. Adreſſe, Budget⸗ 


Abfolaliemus, preußifcher, in Hannover 
187. 


Acceſſion oder Einverleibung von Wal: 
de? 387 ff. 

Adel, polniiher 210. 211; hannover- 
ſcher A. 216. 

Adminiſtrativconvention 389. 

Adreßcommiſſion des Abgeordneten: 
hauſes. Aeußerungen Bismarcks 
56—59. 

Adreffe des Abgeordnetenhauſes (23. 8. 
1866) S. 60. 4. des Herrenhaufes 
(13.8.1866) S.63 ff. A. des Reichs: 
vage 809 ff. ru der A. für 

bad Bräfibium 312 


an yolltiihe an Il. 


Allianz, heilige 108. 

Altona, Maflenverfammlung der 
Auguftenburgifchen Partei 45. 

Anciennität. Wahrung der X. für die 
Mitglieder der höchſten Gerichtshöfe 
in den annectirten Zändern 401. 

Annerionen. Königliche Botjchaft, betr. 
die X. 51. Gefegentwurf 53. Aeuße⸗ 
rungen Bismardd in der Commif- 
fion des Abgeordnetenhauſes 69 ff. 
469 ff. In welchem Maße waren bie 
A. vorausberechnet? 90. 

Anträge, müßige 226 f. 280. 231. 

„Arbeiten wir raſch! Seten wir Deutfch- 
land fo zu fagen in den Sattel! 
Reiten wird es ſchon können!“ 184. 

Archive. Crleichterung der Benutzung 
von Ardiven 329. 

Affiette, pecuniäre 443. 

Auguftenburg. Entfagung des Herzogs 
von X. 433. Unterredung Bismarcks 
mit dem Erbprinzen von U. (1. 6. 
1864) 102 fi. 

Ausmeifungen. 
Rußland 134. 


Bant, preußiſche 5. 

Beamte. Ausfhluß der Beamten von 
der Wählbarfeit 252, wenigſtens der 
geiftlihen und eichterlichen 8. 254 f. 

Beamtenftand. Nothmwendigfeit einer 
ftraffen Disciplin im B. 252 f. 

Beleidigung. Ein Recht der Beleibi- 
gung gibt ed auch für Abgeordnete 
nicht 34. 35. 256 ff. 


31 


Klagen über U. aus 


482 


Berichte. Geſetzentwurf, betr. die Ber: 
öffentlihung mahrheitögetreuer B. 
über die Verhandlungen des Reichs: 
tags 142. 

- Berichte des Staatsminiftertums: vom 
15. 9. 1863 5. 246, vom 9. 5. 1866 
S. 46, vom 20.9. 1867 ©. 353 ff. 

Befoldungen der niederen Beamten und 
Lehrer 147. 

Beuteftüd, Hannoverjches 446. 

Bewegung, deutjche. Friedliches Ende 
ber d. B. 358. 

Bismard:Percy 259. 

Botichaften: Vereinigung von Hanno: 
ver, Heſſen, Nafjau, Frankfurt a. M. 
51. 55; Schluß des Reichstags 290. 
348. 

Budget. Annahme des 3.3 en bloc 
100 


Budgetcommijfion. Die Abfindungs- 
verträge mit König Georg V. von 
Hannover und Herzog Adolph von 
Nailau vor der B. 412 ff. Ber: 
handlungen der B. über den han: 
noverfhen Provinzialfonde 436 ff. 

Budgetrecht. Anerkennung des B.3 des 
Abgeordnetenhaujes Durch den König 
49. 100. 101. Der Kampf um das 
B. 19%. 

Bund, Deutfcher. Mängel des D. 3.3 
152. | 

Bund, Norddeutiher. Wege zur Be: 
feftigung 57 f. Conftituirung Des 
N. 3.5 151. Defenfiver Charakter 
des Bs 156. Die Grenze des 
N. B.s iſt trog Art. V des Prager 
Friedens unzweifelhaft 213. Compe— 
tenzen des N. B.s 223 ff. Militär: 
budget des N. B.s 177. 2gl. Süb- 
deutjchland. 

Bundesanleihen 183. 

Bundesbevollmäcdtigte. Anſprache Bis- 
marcks bei Eröffnung der Gonferen= 
zen der B.n 151 ff. 

Bundescaffe. Zahlungen an die B. für 
militäriiche Zwecke 298 f. 

Bundescommijjarien. Begriff des Mor: 
tes 3. 158. 

Bundesconfulate 308. 349. 

Bundesfeldherr oder Bundespräfidium ? 
230. 231. 

Bundesheer. Feſtlegung des Beltan= 
des des B.s auf gemiffe Zeit 177. 

Bundesfanzler. Alleinige Verantwort⸗ 
lichkeit des B.3 233. 234. 240 ff. 244 f. 


Sad:-Regiiter. 


327, aud für Marine und Kriegs: 
wejen 328. Verhältniß des B.s zu 
den anderen preuß. Mitgliedern des 
Bundesrath 233, zu den Miniftern 
in Preußen 327. Die Snftruction 
des 3.3 233 ff. 240. 3. kann nur 
der preußiihe Minifterpräfident fein 
322. Reichstag und B. 260. 

Bundeskanzleramt. Nothwendigkeit und 
Bedeutung 324 ff. 

Bundesminiſterium. Bedenken gegen 
ein unitariſches B. 235. 236 ff. 

Bundesrath. Stimmenverhältniß im 
B. 227. 390. Ausſchüſſe des B.s 
229. 231. Chefs der Verwaltungs⸗ 
zweige neben dem B. unzuläffig 236 ff. 
Der B. repräfentirt in gemijjem 
©inne ein Oberhaus 251. Bedenken 
gegen eine Majorifirung im B. 233 f. 
Stellung des B.5 zu den vom Reichs: 
tag befchloffenen Abänderungen des 
Berfafiungsentwurfs 279 ff. Bro: 
tofoll der Sigung vom 16. 4. 1867: 
288 f. 

Bundesreform. Anträge Preußens auf 
B. 46. 

Bundestag, Frankfurter 396. 398. 

Bundesverfaffung. Die Zahl der Sou— 
veränitäten innerhalb der B. ift un— 
antaftbar 389. 394 f. 

Bündnik, preußifch:italienifhes 45. 

Bündnißverträge mit Süddeutſchland 
345 f. 

Bureau, ftatiftifiches für den Norddeut⸗ 
jhen Bund 829. 

Bürgerrecht, allgemeines, des Nord: 
deutichen Bundes 392. 


Capitis deminutio 238. 

Gartellconvention, ruffilch = preußifche, 
von 1857: 383 f. 

Gentralifation, preußifche 106. 

Chorden der Verfaffungsbejorgnig 431. 

Goalitionsminifterien. Shwäde v. C. 
456. 462. 

Gommiffionsfigungen. Warum kommt 
Bismard nicht gern in die &.? 25. 
28. Betheiligung der Regierung an 
C. 144. 

Compromif — das Lebensprincip des 


Eonftitutionalismus 100. DaB cam... 


ftitutionelle Zeben ein befiä-"* 
C. 116. 

Gonferenzeinladung, frang 
Beilegung der römifcher 








sat. Ce in "Bei- 
N „Den C. 
zu ei 
'itution zu machen, nt meine 
ee iſt nicht 


Sontiionaiöma| Gmpemiß, 





„Deitel des Rene 1 In 
— — 





Sy vom 79. 1867 ©. 318, 
nm. 
——— geſchichtliche 420, vgl. 


undertjährige & 
le 164. 192. 103. 


Beide Tragweite 86. 

re —— ee iſt mi Erfurt und Franlfurt. Perjönliche Erz 
zu, mitunter aber nothwendi — 195. 
in abet Gefegentiwi — 
Tun Hannovers zc. mit 


Er des Reichstags 92 f. 261. — Wirifeaftsverättnifte 

ER Ihre ng im Mege ae: * eek ee 147. * 

262. ‚Suftandefommens 402. 

Etats; en ran des Anfangs 

‚Europa. — Geſtaltung ſeit 1815: 

Knien (vesintereffirte) 
in England 250, 


Ex ungue leonem 201. 













Gem: 
ven Ari mu 
311. 





Geift des Geſetzes — ein vager Ber 


98. 

Gerichtöfoften; Ermäßii 5. 

Ense sh 
Staaten ——— Yundes 
eine Nothwenbigteit 371 |. 378. 
9. in Darmfabt 379, Dresden 30, 


Hamburg 

her der Einzeljtaaten 
iftsordmung. Neu Bis: 

— 







385. 

ndeld- ee 
” „an, Süpbeutihiand 344 
lien 5; 
jannover, Geſetzentwurf 


gängen 120 f. 195. tung 88 9.8 
zu dem Gefegentmun die se 
mebrung der union bs 


— — 118 ff. 3 —* 
— — —* 
H Men ——— ei Eintritt des 
effen, jerzogt! 
ganzen Großherzogthums im 
Norddeutſchen Bund, Jt 
und Antwort 272. 273 ff. 315. 
„role Maiblingen;, hie Welf! hie Reichs⸗ 
tag, bie Sandtag!" 172. 
Ne ange m ion des 


s 


316. 


Preußen (Vreßi 

oljtein, |. Schli olftein. 
olzhandel an der rufjtich-preußifchen 
Grenze 133. 


Supothelenge 


chung. — 


ee arte 488, 











Keitit bes Erreichten yet Denen nicht, 
= die — — 


Kurt Fanatiſche Liebe der K. 
—— — 


Labiau, Tractat von 22. 

Landtag, preußifcher (15.1. bis 29.2, 
1866) 1—42. (5.8. 1866 bis 9.2. 
1867) 43—148. (29. 4. bis 24. 6. 
1867) 293—304. (15. 11.1867 bis 
29.2. 1868) 351—468. 





147. 
= iſt nich ie ae Aene 


tung, 2.3 zum Nord⸗ 
deutſchen — a a. 
zum Nord⸗ 
. Seine euxo- 


w des Garnijonrechtes in &, fein 
jerluft für Deutichland 310. Die 
Neutraliftrung 2.3 ein Exjag für 
die Preisgabe der Feſtung 312. 


‚Macht geht vor it“ 
Gala —— —— gegen M. im 
Bundesrathe 223 f. 
Marine, preußiſche 6 ee 
Marinepfarrer, Tatholijche 330 
Se u. Gewichtsweſen en 


Dioktenburg. Sondervertrag mit M. 
80 a et (Onterpellation 


sera u tjcher 
nicht in R las ee uno. = 





im R 
lder mover⸗ 
ee 


Perfonalunion, Eine P. tft auf die | 


Dauer nicht wunſchenswerih 71; vgl. 
Lauenbut 


rg. 
lersburg. Gel it 375. Milis 

— 

Petition, Frankfurter, betr. den Erlaß 
der Gontribution 74. Petitionen 
gegen und für die Einverleibung 
70. 489 f. 


Put! Puil 34. 

Bhantafie, junferhafte, eines anmafen- 
den Patricierd 33, 

„pleetuntur Achivi“ 186. 

Polen. Antrag ©. Lubiensti auf 
Anerfennung ber „unverjährbaren 
Nedhte" des polnifhen Volles 59. 
Die polnifchen Unterthanen des Kö— 
nigs von Preußen find Breufen 60. 
Proteft der polnischen Fraction ge- 

ehemals 


rüdmweifung des 


polniſchen Nation, fondern zum Schub 
des fatholifhen Glaubens altes 
198 f. 203. Die Mohft! der 
preußiſchen Herrſchaft in den polni⸗ 
fchen Landestheifen 199. Anfänge 
— —— 
—— — ——— lich 

I. eine je ohne erech 
tigung und Auf 210. Abnei- 


der Baı in Gali 
Eerkuerung br polen Henaft 





& 


Hr 


Hu 


ten 





Sad dei sn it 
uidquid deliran| ‚, pleetuntur 
Ackiei 136. R 


Naubritter 193. 
Neactionswejen, wildes 177. 
töpflege. Uebelftände einer zwie- 
fpältigen R. 400. 
als Stichblatt 343. 
eiheit im Nordd. Reichstag 92. 
142 ff. 256 ff. Correctiv der R. 
das Prefigefeg 143. Die N. tein 


—— 181 
Neihstag ein TEL — 2. 
bis F 4. 1867) — — 


lage des E für den Nord- 
deutjchen Bund 78 ff. Abweichungen 
vom R. 97 f. 
jolutionen. Die vier R. v. Forden- 
betr. den Haushaltsetat des 
Nordd. Bundes 318 ff. 322 f. 
responsa prudentum 2]. 


Rheinſe aben. eitit 
derſeiben 147. — 


and. Einfluß der Barteilämpfe 
auf die Unparteilichteit des Richter 
ftandes — Bis⸗ 


Rüde 





Sach · Regiſter. 


Staatswagen, preußij Der pr. St. 
mi dem Pi — ge⸗ 
Stein ber Beifen en 169. 
— Koſten der St. 282 f. 
anfard 257. 365. 


— 
mgen des Nord⸗ 


— zu S, 156. 179 ff. 
221. 296. 307. 312 ff. Das Schrei 
Bild eines Bündnifies von ©. wi 
dem Auslande 220. Eintritt ber 
ſuddeutſchen Staaten in den Nord» 
deutfchen Bund 276 ff. Prämiffe 
des Eintritts 278. 80 (verträge und 
Bündnißverträge — mit einander 
in Wedjelbeiehung 344 ff. 

summa diligentia 320. 

Suppe. „Die S. verſalzen“ 240, 


Tannenberg, — 205. 206. 


Thronteben —D—— Landtag: 
Eröffnung (15.1. 1866) 4 ff. Schluß 
(23. 2. 1866) 41 ff. Eröffnung (5. 8, 
1866) 48. Schluß (9.2. 1867) 145 ff. 
Eröffnung (29.4. 1867) 295 ff. Schtuf 
(24.6.1867) 303. —— ‚11. 
18er) 355 55; Schluß (29.2. 1868) 

eichätag des Nord- 
Re Sen Bundes: Eröffnung 
(24.2. 1867) 154 ff. Schluß (17. 4. 


1867) 291 5. €ı ung (10. 9. 1867) 
307. Schluß @L.10.1807) 348 fi. 
— allgemeiner 140, 
toto die 191. 


Utas, 2 1845 131. 
Unmögtidttten, phanafide 170. 


Ventil der Majchine 223. 

Berantwortlichkeit, vgl. Bundeskanzler, 
Ninifter. 

Verfaffung, belgiſche, Art. 78: 19. — 
V. des Nordd. Bundes (Entwurf) 
151. 152. 155. 162 Die Mo- 
tive des Entwurfs liefert Deutjeh- 
Lands Gejehichte 165. 168. efichts- 
puntte bei Aufftellung der V. 169. 
Die B, fein theoretifches deal 169. 
Einwendungen der Unitarier und 

Particulariſten 170. 172. Bafis der 
V. muß das Vertrauen in Preußens 
Vertragstreue fein 171. Art. 1: 
196 ff. 199. Art. 4: 182. 222 ff. 








SBEERESRE 


® 
Be 


BER 


een 
EEEREE 


ah 1815) 128 f. 
‚ein Recht, zu exi⸗ 


Vollsredte 434. 


1. Indirecte Wahlen bilden eine 
Ben der San und der Meis 
mung ber Nation 2 

— — otifge 166, 


f. 
Wahl; 1849: 246 f.; di 
— * fe; — — 


ſches W. 8 
ht. as allgemeine W. 

Erbtheil ae Entwidelung der ae 
schen Einheitsftrebungen 246; es 
bringt — Capacitäten in 
das Haus 25 

—— —— mr 460. 

Mängel des p. W. 


490 


Malded - Bırinont. Konvention mit 
Preußen 386 ff. Die Genehmigung 
der Convention durd die Bundes- 
gejeßgebung nicht nothwendig 392. 
Die Convention legt dem preußifchen 
Staate feine größeren Laften auf 
als die Einverleibung 393 ff. 

„Was du vom Augenblide ausgefchla- 
gen, bringt feine Ewigkeit zurück“ 
212. 472. 

Wehlau, Tractat 22. 

Weſtpreußen. Zur Gejchidhte der Bo: 
lonifirung von W. 204 ff. 

Wetter. „Schlechtes W.“ der Zukunft 
123. 


Sach⸗Regiſter. 


Wloclawek. Zoll an ber Brüde von 
W. 183 


Wort, fliegenbes 434. 
Wozu der Lärm? (Citat aus „FZauft” 
I, Studirzimmer) 25. 


Zinsfuß. Aufhebung der Belchrän: 
tungen des Zinsfußes 147. 382 f. 
9 


349. 
Zollparlament, deutſches 91. 181. 
Zollverträge mit den fübbeutfchen 
Ztaten 307. 344 ff. 349. 857. 
5 


358. 
Zwangsurlaub für Beamte 258. 255. 








